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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 
V o  r s i t z e n  d e: Präsident Benya, Zweiter 

Präsident Dr. Maleta. Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r  ö f f n e  t. 

Die amtlichen Protokolle der 31. Sitzung 
vom 30. Mai und der 32. Sitzung vom 31.  Mai 
1972 sind in der Kanzlei aufgelegen, unbe­
anstandet geblieben und gelten daher als ge­
nehmigt. 

K r a n k gemeldet sind die Herren Abge­
ordneten Robak und Zank!. 

Stadtverwaltung weitergegeben und hat slich 
im wesentliChen dem angesChlossen. Bei dem 
Hearing, das unter meinem Vorsitz veranstal­
tet wurde, habe ich den Vorslitzenden dieses 
Komitees gefragt, was denn eigentlich das eine 
Projekt vor dem anderen besonders aus­
zeichne. Darauf hat Architekt Professor Rai­
ner gemeint, für das britische Projekt spreche 
die Besonderheit der Architektur, die Origi­
natität der Architektur. BekanntNch hat die 
Wliener Bevölkerung diese Auffa'ssung nicht 
geteilt, sondern diesem Projekt einen anderen 
Namen gegeben, der nicht diesem Umstand 
entsprochen hat. Nun kam aber 'ein anderes 
wesentliches Moment hinzu. Di,e beiden 

Fragestunde Organisationen der Vereinten Nationen, die 
Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. in dieses Gebäude einziehen sollten, haben 

dieses Projekt n:icht akzeptiert, Wlie aus den 
Ich beginne um 1 0  Uhr 1 Minute mit dem Akten hervorgeht. 

Aufruf der Anfragen. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: Wir gelangen zur 1. Anfrage: Es 
ist die des Herrn Abgeordneten Hahn (rJVP) 
an den Herrn Bundeskanzler. 

433/M 

War für die Vergabe des UNO-City-Projektes 
an den Architekten Staber das Wirtschaftlich­
keitsgutachten des Dr. lng. Walter ein aus­
schlaggebender Faktor? 

Präsident : Ich bitte den Herrn Bundeskanz­
ler zum Wort. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Die Grundlage für die Entscheidung 
bildete eine Beurteilung eines Fachberater­
kollegiums, das lSeinerzeH noch vor dem Zu­
stande kommen dieser Regierung gebildet 
wurde, wobei dem Fachberatergremium ge­
Wlisse Aufträge erteilt wurden, nach denen 
sie ihr Urteil abgeben sollten. Solche essen­
tielle Voraussetzungen für die Beurteilung 
waren: Konstruktion, Gründung, Bauphysik, 
Büroorganisation, Kl,imatisierung, Verkehr, 
Wirtschaftlichkeit und Arcl1itektur. Nach die­
s,en Gesichtspunkten lsollte nun dieses Gut­
achterkomitee die elinzelnen Vorhaben beur­
teilen. 

Dieses Komitee kam zu dem Schluß, daß, 
wenn man nach trgendeilIl.em Maßstab der 
mathematischen Beurteilung vorgeht, das Pro­
jekt der britischen Gruppe BDP an erster Stelle 
gereiht werden sollte, an zweiter Stelle das 
Projekt Staber, an dritter Novotny-Mähner 
und Pelli an Vlierter Stelle. Das Bundesmin'i­
sterium für Bauten hat einfach diese Beurtei­
lung an das Komitee der Minister und der 

Unter BerückSlichtigung aUer dieser Um­
stände, daß nämlich auch die BeurteHung der 
Architektur ßlicht nur Sache dieSelS Gremiums 
sein konnte, sondern auch dieses Komitees 
aus Regierungsmitgliedern und Vertretern der 
Stadtverwaltung, hat man sich sodann nach 
gründlicher 'Prüfung für das zwe:ite Projekt 
entsch!ieden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Hahn: Herr Bundeskanzler! 
Es wurden vor der Fällung der Entscheidung, 
welches Projekt zur Durchführung gelangt, 
Bodengutachten eingeholt und zahlre1iche 
Probebohru'llgen durchgeführt, welche eine 
Tragfähigkeit bei normaler Belastung in züka 
25 m Tiefe ergaben. Haben diese Gutachten 
und Bohrungen ergeben, daß dies'e Tragfähig­
keit für die Projekte aller vier Pmisträger 
gegeben schien? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich bin beim 
besten Willen nicht in der Lage, im Augen­
blick diese Frage zu beantworten. Sie ist von 
so technischer Natur. Ich muß aber erwarten, 
daß die Beamten des Bautenministeriums ihre 
Pflicht kennen und daher auch solche Prüfun­
gen vorgenommen haben. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Hahn: Herr Bundeskanzler! 
Es geht hier nicht mehr um die Frage, was die 
Beamten des Bautenministeriums bei den 
Probebohrungen noch feststellen konnten, 
sondern es geht in der Fortsetzung jetzt 
darum - und Sie selber haben in Ihrer lersten 
Antwort auCh erwähnt -, daß nach dem Maß­
stab der mathematischen Beurteilung das brli-
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Hahn 
tische Projekt sicherlich auf d�ese Tiefe hätte 
ausgeführt werden können. 

Ich. frage Sie jetzt: Wurde die Bundesregie­
rung als Vertreter des 65-Prozent-Antelils an 
der IAKW davon in Kenntnis gesetzt, daß zur 
Durchführung des Projektes von Herrn Archi­
tekten Staber auf Grund zu spät erfolgter aus­
fühdicher Bodenuntersuchungen die ursprüng­
lichen Tragfähigkeitsannahmen jetzt nicht 
mehr zutreffen, sondern der tatsächlich trag­
fähige Grund erst in einer Tiefe von ungefähr 
75 m gegeben ,ist? Können Sie angeben, welche 
sehr bedeutenden Mehrkosten - ilIl die Hun­
derte MiUionen, manche Fachleute sprechen 
von 1 Milliarde Schilling - e,intreten und ob 
das seinerzeitige WirtJschaftlichkeitsgutachten 
unter diesen Voraussetzungen jetzt überhaupt 
noch Gültigkeit hat. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. Bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsident! 
Darf ich mir die Frag,e gestatten, ob ich dem 
jungen Herrn dort auch antworten muß oder 
nur dem Abgeordneten, der filir die Frage 
stellt. (Abg. Dr. Ba u e r: Der junge Herr ist 
unser Klubsekretär!) Der junge Herr betätigt 
sich als Mitfrager. Ich möchte gerne wissen, 
ob ich dem Herrn Abgeordneten antworten 
soll oder nicht. (Lebhafte Zwischenrufe bei 
der avp. - Abg. Dr. M u s  s i 1: Wir setzen 
voraus, daß Sie unsere Klubsekretäre ken­
nen! - Anhaltende Zwischenrufe bei avp 
und SPO.) 

von dem Minister im Vertrauen darauf, daß 
diese technischen Fragen ordentlich geprüft 
wurden, entschieden werden. (Lebhafter Bei­
fall bei der SPO. - Abg. Dr. S c  h w i m m e r: 
Wo is t die Fragebeantwortung? - Weitere 
Zwischenrufe bei der avp.) 

Präsident: Wir kommen zur 2. Anfrage, der 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Zeillinger 
(FPO) an den Herrn Bundeskanzler. 

369JM 

Wie weit sind die Vorbereitungen für eine 
Reform der Beratung und Unterstützung wer­
dender Mütter, die sich gerade im Zuge der 
Diskussion um die Neuregelung des § 144 StG. als 
unbedingt notwendig erwiesen hat, bereits 
gediehen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Die Errichtung solcher Beratungsstellen 
ist Gegenstand jenes Gesundheitskonzeptes, 
das die Frau Bundesminister Dr. Leadalter vor 
ungefähr drei Wochen dem Mlinisterrat vor­
geschlagen hat. Es haben bereits Arbeits­
gespräche der zU!ständigen Bundesminister 
stattgefunden. Außerdem waren diese Fragen 
auch Gegenstand der Beratungen zWlischen 
dem Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz und den Gesundheritsreferenten 
der Länder, nachdem ein Gutachten über die 
verfassungsmäßige Zuständigkeit sowie die 
organisatorische Notwendigkeit die Zusam­
menarbeit mit den Ländern auf diesem Gebiet 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Am gegeben erncheinen lassen. Eine Enquete hier-

Wort ist der Herr Bundeskanzler. über wird Anfang September stattfinden. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich kann dem 
Herrn Abgeordneten nur auf Grund der Auf­
zeichnungen, die ich habe, antworten. Ich muß 
voraussetzen, daß die Beamten, die mit der 
technischen Durchführung dieser Angelegen­
heiten betraut sind, ihre gutachtliche Tätig­
keit oder jedenfalls ihre Beamtentätigkeit so 
ausgeführt haben, daß sich die Minister auf 
sie verlassen können. Ich nehme das auch an. 

Darf ich Ihnen aber aus der Zusammenstel­
lung sagen, daß unter den Fachexperten der 
Professor Stüssi, der nicht von dieser Regie­
rung bestellt wurde und auch nicht von die­
sem Bautenminister, dem Projekt Staber be­
züglich Baukonstruktion die Qualifikation 1 
gegeben hat und der Professor Veder, der 
auch nicht von dieser Regierung ernannt 
wurde, für die Gründung dem Projekt Staber 
(Abg. Dr. G f U b e f: Darum geht es jetzt 
nicht!) die Reihung 1 gegeben hat. 

Im allgemeinen muß jch sagen, daß der­

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Zeillinger: Herr Bundeskanz­
ler! Angesichts der Tatsache, daß die Dunkel­
z·iffer der Abtreibungen - wobei ich j,etzt gar 
nicht zur Diskussion stelle, ob sie 40.000, 
60.000 oder 100.000 beträgt - ein immer ern­
steres Problem wird und auch der Herr JusNz­
minister in einem Zeitungsinterview darauf 
hingewiesen hat, daß dafür die Regierung 
- und er hat gesagt, das sei keilIl Zufall -
das Staatslsekretaniat für Familienfragen e'in­
gerichtet hat, erstaunt es mich nun, daß plötz­
lich das Staatssekretariat für FamiHenfragen 
nicht mehr dafür zuständig ist, sondern die 
Frau GesundheitsmiIlJister, die lin einem Ge­
sundheHsplan, wie Sie eben sagten, nun offen­
bar das vorgeschlagen hat und in einer Enquete 
zur Beratung stellen will, was ja von den Par­
teien dieses Hauses, auch von meiner Fraktion 
schon vor Monaten verlangt worden ist. 

artige Fragen in 'erster Linie von den hiefür Ich darf Sie daher konkret fragen: Es steht 
zuständigen Beamten zu untersuchen sind und außer Streit, Herr Bundeskanzler, daß die 
sodann (Zwischenruf des Abg. Li n s b a u  e r) S07Jialhilfe vor dem Strafrecht zu fungieren 
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Zeillinger 

hat UDld ein weiteres Aufschieben dieser 
SOZlialhilfe schwerste Folgen nach sich ziehen 
wird. Ich frage Sie also konkret: Wann wird 
diese Bundelsregierung die von ihr verspro­
chenen und von den Parteien längst geforder­
ten außer Streit stehenden BeratungssteHen 
endlich einrichten? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Es ist gar keine Frage, daß es sich hier 
um €Iine Angelegenheit handelt, die :in die 
Ressortzuständigkeit verschiedener Ministe­
rien, einerseits dn das Ressort der Frau Ge­
sundheit'Sminister fällt, andererseits sicher 
auch mit farnilienpolitischen Fragen im Zu­
sammenhang steht. 

Es ist sicher richtig, daß die Frage in höch­
stem Maße dninglich ist, und ich habe schon 
gesagt, daß man die Absicht hat, im Septem­
ber, also noch vor Beginn der Herbsttagung, 
eine Enquete abzuhalten. Es ist offenbar früher 
nicht mögHch, weil man darüber auch mit 
anderen Stellen, mit den Ländern, Kontakte 
aufnehmen muß. 

Ich verstehe aber, daß diese Frage vor allem 
durch die Debatten der letzten Zeit besondere 
Dringlichkeit erhalten hat, UIIld ich weIde mich 
dafür einsetzen, daß man diesen Fragen eine 
besondere Aufmerksamkeit in unmittelbar 
nächster Zeit zuwendet. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Zeillinger: Herr Bundeskanz­
ler ! Die von Ihnen zitierten Beratungsstellen 
stellen ja nur ein Te'ilprogramm dar - was 
ja auch der JustizmiIliister und die Frau Staats­
sekretär für Familienfragen sagen - unter 
jenen Maßnahmen, die notwendig sind, um 
wendende Mütter, die lin einen Gewissens­
konflikt kommen, vor lirgendwelchen unüber­
legten Handlungen zu schützen und sie nicht 
allenfalls mit dem Strafrecht zu konfrontie­
ren. 

Da allso die Beratungsstelle nur eine von 
vielen Maßnahmen ist und die Frau Gesund­
heitsminister in dem Bericht, den Sie zitiert 
haben, nur die Beratungsstellen ang'eführt hat, 
ein anderes Mitglied Ihrer Regierung bisher 
aber noch keinerlei Vorschläge gemacht hat, 
darf ich Sie fragen: Wann werden Sie konkret 
Jene Maßnahmen - ich denke etwa hier an 
die Sozialhilfe usw. -, die hier schon zur 
Diskussion gestellt waren, vorsrnlagen, zur 
Diskuss1ion stellen und durchführen? 

Präsident : Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Ich bin nirnt in der Lage, Ihnen ein 
konkretes Datum zu nennen. Aber lieh wieder-

hole noch einmal, daß ich auf d·ie besondere 
DringHchke;it dieser Frage innerhalb der Bun­
desregierung hinweisen und trachten werde, 
daß es zu einer beschleunigten Behandlung 
dieses Problems kommt. 

Präsident: Anfrage 3: Herr Abgeordneter 
Dr. Heinz Fischer (SPO) an den Herrn Bun­
deskanzler. 

461jM 

Wie ist der Stand der Vorarbeiten betreffend 
die in der Regierungserklärung angekündigte 
Schaffung einer Verwaltungsakademie des 
Bundes? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: In meiner Regie­
rungserklärung vom 5. November 197 1  habe 
ich angekündigt, daß die Bundesregierung eine 
Verwaltungs akademie des Bundes ins Leben 
rufen wird, die nach den Grundsätzen der Frei­
willigkeit und allgemeinen Zugänglichkeit der 
gründlichen und praktischen Ausbildung, der 
Vertiefung der Kenntnisse der bereits in der 
Laufbahn stehenden Beamten sowie der Ver­
größerung der Aufstiegschancen für tüchtige 
Beamte zu dienen hat. 

Zu diesem Zweck habe ich eine Kommission 
ins Leben gerufen, der auch andere als Be­
amte angehört haben, so zum Beispiel Ge­
werkschaftsvertreter und Persönlichkeiten, die 
auf Grund ihrer Stellung und Kenntnisse zur 
Mitarbeit qualifiziert sind. 

Diese Kommission hat ihre Arbeiten abge­
schlossen und einen Bericht an die Bundes­
regierung erstattet. Dieser Bericht ist sehr 
umfangreich gewesen und hat im Prinzip die 
Zustimmung der Bundesregierung gefunden, 
sodaß ich jetzt in der Lage bin, den Auftrag 
zu geben, die endgültige Fertigstellung eines 
Entwurfes vorzunehmen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Heinz FisCher: Herr Bun­
deskanzler! Steht im jetzigen Stadium der 
Beratungen, also auf Grund der Empfehlun­
gen dieser Kommission, schon ungefähr fest, 
in welcher Größenordnung sich dieses Projekt 
beweg,en kann, das heißt ein wie großer Pro­
zentsatz der Beamten in der Lage sein wird 
oder in der Lage s€iin soll, diese Akademie zu 
frequentieren? In engem Zusammenhang da­
mit steht, wie diese Beamten ausgesurnt wer­
den sollen. Sollen sie sich freiwillig melden 
können, oder solle!ll sie von ihrer Dienststelle 
delegiert werden, oder soll es hier ein Aus­
schI1eibungsverfahren geben? Wie wiI1d allso 
dieses Rekrutierungsverfahren vor sich gehen? 
(Abg. Li n s b a u  e r: Das Parteibuch, Kollege 
Fischer!) 
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Präsident : Herr Bundeskanzler, bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Grundsätzlich 
soll am Prinzip der Freiwilligkeit festgehalten 
werden. Nur ist klar, daß es in der Verwal­
tungsakademie eine Kommission geben wird, 
die letztlich zu entscheiden hat, wer an diesen 
Lehrgängen teilnehmen kann. (Abg. Li n s­
b a u  e r : Nach dem sozialistischen Parteibuch 
wird das gemachtl) Die Stellungnahme der zu­
ständigen Behörde dazu wird natürl1ich nicht 
unwesentliich sein. Aber wesentHch sind die 
von mir angeführten drei Gesichtspunkte. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer: Herr 
Bundeskanzler! Wenn jemand diese Akademie 
besuchen wind, wird es da ein Abschlußzeug­
nis geben, werden mit dem erfolgreichen Be­
such e'iner solchen Akademie zusätzliche 
Rechte erworben, oder dient das nur einfach 
der Erweiterung des Wissens und der Ver­
besserung der Qualität der Beamten? Oder 
- ich komme auf die el1ste Alternai'ive zu­
rück - 'ist es etwa vorstellbar, daß man durch 
den erfolgreichen Besuch dieser Akademie ge­
wisse zusätzliche Anstellungserfordernoisse er­
wirbt, das heißt, daß zum Beisp'iel ein gut 
qualifizierter B-Beamter, also ein Beamter des 
gehobenen Dienstes, wenn er die Akademie 
absolviert, die Möglichkeit erhält, als A-Be­
amter tätig zu werden, wenn er auch andere 
VoraUJssetzungen erfüllt, wodurch sich die 
FlexibUität innerhalb des Verwaltungskörpers 
zweifellos erhöhen würde? (Abg. L i n s­
b au e I: Nach dem Parteibuch politischer Auf­
s tieg!) 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Die gegenwär­
tige Bundesregierung hat bereits einmal von 
ihrer Möglichkeit Gebrauch gemacht, drei her­
vorragend qualifizierten Beamten die Auf­
stiegsmöglichkeit in A zu gewährleisten. Wie 
wenig sie sich dabei von anderen als sach­
lichen Gesichtspunkten hat leiten lassen, 
davon kann sich jeder der Damen und Herren 
im Hohen Hause überzeugen. Sie werden dar­
unter sehr gute Bekannte finden. (Abg. 
L i n s b a u  e r: Jetzt, Herr Bundeskanzler -
aber später is t es anders!) Ich möchte dem 
Herrn Abgeordneten darauf antworten, daß 
es eines der ausgesprochenen Ziele dieser 
Akademie list, hervorragend qualifizierten 
Bundesbeamten eine zusätzIriche Vorausset­
zung für den Aufstieg in eine höhere Dienst­
postengruppe zu ermöglichen. (Beifall bei der 
SPtJ.) 

Präsident: Wir kommen zur 4. Anfrage. Das 
ist die Anfrage des Herrn Abgeordneten Dok­
tor Gruber (tJVP) an den Herrn Bundeskanz­
ler. 

434/M 

Welches Ergebnis hatten Ihre BesprechlUlgen 
mit dem deutschen Bundeskanzler in bezug 
auf die Entschädigungsangelegenheiten der 
Heimatvertriebenen? 

Präsident: Bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Im Zuge der Beratungen anläßlich des 
Besuches des deutschen Bundeskanzlers hat 
es 'in diesem Zusammoohang auch sehr aus­
führl'iche Gespräche mit ihm und seinen Mit­
arbe.itern, den Staatssekretären und hohen 
Beamten, gegeben. 

Der Herr Bundeskanzler Brandt hat auch 
über meine Empfehlung, soweit ich informiert 
bin, eine Abordnung der betroffenen Gruppen 
zu einem Gespräch empfangen. (Abg. Doktor 
GI u b e  r :  Der BundeskanzleI nichtf) Er hat 
sich aber jedenfalls bereit erklärt, daß in sei­
nem Namen einer seiner Herren in seiner 
Vertretung das macht. Er hat bei der Gestal­
tung des Programms grundsätzlich einer sol­
chen Vorsprache zugestimmt. Daß er sich dann 
durch einen seiner Staabssekr'etäre hat ver­
treten lassen, hat sicher seine Gründe gehabt. 

Nun äst dabei die Frage des Kreuznacher 
Abkommens erörtert worden, und man list zu 
dem Resultat gekommen, das -ich nicht unter­
schätzen möchte, daß ein besonderes Sach­
verständigengremium diese Frage 'im Lichte 
der letzten Entwicklung prüfen werde. Uns 
kommt es j a  vor allem darauf an, daß solche 
Gespräche in aller Form wieder aufgenommen 
werden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte sehr. 

Abgeordneter Dr. Gruber: Herr Bundeskanz­
ler ! Sie haben Isoeben das Kreuznacher Ab­
kommen erwähnt. Ich darf aber darauf ver­
weisen, daß Sprecher der SPO, besonders 
solche, die sich mit Vertriebenenfragen befaßt 
haben, !immer das Reparationsschädengesetz 
als den Weg bezeichnet haben, der einzig �iel­
führend wäre. 

Es list Ihnen ja bekannt, daß das Schi·eds­
gepicht eine Entsche,Ldung gefällt hat, durch 
die die deutsche Bundesrepublik eigentlich 
verhalten wäre, den § 60 des Reparations­
schädengesetzes aufzuheben. 

Ich möchte Sie, Herr Bundeskanzler, nun 
fragen: Haben Sie sich auch um die Zusage 
des deutschen Bundeskanzlers bemüht und 
eine solche erhalten, daß deutscherseits das 
Reparationsschädengesetz derart geändert 
wird, daß die Diskriminierung der in Oster­
reich lebenden Heimatvertriebenen beseitigt 
wird? 
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Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter Dr. Gruber! Es �st durchaus richtig, daß 
der AUlSgang dieses Schliedsgerichtsverfahrens 
einen formalen Und rechtlichen Anknüpfungs­
punkt bietet. Es schien uns aber bei der gege­
benen Sachlage richtig, daß man vorerst ein­
mal versucht, auf eine andere Art zu mög­
l,ichen Resultaten zu kommen. Bekanntlich ist 
ja ein eigenes Gremium beim Finanzmdnister 
etabliert worden, das sich mit den noch unge­
klärten und ungelösten Fragen beschäftigt. Ich 
glaube, daß man bei diesen Ergebnissen dann 
anknüpfen könnte, wobe.i natürlich die Frage 
des SchiedsgeIiichtes und der Ausgang des 
Verfahrens nicht ohne Bedeutung sein wird. 
Aber vom rein verhandlungstaktischen Stand­
punkt scheint es mir richtiger zu sein, daß 
man vorerst einmal versucht, eine Lösung 
herbeizuführen, ohne daß sofort und unmittel­
bar eine Novellierung dieses Gesetzes ange­
strebt Wlird. 

Ich möchte zum Inhalt des Schiedsgerichts­
abkommens aus den verschiedensten Grün­
den hier nicht Stellung nehmen, bin aber gerne 
bereit, Ihnen eine juristische Beurteilung, wie 
sie auf österreichiseher Seite vom Verfassungs­
dienst erfolgt ist, schI1ift1:ich zur Verfügung 
zu stellen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Gruber: Herr Bundeskanz­
ler ! Ich danke, daß Sie mir dlieses Gutachten 
auch zur Verfügung Istellen wollen. 

Ich möchte aber nun doch wieder auf das 
Kreuznacher Abkommen zurückkommen, da 
Sie gerade diesen Weg nunmehr als den ziel­
führenden bezeichnet haben. Von unserer 
Seite wurde immer der Standpunkt vertreten, 
daß neben der Verfolgung gemäß dem Repara­
tionsschädengesetz natüdich auch die Erweite­
rung des Kreuznacher Abkommens angestrebt 
werden müßte. 

Nun wurde vereinbart - das entnehme ich 
einer Pressenotiz -, daß über die Erweiterung 
des Bad Kreuznacher Abkommens neue Ver­
handlungen zWlischen Osterreich und der Bun­
desr'epublik auf Sachverständigenebene auf­
genommen werden sollen. Sachv'erntändigen­
verhandlungen sind allerdings nichts Neues . 
Das wurde bereits im Herbst 1969 zwischen 
den damaligen Bundeskanzlern Kiesinger und 
Klaus vereinbart, und es wurden 'im Jänner 
1970 auch tatsächlich Sachverständigen­
gespräche begonnen, die allerdings dann unter 
der sozlialistismen Regierung im Sande ver­
laufen siIlJd U1Ild nicht mehr weitergeführt 
wurden. 

Es ist daher die Frage, Herr Bundeskanzler, 
ob es überhaupt sehr s:iJJnvoll ist, nur auf 
Sachverständigenebene zu verhandeln, oder 
ob es nicht sinnvoller wäre, diesen Verhand­
lungsführern klare Direktiven mJitzugeben, in 
welcher Weise zu verhandeln sei. Der 
deutsche Staatssekretär von Braun hat anläß­
lieh des Kanzlerbesuches !in Wien betont, daß 
nochmals die Bereitschaft der deutschen Bun­
desregierung zu neuen Verhandlungen über 
eine weitere Beteiligung vorhanden sei. Es ist 
also h�er ein klarer Auftrag vorhanden. 

Darf ich Sie nun fragen, ob auch die öster­
reichischen Unterhändler die Vollmacht haben, 
über e:ine finanzielle Beteiligung Osterreichs 
an einer Erweiterung des Kreuznacher Ab­
kommens zu verhandeln? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter Dr. Gruber ! Die Sachverständigen wer­
den sich ja auch über die Frage auseinander­
zusetzen haben, di'e bekanntlich seit längerer 
Zeit eine Streitfrage zwischen den bei den 
Regierungen ilSt, inwlieweit von österreich:i­
scher Se.ite auch Inhalt und Geist des Kreuz­
nacher Abkommens in entsprechender Weise 
erfüllt wurde. Wir sind der Meinung, daß das 
geschehen 'ist, auf deutscher Seite gibt es hier­
über andere Auffassungen. Das muß auch aus­
getragen werden. 

Zweitens wird sich dieses SachveIiständigen­
gutachten vor allem mit den Fragen zu befas­
sen haben, die das Ergebnis der Beratungen 
dieses Beratergremiums, das geschaffen 
wurde und das aus Vertretern der politischen 
Parteien besteht, betreffen, zu dem dieses Gre­
mium gekommen ,ist. 

Drittens werden wir nicht zögern, wenn d!i.e 
Voraussetzungen vorliegen, sofort in Ver­
handlungen einzutreten, wenn wlir den Ein­
druck haben, daß diese Verhandlungen, was 
den Zeitpunkt und was den Inhalt betr,ifft, 
sinnvoll sind. Jedenfalls teile ich auch Ihre 
Meinung, daß man so rasch wie möglich zum 
VerhandlungsstadJium kommen sollte. 

Präsident:  Wir kommen zur 5. Anfrage. 
Auch Herr Abgeordneter Robert Weisz (SPO) 
hat eine Anfrage an den Herrn Bundeskanzl'er. 

463/M 

Welche Gesetzesvorlagen des Bundeska.nzler­
amtes wird die Bundesregierung als nächstes 
im Nationalrat einbringen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Im Bereich der SektiOlIl II des Bundes­
kanzleramtes stehen derzeit der Entwurf eines 
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Bundeskanzler Dr. Krelsky 
Bundesgesetzes - es ist praktl.isch schon hier­
hergekommen - über die Bezüge und Pen­
sionen der Obersten Organe des Bundes, eines 
Bundesgesetzes über die Ausschreibung von 
bestimmten leitenden Funktionen (Ausschre1-
bungsgesetz), eines Bundesgesetzes über die 
Errichtung einer Verwaltungs akademie, eine 
Regelung der AmtJszulagen der akademischen 
Funkt:ionäre sowie eine weitere Reihe von 
dienst- Ul1!d besoldungs rechtlichen Fragen in 
Verhandlung. 

Der Zeitpunkt, zu dem diese Verhandlungen 
abgeschlossen sein werden und eine EinbI"in­
gung einer Regierungsvorlag'e in Betracht 
kommt, kann noch nicht abges<hätzt werden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Robert Weisz: Herr Bundes­
kanzler! Ich habe die Frage, wann damit zu 
rechnen :ist, daß das große Kompetenzgesetz 
dem Parlament zugeleitet wird, mit dem näm­
lich der seit über fünfzig Jahren nicht aus­
geführte Verfassungsbefehl des Artikells 77 
Abs. 2 der Bundesverfassung erfüllt wird. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kre isky: Herr Abgeord­
neter Weiszl Die Verhandlungen zwischen 
den Ministerien sind abgeschlossen, die End­
redaktion dieses Entwurfes erfolgt gegenwär­
tig im Bundeskanzleramt, und lich glaube , daß 
ich in wenigen Wochen diesen Gesetzentwurf 
im Hohen Haus werde einbpingen können. 
Ich bin mir klar darüber, daß dieser Gesetz­
entwurf erst in einem späteren Zeitpunkt der 
Behandlung wird zugeführt werden können. 
Es ist aber mit der Einbringung in allernäch­
ster Zeit zu rechnen. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 6: Herr 
Abgeordneter Gorton (OVP) an den Herrn 
Bundeskanzler. 

436/M 

Welchen Wortlaut hat der von Ihnen in der 
mündlichen Anfragebeantwortung Nr. 308/M 
vom 10. Mai 1972 für Ende Mai/Anfang Juni 
in Aussicht gestellte "erste Blueprint für eine 
mögliche Lösung" der branchenweisen Zu­
sammenfassung der verstaatlichten Betriebe 
auf dem Sektor der Eisen- und Stahlindustrie ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Ich kann mich hier nur auf Informatio­
nen berufen, d1e mir zugegangen sind, und 
mö<hte dazu sagen, daß 'ich weliß, daß in der 
OIAG eine Redltlich-organisatoris<he Kom­
miss:ion eingesetzt wurde, in welcher nam­
hafte Fa<hleute aus den vier verstaatlichten 
Eisen- und Stahlunternehmungen sowie Ver-

treter der OIAG mitgewirkt haben. Diese 
Kommission hatdlie endgültigen Vorschläge 
- Vorschläge, bitte schön! - des sogenannten 
Gener aldir·ek toren -Komi tees vorzuberei ten. 
Das sogenannte Generaldirektorenkom1itee be­
steht aus den Generaldirektoren der vier in 
Betracht kommenden Betriebe, dem General­
direktor der OIAG und ihren Mitarbeitern. 

Dieses erste Komit'ee hat eine Darstellung 
verfaßt, in der die rechtlichen Aspekte und die 
organisatorischen Aspekte verschiedener 
denkbarer Lösungen zusammengefaßt slind. 
I<h warte aber auf einen Bericht über die 
Tätigk!eit des sogenannten DirektorenkoID'i­
tees, das am 15. Juni zusammentreten wird, 
und von dem ich hoffe, daß es zu konkreten 
Vorschlägen kommen wird. Erst dann, wenn 
diese Vorschläge vorliegen, kann s1ch der 
Eigentümer mit diesen Fragen auseinander­
setzen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton: Herr Bundes­
kanzler! Ich stelle zunächJst fest, daß Sie an­
läßlich der Beantwortung meiner Anfrage am 
10. Mai dieses Jahres gesagt haben, daß 
"Ende Mai - Anfang Juni jedenfalls ein 
erster Blueprint für eine mögl1iche Lösung vor­
gelegt werden wird" . Ich stelle also zunächst 
fest, daß S1e die heutige mündliche Anfrage 
nicht beantworten kOl1!Ilten, weil Ihnen ein 
solc:her Blueprint anscheinend wükl�<h no<h 
nicht vorgelegt wurde, und daß der Termin 
Ende Mai - Anfang Juni also nicht eingehal­
ten wurde. 

Herr Bundeskanzler I Sie haben am Montag 
dieser Wo <he in Linz über diese Fragen eine 
Diskussion mit Mitarbeitern der VOEST abge­
führt, und zwar nur mit Mlitarbeitern, die der 
Soziabistischen Partei angehörten. 

Ich frage Sie, Herr Bundeskanzler: Sind Sie 
bereit, als Bundeskanzler und zuständiger Res­
sortchef eine solche Diskussion mit Angehöri­
gen der verstaatlichten Betriebe oder des 
jeweiJiigen verstaatlichten Betriebes, den es 
betrifft, ohne Berücksichtigung deren Partei­
zugehörigkeit abzuführen? (Abg. P e t  e r: 
M einen Sie Betriebsräte aller Fraktionen?) 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter Dkfm. Gorton! Ich möchte dazu sagen, 
daß ich keine rechUiche Möglichkeit habe, 
diesem Direktorenkomlitee :irgendwelche Wei­
sungen zu erteilen. Ich habe vor einiger Zeit 
an die Herren die Anfrage gerichtet, wann 
ich mit dem Bericht rechnen kann. Man hat mir 
mitg'eteHt, daß die Herren Direktoren aus 
verschiedenen GrÜfnden um einen kurzen Auf-
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
schub bitten müssen. Mich mußten Sie nicht 
darum bitten, denn ich habe ihnen keine Bitte 
zu erfüllen. Sie haben mir nur mitgeteHt, daß 
sie hoffen, die Dinge nun am 15.  Juni fertig­
stelIen zu können .. 

Ich bin nicht in der Lage, den Vorstands­
mitgliedern der Betriebe, die der OIAG ge­
hören, Weisungen zu erteilen. Ich kann nur 
!immer w,ieder darauf hinweisen, daß der 
Eigentümer größten Wert darauf legt, daß der 
Gesetzesauftrag so rasch wie möghch, jeden­
falls in der vorgesehenen Fr,ist, erfüllt wird. 
(Abg. P e t  e r: Herr Bundeskanzler, werden 
Sie Betriebsräte aller Fraktionen der VOEST 
einladen?) Ich mußte erst den ersten Teil der 
Frage beantworten und komme nun zum zwei­
ten Teil: 

Ich habe dreimal erklärt: Ich bin der Mei­
nung, daß - wenn die Vorschläge dieses 
Direktorenkomitees vorhegen; das müßte sehr 
bald setin nach dem, was die Herren selber 
sagen -, es unbedingt notwendig sein wird, 
daß die Vertreter der Belegschaften - lieh 
habe hinzugefügt: aller Fraktionen! - Zeit 
genug bekommen, um zu diesen VOl1schlägen, 
die ja für sie Schicksalsfragen sind, Stellung 
nehmen zu können. Ich habe das beli den ver­
schiedensten Gelegenheiten erklärt, zuletzt 
gestern in der Bundesregierung. Das ist also 
eine verbindNche Zusage, daß lin dem Augen­
blick, zu dem die Vorschläge vorHegen, die 
Vertreter der Belegschaften Zeit bekommen 
werden, die Fragen zu diskutieren, und daß 
erst nach dieser Diskussion eine Entscheidung 
fallen kann. - Ich habe das ausdrücldich fest­
gestellt. 

Ich möchte außerdem hinzufügen, Herr Ab­
geordneter, daß 'ich bei dieser Konferenz der 
Sozialistischen Partei gar nichts anderes ge­
sagt habe. Ich habe gesagt, daß es bis jetzt 
keine Vorschläge konkreter Art g;ibt und daß 
die Belegschaftsvertreter zu diesen Fragen 
eTISt dann werden Stellung nehmen können, 
wenn solche Vorschläge vorliegen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton: Herr Bundes­
kanzler! Ich darf zunächst nochmals feststel­
len, daß Sie Mer zum Ausdruck gebracht 
haben, daß die M�tarbeiter und Belegschafts­
vertreter aller Parteien natürl1ich Gelegenheit 
zur Abgabe einer Stellungnahme haben wer­
den. Sie haben aber meine Frag'e nicht beant­
wortet, ob Sie bereit sind, so wie Sie am ver­
gangenen Montag mit den soziaJlistJischen An­
gehörigen des BetI1iebes diskutiert haben, eine 
solche DiskUJssion auch ohne Berücksichtigung 
der Parteizugehörigkeit der Bel'egschaftsmit­
glieder und Betriebsräte abzuführen. Diese 
Frage haben Sie nicht beantwortet. 

Laut "SoziaNstJischer Korrespondenz" vom 
12. Jun1 dieses Jahres haben Sie unter ande­
rem erklärt, eine Änderung des OIAG-Ge­
setz es hänge von der weiteren Entwicklung 
ab. 

Welche weitere Entwicklung, die allenfalls 
kommen kann, haben Sie 'im Auge, und welche 
Änderungen des OIAG-Gesetzes beabsichtigen 
Sie in diesem Zusammenhang allenfalls vor­
zuschlagen? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. Bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter Dkfm. Gortonl Ich war der Meinung, daß 
die von Ihnen gestellte Anfrage die Antwort 
schon involviert. Ich stelle ausdrücklich fest, 
daß die Erklärung, daß ich dafür sorgen werde, 
daß die Vertreter der Belegschaft aller Frak­
tionen hier gründUche Informationen erhalten 
und auch zur Stellungnahme aufgefordert wer­
den, auch involviert, daß 'ich an di'eser Aus­
sprache mit den Vertretern beteiligt sein 
werde (Abg. P e t  e r :  Kommen die auch zu 
Ihnen vor, Herr Bundeskanzler?) und daß �ch 
natürlich die Vertreter aller Fraktionen linner­
halb der Belegschaften zu dieser Aussprache 
empfangen werde. Ich sage das h'iemit ganz 
klar . Ich bin bereit; und zwar werde ich d1e 
V'ertreter aller Fraktionen, wenn die Vor­
schläge vorliegen werden, dazu einladen. 

Ich muß mich aber an den Wortlaut des 
Gesetzes halten, wonach mir nur sehr be­
grenzte Möglichkeiten zustehen, mich in An­
gelegenhe'iten der OIAG oder der verstaat­
lichten Betriebe e1inzumischen. 

Herr Abgeordneterl Was die Frage bezüg­
lich einer eventuellen Novellierung des OIAG­
Gesetzes betrifft, so möchte ich dazu feststel­
len, daß es durchaus verschiedene MögHch­
keiten giibt. $Iie werden sich aber in erster 
Linlie darnach richten, ob slie gee'ignet sJnd, 
die Erfüllung des Gesetzesauftrages, der sei­
nerzeit gegeben wurde, zu erleichtern. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 7: Herr 
Abgeordneter Dr. Prader (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Landesverteidigung. 

412/M 

Entspricht Ihre Meldung in der "Presse" 
vom 11. April 1972, in der Sie zum Ausdruck 
bringen, daß die Heeresumgliederung in den 
Grundzügen bereits festliegt, den Tatsachen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für · Landesverteidigung 
Lütgendori: Herr Präsident! Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter l Die von Ihnen erwähnte 
Meldung in der Tageszeitung "Die Press'e' 
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Buadesmlnister Lütgeadorf 

vom 1 1 .  ApIlil 1972, wonach ich die Meinung 
vertreten habe. daß es hinsichtlich der Heeres­
umgliederung in den Gründzügen keine Ande­
rung mehr geben werde. entspricht linsofern 
den Tatsachen. als darin mein Standpunkt und 
meine Vorstellung'en zu der gegenständlichen 
Frage zum Ausdruck kommen. 

Durch den in der 29. Sitzung des Landes­
verteidigungsrat'es am 29. Mai 1972 zum 
Gegenstande gefaßten Beschluß erfuhr meine 
im April geäußerte Meinung ihre Bestätigung. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Prader: Herr Bundesmini­
ster! Sie Isind bei Ihrer Beantwortung am Sinn 
der Anfrage vorbeigegangen. Von der Thema­
tik her ist erkennbar, daß der Aufruf dieser 
Anfrage ze,iUich etwas verspätet erfolgt 'ist. 
Aber das Problem bleibt aktuell. Es ist dies 
nämlich ,die Tatsache, daß Sie nach jener 
Sitzung des Landesvertelidigungsrates. iin der 
der Herr Generaltruppen:inspektor sein Gut­
adlten unterbreitet hat und dann die Beratun­
gen über das Organisationsschema weiter 
ausgesetzt wurden. das eben z'itierte Interview 
der "Presse" gegeben haben. In diesem Inter­
view sagen Sie nicht mehr und nicht weniger. 
als daß dieser Antrag bereits beschlossene 
Sache sei. Das bedeutet. daß Sie gar nicht 
bereit waren. die Opposition lin dieser Sache 
zu hören und Erwägungen ,in Rechnung zu 
stellen. Argumente zu würdigen, sondern daß 
es sich bier lediglich um Scheinverhandlungen 
handelt. um den Formalitäten. den Para­
graphen zu entsprechen. 

Herr Bundesminilster ! Bei einer solchen Hal­
tung fragen wir uns. ob es überhaupt noch 
sinnvoll list. daß wir zu Verhandlungen kom­
men. wenn das Ergebnis bereits vor Beginn 
der Verhandlungen ohnedies bei der Mehr­
heitsfraktion festgelegt ist. 

Präsident: Herr Bundesminister. bitte. 

habt haben. Ihre Vorlage zu vertreten. halte 
kh für eine Selbstverständl'ichkeit, denn sonst 
hätten Sie die Vorlage als Minister gar nicht 
einbringen können. Aber es hat sich darum 
gehandelt, daß S:ie erklärt haben, daß die 
Beschlußfassung bereits beschlossene Sache 
sei und daher die Argumente der Opposition 
für Sie uninteressant waren. Das 'ist das Ent­
sche.idende. und daher die Frage, ob Sie diese 
Haltung für richtig halten. ob Sie weiter lin 
dieser Haltung verharren werden, weH wir 
daraus unsere Sdllüsse ziehen müssen. 

Ein zweites, Herr Bundesminister : In der 
letzten Sitzung des Landesverteidigungsrates 
wurde das Organisationsschema beschlossen, 
allerdings nicht in der vorgel'egten Form, son­
dern in abgeänderter, und zwar auf Grund 
eines Ad-hoc-Ant�ages. Es wurde beschlossen, 
dieses Organisationsschema zu empfehlen. mit 
Ausnahme der Durchführung in bezug auf die 
höhere Kommandostruktur . 

Wie die Interviews der Parteienvertreter 
nach dieser Sitzung erkennen lassen haben, 
hat keiner gewußt, was nun eigentlich be­
smlossen wurde und was nun e'igentl.ich gilt. 
Das ist eine Situation, die für die Regierungs­
tätrigkeit signifikant 'ist. 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister: Sind Sie 
nun bereit, endllich Klarheit zu schaffen, was 
jetzt tatsächl'ich geschieht, damit auch die Mit­
glieder des Verteidigungsrates. die diesem 
Antrag 'ihre Zustimmung gegeben haben, end­
Um wissen. WalS sie eigentlich. beschlossen 
haben? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Idl b'in eigentlich etwas 
verwundert, daß anscheinend manche Mitglie­
der des Landesverte'idigungsrates nicht wuß­
ten. was zum Beschluß. zur Diskussion stand, 
denn es wurde ganz klar in der Formulierung 
zum Ausdruck gebracht. daß mit der Umstruk­
turierung auf der unteren Ebene unverzüglich 
zu beginnen wäre. Gerade Sie als ehemaliger 
Ressortmef kennen ja diese mHitärische Ter­
minologie untere. obere und höchste Ebene. 
Also könnte im wohl annehmen. daß Sie 
genau wissen. um welmen Bereich der Ge­
samtheeresgliederung es sich hier handelt. 

Bundesminister Lütgendorf: Herr Abgeord­
neter! Ich habe 'in meiner Fragebeantwortung 
schon zum Ausdruck gebracht. daß dies meine 
Zielvorstellungen sind und daß ich an diesen 
als Mitglied des Landesverteidigungsrates und 
als Ressortchef selbstverständlich auch. fest­
gehalten habe und festhalten werde. Ich habe 
dies auch in der Sitzung vom 29. Ma,i zum 
Ausdruck gebracht; letztEdl hat ja auch die 
Empfehlung des Landesverteidigungsrates ,in 
diesem Sinne gelautet. Der zweite Zusatz beinhaltet ,eben. daß die 

Entscheidung hinsichtlich der oberen Kom­
Präsident: Eine weitere Anfrage. Bitte. Herr mandostruktur zu einen späteren Zeitpunkt 

Abgeordneter. fallen soll. 

Abgeordneter Dr. Prader: Herr Bundesmini- Präsident: Die 8. Anfrage stellt der Herr 
ster! Das geht wieder am S:inn meiner Frage Abgeordnete Josef Schlager (SPO) an den 
vorbei. Die Tatsache, daß Sie die Absicht ge- Herrn Bundesminister für Landesverteidigung. 
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459/1\1 

Welche Zuwendungen erhalten derzeit die 
Hinterbliebenen von im Dienst tödlich verun­
glückten Wehrpflichtigen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Liitgendorf: Hat ein Wehr-
pflichtiger bei Ausübung seines Wehrdienstes 
den Tod erlitten, so haben die Hinterbliebenen 
des tödlich Verunglückten nach den Bestim­
mungen des Heeresversorgungsgesetzes An­
sprudl auf Sterbegeld, Gebührnisse für das 
Sterbeviertelj ahr, Hinterbliebenenrente und 
krankenversicherungsrechtlichen Schutz. 

Das Sterbegeld wird gewährt, wenn der Tod 
die unmittelbare oder mittelbare Folge einer 
Dienstbesdlädigung ist. Das Sterbegeld ist zu­
nädlst zum Ersatz der Kosten der Bestattung 
zu verwenden und an den zu zahlen, der diese 
Kosten bestritten hat. Ein nadl dieser Ersatz­
leistung verbleibender Rest ist in der Reihen­
folge dem überlebenden Ehegatten. den Kin­
dern oder den Eltern auszuzahlen, wenn diese 
Personen mit dem Verstorbenen zur Zeit sei­
nes Todes in häuslicher äemeinschaft gelebt 
haben. Das volle Sterbegeld beträgt gegen­
wärtig 3733 S i  dieser Betrag wird j ährlich mit 
dem für den Bereich des Allgemeinen Sozial­
versidlerungsgesetzes festgesetzten Anpas­
sungsfaktor vervielfacht. 

Stirbt ein Beschädigter, so besteht für die 
auf den Sterbemonat folgenden drei Monate 
noch Anspruch auf die Beschädigtenrente samt 
Zuschläge. Diese Gebührnisse für das Sterbe­
vierteljahr werden aber auf die für den glei­
chen Zeitraum zu leistende Hinterbliebenen­
rente angerechnet. 

Ist der Tod die unmittelbare oder mittelbare 
Folge einer Dienstbeschädigung, so wird die 
Hinterbliebenenrente gewährt. Anspruchs­
berechtigt sind Witwen, Waisen und bedürf­
tige, nicht arbeitsfähige Eltern. 

Nach den Bestimmungen des Heeresversor­
gungsgesetzes ist weiters vorgesehen. daß 
hinterbliebene Witwen, Waisen und Eltern 
nach einem tödlich verunglückten Wehrpflich­
tigen bei der Gebietskrankenkasse ihres 
Wohnsitzes krank:enversichert sind. sofern 
nicht auf Grund anderer gesetzlicher Vor­
schriften bei einem Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung eine Versicherung be­
steht. (Abg. M e  i ß 1: Wo bleibt der Sinn 
der Fragestunde? - Abg. L i  n s b  a u e  r: Das 
ist ja nichts NeuesI) 

Ergänzend darf ich bemerken, daß nach der 
vorgesehenen NOVlelle zum Heeresgebühren­
gesetz, die heute \im Plenum des Nationalrates 
behandelt werden wird. der Bund im Falle 

des Ablebens eines Wehrpfl.ichtigen die not­
wendigen Bestattungskosten und die notwen­
digen Kosten e'iner Uberführung in jedem Fall 
im vollen Ausmaß trägt. Dem gegenüber sieht 
das derzeit geltende Heeresgebührenge'setz 
vor. daß der Bund im Falle des Ablebens 
eines Wehrpflichtigen die notwendigen Be­
stattungskosten im vollen Ausmaß nur trägt. 
sofern der Tod des WehrpfHchtligen bei Aus­
übung seines Dienstes eing,etreten 1st. In allen 
übrigen FäHen werden derzeit seitens des 
Bundes die notwendigen Bestattungskosten 
nur im halben Ausmaß getragen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Josef SChlager: Herr Bundes­
ministerl Der bedauerliche Hubschrauber­
absturz während der Hochwasserkatastrophe 
im Oberen Murtal veranlaßt mich zur Zusatz­
frage: Sind bei einem solchen Unglück Sofort­
maßnahmen für die Hinterblliebenen vorge­
sehen? Ich we'iß schon, daß 'es sich bei 
diesem Unglück nicht um Wehrpflichtige, son­
dern um Beamte des Bundesheeres handelt. 

Präsident:  Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Liitgendorf: Selbstverständ­
lich. In einem solchen Fall wird eine vorschuß­
weise Vorauszahlung an die Hinterbliebenen 
erstattet und von meinem Ressort unverzüg­
lich alles getan, um den Hinterbliebenen die 
ihnen zukommenden Renten auch möglichst 
bald zur Auszahlung zu bringen. (Abg. L i n s­
b a u  e r: Das geht aber über das Sozialministe­
riuml) 

Präsident: Wir kommen zur 9. Anfrage : 
Herr Abgeordneter Stohs (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Landesverteidigung. 

413/1\1 

Herr Minister, sind Sie bereit, Vorsorge zu 
treffen,daß in allen Kasernen geeignete Räume 
für die Mannschaften und Unteroffiziere für 
die Freizeitgestaltung zur Verfügung gestellt 
werden ? 

Präsident: Bitte. Herr Minister. 

Bundesminister Liitgendorf : Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl Um den Soldaten eine 
Sinnvolle Freizeitgestaltung zu ermöglichen, 
wurden bere1its �n den meisten Kasernen Frei­
zeiträume eingerichtet und im Rahmen der 
finanziellen Mögl'ichkeHen ausgestattet. Wenn 
es auch bisher 'aus Raummangel und infolge 
beschränkter Budgetmittel nicht möglich war, 
den Soldaten in aUen Kas'ernen solche Frei­
zeliträume zur Verfügung zu stellen, ist es 
doch mein Bestreben, nach Möglichkeit für 
jede Einheit, zumindest aber in jeder Kaserne 
einen Freizeitraum vorzusehen. Die Realisie­
rung dieses Vorhabens kann allerdings nur dm 
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Bundesminister Liltgendorl 

Zusammenhang mit der beabsichtigten organ1-
satorischen Umgliederung des Bundesheeres 
erfolgen. 

Präsident: Ein Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Stohs: Herr Ministerl Ich 
danke für die Beantwortung dieser Anfrage 
und entnehme daraus, daß Sie willens sind, 
wirklich in jeder Kaserne dafür Sorge zu tra­
gen, daß Freizeiträume für die Soldaten vor­
handen sind. Ich erachte es als dIiingend not­
wendig, daß d1iese Freizeiträume zur Verfü­
gung stehen. 

In Diskussionen mit Bundesheerangehörigen 
hier im Parlament mußten wir des öfteren fest­
stellen, daß Klage darüber geführt wurde, daß 
nicht die entsprechende Bereitschaft bestand, 
selbst wenn die Soldaten mithelfen wollten, 
solche Räume zu gestalten, und daß dem 
Wunsche ruicht Rechnung getragen wurde. 

Ich möchte Sai'e auch fragen: Sind Sie bereit, 
dafür Sorge zu tragen, daß die Soldaten lin 
jeder Kaserne die Möglichkeit haben, das 
österreichische Femseh- und Rundfunkpro­
gramm zu hören beziehungsweise zu sehen? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Auskunft, ;in welchen Kasernen ang'ebHch der­
zeit nicht die Möglkhketit besteht, das Fern­
sehprogramm sehen zu können. (Abg. 
O i e  n b ö e  k: Das muß doch der Minister 
wissen!) 

Bundesministerium für Bauten und Tedmlk 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 10 : · 
Herr Abgeordenter Dr. Stix (FPO) an den 
Herrn Bundesminister für Bauten und Tech­
nik. 

382/M 
Werden Sie im Interesse der derzeit durch 

den Schwerverkehr auf der Brenner-Bundes­
straße empfindlich beeinträchtigten Fremden­
verkehrsgemeinden bei der Gestaltung der 
Mautgebühren auf eine größtmögliche Ver· 
lagerung dieses Verkehrs auf die Brenner· 
Autobahn Bedacht nehmen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Herr Abgeordneter! Zu Ihrer Anfrage 
möchte ich bemerken, daß nach den Statistiken 
der Brenner-Autobahn AG. :im vergangenen 
Jahr bereits 81 Prozent des LKW-Verkehrs 
zwischen Innsbruck und Brenner die Brenner-

Bundesminister Lütgendorf: Soweit es bis- Autobahn benützt haben. Während es ;im 
her finanziell möglich war, haben wir in den Jahre 1 968 lelilder nur 1 1  Prozent waren - das 
Kasernen, vor allem für die Freizeiträume, waren rund 21 .000 LKW -, stieg die Zahl 
Fernsehgeräte angeschafft. derer, die die Brenner-Autobahn benützten, 

Aber, Herr Abgeordneter, Sie können sich 
vorstellen, daß bei immerhin 76 Garnisons­
orten - darunter mehrere mit mehreren 
Kasernen - die Anschaffung einen sehr be­
achtlichen Betrag ausmacht, wenn man für 

laufend an. Im Jahre 1 969 waren es 64 Pro­
zent oder 8 1 .000 LKW, lim Jahre 1970 11 Pro­
zent oder, lin absoluten Zahlen, rund 
1 32.000 LKW und vergang'enes Jahr 8 1  Pro­
zent oder 1 92.000 LKW. 

alle Einheiten Fernsehgeräte beschaffen muß. Wir werden, wie Sie wahrscheinlich wissen, 
Daher sieht sich mein Ressort auch nur im- im Sommer des heur,igen Jahres auch das 
stande, hier sChrittweise vorzugehen. Selbst- Autobahnteilstück. tim Unteren Inntal zwischen 
verständlich sind wir auch auf diesem Gebiet Kuf>stein und Wiiesing dem Verkehr über­
bemüht, in absehbarer Zeit den Wunsch der geben können. Ich rechne, daß damit noch 
Wehrpflichtig·en zu erfüllen. eine weitere Steigerung ,der Anzahl der 

Präsident: Zusatzfrage. Schwerfahrzeuge, die die Brenner-Autobahn 
benützen, zu erwarten ist. 

Abgeordneter Stohs: Ihrer Antwort ent­
nehme ich, daß Sie hier bereit sind, auch die­
sem Wunsche Rechnung zu tragen. Ich möchte 
nur darauf verweisen, daß von Jugendlichen, 
die den Wehrdienst absolvieren, schon des 
öfteren kritisiert wurde, daß wohl in Jugend­
gefängnissen die Möglichkeit besteht, das 
Fernsehprogramm zu verfolgen, nicht aber in 
den Kasernen. Ich glaube, daß es wohl ein 
Anrecht der Jugend ist, in unseren Kasernen 
das Fernsehprogramm zu verfolgen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Herr Abgeord­
neterl Ich gebe Ihnen vollkommen recht; ich 
wäre nur dankbar für eine klare dezidierte 

Im übrigen aber berichtet mir die Brenner­
Autobahn AG.,  daß sie durch verstärkte Wer­
bung, insbesondere auch durch Hinweis auf 
die Ermäßigung für Mehrfachfahrten bei LKW, 
den Güterverkehr ;in noch weiterem Maße auf 
die Autobahn bringen will. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordeter Dr. Stix: Herr Bundesmini­
ster l Trotz dieser aus der Statistik der Bren­
ner-Autobahn AG. hervorgehenden Steigerung 
des Güterverkehrs ist es dennoch so, daß pro 
Tag etwa 300 LKW durch die OrtsChaften des 
Wipptales fahren und damit den Fremden­
verkehr dort schwer beeinträchtigen. 
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Dr. Stix 
Meine konkrete Frage lautet: Sehen Sie 

eine Möglichkeü, einen zusätzlidlen Anreiz 
dafür zu bieten, daß dleser SchwerlClistverkehr 
von der Bundesstraße abgezogen und auf die 
Autobahn umgelenkt werden kann? 

Sehen Sie zum Beispiel die Möglidlkeit, für 
die Nachtstunden zwischen 18 und 8 Uhr den 
TarH für die Güterbeförderung etwa auf 
50 Prozent zu ermäßigen? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Moser: Die Frage der Fest­
setzung der Mautgebühren ist primär eine 
Sache der Organe der Brenner-Autobahn AG. 

Wie ich auch in Gesprächen mit dem Herrn 
Landeshauptmann von Tirol, der j a  im Auf­
sichtsrat der Brenner-Autobahn AG. tätig ist, 
erfahren konnte, beschäftigt sich auch die 
Brenner-Autobahn AG. mit solchen Fragen 
der Werbung. Allerdings wurde bisher eine 
generelle Herabsetzung der Mautgebühren, 
wie sie heute festgelegt sind, dort nicht ins 
Auge gefaßt, und ich glaube nicht, daß man 
das tun kann. Ich bin aber gerne bereit, die 
Frage gewisser Tageszeiten neuerlich ins Ge­
sprädl zu bringen. 

Ich darf aber andererseits sagen, daß mir 
die manchmal zum Ausdruck gebrachte Auf­
fassung, man möge doch überhaupt den 
Schwerverkehr auf der Brenner-Bundesstraße 
durdl Fahrbeschränkungen unmöglich machen, 
kein zielführender Weg zu sein scheint, ganz 
abgesehen davon, daß der Bundesminister .für 
Bauten und Technik dazu überhaupt keine 
Kompetenz hätte.

, 
Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Stix: Herr Bundesmini­
ster! Nach meiner Kenntnis der Sachlage list 
für die Tarifgestaltum.g Ihr MinisteJlium -im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
komp'etent. 

Was die Situation :im Aufsichtsrat der Bren­
ner-Autobahn AG. betr.ifft, so ist doch die 
Tatsache zu berückSichtigen, daß der Bund zu 
90 Prozent die Anteile dieser Aktiengesell­
schaft hält. 

Darf ich Ihren Hinweis in der ersten Frage­
beantwortung, wonach mit dem demnächstigen 
Schließen der Lücke lin der Inntalautobahn mit 
einem höher'en Aufkommen gerechnet wer­
den kann, dahin gehend auffassen, daß Sie 
doon auch we.itere MögHchkeiten sehen, in 
der Tarifgestaltung Anreize dafür zu geben, 
daß eben auch der restliche Teil des Schwer­
gutverkehrs aus den Fremdenverkehrsorten 
herausgoezogen und auf die Brenner-Autobahn 
umgelenkt wird? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Moser: Zweifellos, Herr Ab­
geordneter, sind nicht nur der Bund, sondern 
auch das Land Tirol und im besonderen die 
Organe der Brenner-Autobahn AG. daran 
interessiert, eine möglimst starke Frequenz 
auf der Brenner-Autobahn zu haben, weil das 
andererseits ja Einnahmen für die Brenner­
Autobahn zur Abdeckung ihrer finanziellen 
Verpflichtungen bedeutet. 

Ich bin gerne bereit, wenn dieses Teilstück 
eröffnet ist, auch in Gesprächen mit der Bren­
ner-Autobahn AG. Uberlegungen anzustellen, 
welche Maßnahmen getroffen werden könn­
ten, um einen möglichst großen Teil des 
Schwerverkehrs auf der Brenner-Autobahn zu 
haben. 

Präsiden�: Nun kommen wir zur Anfrage 11. 
Es ist dies die des Herrn Abgeordneten Dok­
tor Fiedler (OVP) an den Herrn Bundesmini­
ster für Bauten und Technik. 

408/M 

WalUl ist mit der Freigabe der Abfahrt zur 
Heiligenstädter Brücke auf der Donaukanal­
Begleit.straße stadtauswärts zu rechnen, die in 
einer Anfragebeantwortung vom 3. Juni 1 970 
(zu Anfrage Nr. 321M) von einer vom Wiener 
Magistrat vorzunehmenden Fahrbahnemeuerung 
und Einbahnerklärung der Brigittenauer Lände 
abhängig gemacht wurde ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Die Belagsarbeiten auf der Brigittenauer 
Lände sind von der Gemeinde W1ien, wtie lich 
informiert wurde, ausgeführt worden. Die 
Verkehrsfreigabe der Abfahrt von der Donau­
kanal-Schnellstraße zur Brigittenauer Lände 
ist aber noch 1mmer von der Erklärung zur 
Einbahn abhängig. Diese Entscheidung ist noch 
nicht getroffen worden. Es glibt dort gewisse 
SchWlierigkeiten. So muß zum Beispiel die 
Streckenführung der Autobusse, die derzeit 
die Bl'ligittenauer Lände 'in beiden Richtungen 
befahren, geändert werden, weil sie ja n1icht 
gegen eline Einbahn fahren können. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Fiedler. 
Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Fiedler: Herr Bundes­
ministerl Die Beendigung der Belagsarbeiten 
ist schon ,im Vorjahr erfolgt, und es ist außer­
ordentlidl bedauerlich, daß man in dieser 
wichtigen Verkehrsfrage noch zu keinem end­
gültigen Ergebnis gekommen ist. 

Es iilst mir bekannt, daß die Einbahnerklä­
rung bezüglich der Autobuslinien sicherlich 
große Schw:ierigkeiten bereitet. Aber lieh darf 
feststellen, daß die BI1igittenauer Lände nicht 
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Dr. Fiedler 

stark befahren wird und daß man ohnewei- sprechenden 
ters vorerst versuchen könnte, d1e Ausfahrt suchen. 

provisorischen Lösungen zu 

unter Schaffung einer Stoppstraße mit Anbrin­
gung von Stopptafeln an bei den Seiten der 
Ausfahrt freizugeben. Ich kann mir vorstellen, 
,daß dadurch der Verkehr nicht so arg ver­
stärkt wird, daß man hier auch eine Einbahn­
regelUlIlg schaffen müßte. Auf jeden Fall wäre 
damit ein erster Schrüt getan. 

Sind Sie bereit, Ihre Beamten in dieser Rich­
tung zu beauftragen? 

Präsident: Herr Minister. Bitte, 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter !  
Diese Frage list auch schon überlegt worden. 
Sie selber k'ennen die Situation an Ort und 
Stelle und auch die Frage der Einbindung der 
Abfahrt auf die Bvigittenauer Lände offenbar 
sehr genau. Es muß bei einer Stopptafel bei 
Gegenverkehr auf der BVigittenauer Lände 
befürchtet werden, daß dann der Rückstau in 
dem relativ kurzen Abfahrtsstück nicht aufge­
fang,en werden kann, sondern sich auf der 
Donaukanai-Begleitstraße fortsetzt, was zu 
größten VerkehrsschWiierigkeiten dieser stark 
befahrenen Straße führen würde. Daher waren 
die Verkehrstechniker bisher nicht der Mei­
nung, daß ein solches Provisovium zielführend 
wäre , sondern daß 'im Gegenteil damit womög­
lieh 'eine nicht unerhebliche Unfallgefahren­
steIle geschaffen werden könnte. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Fiedler: Die letzten Fest­
stellungen, Herr Bundesminister, sind eher 
überraschend, denn die Planer der Donau­
kanal-Begleitstraße und insbesondere die­
jenigen, die damals dort für die r i c h  t i g e 
Abfahrt plädiert haben, müssen sich ja etwas 
vorgestellt haben. Ich kann mir nicht vorstel­
len, daß hier zwischen Bautenministerium und 
Magistrat der Stadt Wien 'entsprechende Ab­
sprachen erfolgt sind. 

Ich glaube, es wäre angebracht, daß Sie zu­
mindest Auftrag geben, daß man jetzt raschest 
diesen Fragenkomplex klärt, um doch zu einer 
Lösung zu kommen; denn die Verkehrssitua­
tion auf der Heiligenstädter Straße, insbeson­
dere in den jetzigen Sommermonaten, ist in 
den verkehrsstarken Stunden äußerst prekär. 

ICh darf Sie fragen, ob Sie bereit sind, hier 
rasche Weisungen zu geben. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Ich bin durchaus be­
reit, den Auftrag zu geben, die Situation an 
Ort und Stelle noch 'einmal genauer zu über­
prüfen und, falls nicht Hindernisse bedeut­
samer Art entgegenstehen, auCh nach ent-

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Die seit der letzten Haussitzung 
eingelangten Anfragebeantwortungen wurden 
den Anfragestellem übermittelt. Diese An­
frage beantwortungen wurden auch vervielfäl­
tigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

Nun ersuche ich die Frau Schriftführerin, 
Abgeordnete Herta Winkler, um die Verle­
sung des Einlaufes. 

Schriftführer in Herta Winkler: Schreiben des 
Herrn Bundeskanzlers an den Herrn Präsiden­
ten des Nationalrates : 

"An Herrn Präsidenten des Nationalrates, 

Der Herr Bundespräsident hat mit Entschlie­
ßung vom 8, Juni 1972, Z1. 4756/72, über 
meinen Antrag gemäß Artikel 73 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1 929 
für die Dauer der zeitweiligen Verhinderung 
des Bundesministers für Verkehr Erwin Früh­
bauer in der Zeit vom 1 3. bis 1 6. Juni 1972, 
den Bundesminister für Bauten und Technik 
Josef Maser mit dessen Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 

machen. 

Kreisky" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Ich ersuche die Frau Schriftführer, in der 
Verlesung des Einlaufes fortzufahren. 

Schriftführerin Herta Winkler: Von der 
Bundesregierung sind folgende Regierungs­
vorlagen eingelangt: 

Bundesgesetz, mit dem die Medizinische 
Rigorosenordnung abermals geändert wird 
(351 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Studienrichtung 
Medizin (352 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz betreffend die Dbernahme der 
Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und 
sonstige Kredite der Vereinigten Metallwerke 
Ranshofen-Berndorf Aktiengesellschaft (389 
der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Abgabe von Arznei­
mitteln auf Grund ärztlicher Verschreibung 
(Rezeptpflichtgesetz) (390 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Gehaltskassen­
gesetz 1959 geändert wird (Gehaltskassenge­
setz-Novelle 1 972) (391 der Beilagen) ; 
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Sduiftfübrer 

Bundesgesetz über die Bezüge und Pensio- Bundesgesetz, mit dem die Bundesforste­
nen der obersten Organe des Bundes (Bezüge- Dienstordnung geändert wird (4. Novelle zur 
gesetz) (392 der Beilagen) , Bundesforste-Dienstordnung) (367 der Beila­

Bundesgesetz, mit dem das Verfassungsge­
richtshofgesetz 1 953 abgeändert wird (393 der 
Beilagen). 

Präsident: Danke. Die von der Frau Schrift­
führerin soeben verlesenen Regierungsvor­
lagen werde ich gemäß § 4 1  Abs. 4 Geschäfts­
ordnungsgesetz in der nächsten Sitzung zu­
weisen. 

Den Bericht des Bundesministers für Justiz 
zur Entschließung des Nationalrates vom 
15. Feber 1 912 betreffend Probleme des Straf­
vollzuges (III-46 der Beilagen) weise ich dem 
Justizausschuß zu. 

Ergänzung und Umstellung der Tagesordnung 

Präsident: Es ist mir der Vorschlag zuge­
kommen, die heutige Tagesordnung gemäß 
§ 38 Abs. 5 Geschäftsordnungsgesetz um nach­
folgende Punkte zu ergänzen : 

Wahl eines Mitgliedes und eines Ersatz­
mitgliedes in die Beratende Versammlung des 
Europarates j 

Bericht des Verfassungsaussdlusses über die 
Regierungsvorlage ( 1 1 8  der Beilagen) : Uber­
einkommen zur Verminderung der Staaten­
losigkeit samt Erklärungen der Republik 
Osterreidl (360 der Beilagen) , 

Bericht des Verfassungsausschusses über 
die Regierungsvorlage (325 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem die Dienstpragmatik 
geändert wird (Dienstpragmatik-Novelle 1 912) 
(36 1 der Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (293 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 1956 
geändert wird (24. Gehaltsgesetz-Novelle) , und 

über die Regierungsvorlage (323 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz, mit dem das Gehalts­
gesetz 1956 geändert wird (26. Gehaltsgesetz­
Novelle) (365 der Beilagen) j 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (295 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Vertragsbedien­
stetengesetz 1948 geändert wird (20. Vertrags­
bedienstetengesetz-N ovelle) I und 

gen) ; 

Bericht des Finanz- und BudgetaussChusses 
über die Regierungsvorlage (297 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Dorotheums-Be­
d:i>enstetengesetz geändert wird (368 der Bei­
lagen) , 

Bericht des FiIianz- und BudgetaussChusses 
über die Regierungsvorlage (3 17 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Hochschulassisten­
tengesetz 1962 geändert wird (9. Novelle zum 
Hochschulassistentengesetz) (312 der Beila­
gen) , 

BeriCht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (3 13  der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Pensionsgesetz 
1 965 geändert wird (3. Pensionsgesetz-Novelle) 
(369 der Beilagen) ; 

Bericht des Ausschusses für Wissenschaft 
und Forschung über die Regierungsvorlage 
(294 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem die 
Kunsthochschul-Dienstordnung abgeändert 
wird ( 1 .  Novelle zur Kunsthochschul-Dienst­
ordnung) (380 der Beilagen) ; 

Bericht des Unterrichtsausschusses über die 
Regierungsvorlage (264 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem das Landeslehrer-Dienstgesetz 
geändert wird (362 der Beilagen) ; 

Bericht des Landesverteidigungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (326 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Heeresgebühren­
gesetz geändert wird (353 der Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Antrag 36/A (1I-801 der Beilagen) 
der Abgeordneten Erich Hofstetter und Genos­
sen betreffend ein Bundesgesetz über die Er­
mäßigung der Einkommensteuer (Lohnsteuer) 
für das Kalenderjahr 1912 und 

über den Antrag 40/A (1I-829 der Beilagen) 
der Abgeordneten Dr. Koren und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz zur teil weisen 
Abgeltung der durch die Geldwertverdünnung 
hervorgerufenen Progressionsverschärfung bei 
der Einkommensteuer (Lohnsteuer) (374 der 
Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Antrag 24/A (II-524 der Beilagen) 
der Abgeordneten Dr. Scrinzi und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Ein­
kommensteuergesetz 1967 neuerlich abge­
ändert wird (315 der Beilagen) . 

über die Regierungsvorlage (324 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz, mit dem das Vertrags­
bedienstetengesetz 1948 geändert wird 
(21 .  Vertragsbedienstetengesetz-Novelle) (366 
der Beilagen) ; Ich bitte nun jene Damen und Herren, die 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses dieser Ergänzung ihre Zustimmung geben, sich 
über die Regierungsvorlage (296 der Beilagen) : von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
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Präsident 

erforderliche Zweidrittelmehrheit. Die Tages­
ordnung ist somit um die angeführten Punkte 
ergänzt. 

Ferner ist mir der Vorschlag zugekommen, 
die Tagesordnung in der Weise umzustellen, 
daß die zwei bereits auf der ausgegebenen 
Tagesordnung stehenden Punkte als Punkte 2 
und 3 zur Verhandlung gelangen, wie aus dem 
allen Abgeordneten zugegangenen 3. Aviso zu 
ersehen ist. 

Wird gegen diese Umstellung der Tages­
ordnung ein Einwand erhoben? - Das ist 
nicht der Fall. 

Weiters schlage lich einvernehmlich vor, die 
Debatte über die Punkte 5 bis einschließlich 
1 4  und sodann auch über die Punkte 1 5  und 1 6  
des vorltiegenden dritten A v,isos jeweils unter 
einem abzuführen. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden jedesmal zueI1st die Berichterstatter 
ihre Berichte geben, sodann wird die Debatte 
über die jeweils zusammengezogenen Punkte 
gemeinsam abg,eführt. Die Abstimmung erfolgt 
selbstverständlich, wie 'immer in solchen 
Fällen, getrennt. 

W'ird gegen diese zwei vorgeschlagenen Zu­
sammenfassungen ein Einwand erhoben? 
Das ,ist nicht der Fall. Ich werde daher in 
dieser Weise vorgehen. 

I. Punkt: Wahl eines Mitgliedes und eines 
Ersatzmitgliedes in die Beratende Versamm­

lung des Europarates 

Präsident: Wir gehen nun in die Tages­
ordnung ein und gelangen zum Punkt 1 :  Wahl 
eines Mitgliedes und eines Ersatzmitgliedes 
in die Beratenden Versammlung des Europa­
rates. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, für das ver­
storbene Mitglied Dr. Kranzlmayr das bis­
herige Ersatzmitglied Herrn Dr. Franz Karasek 
zu wählen und als Ersatzmitglied für den 
soeben Genannten Frau Dr. Marga Hubinek. 

Ich werde die Wahl unter einem vornehmen 
lassen. Wird dagegen ein Widerspruch er­
hoben? - Das i'St nicht der Fall. 

Präsident: Wir gelangen zum Punkt 2 der 
Tagesordnung: Änderung des Volksabstim­
mungsgesetzes 1 962. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Doktor 
Pelikan. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu be­
richten. 

Berichterstatter Dr. Pelikan: Hohes Haus! 
Durch den vorliegenden Entwurf einer Novelle 
zum Volksabstimmungsgesetz 1962 sollen des­
sen Bestimmungen den Vorschriften der Natio · 
nalrats-Wahlordnung 1971 angepaßt weliden. 
Auf die Erläuterungen der Regierungsvorlag'e 
wird verwiesen. 

Der Verfassungsausschuß hat die Reglie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 1 7 .  Mai 
1972 in Verhandlung gezogen und nach Wort­
meldungen der Abgeordneten Dr. Prader, 
Dr. Ermacora, Dr. He'inz Fischer, Dr. Schmidt 
sowie des Berichterstatters und des Bundes­
ministers Rösch e;instimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Annahme des Gesetzent­
wurfes unter BerücklsichtJigung der vom Abge­
ordneten Dr. Prader beantragten Abänderung 
zu empfehlen. 

Diese Abänderung lautet wie folgt : 

Im Artikel I Ziffer 8 (§ 1 4  Abs. 2) ist die 
Zahl , ,500" durch die Zahl , ,200",  die Zahl 
, , 1000" durch die Zahl ,,400" und die Zahl 
, , 1 250" durch di'e Zahl , ,500" zu ersetzen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(247 der Beilagen) mit der dem Ausschuß­
bericht angeschlossenen Abänderung die ver­
fassungsmäßig'e Zustimmung erteilen. 

Abschließend stelle ich den Antrag, falls 
Wortmeldungen vorliegen, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen, da 'ich 
dazu vom Ausschuß ausdrücklich ermächtigt 
wurde. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 
Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte j'ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenom-

Ich bitte somit jene Damen und Herren, die men. 

dem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben, Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist Vornahme der dritten Lesung. Gibt es dagegen 
e i n  s t -i m m i  g a n  g e n  0 m m e  n. einen Einwand? - Dies ,ist nicht der Fall. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die 
2. Punkt: Bericbt des Verfassungsausschusses dem vorl'iegenden Gesetzentwurf auch in dr.jt­

über die Regierungsvorlage (241 der Beilagen) : ter Lesung ihre Zustimmung geben, sich von 
Bundesgesetz. mit dem das Volksabstimmungs- den Sitzen zu erheben. E i n  s t i m  m 'i g 
gesetz 1 962 geändert wird (328 der Beilagen) a n g e n  0 m m e n. 

1 85 

33. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 17 von 89

www.parlament.gv.at



2658 Nationalrat XIII. GP - 33. Sitzung - 14. Juni 1972 

3. Punkt : Beridlt des Verfassungsausschusses 
über den Bericht der Bundesregierung (111-29 
der Beilagen) betreUend Elektronische Daten­
verarbeitung im Bundesbereidl (Erhebungsbe­
ridll 1 971 , Bedarfsprognose 1 971 bis 1974) 

(329 der Beilagen) 

Präsident: Wir kommen somit zum 3. Punkt 
der Tagesordnung : Bericht der Bundesregie­
rung betreffend Elektronische Datenverarbei­
tung im Bundesbereich (Erhebungsbericht 1 97 1 ,  
Bedarfsprognose 1 971  bis 1 914) . 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Breiten­
eder. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu berich­
ten. 

Berichterstatter Breiteneder: Hohes Haus ! 
Gegenstand des vorliegenden Berichtes der 
Bundesregierung ist eine Darstellung über den 
Stand von elektronischen Datenverarbeitungs­
anlagen lim Bundesbereich (Hoheitsverwal­
tung, Betriebe, wissenschaftlich-akademischer 
Bereich) per Frühjahr 1 97 1  und eine Bedarfs­
prognose für den Zeitraum 1911 bis 1974. Der 
Bericht behandelt u. a. die Entwicklung der 
Computertechnologie, die Bedeutung der In­
formation als Entscheidungshilfe für die öffent­
liche Verwaltung und die organisatorische Bin­
ordnung der Elektronischen Datenverarbei­
tung in die öffentliche Verwaltung. 

Der VerfassungsaUSISchuß hat den gegen­
ständlichen BeIlicht in seiner Sitzung am 
1 7. Mai 1 972 ;in Verhandlung gezogen und 
nach Wortmeldungen der Abgeordneten Dok­
tor Ermacora und Wuganigg sowie des Staats­
sekretärs Dr. Veselsky einstimmig beschlos­
sen, dem Nationalrat die Kenntnisnahme die­
ses Berichtes zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle den Bericht 
der Bundesregierung betreffend Elektronische 
Datenverarbeitung im Bundesbere.ich (Erhe­
bungsberkht 1971 ,  Hedarfsprognose 1 91 1  bis 
1974) (111-29 der Beilagen) zur Kenntnis neh­
men. 

Falls WortmeLdungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter e'inem 
abzuführen. 

Präsident : Gibt es gegen den Antrag, Gene­
ral- und Spezialdebatte unter einem durch­
zuführen, einen Einwand? - Es ist dies nicht 
der Fall. Wir gehen so vor. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Abge­
ordnete Wuganigg. Ich erteile 'es ihm. 

Abgeordneter Wuganigg (SPO) : Herr Präsi­
dentl Hohes Haus ! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Dem Hohen Haus Hegt 
nunmehr der Bericht der Bundesregierung über 
die Elektronische Datenverarbeitung im Bun-

desbere!ich vor. Dieser Bellicht, der erstmalig 
in diesem Umfang vorg'elegt wurde, stellt die 
umfassendste Studie über den Einsatz elektro­
nischer DatenverarbeHungsanlagen dar, die je 
in Osterreich erstellt wurde, eine Studie, die 
sicherlich auch im internationalen Vergleidl 
bestehen kann. 

Dieser Beridlt ist nicht nur eine Bestands­
aufnahme und er gibt nicht nur einen Uber­
bl'ick, wie es ,ihn kaum je zuvor gegeben hat, 
er gibt ebenso die Mögl1ichkeit, die Entwick­
lungstendenzen der kommenden Jahre zu er­
fassen, er ist eine detaillierte Vorschau über 
den geplanten Einsatz der Computer im Bun­
desbereidl bis zum Jahre 1 974 und damit auch 
die Grundlage eines mittelfri'stigen gleitenden 
Bundes-EDV -Planes. 

Obwohl sicher�ich manche dieser damit ver­
bundenen Fragen in der Vergangenheit Anlaß 
zur Debatte gegeben haben, weil es kaum 
etwas geben wird, worüber man in diesem 
Hohen Hause noch nicht gesprochen hat, stellt 
dieser Bericht lin seiner Art dennoch Neuland 
für den Natoionalrat dar. Der Computer hat die 
SchweUe des Hohen Hauses überschritten und 
wird es nie mehr verlassen. Fortan werden Wlir 
uns ummer wieder mit all der Vielseitigkeit 
seiner Problematik zu befassen haben , die 
ständig wachsend viele Gebiete unseres gesell­
schaftlichen Lebens umfassen wird. 

Damit wende lich mich einigen dieser Fragen 
zu. Derzeit verfügt die österreichische Bundes­
verwaltung über 36 große elektronttsche Daten­
verarbeitungsanlagen, an welchen mehr als 
1 1 00 Dienstnehmer mit einem täglichen 
Kostenaufwand von 660.000 S beschäftigt Sind. 
Würden wir zu diesen Anlagen 'alle weiter,en 
im wissenschaftlkh-akademischen Bereich in 
den Bundesbetrieben und in den verstaaHich­
ten Unternehmungen hinzuzählen, so hieße 
dies, daß dem Staat und seinen Einrichtungen 
rund 1 45 DV-Anlagen und damit ein Viertel 
aller in Osterreich instaUierten Anlag'en zur 
Verfügung stehen. 

Die Bundesregierung will die Bundesverwal­
tung mit Hilfe der Elektronischen Datenver­
arbeitung rationaLisieren. Sie hat sich :in lihrer 
Regiierungserklärung vom 5. November 197 1  
zur Koordinierung des Einsatzes elektro:Jllischer 
Datenv'erarbeitungsmaschinen und zur Erstel­
lung eines mehrgliedrigen EDV-Planes be­
kannt. 

Aber sie hat sich n'idlt nur dazu bekannt, 
sie hat diese Tätigkeit bereits in einem umfas­
senden Maße aufgenommen. Zum ersten Male 
Wird nun auf diesem sicherlich sehr bedeuten­
den Sektor kOOIdin�ert. Es ist ,erstaunlich, wie 
wenig von der Offentlichkeit wahrgenommen 
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Wuganigg 
sich diese sNlle Revolutionierung, die doch 
nichts anderes ist als eine sensationelle Wende 
unserer Verwaltungspraxis, vollzieht. Die 
Computerisierung der öffentlichen Verwaltung 
ist beretits mehr vorgeschritten, als es der 
österreichische Staatsbürger bisher wahrzu­
nehmen 'imstande war. Denn der Computer 
arbeitet heute ,im großen Felde Iseines Be­
reiches ebenso für die Unterrichtsverwaltung 
wie für die Forschung oder die kommunale 
Verwaltung. 

Es wäre aber auch ebenso falsrn, im Com­
puter nichts anderes als nur ein technisches 
Hilfsmittel zu sehen. Wenn der erste Abschnitt 
der Entwicklung des Computereinsatzes, der 
nunmehr als abgeschlossen gilt, durch die 
Ubertr·agung von Routinearbeiten an den Com­
puter gek·ennzeichnet war, so soll nunmehr 
die Erweiterung des Einsatzes der EDV auf die 
Entscheidungsvorbereitung, die zur Verbesse­
rung der Effizienz der gesamten Verwaltung 
führt, den Schwerpunkt des zweiten Absdmit­
tes des EDV-Konzeptes der Bundesregierung 
darstellen. Zu diesem Zwecke ist der Aufbau 
von Informatiollissystemen geplant, die zum 
Be'ispiel unter anderem das ,integrierte stati­
st'ische Informationssystem, das Informations­
system über die Bundesfinanzen und das mili­
tärische Informationssystem erfassen werden. 
WalS sich hier vollzieht, list nichts 'anderes als 
eine echte Reform der Bundesverwaltung. 

Freilich, meine Damen und Herren, ist in 
der Vergangenheit sehr viel versäumt worden. 
Wenn ich mich nur ganz kurz auf jenen Ab­
schnitt im Bereich des Bundesministeriums für 
Wissensdlaft und Forsdlung beziehe, so wird 
dort die Feststellung getroffen, daß das völlig 
unkoordinierte Wachstum der Hochschul­
rechenzentren seit dem Jahre 1 961 dazu ge­
führt hat, daß die Anlagen, obwohl sie über­
wiegend von einer Firma stammen, nach 
System, Type, Modell und Konfiguration 
äußerst untersrniedlich sind. Die Anlagen wur­
den durchwegs ohne Rücksicht auf bereits be­
stehende Rernenanlagen konfiguriert, was sidl 
vielfach in einer inkompatiblen Speicherorga­
nisation äußert. So konnte bisher nur bei 
einem Teil der EDV -Anlagen Multiprocessing, 
Datenfernverarbeitung oder eine Art der 
Time-Sharing gefahren werden. Es scheint, daß 
planende Maßnahmen auch . in diesem Falle 
durch eine verhängnisvolle Ideologie tabui­
siert wurden. Dazu gesellt sich der Engpaß auf 
personeller Seite und die vielfach unge­
nügende Raumsituation. Wenn bisher im Be­
reiche der Bundesverwaltung und der Horn­
sdlUlen 18 Computersprachen gebraucht wur­
den, dann unterstreicht das mehr denn je die 
Notwendigkeit einheitlicher Programmierspra-

chen. Wenn also diese Informationssysteme 
aufgebaut werden sollen, dann nur auf der 
Grundlage der Kompatibilität und der Stan­
dardisierung von Hard- und Software. 

Wir werden in den kommenden Jahren mit 
einem ständig wachsenden Bedarf an Com­
puterleistung zu rechnen haben. Allein im Be­
reich der Hochschulen rechnet man mit einer 
Wachstumsrate von jährlich 50 bis 70 Prozent. 
Als Mindestvariante wird bis zum Jahre 1 974 
eine Verdreifachung des Volumens angenom­
men. Im nahezu selben Ausmaß werden wir 
aber auch mit ständig wachsenden Kosten, mit 
einer dynamischen Kostenentwicklung kon­
frontiert sein. Das zeigt bereits die bisherige 
Entwicklung. Während der Personalstand im 
EDV-Bereich in den Jahren 1967 bis 1 97 1  um 
74 Prozent gestiegen ist, sind die Kosten der 
Hardware um 239 Prozent angestiegen. Die 
Kernspeicherkapazität aber hat sich im selben 
Zeitraum etwa verzehnfacht. 

Wir sehen also, daß sich die Produktivität 
der Anlagen, sowohl auf Personal- wie auch 
auf Kapitaleinsatz bezogen, beträchtlich er­
höht hat. Angesichts dieser Entwicklung eines 
steigenden Bedarfes an Computerleistung, aber 
auch eines steigenden Kostenaufwandes ist die 
Frage der weiteren Organisation von außer­
ordentlich entscheidender Bedeutung. 

Wir begrüßen daher den Entschluß der Bun­
desregierung, als Grundlage des weiteren Vor­
gehens einen mehrjährigen EDV-Plan zu er­
stellen, eine Konzentration der EDV-Anlagen 
auf einige wenige Schwerpunkte durchzufüh­
ren, um die so dringend notwendige Struktur­
bereinigung zu vollziehen, eine Vereinheit­
lichung der Maschinen, der Maschinensprachen, 
der Programme, der Ausbildung des EDV-Per­
sonals herzustellen und damit eine Koordina­
tion auf diesem wichtigen Sektor durchzufüh­
ren. 

Wir sind hier in der technischen Entwick­
lung gegenüber anderen Ländern zurückge­
blieben. Es wäre falsch, einer Entwicklung, die 
uns schon überholt hat, im gemütlichen Trott 
der Zeit begegnen zu wollen. Wir sind nun­
mehr auf dem richtigen Weg, aber wir haben 
keine Zeit zu verlieren. 

Darum gestatten Sie, Herr Staatssekretär, 
wenn ich nunmehr einige Fragen an Sie stelle. 
Da ja der Bericht bereits im März des Vorjah­
res abgeschlossen war, können Sie uns berich­
ten, was seither geschehen ist. Welche Maß­
nahmen wurden schon ergriffen, um Schwer­
punkte zu bilden? Wäe sieht es mit der Stan­
dardisierung von Hard- und Software aus? 
Gibt es auf dem Personalsektor schon eine 
einheitliche Besoldung? Denn wir w.issen, daß 
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der Nutzen eines EDV-Systemes nicht allein 
vom Computer abhängt, sondern ebenso von 
den Menschen, die damit arbe'iten. Und wann, 
Herr Staatslsekretär, werden Sie uns den näch­
st-en Berkht vorlegen, der, wie wir alle hoffen, 
ebenso ausführHch sein wird, wie es der gegen­
wärtig vorliegende ist? (Abg. Dr. G a s  p e r­
s c h i  t Z: Das ist eine verlängerte Frage­
stunde!) Für Sie vielle1cht. Wenn Sie fragen 
wollen, tun Sie es ! 

Meine Damen und Herren! W'ir haben bisher 
von der Effi�i-enz, von der Wirtschaftlidlkeit, 
vom Nutzen und von der Notwendigkeit der 
Koordination des EDV-Systems gesprochen. Es 
wäre aber falsch, wenn wlir wicht auch vom 
Mißbrauch, von den Gefahren des Verlustes 
der indüviduellen Freiheit, des oft sehr zweifel­
haften Verhältlllisses zwischen Informations­
freiheit und Datenschutz, von der Sicherheit 
der Privatsphäre des Staatsbürgers sprechen 
würden. Ganz gleich, welchen Vorteil die An­
wendung der Datenverarbelitung für den ein­
zelnen Staatsbürger bringt - ich bin der An­
sicht, daß der Nutzen. der daraus gezogen 
werden kann. sogar sehr groß ist -, alle diese 
Vorteile würden keinesfalls die Nachteile auf­
wiegen, die ein M'ißbrauch filit sich brächte. 

Fr�ilich list der Unterschied darin gelegen, 
ob es sich hier um einen techlllischen Schutz 
handelt, der die Inbetriebnahme oder - ich 
gehe sehr weit - die Zerstörung der Daten­
speticher durch Unbefugte verhindert. Das mag 
vielleicht ein Extr-emfall sein. aber wir müssen 
auch hier eine Vorsorge treffen. 

Worum es uns aber gehen muß. das ,ist der 
Schutz des Staatsbürgers vor dem M1ßbrauch 
einer unerlaubten Veränderung oder einer un­
erlaubten Wi-edergabe von Daten. die d.hn 
selbst betreffen, vor -einer MonopolsteIlung, 
die sich daraus ergeben kann, die. ob Wir 
wollen oder nicht. früher oder später zum Tode 
der Privatsphäre des Staatsbürgers führen 
kann oder führen muß. Wenn wir nicht wollen, 
daß der Staatsbürger immer - und verzeihen 
Sie mir diesen Ausdruck - nackter in der 
Welt steht, dann gilt es. ihn nunmehr vor die­
sen Gefahren zu schützen. Dieser Schutz des 
Staatsbürgers ist Aufgabe der gesetzgebenden 
Körperschaft. ist unsere ureigenste Aufgabe. 
und niemand kann uns dieser Verantwortung 
entbinden. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 

der Grenze zwismen Vergangenheit und Zu­
kunft. Der Vergangenhe1it, über die wir zuver­
lässige Aussagen machen. die wlir aber nicht 
mehr verändern können, und der Zukunft. 
über die wir keine zuverlässigen Aussagen 
machen, die wir aber noch gestalten können." 

Unsere zukünftige EXlistenz w-ird damit da­
von abhängen, daß Wlir uns den zukünftigen 
Realitäten stellen, daß wir uns nlicht an der 
Vergangenheit. sondern an der Zukunft oI'ien­
tieren. 

Wie sehr unser Denken in alten Bahnen an 
den Realitäten vorbe:iging, zeigen die Äuße­
rungen amerikanischer Experten lin den vier­
ziger Jahren. In der Geburtsstunde des Com­
puters - der erste Computer wUI1de ja be­
kanntlkh lim Jahre 1 944 gebaut - glaubte 
man, daß 'in Zukunft zwölf Computer die ge­
samte 'in den USA computerg-eeignet-e Rechen­
arbeit übernehmen kÖll!Ilten. Etwas später hat 
man dann diese Zahl auf 50 erhöht. Heute 
- nahezu drei Jahrzehnte später - sind in 
den Vereinigten Staaten 70.000 Computer 
iIl'staUiert, ,im Jahre 1 980 werden es voraus­
sichtlich 400.000 sein. In den Ver€linigten Staa­
ten kommen zurzeit auf 1 Million Hinwohner 
350 Computer. Man schätzt. daß im Jahre 
1 980 über 1:ime-Sharing-Entwücklungen bereits 
für je 100 Einwohner ein Computer verfügbar 
se'in wird. Der Computer ist bereits ein Be­
standteil der gegenwärtigen Welt. Ungeheure 
Möglichkeit-en eröffnen sich uns. 

Das Arbeitspensum von hundert Millionen 
AdditJionen in einer Sekunde list keine Utopie 
mehr. Wh nähern uns schon dem Nano­
sekundenbereich. Die Möglichkeit, das Wissen 
unserer Zeit mit Hilfe von Computern zu er­
fassen und allgemein verfügbar zu machen, ist 
gegeben. Ein Computer, der 1 00 moderne Plat­
tenspeicher enthält, würde dieselbe Informa­
bionsmenge speichern wie etwa tausend Bände 
des Großen Brockhaus. Der besondere Vorteü 
aber liegt <in der Präsenz, in Sekundenschnelle 
die neueste Information zu erhalten. Die For­
schung wird mit Hilfe der Computer und Infor­
mationssysteme in ständig neue Bereiche vor­
stoßen. Wir wüssen also. was auf uns zukommt. 
Geben wir darum der Wissenschaft aber auch 
ebenso der Verwaltung, was sie für ,ihre 
Tätigkeit benötigt. Schaffen wir alle Voraus­
setzungen, um mH dabei zu sein, an dieser 
weltweiten und stürmischen Entwicklung teil­
zuhaben. (Beifall bei der SPO.) 

absdüießend nochmals vergegenwärtigen, wo Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
wlir stehen. Der bekannte Kybernetiker Karl ist der Abgeordnete Dr. Ermacora. Bitte. 
Ste'inbuch schreibt in seinem Buche "Die linfor-
mierte Gesellschaft .. - und mit Genehmigung Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
des Herrn Präsidenten darf ich vielleicht di,es-e Präsident I Hohes HaUis I Der Herr Abgeordnete 
Stelle zitieren -: "Unser Bewußtsein steht an i Wuganigg hat bei seiner Ausführung gesagt, 
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daß die Angelegenheiten mit den Datenver- I Das Parlament 'ist .des längeren schon über 
arbeHungen ,im Bundesbereich mehr fortge- I die Entwicklung informiert j s'eit 1966 gilt das 
schritten sind, als es die Bevölkerung wahrhat. I Interesse des Parlamentes diesem Vorgang. 
Ich möchte aber das etwas abwandeln. Ich I Wir haben zuletzt im Systemilsierungsplan 
würde sagen: Mehr fortgeschIiitten sind, als ,' 1 972 eine sehr interessante UberSiicht über 
es der Bevölk,erung lieb sein mag. Ich glaube, 

I 
diesen Gegenstand erhalten. Aber lIlun lliegt 

das muß ich herausstellen. Herr Abgeordneter ,  dieser Bericht der Bundesregierung vor, und 
WugaIl'igg hat natürlich die Probleme, die I ich möchte mich, Herr Staatssekretär Veselsky, 
dieser Bericht aufwirft, herausgestellt. Aber Ihrer Bemerkung 'im Ausschuß anschJ,ießen, daß 
ich glaube, es steht einern Abgeordneten, der dieser Bericht nun wirklich im Vergleich zu 
auf der oppos.itionellen Seite steht, wohl zu den Berichten [in anderen Staaten ein guter 
und an, die Dinge etwas schärfer zu sehen Bericht list. 
und etwas oppositioneller zu fassen. 

Aber ich möchte zugleich hervorheben, daß 
Der Bericht der Bundesregierung wird selbst- der Gegenstand, über den berichtet wird, in 

verständlich - wie ausgeführt - von der seiner gegenwärtig'en Lage nicht 180 günstig 
Opposüionspartei zur Kenntnis genommen, steht, und möchte das im einzelnen zu begrün­
aber ich glaube doch, daß die OffenHichke'it den versuchen. Ich möchte sofort zur Aufklä­

das Recht hat, über alle Seiten, die mit dielsem rung sagen, daß der Bericht sich auf die Doku­

Problem zusammenhängen, ohne Emotion in- mentation bezlieht. Aber jedermann, der mit 
formiert zu werden. Das auch dann, wenn sich diesen Dingen einigermaßen konfrontiert ist, 
die Offentlichkeit heute nicht so sonderilich I 

wei�� daß es neb�n der
, 

Dokume�tation die 
um diesen Gegenstand kümmert - bitte man I B�muhungen u� dIe

. 
Urtellsautomahon ebenso 

sieht es ja an den leeren Presselogen, daß , gIbt, und das 1st em moderner Aspekt, der 

sie sich nicht so sehr um die Datenverarbei- I hier nicht berührt wird. Aber das ist der 
tung interessiert -, denn ich möchte sagen, nächste Schritt, der hier berührt werden kann 
daß über kurz oder lang dieser Gegenstand und gesetzt wenden kann. 
j edermann angehen wird und auch die Presse 
natürlich angehen wird. Oder glauben Sie 
nicht, daß der Gegenstand jedermann angehen 
wird? Etwa : Herr Minister Lütgendorf in einem 
ORF-Interview vom 22. Februar 1 972 über die 
Musterungen und den Hinwe,is, daß ein Intelli­
genztest für ,die österrelichischen Jungmänner 
im Computer gespeichert werden sollte. Er 
appelEerte hier an das schwedische Beispiel. 

Der Herr StaatSisekretär hat im Ausschuß 
zu dem ganzen Gegenstand 'eine sehr ein­
gehende Stellungnahme abgegeben. Ich habe 
mir die Mühe gemacht, diese Stellungnahme 
mitzustenographieren, sodaß lieh also sehr 
wohl iim Bilde bin, und habe mir die Mühe 
gemacht, lin der Zwischenzeit diese Stellung­
nahme, die Sie, Herr Staatssekretär, abgege­
ben haben, eingehend durchzuarbeiten. 

Haben Sie im IBF-Bericht über den Erzie- Ich möchte auf ein Hauptmerkmal des Be-
hungsbogen mit dem Vorleben des Schülers richtes aufmerks'am machen. Er führt Pro­
gelesen, weil die Strafrechtspflege ein natür- bleme an und auf. Wenn man den BeI1icht 
liches Interesse am Vorleben des Täters haben gründ}lich liest, ist man über di'e Probleme 
kann? Ist das nicht eine interessante Konstruk- informiert, aber es werden letztlich keine Ant­
tion? Oder der Computer für Ärzte und die worten über Termine und Lösungen gegeben. 
Patientendaten über das Telephon? - Ich ver- , 
weise hier auf eine Nachricht der "Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung" vom 8. Juni 1 972. Oder, 
wie es in der Wahlzeit im Oktober 1971  ge­
heißen hat : Das Personenkennzeichen ,im 
MeLdewesen. - Sind das nicht Dinge, die den 
einzelnen Staatsbürger ganz eminent inter­
essieren? Ich nehme an, daß das wohl der Fall 
sein dürfte. 

Ich glaube also, das Sachgebiet ist mit größ­
ter Aufmerklsarnk'eit zu verfolgen und vor 
allem von einer Opposition. Denn einmal im 
Vollbesitz dieses Instrumeilltariums, meine 
Damen und Herren, wird die Regierung eine 
Monopolstellung einnehmen können in bezug 
auf Information und Konzentration der Staats­
gewalt. 

Wenn man die Bedeutung des Berichtes er­
messen will, muß man von Seite 38 ausgehen, 
wo der Beschluß der Bundesregierung n1eder­
gelegt 'ist, der sich auf die Entwicklung der 
Datenverarbeitung in Osterreich bezlieht. Ich 
möchte fast sagen - diesen Eindruck habe 
ich -, daß dieser Beschluß der Bundesregie­
rung nicht voll realisiert wurde. 

Ich möchte auf Hauptprobleme eingehen, die 
ich zum Teil schon im Ausschuß herausgestellt 
habe. 

Die Personalfrage. Das ist ein eminentes 
Problem der Monopolisierung. Wer den 
Gegenstand EDV beherrscht, hat die Infor­
mation in der Hand. Herr Staatssekretär 
Veselsky hat im Ausschuß darauf aufmerksam 
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gemamt, daß es in Teilen der Welt smon eine 
gew�sse Arbeitslos1igkeit !in bezug auf die aus­
gebildeten Fachleute gebe. 

Und nun erhebt sich doch die Frage, wie 
sieht die Prognose aus? Wird es auch in Oster­
reich eine Arbeitslosigkeit für diese Berufe 
geben, und wile stellt man sich nun zu der 
Frage der Ausbildung? Ist es notwendig, v,iele 
Leute auszubilden? Oder wie steht dile Pro­
grammierung in der Personalfrage in bezug 
auf die Ausbildung? 

Ich möchte hervorheben, daß Sonderverträge 
für Personen, die diesen GegeIl'Stand behan­
deln sollen, von , den Ministerien geschlossen 
werden. Von wem sind denn die RJichtlinrien 
gegeben für diese Sonderverträge? Es kann 
doch nicht jedes Bundesministerium seine eige­
nen Richtlinien über die Bestellung von so 
hochqualifizierten Bediensteten habenl Ich 
glaube doch, daß 'es dazu eines Gesetz'es be­
darf, um diese Sonderverträge lin einheitlicher 
We1ise zu ordnen. 

Wie steht es mit der Dienststellung des 
Personals? Wir haben doch heute nach meiner 
Meinung in der Hauptsache Vertragsbedien­
stete mit Sondervertrag. Da es sich aber bei 
den EDV-Anlagen um so gewichtige Informa­
tionskonzentrationen handelt, mit denen das 
Problem des Staatsgeheimnisses und der Amts­
verschwiegenheit verbunden ist, so bin 'ich der 
Meinung, daß man eher davon abgehen sollte, 
Leute nur mit Vertrag zu gewinnen, sondern 
sie in größere Beamtenpflichten nehmen sollte. 

Schon mein Herr Vorredner hat angedeutet, 
daß es lim Laufe der Zeit privaten F.irmen ge­
lungen list, eine gewlisse Monopolstellung ein­
zunehmen. Ich möc:hte Sie, sofern Sie daran 
interessiert sind, auf den Bericht aufmerksam 
mach'en, wo 'es heißt, daß 82 Prozent dieser 
Datenverarbeitungsanlagen im Betrieb der 
IBM stehen. Das konnte zu einer Zeit, als 
man IIl!it dem Gegenstand zu arbeiten begon­
nen hat, wohl noch angegangen sein, weil die 
Monopolstellung der IBM eine ausgewiesene 
gewesen ist, aber heute haben wir ja schon 
die Konkurrenz auf diesem Sachgebiet. Wenn 
die Entwicklung so weiter geht, w.ird man in 
bezug auf Idiese vom Herrn Abgeordneten 
Wuganigg herausgestellte Hardware in die 
Abhängigkeit einer 'einzigen Erma geraten. 

Wenn die verehrten Damen und Herren der 
Fraktionen möglicherweise über die Begriffe 
nicht Bescheid wissen, was Ja nicht unbedingt 
zuzumuten list, ISO darf ich nur darauf auf­
merksam machen, daß dankenswerterweise, 
Herr Staatssekretär, der Bericht ein Sachwör­
terverzeichnis enthält, sodaß man sich über 
diese Ausdrücke informieren kann. 

Aber ich möchte dom noch einmal hervor­
heben, daß diese MonopolsteIlung privater 
Firmen eine KombinaHon von Amtswissen und 
Sachwissen darstellt. eine Kombination. die 
auf Dauer meiner Meinung nach unbedingt 
gefährl,ich ist. 

In dem Berimt des Herrn Staatssekretärs 
im Ausschuß wunde - und das scheint mir 
ein ganz gewichtiges Problem zu sein - die 
Frage der Anwendbarkeit des Artikels 18 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes angeführt. Der 
Herr Staatssekretär hat darauf hingewiesen, 
daß es der Verwaltung freistehe. ob Isie mit 
EDV arbetite oder nicht. Er hat aber auch den 
Ausdruck verwendet, daß der Einsatz der EDV 
in der Vollziehung der Gesetze eine neue 
Qualität bedeuten könnte. 

Auch ich meine, daß sich durch diese neue 
Qualität die Art und Weise der Vollziehung 
der Gesetze von Grund auf verändert. Ich 
persönlich kann nicht die Meinungen teilen, 
die ;im Erlaß des Bundeskanzleramtes 
Zl. 45.373-2 a/70 in bezug auf den Artikel 1 8  
geäußert wurden. 

Darüber hinaus muß man sich im klaren 
sein, daß sich mit der Anwendbarkeit von 
EDV in der Verwaltung das Problem der 
wechselseitigen Hilfeleistung der Behörden er­
gibt, das man nicht übersehen wolle. Auch 
wenn es heute nicht so interessant erscheint, 
es wird in Bälde interessant sein können. 

Artikel 22 der Bundesverfassung gebietet 
die wechselseitige Hilfeleistung: auf verschie­
dene Anfragen von Behönden haben im Rah­
men der wechselseitigen Hilfele'istung andere 
Behörden Auskünfte zu erteilen. Wie weit darf 
denn die Auskunftserteilung gehen? Darf die 
Auskunftserteilung so weit gehen, daß man 
das, was ein Computer gespeichert hat, einem 
anderen Ministerium mitteilen darf? Ich bin 
fest überzeugt, daß man in Zukunft im Gesetz 
anzugeben haben wird. ob ein Gesetz mit EDV 
oder ohne EDV zu vollziehen ist. 

Herr Abgeordneter Wuganigg hat die 
Privatsphäre aufgegriffen. Ich darf zum allge­
meinen Verständnis die Äußerungen des Herrn 
Staatssekretärs hier vorlesen, die er im Aus­
schuß zu diesem Gegenstand g'ebracht hat. Ich 
darf zitieren aus meiner Mitschrift. Dem Herrn 
Staatssekretär steht es natürlich frei, das zu 
korrigieren und zu sagen, er habe es nicht 
gesagt. Aber es ist nichts Gehässiges drinnen, 
Herr Staatssekretär, Sie haben hier sachlim 
argumentiert : 

"Es besteht lein immenses Datenschutzpro­
blem. Noch nicht in Osterreich, aber im Aus­
land. Wir haben versucht, von uns aus die 
Frage zu aktualisieren, weil wir glauben, daß 
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die Gegenwart zeigt, was auf uns zukommt. 
Wir haben die Bundesregierung darauf auf­
merksam gemacht, und sie hat in ihrem Be­
schluß auf die Notwendigkeit hingewiesen, 
einen entsprechenden Datenschutz vorzusehen. 
Es ist zu diesem Zwecke eine Arbeitsgruppe 
eingesetzt worden für derartige Probleme. 
Diese Arbeitsgruppe hat inzwischen schon Er­
sprießliches geleistet in der Sichtung der Pro­
bleme. Es gibt da ein Spezialproblem der unzu­
lässigen KombinatiOIren von Daten. Das ist 
eine neue Qualität, die einen Eingriff in die 
Privatsphäre bewirken kann. Das deshalb, weil 
damit ein Informationsmonopol hergestellt 
wird. Dazu nur eines : nach genauer Prüfung, 
die ich ersucht habe Sektionschef Loebenstein 
vorzunehmen, bin ich überzeugt, daß die 
gegenwärtigen Bestimmungen betreffend 
Amtsverschwiegenheit, die Bestimmungen aus 
dem Statistikgesetz ausreichen, solange nicht 
neue Qualitäten entstehen. Wir überlegen 
aber, in welcher Form eine Absicherung vor 
Datenschutz notwendig sein wird. Man kann 
ein solches Problem rein theoretisch angehen. 
Wir haben alle gewisse Erfahrungen. Wir ver­
suchen jetzt vorzukehren. Wenn wir zur Infor­
mationskombination kommen, dann sehen wir, 
was entstehen kann, und dann können wir ein 
maßgeschneidertes Gesetz vorschlagen. Wir 
neigen der Auffassung zu, daß wir pragma­
tisch vorgehen wollen." 

Meine sehr geehrten Damen und Herren' 
Ich muß Ihnen offen gestehen, daß ich einer 
ganz anderen Auffassung zuneige. Ich neige 
nämNch der Auffassung zu, daß man das, was 
beabsichtigt ist, schon vorher im Gesetze zu 
gestalten hat. Und ich möchte ausdrückJiich 
darauf aufmerksam machen, daß die Bundes­
reg1ierung hier 'einen ganz klaren Beschluß ge­
faßt hat und daß - so meine ich - der Bericht, 
dem wir hier die Genehmigung erteilen, nicht 
deutHch macht, ob man diesem Beschluß folgt. 
Es heißt auf Seite 39 : 

"Es ist daher zweckmäßig" - und bitte, das 
möchte \ich geradezu mit erhobener Stimme 
sagen -, "bereits vor Entstehen einer Gefähr­
dung der Privatsphäre legistische Vorkehrun­
gen zu treffen." 

Und diese Vorkehrungen sind natürlich bis 
heute nicht getroffen. W:ir brauchen heute 
schon Vorkehrungen, bevor überhaupt mit der 
die Privatsphäre gefährdenden Datenkombina­
Non begonnen wird. 

Da taucht nun das Problem auf, Herr Staats­
sekretär und meine sehr geehrten Damen und 
Herren, welches System der Datenkombination 
man denn hier wählen wird. Es taucht auch die 
Frage auf, wie man das überhaupt betreiben 
wird. Wird man das nach dem dänischen 

System, das heißt auf gemeinwirtschaftlicher 
Basis von Bund, Ländern und Gemeinden, 
betreiben? Das s'ind ganz gewichtige Dinge. 

Wenn man die Ausführungen Lütgendorfs 
im ORF liest, so muß man sagen, man müßte 
diesen Datenkombinationen mit größter Vor­
sicht entgegensehen. 

Die Problematik des Computers des Bundes 
als Informat'ionszentrum wurde gleichfalls im 
Ausschuß aufgeworfen. Es erhebt sich bier die 
Frage, wer Zugang zu einem so beabs<ichtigten 
Informationszentrum hat. Der parlamenta­
rische Zugang, Zugang durch Private, jeden­
falls kein InformatJionsmonopol, würde ich 
sagen. 

Ein Sonderproblem ist auf Seite 40 ange­
schnitten. Das Sonderproblem besteht darin, 
daß im Jahre 1 970 ein Projekt in Auftrag gege­
ben wurde: Teilgebiet Verfassungsrecht. Die­
ses Projekt sollte nach dieser Aufzeichnung im 
Mai 1972 abgeschlossen werden. Es tauchen 
eine ganze Reihe von Fragen auf, die sich mit 
diesem Projekt befassen. Man müßte w,issen, 
was mit diesem Pro}ekt geschehen ist, man 
müßte vor allem wissen, was es €iinmal dar­
stellen soll. Ich möchte heute schon anmelden, 
daß es ein höchstes Interesse dieses Hauses 
wäre, wenn man keine andere Verfügung für 
die Ergebnisse dieses Projektes hat, dieses 
Projekt und das Ergebnis dieses Projektes 
diesem Hause für die parlamentarische Arbeit 
zur Verfügung zu stellen. 

Der Bericht spricht die Probleme an, aber 
ich glaube nicht, daß er aufzeigt, welche Maß­
nahmen im einzelnen lin welcher Zeit gesetzt 
werden. Ich möchte hervorheben, daß es not­
wendig sein wird, die Maßnahmen rechtzeitig 
zu setzen, und daß diese Maßnahmen nicht 
ohne parlamentaflische Kontrolle gesetzt wer­
den dürfen. Ich möchte aufmerksam machen: 
Es wäre verfehlt, wenn das Parlament durch 
dieses technische Monstrum, das natürlich ein 
Monstrum besonderer Qualdtät ist, vor voll­
endete Tatsachen g'estellt wird. 

Die Fraktion, die iich hier zu vertreten die 
Ehre habe, wird einen Entschließungsantrag 
einbringen. Der E n t IS c h I li e ß u n g s a n­
t r a g  hat folgenden Wortlaut: 

Der Bericht über die EDV im Bundes­
bereich zeigt eline Reihe von Vorhaben auf, 
die mit dem EDV-Einsatz zusammenhängen. 
Wie und wann diese Vorhaben verwirklicht 
werden sollen, geht aus dem Bericht nicht 
hervor. Damit die beabsichtigten Maßnah · 
men rechtzeitig und nicht ohne parlamen­
tartische Kontrolle getroffen werden, stellen 
die unterze'ichneten Abgeordneten folgen­
den 
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EntscMießungsantrag: 

Die Bundesregierung wird ersucht : 

1 .  In allen Regierungsvorlagen einen Hin­
weis aufzunehmen, ob sie denkt, Gegen­
stände der Regierungsvorlagen unter Einsatz 
von EDV zu vollziehen; 

2. eine Ubersicht vorzulegen, welche Ge­
<setze heute schon mit EDV-Entscheidungs­
hlilfe vollzogen werden - ich möchte hier 
am Rande hinzufügen, daß sich der Herr 

Tag aufgeschobener ,VerwaltungSIeform' stellt 
erneut unter Beweis, wie groß d1e Gefahr 
gigantischer Fehlleitungen bei der Einführung 
von Datenverarbeitungsanlagen (EDV A) " -
heißt es hier - "in der öffentlichen Verwal­
tung ,ist." 

Ich schl'ieße daraUJ5, daß man so rasch wie 
möglich dem Parlament jede Möglichkeit der 
Kontrolle dieser Entwicklung in die Hand 
geben muß. (Beifall bei der OVP.) 

Staatssekretär im Ausschuß bereit erklärt Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
hat, eine solche Aufstellung vorzuneh- Herr Staatssekretär Dr. Veselsky. Bitte. 
men -; 

3. dafür Sorge zu tragen, daß so  rasch 
wie mögNch geeignetes Personal ausgebil­
det und besoldet wird, um Monopolstellun­
gen von Unt'ernehmungen bei Systembera­
tungen zu vermeiden; 

4. bei der Heranz1iehung von EDV-Unter­
nehmungen zur Lieferung von Anlagen eine 
differenz'ierte FlirmenpoHtik - bezieht sich 
auf den Nachweis : 82 Prozent IBM - zu 
betre'iben, um Monopolstellungen einzelner 
Ftirmen ,im Bundesbereich hintanzuhalten ; 
und 

5. Gesetzentwürfe vorzulegen, die 

a) alle Verfahrensfragen regeln, die durch 
den Einsatz der EDV in der Vollziehung 
entstehen (EDV -Vollziehungsgesetz) - wir 
brauchen ein EDV -Vollziehungsgesetz, das 
den sogenannten Verwaltungsverfahrens­
vorschriften äquivalent ist ; das hängt ganz 
eng mit dem Problem der Verwaltungs­
reform zusammen, ich hoffe, daß in der Ver­
waltungsreformkommission Maßnahmen er­
griffen werden, um diesen Schritt zu 
setzen - j  

b) alle dienstrechtlichen einer EDV-Ver­
waltung entsprechenden Fragen regeln; 

c) das Problem des Datenschutzes behan­
deln, wobei vor allem der Schutz der Pr,ivat­
sphäre auch gegenüber Behörden zu gaDan­
tieren wäre, und dies auch in strafrechtlicher 
Hinsljcht; und 

d) die die Rechtsstellung von Datenban­
ken bestimmen, wobei linsbesondere der Ent­
stehung von Informationsmonopolen ent­
gegengetreten und die Verfügbarkeit g'ene­
reller Daten für alle gewährleistet werden 
muß. 

Ich möchte meine Stellungnahme schließen 
mit e1inem Hinweis auf den bekannten Gratz­
Broda-Entwurf, 2. Auflage, wo auf Seite 12 
gesagt wird - ;ich zitiere aus dem Gratz-Broda­
Entwurf und nehme an, daß dieser Satz all­

gemeine Zustimmung finden wird -: "J eder 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Doktor 
Veselsky: Sehr geehrter Herr Präsident I Hohes 
Haus ! Ich darf hier im Plenum mitteilen, daß 
im Verfassungsausschuß die Diskussion über 
diesen Berlicht eine gewisse Novität insofern 
brachte, als mit Hilfe von Bildwerfermaterial 
auch der Versuch der VeranschauHchung 
- wie wir glauben, nicht ohne Erfolg -
gemacht werden konnte. 

Auf die Tatsache, daß es stich bei diesem 
BeI1icht um einen neuen Schritt handelt, wurde 
in der Diskusslion hingewiesen. Es Hegt ein 
Bericht vor, der sich rein optisch ganz gewal­
tig von dem ersten Bericht unterscheidet. Der 
neue Bericht ist das (weist Schrifts tücke mit 
der linken Hand vor), und was bisher berichtet 
wurde, ist htier in meiner rechten Hand. 

Ich darf zu der Frage, was setither geschehen 
i'st, die der Herr Abgeordnete Wuganigg ge­
stellt hat, sagen : Es ,ist seit der Erstellung 
dieses Berichtes ganz Gewaltiges geschehen. 
Es sind die elinzelnen Arbeitskre1ise konstitu­
iert worden. Es list entsprechend den Inten­
tionen der Klubs je ein Vertreter der beiden 
im Parlament vertretenen Oppositionsparteien 
dem EDV-Subkomitee beig'ezogen worden. Es 
volIz'iehen sich also die Beratungen tim EDV­
Subkomitee unter Beobachtung größter Trans­
parenz. Wir arbeiten gegenwärtig daran, die 
Beschlußfassung der Bundesregierung, die 
vom Herrn Abgeordneten Ermacora angeführt 
wurde, zügig zu verWlirklichen. Auf dem Weg 
dorthin ist im Juli 197 1  im Einvernehmen mit 
der, Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten 
eine einheitliche Besoldungsordnung für EDV­
Bedienstete festgelegt worden. Es handelte sich 
dabei um eine sehr wichtige Maßnahme, weil 
seither die einzelnen Ressorts koordiniert vor­
gehen. 

Es wunde seither auch damit begonnen, die 
anvisierten Schwerpunkte zu reallisieren. Es 
wäre allerdings noch verfrüht, S'ie hier zu 
nennen. 

Ich darf Ihnen mitte/ilen, Hohes Haus, daß 
ein neuer Beridlt mit Stichtag 1 .  Jänner 1972 
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in Vorbereitung fist. und wir hoften, daß die 
Bundesregierung Ende dieses Jahres diesen 
Bericht beschließen wird können, sodaß dieser 
Bericht dann auch wieder dem Hohen Haus 
vorliegen wird. 

Der neue Bericht unterscheidet sich neuer­
dings von dem heute vorliegenden Bericht in 
folgender Weise : Wir gehen auf einen neuen 
Stichtag über. und zwar vom Stichtag 1 .  März 
auf den Stichtag 1 .  Jänner. und wir werden 
den Ist-Zustand immer rnJit einem Soll-Zu­
stand verknüpfen. Die Kombination des frü­
heren Soll-Zustands mit dem neuen Ist-Zu­
stand erlaubt uns eine Erfolgskontrolle, wie 

das bisher nicht möglich war. 

Es wird nebenbei mit diesem Schritt auch 
erstmals die Ellstellung eines mehrjährigen 
EDV-Planes angestrebt, der dann auch von 
der Bundesregierung beschlossen werden soll. 
um dem Hohen Haus zugeleitet zu werden. 

Es wurde hier unterstrichen. daß die Regie­
rung ;in Zukunft vielleicht mit dem Instrument 
der EDV-Information eine Monopolstellung 
besitzen könnte und daß darin gew,isse Ge­
fahren verborgen liegen. Diese Regierung hat 
von sich ,aus lSelbst dieses Problem aktualisiert 
und deshalb diesen Bericht dem Parlament 
vorgelegt, um dem Parlament in guter Z'eit 
Information zu bieten. Das darf ,ich unter­
streichen. (Präsident Dr. M a l  e t a  übernimmt 
den Vorsitz.) 

Wenn der Herr Abgeordnete Ermacora 
me'inte. es wäre nicht richtig, zur Wahrung 
der Privatsphäre. zum Schutz der Privatsphäre 
den Weg zu gehen, den wir eingeschlagen 
haben, nämlich pragmatisch vorzugehen, aber 
dennoch alles vorzukehren, was nötig ist. so 
darf ,ich darauf h'inweisefJl. daß der EDV-Be­
rricht der früheren Bundesregierung. der OVP­
Bundesregierung. sagte : Es ist sicherHch ver­
fehlt anzunehmen, daß solche elektronische 
Datenverarbeitungsanlagen an sich die Privat­
sphäre des elinzelnen gefähI1den. 

Das war also die Auffassung der früheren 
Regierung. Im Unterschied dazu ist diese 

jetzige Regierung der Auffassung. daß sehr 
wohl eine solche Gefährdung eintreten kann, 
und wir sind bereit. rechtzeitig Abhilfen zu 
schaffen. 

In der Dilskussion wurde vom Herrn Abge­
ordneten Ermacora gegen eine MOfJlopolstel­
lung einer einzelnen Firma im EDV-Bereich 
Stellung genommen. Diese Stellungnahme 
deckt sich mit all dem. was auch im Aus­
schuß gesagt wurde, und zwar auch von mir 
selbst. Ich erklärte im Ausschuß auch. daß 

ware-Lieferanten und gegenüber allen Anbie­
tern von software einzunehmen. Ich erklärte 
auch im Ausschuß, daß es unsere Zielsetzung 
ist, uns dadurch von den Hardware-Lieferan­
ten unabhängig zu machen, daß wir so viel 
gutgeschultes Personal wie mögHch beim Bund 
selbst konzentrieren, denn <in dem Maße wer­
den wir größere EllbogenfreIheit gegenüber 
den Lieferanten von Hardware und von Soft­
ware bekommen. 

Idl darf das also vielleicht noch zur Erläute­
rung deponieren und wiederholen, daß es 

unsere Absicht list, keine Monopolstellung der 
Regierung auf dem Gebiet der EDV aufzu­
bauen. sondern dem Parlament zu berichten. 
die OffenHichkeit part'izipieren zu lassen, weil 
für uns EDV nicht Selbstzweck list, sondern ein 
Teil der Verwaltungsreformbemühungen, die 
wir unter die Zielsetzung gestellt haben, Ser­
vice dem Staatsbürger immer besser zu lei­
sten. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Professor Dr. Erma­
cora und Genossen ist genügend unterstützt 
und steht daher mit in Verhandlung. 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. - Der Herr Bericht­
erstatter verzichtet auf das Schlußwort. 

Wir kommen somit zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten. den 
gegenständlichen Bericht der Bundesregierung 
zur Kenntnis zu nehmen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - E i n  s t i m  m i g a n  g e n  0 m­

m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Abgeord­
neten Dr. Ermacora und Genossen betreffend 

Elektronische Datenverarbeitung im Bundes­
bereich. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag Ermacora ihre Zustim­
mung geben. sich von den Sitzen zu erheben. 
- Das ist die Minderheit. A b g e l  e h n t. 

4. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage ( 118  der Beilagen) : 
Ubereinkommen zur Verminderung der 
Staaten losigkeit samt Erklärungen der 

Republik österreich (360 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung: Ubereinkommen 
zur Verminderung der Staatenlosigkeit. 

diese Regierung bestrebt ist. die Position einer Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete 
absoluten Neutralität gegenüber allen Hard- Dr. Erika Seda. Ich bitte um den Bericht. 
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Berichterstatterin Dr. Erika Seda: Hohes 
Haus ! Das dem Ausschuß zur Vorberatung 
vorliegende Ubere'inkommen v1erpflichtet 'ins­
besondere die Vertragsstaaten, allen Pernonen, 
die auf ijhrem Hoheitsgebiet geboren und seit 
Geburt staatenlos slind, unter bestimmten im 
Ubereinkommen genannten Voraussetzungen 
die Staatsang,ehörigkeit zu verleihen, und ent­
hält weiters Bestimmungen, durch die ver­
mieden werden soll ,  daß Personen durch den 
Verlust der Staatsangehörigkeit eines Ver­
tragSistaates staatenlos werden. 

Die Erklärungen der Republik Osterrelieh zu 
Artikel 8 Abs. 3 lit. a Punkt ii und ü werden 
vorgeschlagen, da die Bestimmungen der §§ 32 
und 33 des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1 965 
mit Artikel 8 Abs. 1 des Ubereinkommens 
unvereinbar sind. Diese Bestimmungen des 
Staatsbürgerschaftsgesetzes sehen vor, daß die 
Staatsbürgerschaft verliert, wer freiwillig in 
den MHitärdienst eines fremden Staates tritt 
beziehungsweise daß einem Staatsbürg'er, der 
im Dienste eines fremden Staates steht, die 
Staatsbürgerschaft zu entziehen list, wenn er 
durch sein Verhalten die Interessen oder das 
Ansehen der Republik erhebllich Ischädigt. 

Das vorliegende Ubereinkommen verpfl'ich­
tet den Gesetzgeber zu einem bestimmten 
Verhalten und bedarf daher der Genehmigung 
gemäß Artö.kel 50 Abs. 1 Bundes-Verfassungs­
gesetz. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage in seinen Sitzungen am 1 3. April 
und 6. Juni 1 912 in Verhandlung gezogen und 
nach Wortmeldung,en der Abgeordneten 
Dr. Ermacora, Dr. Fiedler, Dr. Broesigke, 
Stohs, Dr. Blank, Dr. Flelischmann, Dkfm. Gor­
ton und Dr. Heinz Rilscher sowie des Bundes­
ministers Rösch und des Bundesministers 
Dr. Klirchschläger einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Genehmigung des Uberein­
kommens samt Erklärungen der Republik 
Osterreich mit der dem schriftltichen Ausschuß­
bericht beigedruckten Abänderung zu emp­
fehlen. 

1 .  Dem Ubereinkommen zur Verminderung 
der Staatenlosigkeit sowie den Erklärungen 
der Republik Osterreidl zu Artikel 8 Abs. 3 
lit. a Punkte i und ii des Ubereinkommens 
( 1 18  der Beilagen) mit der dem schrlifHichen 
Ausschußbericht angeschlossenen Abänderung 
wird die verfassungsmäßige Genehmigung er­
teilt. 

2. Dieses Ubereinkommen samt Erklärungen 
der Republiik Osterreiich ist im Sinne des 
Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
durch die Erlassung von Gesetzen zu erfüllen. 

Ich bin ermächbigt zu beantragen, falls 
Wortmeldungen vorliegen, General- und 
Spezialdebatte 'in einem durchzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. Wir gelangen somit zur A b­
s t i  m rn  u n g. 

Zunächst lasse ich über das Obereinkommen 
selbst abstimmen und bitte jene Damen und 
Herren, die dem Antrag der Frau Bericht­
erstatter beitreten, dem gegenständlichen 
Ubereinkommen sowie den Erklärungen der 
Republik Osterreich zu Artikel 8 Abs. 3 lit. a 
Punkte i und ii des Ubereinkommens unter 
Berücksichtigung der dem Ausschußbericht 
beigedruckten Abänderung die Genehmigung 
zu erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. 
- E i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

Ich lasse nunmehr über den Antrag des 
Ausschusses abstimmen, festzulegen, daß das 
vorliegende Ubereinkommen samt Erklärun­
gen der Republik Osterreich im Sinne des 
Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
durch die Erlassung von Gesetzen zu erfüllen 
ist. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - E i n  s t i m  m i g a n  g e n 0 m­
m e n. 

5. Punkt: Beriebt des Verfassungsaussebusses 
über die Regierungsvorlage (325 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem die Dienstpragmatik 
geändert wird (Dienstpragmatik-Novelle 1972) 

(361 der Beilagen) 

6. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(293 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Gehaltsgesetz 1956 geändert wird (24. Ge­
haltsgesetz-Novelle) und 

Da die bestehende Gesetzeslage auf dem 
Gebiete des Staatsbürgerschaftsrechtes bei Ab­
gabe der Erklärungen zu Artikel 8 Abs. 3 lit. a 
Punkt !i und ii des Ubereinkommens den 
staatsvertraglichen Verpflichtungen, die mit 
dem Uberelinkommen übernommen werden, 
innerstaatlich voll g·erecht wird, ;ist der Aus­
schuß der Meinung, daß von der MöglichkeH 
einer speziellen Transformierung gemäß 
Artikel 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
Gebrauch zu machen 'ist. über die Regierungsvorlage (323 der Bei­

Der Verfassungsausschuß stellt somit durch lagen) : Bundesgesetz, mit dem das Gehalts­
mich den A n  t r a g, der Nationalrat wolle gesetz 1956 geändert wird (26. Gehaltsgesetz-
beschließen: Novelle) (365 der Beilagen) 

33. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)26 von 89

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 33. SitzWlg - 14. Juni 1 972 2667 

1. Punkt: Beridlt des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(295 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Vertragsbedienstetengesetz 1 948 geändert 
wird (20. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle) 
und 

über die Regierungsvorlage (324 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz, mit dem das Vertrags­
bedienstetengesetz 1948 geändert wird 
(2 1.  Vertragsbedienstetengesetz-Novelle) (366 

der Beilagen) 

über die die Debatte unter einem abgeführt 
wird. 

Es sind dies : 

Der BeriCht des Verfassungsaussdmsses 
über die Dienstpragmatik-Novelle 1972 ; 

die Berichte des Finanz- und Budgetaus­
schusses über 

die 24. Gehaltsgesetz-Novelle 
26. Gehaltsgesetz-Novelle, 

und die 

die 20. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle 
und die 2 1 .  Vertragsbedienstetengesetz-

8. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget- Novelle, 
ausschusses über die Regierungsvorlage 

die 4. Novelle zur Bundesforste-Dienst-(296 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem die 
Bundesforste-Dienstordnung geändert wird ordnung, 
(4. Novelle zur Bundesforste-Dienstordnung) 

(367 der Beilagen) 
die Änderung des Dorotheums-Bediensteten­

gesetzes, 

die 9. Novelle zum HoChsChulassistenten-
9. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget- gesetz und 
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(297 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Dorotheums-Bedienstetengesetz geändert 

wird (368 der Beilagen) 

10. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(311 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Hochschulassistentengesetz 1 962 geändert 
wird (9. Novelle zum Hochschulassistenten-

gesetz) (312 der Beilagen) 

1 1. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(313 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Pensionsgesetz 1965 geändert wird 
(3. Pensionsgesetz-Novelle) (369 der Beilagen) 

12. Punkt: Bericht des Ausschusses für Wissen­
schaft und Forschung über die Regierungs­
vorlage (294 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem die Kunsthochschul-Dienstordnung abge­
ändert wird ( 1 .  Novelle zur Kunsthochsdtul-

Dienstordnung) (380 der Beilagen) 

13. Punkt: Bericht des Unterrichtsausschusses 
über die Regierungsvorlage (264 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz, mit dem das Landes­
lehrer-Dienstgesetz geändert wird (362 der 

Beilagen) 

14. Punkt: Bericht des Landesverteidigungs­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(326 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Heeresgebührengesetz geändert wird 

(353 der Beilagen) 

die 3. Pensionsgesetz-Novelle ;  

der BeriCht des Ausschusses für Wissen­
schaft und Forschung über die 1 .  Novelle zur 
Kunsthochschul-Dienstordnungi 

der BeriCht des Unterrichtsausschusses über 
die Änderung des Landeslehrer-Dienstgesetzes 
und 

der Bericht des Landesverteidigungsaus­
schusses über die Änderung des Heeres­
gebühnimgesetzes. 

Berichterstatter zu Punkt 5 ist der Abge­
ordnete Ofenböck. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Oienböck: Hohes Haus ! 
Namens des Verfassungsausschusses berichte 
idl über die Regierungsvorlage (325 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz, mit dem die Dienst­
pragmatik geändert wird; Kurztitel dieses 
Bundesgesetz'es : DienstpragmaNk -Novelle 
1972. 

Der dem Verfassungsausschuß zur Vorbe­
ratung vorgelegene Entwurf e:iner Novelle 
zur Dienstpragmatik sieht eine Dienstzeit­
regelung für den öffentlichen Dienst vor. Bis­
her hat für diesen Bereich keine echte Arbeits­
z'eitregelung bestanden. Die vorgeschlagenen 
Bestimmungen lentsprechen den lim Arbeits­
zeitgesetz BGBl. Nr. 461/ 1 969 für die Privat­
wirtschaft getroffenen Arbeitszeitregelungen. 
Der Gesetzentwurf sieht grundsätzLich eine 
regelmäßige Wochendienstzeit lim Ausmaß 
von 42 Stunden und ab 1 .  Jänner 1975 lim 
Ausmaß von 40 Stunden vor. Weiters soll 
der Beamte zur Leistung von Uberstunden 

Präsident Dr. Maleta : Wir gelangen nun- verhalten werden können. In diesem Fall soll 
mehr zu den Punkten 5 bis einschließlich 14, er jedoch einen Anspruch auf Zeitausgleich 
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Oienbödl: 
beziehungsweise finanzielle Abgeltung 
dieser DiensUe'istungen haben. 

Der Verfassungs ausschuß hat die Reg1ie­
rungsvorlage in s,einer Sitzung am 6. Juni 
1 972 in Verhandlung gezogen und nach Wort­
meldungen der Abgeordneten Dr. Broesigke, 
Stohs, Dr. Ermacora, Dr. Prader und des Aus­
schuß obmannes sowie des Staatssekretärs 
Dr. Veselsky eiinstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Annahme des Gesetzent­
wurfes zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß 'stellt somit den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent­
wurf (325 der Beilagen) :die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Be\i Vorliegen von Wortmeldungen bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem vor­
zunehmen. 

Präsident Dr. Maleta: Berichterstatter zu 
Punkt 6 ist der Abgeordnete Ortner. Ich bitte 
um den Bericht. 

Berichterstatter Driner: Herr Präsident I 
Hohes Haus ! Im Auftrage des Finanz- und 
Budgetausschuss€ls berichte ,ich über die 
Regierungsvorlage (293 der BeHagen) : Bundes­
gesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 1956 ge­
äIlldert wird (24. Gehaltsgesetz-Novelle) , und 
über die Regierungsvorlage (323 der Beilagen) : 

Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 1956 
geändert wird (26. Gehaltsgesetz-Novelle) . 

Die Bundesregierung hat am 3. Ma:i 1 972 
den Entwurf e:iner 24. Gehaltsgesetz-Novelle 
im Nationalrat eingebracht, welche die Durch­
führung der am 2. September 1971  unter­

zejchneten Vereinbarung des Verhandlungs­
komitees der Gebietskörperschaften und des 
Verhandlungsausschusses der vier Gewerk­
schaften :des öffentNchen Dienstes zum Inhalt 
hat. We!iters hat die Bundesregierung am 
24. Mai 1 972 den Entwurf einer 26. Gehalts­
gesetz-Novelle im Nationalrat eingebracht, 
der die in der Vereinbarung vom 2. September 
1 97 1  geg,ebene Zusag,e einer Neuregelung der 
Abgeltung der Mehrleistungen (NEmfassung 
des § 1 8  des Gehaltsgesetzes 1956) enthält. 

Der Finanz- ·  und Budgetausschuß hat diese 
beiden, inhaltlich zusammengehörenden Vor­
lagen am 7. Juni 1 972 in Gegenwart des 
Bundesministers für Finanzen Dr. Androsch 
sowie der Frau Staatssekretär Karl der ' Vor­
beratung unterzogen. An der Debatte beteilig­
ten sich außer den Berichterstattern Abgeord­
neten Mondl (für die 24. Gehaltsgesetz­
Novelle) und Abgeordneten Ortner (für die 
26. Gehaltsgesetz-Novelle) die Abgeordneten 
Robert Weisz, Suppan, Dr. Broesigke, Dipl.-Ing. 

Dr. Zittmayr, Sandmeier und Hahn sowie 
Bundesminister Dr. Androsch und Frau Staats­
sekretär Karl. Abgeordneter Robert Weisz be­
antragte, die 24. Gehaltsgesetz-Novelle und 
die 26. Gehaltsgesetz-Novelle zu einem 
Gesetzentwurf zusammenzufassen. Außerdem 
brachte er gemeinsam mit den Abgeordneten 
Suppan und Dr. Broesigke Zusatzanträge be­
treffend Einfügung einer neuen Ziffer 13 a und 
betreffend Ergänzung der Vollziehungsklausel 
im Hinblick auf die Kanzlei des Präsidenten 
des Nationalrates ein . 

Zum § 1 6  des Gehaltsgesetzes wurde ein­
vernehmlich festgelegt : Ausgehend von der 
Tatsache, daß im gesamten Bereich des 
Arbeitsrechtes für Dienstnehmer eine 42stün­

dige beziehungsweise ab 1975 eine 40stündige 
Arbeitszeit gilt, ist der Ausschuß der Auf­
fassung, daß bei Beamtengruppen, wie bei den 
Richtern und Staatsanwälten, bei denen eine 
zeitmäßig festgelegte Arbeitszeit nicht be­
steht, eine Vergütung für zeitmäßige Mehr­
leistungen im Rahmen einer analogen An­
wendung der Pauschalierung von Uber­
stundenvergütungen dem Sinn der Neurege­
lung entspricht. 

Bei der Abstimmung wurden die 24. Ge­
haltsgesetz-Novelle (293 der Beilagen) und die 
26. Gehaltsgesetz-Novelle (323 der Beilagen) 
als zusammengefaßter Gesetzentwurf unter 
Berücksichtigung der gemeinsamen Anträge 
der Abgeordneten Robert Weisz, Suppan und 
Dr. Broesigke einstimmig angenommen. Dar­
aus ergibt sich der dem Ausschußbericht bei­
gedruckte Gesetzestext. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß somit den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle dem dem Ausschußbericht angeschlos­
senen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Ich bin ermächtigt, falls Wortmeldungen 
vorliegen, die Abführung von General- und 
Spezialdebatte unter einem zu beantragen. 

Präsident Dr. Maleta: Berichterstatter zu 
Punkt 7 ist der Abgeordnete Mondl. Ich bitte 
um den Bericht. 

B erichterstatter Mondl : Herr Präsident ! 
Hohes Haus l Namens des Finanz- und Budget­
ausschusses berichte ti.ch über die Regierungs­
vorlage (295 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem das Vertragsbedienstetengesetz 1 948 ge­
ändert wlird (20. Vertragsbedienstetengesetz­

Novelle), und über die Regierungsvorlage 
(324 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Vertragsbedienstetengesetz 1948 g,eändert 
wird (2 1 .  Vertragsbedienstetengesetz-Novelle) . 
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MODell 
gesetz, mit dem die Bundesforste-Dienst­
ordnung geändert wird (4. Novelle zur 
Bundesforste-Dienstordnung) . 

Die Bundesregierung hat am 3. Mai 1972 
den Entwurf einer 20. Vertragsbediensteten­
gesetz-Novelle �m Nationalrat elingebracht, 
durch welchen !im wes'entlichen die Verein­
barungen des Verhandlungskomitees der Ge- Die Bundesregierung hat am �. Mai

. 
1972 

bietskörperschaften und des Verhandlungs aus- de� �bgenannten Ges�tz,ent':.urf '1m Na�IOnal­
schusses der vier Gewerkschaften des äffent- I ra . emgebracht: der d!le Erhohung der In der 
lichen Dienstes erfüllt sowie texUiche Ver- ' Bundesforste-Dlenstordnung enthaltenen Be­
besserungen vorgenommen werden sollen. I 

zugsansätze a�f Grund des z�isc�.
en dem Ver­

Weiiters hat die Bundesregierung am 24. Mai handlungskomItee der Gebletskorperschaft.en 
1972 den Entwurf einer 2 1 .  vertragsbedien- I und dem Verhandl�ngsa�sschuß . der VIer 
stetengesetz-Novelle im Nationalrat singe- ' Gewerkschaften des offenthchen DIenstes ab­
bracht, durch welchen Idie Anwendung Ider für I geschlossenen Gehaltsabkommens vorsrieht. 
die Beamten in der 26. Gehaltsgesetz-Novelle ! Der Finanz- und Budgetausschuß hat die getro�enen Neurege

.
lung der Ne��n�ebühren I Regierungsvorlage am 7. Juni 1 972 in Gegen­auf dIe Vertragsbediensteten ermoghcht wer· I wart des Bundesministers für F!inanzen Doktor den soll. ! Androsch sowie der Frau Staatssekretär Karl 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die I der Vorberatung unterzogen und nach Wort­
beiden, inhaltlich zusammengehörenden Vor· 1 meldungen der Abgeordneten Dipl. -Ing. Dok­

I lagen am 7. Juni 1972 in Geg'enwart des 1 tor Zittmayr und Robert W,eisz sowie der 
Bundesministers für Finanzen Dr. Androsch ! Frau Staatssekretär Karl unverändert mit 

I sOWlie der Frau Staatssekretär Karl der Vor· ! Stimmeneinhelligkeit angenommen. 
beratung unterzogen. Den Bericht über die I . 
20. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle er- I Der �usSchuß stellt somIt den A n  t r a g, 
stattete Abgeordneter Mondl, den über die I' der

. 
NatIOnalrat wolle dem von der Bundes-

2 1 .  Vertragsbedienstetenges'etz-Novelle Abge- re�lerung v�)[gelegten Gese�z�ntwurf �296 der 
ordneter Ortner. Abgeordneter Robert Weisz ! Bell�gen) die verfassungsmaßIge Zushmmung 
beantragte, beide Novellen zu einem Gesetz- I erteIlen. 
entwurf zusammenzufassen, und brachte ge- I W'eüers wurde lieh ermächtigt, falls Wort­
meinsam mit den Abgeordneten Suppan und I meldungen vorliegen, zu beantragen, General­
Dr. Broesigke einen Zusatzantrag zur Voll- und Spez'ia1debatte unter einem abzuführen. 
ziehungsklausel 'ein. Weiters berichte ich im Namen des Finanz-

Bei der Abstimmung wurden die 20. Ver- und Budgetausschusses über die Regierungs­
tr,agsbedienstetengesetz-Novelle (295 der Bei- vorlage (297 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
lagen) und die 2 1 .  Vertragsbedienstetengesetz- dem das Dorotheums-Bediellistetengesetz ge­
Novelle (324 der Beilagen) als zusammen- ändert wird. 
gefaßter Gesetzentwurf unter Berücksichtigung Das Verhandlungskomitee der Gebiets­des gemeinsamen Zusatzantrages der Abge- körperschaften und der Verhandlungsausschuß ordneten Robert Weisz, Suppan und Doktor der vier Gewerkschaften des öffenUichen Broesigk� einstimmig . ang�nommen. Aus die- Dienstes haben eine Vereinbarung über die ser Abs�Immu�g ergIbt SIch der dem Aus- I Gestaltung der Besoldung der öffentlich Be­
schußbencht beIgedruckte Gesetzestext. diensteten ab 1 .  Jänner 1972 getroffen, die 

Als Ergebn�s seiner Beratung stellt der analog auch auf die Bezüge der Bediensteten 
Ausschuß somit den A n  t r a g, der National- und Pensionsparteien deis Dorotheums ange­
rat wolle dem dem Ausschußbericht ange- wendet werden soll. Die Bundesregierung hat 
schlossenen Gesetzentwurf die verfassungs- daher am 3. Mai 1 972 den ob genannten 
mäßige Zustimmung erteilen. Gesetzentwurf Jm Nationalrat eingebracht. 

Herr Präsident I Falls Wortmeldungen vor­
liegen, wurde ich ermächtigt, die Durch­
führung der Gener,al- und Spezlialdebatte 
unter einem zu beantragen. 

Der F1inanz- und Budgetausschuß hat diese 
Regierungsvorlage am 7. Juni 1972 in Geg'en­
wart des Bundesministers für Finanzen Doktor 
Androsch und der Frau Staatssekretär Karl 

Präsident Dr. Maleta : Berichterstatter zu der Vorberatung unterzogen und unverändert 
den Punkten 8 und 9 ist der Abgeordnete mit StimmeneinheUigkeit angenommen. 
Jungwirth. Ich bitte um die beiden Berichte. 

Berichterstatter Jungwirth: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Im Auftrag des Finanz- und 
Budgetausschusses berichte ,ich über die Regie­
rungsvorlage (296 der Beilagen) : Bundes-

Der Ausschuß stellt daher den A n  t r a g, 
der Nationalrat wolle dem von der Bundes­
regierung vorgelegten Gesetzentwurf (297 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 
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Jungwirth 

Auch hlier wunde ich vom Ausschuß er­
mächtigt, falls Wortmeldungen vorliegen, zu 
beantragen, General- und Spez'ialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Berichterstatter zu 
Punkt 1 0  ist der Abgeordnete Mondl. Ich bitte 
um seinen Bericht. 

Berichterstatter Mondl: Herr Präsident! 
Hohes Haus l Ich habe namens des Flinanz­
und Budgetausschusses über die Regierungs­
vorlage (3 1 1 lder Be'Hagen) : Bundesgesetz, mit 
dem das Hochschulassistentengesetz 1 962 ge­
ändert wird, zu berichten. 

Die Bundesregierung hat ,am 9. Mai 1 972 
den ob genannten Gesetzentwurf im National­
rat eingebracht, durch welchen elinerseits die 
im Gehaltsabkommen mit Idem Verhandlungs­
ausschuß der wer Gewerkschaften des öffent­
Neben Dienstes getroffene Bezugsregelung hin­
sichtlich der 'im Hoebschulassistentengesetz 
enthaltenen Bezüge durchgeführt werden soll ; 
anderseits solle eine gewisse G1eichstellung 
der Vertrags assistenten mit den Homschul­
assistenten erfolgen. Die Mehrkosten aus der 
Einbeziehung der VertragsasStistenten ,in die 
Kollegiengeldabgeltung werden auf rund vier 
Millrionen Schilling jährlich geschätzt. 

Der Hnanz- und Budgetausschuß hat den 
Entwurf der 9. Novelle zum Hochschul­
asststentengesetz in seiner Sitzung am 1. JUilii 
1 972, der auch Bundesminister für Flinanzen 
Dr. Androsch sowie Frau Staatssekretär Kar! 
vom Bundeskanzleramt beiwohnten, der Vor­
beratung unterzogen und unverändert mit 
StJimmeneinhelligkeit angenommen. 

sung des Pensionsrechtes der Bundesbedi'en­
steten an die Bestimmungen des . Bundes­
gesetzes vom 30. Oktober 1970, BGBL Nr. 342, 
zum Inhalt hat. Das erwähnte Bundesgesetz 
hat nämlich die Rechtsstellung des unehelichen 
Kindes neu geordnet, weshalb durch die 
gegenständlliche Vorlage die unehelichen 
Kinder e,ines männlichen Beamten 'in pensions­
rechtlicher Hinsicht den ehelichen Kindern 
gleichgestellt werden sollen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage 'in der Sitzung am 1. Juni 
1 912 der Vorberatung unterzogen. Dieser 
Sitzung wohnten Bundesminister für F.inanzen 
Dr. Androsch sowie Frau Staatssekretär Kar! 
vom Bundeskanzleramt bei. Der Finanz- und 
Budgetausschuß hat den Gesetzentwurf unver­
ändert mit StJimmeneinhelligkeit angenommen. 

Der Ausschuß stellt somit den A n  t r a g, 
der Nationalrat wolle dem von der Bundes­
regierung vorgelegten Gesetzentwurf (3 1 3  der 
Beilag,en) die verfassungsmäßige ZustJimmung 
ertenen. 

Auch hier bitte ich, falls Wortmeldungen 
vorliegen, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Berichterstatter zu 
Punkt 12 ist der Abgeordnete Wuganigg. Ich 
bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Wuganigg: Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Ich erstatte den Bericht des 
Ausschusses für Wissenschaft und Forschung 
über die Regierungsvorlage (294 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz, mit dem die Kunsthoch­
schul-Dienstordnung abgeändert wird (1 . No-

Der Ausschuß stellt daher den A n  t r a g, velle zur Kunsthochschul-Dienstordnung) . 

der Nationalrat wolle dem von der Bundes- Die durch das Gehaltsabkommen vom 
regi1erung vorgelegten Gesetzentwurf (31 1 der 1 1 .  Mai 1 97 1  vorgesehene Bezugserhöhung für 
BeHagen) die verfassungsmäßJige Zustimmung öffentlliche Bedienstete macht es auch notwen­
erteilen. dig, die Bezugsansätze in der Kunsthoch!schul-

Herr Präsidentl FaUs Wortmeldungen vor- Dienstordnung entsprechend neu zu regeln. 

liegen, bin lieh ermächtigt zu beantragen, Der Ausschuß für Wissenschaft und For­
General- UIl!d SpeZ'ialdebatte unter einem schung hat die Regierungsvorlage in seiner 
durchzuführen. Sitzung vom 1 2. Juni 1972 in V,erhandlung 

Präsident Dr. Maleta: Berichterstatter zu gezogen. 

Punkt 1 1  ist der Abgeordnete Jungwirth. Ich An der Debatte bet€lHigten sich außer dem 
bitte um den Bericht. Berichterstatter die Abgeordneten Doktor 

Berichterstatter Jungwirth : Herr Präsident! 
Hohes Haus l Im Namen des Finanz- und 
Budgetausschusses berichte ich über die Regie­
rungsvorlage (3 1 3  der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem das Pensionsgesetz 1 965 ge­
ändert W1ird (3. Pensionsgesetz-Novelle) . 

Scrinz,i, Dr. Kaufmann, Dr. Gruber, Dr. Heinz 
Fischer, Dr. Ermacora und Dr. Blenk sowie 
Frau Bundesminister Dr. Hertha Fiirnberg. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Gesetzentwurf wurde vom Ausschuß mit 
Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Die Bundesregierung hat am 9. Mai 1 912 Als Ergebnis se1iner Beratung stellt der 
den Entwurf einer 3. Pensionsgesetz-Novelle Ausschuß für Wiissensmaft und Forschung 
lim Nationalrat eingebracht, der €Iine Anpas- durch mich den A n  t r a g, der Nationalrat 
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Wuganigg 

wolle dem von der Bundesregierung vorge­
legten Gesetzentwurf (294 der Beilagen) die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Ich bin ferner ermächtigt, falLs Wortmeldun­
gen vorl'iegen, zu beantragen, General- und 
Spezialdebatte in einem durchzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Berichterstatter zu 
Punkt 1 3  ist der Abgeordnete Harwalik. Ich 
bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Harwalik: Hohes Haus! Im 
Namen des Unterrichtsausschusses habe 'ich 
zu berichten über die Regierungsvorlage 
(264 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Landeslehrer-Dienstgesetz geändert wüd. 

Der gegenständLiche Gesetzentwurf sieht im 
wesentlichen vor, daß den Besuchsschullehrern 
nun die Teilnahme an vorgeschriebenen Lehr­
besprechungen dem Schulunterricht gleichge­
halten werden soll und der Bund hiefür die 
Kosten trägt, ferner daß die Pensionsbelitrags­
regelung für Landeslehrer auch die gemäß 
§ 3 des Nebengebührenzulagengesetzes zu ent­
richtenden Pensionsbeiträge erfaßt. 

Schließlich macht die Entscheidung des Ver­
fassungsgerichtshofes vom 15. März 1 97 1 , 
G 30110- 1 1 ,  eine Änderung der Bestimmung 
über das Ausmaß der Lehrverpflichtung der 
Lehrer an Sonderschulen (§ 37 LDG) erforder­
lich. 

Der Unterrichtsausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung vom 7. Juni 1972 
in Verhandlung gezogen. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Leitner, Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer und 
der Ausschußobmann sowie Bundesminister 
Dr. Sinowatz. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Gesetzentwurf wurde vom Ausschuß unter 
Berüc:ksichtigung der diesem Bericht beige­
druckten DruckfehlerberichtiRung mit Stim­
meneinhelligkei t angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Unterrrichtsausschuß den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle dem VDn der Bundesregie­
rung vorgelegten Gesetzentwurf (264 der Bei ­
lagen) mit der dem Ausschußbericht ange­
schlossenen Druckfehlerberichtigung die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich er­
mächtigt, im Namen des Ausschusses General­
und Spezialdebatte unter einem zu beantragen. 

Berichterstatter Kriz: Hohes Haus I Ich be­
richte im Auftrag des Landesverteidigungs­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(326 der Betilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Heeresgebührenges'etz geändert wird. 

Vorltiegende Novelle zum Heeresgebühren­
gesetz sieht vor 'allem eine der Änderung der 
Lebenshaltungskosten entsprechende Valori­
sierung des Taggeldes der Wehrpflichtigen 
und der Dienstgradzulagen vor. Weiters sollen 
verschiedene Bestimmungen über die Aus­
zahlung von Heeresgebühren den Erforder­
nissen der Praxis entsprechend geändert wer­
den. 

Der LandesveIteidigungsausschuß hat die 
Re�jerungsvorlage in seiner Sitzung am 
6. Juni 1972 in Verhandlung gezogen und nach 
Wortmeldungen der Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Hanreich, Kinzl, Dipl.-Kfm. Gorton, Tödling, 
Mondl und Suppan sowie des Bundesministers 
Lütgendorf einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Haus die Annahme des Gesetzentwur­
fes unter Berücksichtigung von durch den Ab­
geordneten Mondl beantragten Abänderungen 
zu empfehlen. 

Der Landesverteidigungsausschuß stellt so­
mit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (326 der Beilagen) mit den dem Aus­
schußbericht angeschlossenen Abänderungen 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Die Abänderungen zum Gesetzentwurf in 
326 der Beilagen haben folgenden Wortlaut: 

Nach Art. I Z. 12 ist eine neue Z. 13 mit 
folgendem Wortlaut einzufügen : 

, , 1 3. a) Im § 1 9 Abs. 2 und Abs. 4 tritt 
j eweils an Stelle des Betrages von , 1 800 S' 
der Betrag von ,3100 S' ; 

b) § 1 9  Abs. 6 hat wie folgt zu lauten: 
(6) Die Bemessungsgrundlage für den Fami­

lienunterhalt beträgt höchstens 7500 Schilling 
und mindestens 3100 Schilling monatlich." 

Die bisherigen Z. 1 3  und 14 des Art. I erhal­
ten die Bezeichnung Z. 14 und 15. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich 
beauftragt zu beantragen, General- und Spe­
zialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident Dr. Maleta : Die Berichterstatter 
beantragen, General- und Spezialdebatte unter 
einem vorzunehmen. - Einwand wird nicht 
erhoben. Wir gehen somit in die Debatte ein. 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Ab­
geordnete Dr. Schmidt. Ich erteile es ihm. 

Präsident Dr. Maleta: Berichterstatter zu Abgeordneter Dr. Schmidt (FPO) : Herr Präsi-
Punkt 1 4  ist der Abgeordnete Kriz. Ich bitte dentl Hohes Haus I Meine Damen und Herrenl 
um den Bericht. Dem Plenum des Hohen Hauses liegt eine 
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Reihe wichtiger Gesetze über das Dienst- und 
Besoldungsrech.t der öffentlich Bediensteten 
vor. Die Debatte darüber wird vereinbarungs­
gemäß unter einem abgeführt. Ich möchte mich 
daher mit einigen mir wesentlich erscheinen­
den Punkten dieser gesamten Materie befas­
sen und zu ihnen Stellung nehmen. 

Da ist zunächst die Neuregelung der Be­
zugsansätze im öffentlichen Dienst, eine Neu­
regelung, die ihre Grundlage hat in der Ver­
einbarung vom 2. September 1 971  zwischen 
dem Verhandlungskomitee der Gebietskörper­
schaften einerseits und dem Verhandlungsaus­
schuß der vier Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes andererseits. 

Ich darf sagen, daß diese Art und Weise 
der Gestaltung der Besoldung im öffentlichen 
Dienst nicht mehr neu zu nennen ist. Sie hat 
j a  bekanntlich mit der seinerzeitigen Verein­
barung vom 22. Juli 1 968 begonnen, und ich 
glaube sagen zu können, daß der Grund­
gedanke dieser Vereinbarungen, nämlich auch 
den öffentlich Bediensteten alljährlich einen 
- wenn auch bescheidenen - Anteil von 
3 Prozent brutto am steigenden Volkseinkom­
men zu gewähren und ihnen weiters durch 
Teuerungszulagen die steigenden Lebenshal­
tungskosten abzugelten, im öffentlichen Dienst 
allgemein begrüßt worden ist. 

Allerdings muß man auch dazu sagen, daß 
die Schwächen dieser Vereinbarungen - das 
gilt vor allem für die jetzt abgeschlossene -
darin zu erblicken sind, daß, wie die wirt­
schaftliche Situation nun einmal derzeit ist, 
die Teuerungszulagen keineswegs geeignet 
sind - sie waren es nicht und werden es auch 
in Zukunft nicht sein -, die eminente Steige­
rung der Lebenshaltungskosten aufzufangen, 
geschweige denn sie abzugelten. 

Oder, meine Damen und Herren, sind Sie 
wirklich der Meinung, daß die 1 2,4 Prozent 
brutto, um die die Gehälter nun zwischen 
1 .  Oktober 1 968 und 1 .  Juli 197 1  gesteigert 
wurden, tatsächlich die in diesem Zeitraum 
entstandene Teuerung abgegolten haben? Ich 
glaube, geradezu - gestatten Sie mir diesen 
Ausdruck - als Witz muß es doch angesehen 
werden, wenn für die auslaufende Wertsiche­
rung als Ausgleich am 1 .  Juli 1 972 ein Prozent 
brutto gewährt wird. Das ist doch bestimmt 
nicht geeignet, die bestehende Teuerung von 
sechs Prozent auszugleichen; das ist besten­
falls ein Trinkgeld, und man muß fragen, 
warum eigentlich dieses eine Prozent anstelle 
der vorgesehenen Generalabrechnung gewährt 
worden ist. 

Man muß weiters doch bedenken, Hohes 
Haus, wenn man bei der Berechnung der 
Teuerung den Verbraucherpreisindex von 1 966 

des Osterreichismen Institutes für Wirtschafts­
forschung zugrunde legt, daß in diesem Index 
stets die Nettosteigerung der Lebenshaltungs­
kosten zum Ausdruck kommt. Die Teuerungs­
abgeltung, die Teuerungszulagen erfolgen 
aber brutto und sind daher aus diesem Grunde 
schon unzulänglich und weitgehend unwirk­
sam. 

Wir glauben also, daß diese Teuerungs­
abgeltung kein echtes Äquivalent, keinen 
echten Ausgleich für die gestiegenen Lebens­
haltungskosten darstellt angesichts des er­
schreckenden Ausmaßes der Teuerung, an der 
leider die öffentliche Hand beteiligt ist : der 
Bund, die Länder; ich denke hier vor allem 
auch an die Stadt Wien, die in einer Zeit, 
in der wohl Maßhalten das Gebot der Stunde 
ist, Tariferhöhungen durchführt, neue Steuern 
einführt; ich denke an die Bäderpreise, an die 
Straßenbahntarife, an die Fernsehsteuer. In 
einer Zeit also, in der die öffentliche Hand 
nicht unmaßgeblich an der Steigerung der 
Lebenshaltungskosten beteiligt, ja ich möchte 
sagen, sogar manchmal federführend ist, er­
scheint doch die vor über einem Jahr verhan­
delte Besoldungsregelung überholt, sie er­
scheint revisionsbedürftig , vor allem, was die 
Teuerungsabgeltung betrifft, sodaß die drin­
gende und berechtigte Forderung nach einer 
Wiederaufnahme dieser Verhandlungen zur 
Revision dieses Abkommens gestellt werden 
muß, weil sich eben die Verhältnisse auf dem 
Sektor der Lebenshaltungskosten durch die 
Politik dieser Regierung eminent verschlech­
tert haben. 

Wenn meine Fraktion dieser heute vorlie­
genden Besoldungsregelung dennoch zustim­
men wird, dann doch deswegen, weil wir, 
wie gesagt, den Grundgedanken für gut hal­
ten und weil in dieser Regelung doch eben 
auch Verbesserungen, wenn auch in bescheide­
nem Ausmaße, enthalten sind. 

Hohes Haus! In der vorliegenden 24. Ge­
haltsgesetz-Novelle und in der Dienstpragma­
tik-Novelle 1972 sind weitere wichtige Be­
stimmungen enthalten, die - das kann man 
sagen - neues Recht auf dem Sektor des 
Dienst- und Besoldungsrechtes schaffen. Vor 
allem auf dem Gebiet der Nebengebühren sind 
Bestimmungen vorgesehen, die ähnlich kon­
kret die verschiedenen Arten und Formen 
von Mehrleistungen umschreiben und ver­
suchen - ich sage ausdrücklich :  versuchen -, 
sie einer besoldungsmäßigen Regelung zuzu­
führen. 

So ist es zu begrüßen, wenn in der Dienst­
pragmatik im Rahmen der neuen Bestimmun­
gen die Dienstzeit der Beamten geregelt wird 
und wenn im Rahmen dieser Bestimmungen 
auch der Begriff der Uberstunde - was eine 
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Uberstunde ist, wann eine Uberstunde als eine 
solche anzuerkennen ist und so weiter -, 
wenn dieser Fragenkomplex nun endlich einer 
gesetzlichen Regelung zugeführt und damit 
auch der Weg freigemacht wird für eine be­
soldungsmäßige Regelung dieser Uberstun­
denleistung. Das war ja bisher rechtlich kei­
neswegs geklärt. Es war vor allem bisher 
nicht geklärt, ob der Beamte, zu dessen Dienst­
pflichten die Erbringung von Uberstunden ge­
hört, auch einen Anspruch auf Entlohnung 
dieser Uberstunden hat. Bekanntlich waren 
sich in dieser Frage die Höchstgerichte nicht 
einig. Der Verwaltungsgerichtshof kam zum 
Erkenntnis, daß nach § 18  des Gehaltsgesetzes 
ein Rechtsanspruch der Beamten, die Uberstun­
den leisten, auf eine Mehrleistungsvergütung 
bestünde, der Verfassungsgerichtshof und der 
Oberste Gerichtshof hingegen leugneten, eben­
falls wieder auf Grund des § 18, und zwar 
auf Grund der dort bestehenden Kann-Bestim­
mung, diesen Rechtsanspruch. Der § 16 in 
dieser Vorlage klärt nun eindeutig, daß den 
Beamten eine Uberstundenvergütung gebührt. 
Warum man allerdings für die Berechnung des 
Grundbetrages dieser Uberstundenvergütung 
eine so relativ komplizierte Berechnungsfor­
mel gewählt hat statt der mir einfacher er­
scheinenden, daß für die Grundvergütung vor 
dem 1 .  Jänner 1 975 eben der 1 82. Teil und 
nach dem 1 .  Jänner 1 975 der 1 73. Teil der 
Vierzigstundenwoche als Bemessungsgrund­
lage heranzuziehen wäre, das ist nidlt leicht 
verständlich. 

Hohes Haus ! Wenn ich davon gesprochen 
habe, daß es erfreulich sei, daß im Entwurf der 
vorliegenden 24. Gehaltsgesetz-Novelle der 
Versuch gemacht wird, verschiedene Arten 
von Mehrleistungen zu konkretisieren und 
einer besoldungsmäßigen Regelung zuzufüh­
ren, so muß ich aber doch Bedenken dagegen 
aussprechen, wie dies legistisch gelöst wor­
den ist. 

In den meisten Fällen dieser Nebengebüh­
ren ist die Vergütung im Gesetzentwurf nicht 
klar und eindeutig geregelt. Ob es sich nun 
um die Pauschalvergütung für verlängerten 
Dienstplan : § 16 a, oder um die Journaldienst­
zulage : § 17 a, oder um die Bereitschaftsent­
schädigung: § 1 7  b, die Mehrleistungszulage : 
§ 18, oder die Erschwerniszulage im § 19 a 
handelt, nirgends sind in den aufgezählten 
Fällen die Kriterien im Gesetz konkret ge­
nannt, nirgends sind die Voraussetzungen an­
geführt, deren Erfüllung die Leistung der Ver­
gütung voraussetzt. Uberall heißt es vage 
sinngemäß : Die Höhe der Zulage ist unter 
Bedachtnahme auf die Dauer des Dienstes 
oder auf die Art und das Ausmaß der Gefahr 
- bei der Gefahrenzulage - oder der Er-

schwernis - bei der Erschwerniszulage -
festzusetzen. Alles übrige : die Festsetzung der 
Höhe der Zulagen, die Bestimmung des Aus­
maßes der Nebengebühren, wird wieder der 
Verwaltung, das heißt also dem Bundeskanz­
leramt und den Zentralstellen, überlassen. 

Meine Damen und Herren! Das heißt doch 
eigentlich, die Rechtssicherheit des Staatsbür­
gers und hier im besonderen die Rechtssicher­
heit des öffentlich Bediensteten, auf die er 
Anspruch hat, zu untergraben. Denn ich 
glaube, darin besteht j a  unter anderem die 
Rechtssicherheit, daß der Staatsbürger aus 
dem Gesetz entnehmen oder es sich zumindest 
errechnen kann, was ihm im konkreten Fall 
gebührt. Das kann er leider in diesen von mir 
aufgezählten Fällen nicht. 

Das Gehaltsgesetz 1956 wurde seinerzeit 
auch deswegen stark kritisiert, weil es so 
viele Kann-Bestimmungen enthalten hat. Dem 
Ermessen der Verwaltung - hieß es damals ­
war im Besoldungsrecht Tür und Tor geöff­
net. Diese Kann-Bestimmungen finden wir 
j etzt - das gebe ich zu - nicht vor. Uberall 
steht : den Beamten gebührt - also zwingen­
des Recht. Der Anspruch ist also begründet. 
Aber wieviel er bekommt, was ihm gebührt, 
unter welchen Bedingungen, das ist wiederum 
der Verwaltung anheimgestellt. Hier vermei­
det der Gesetzgeber eine klare Sprache, hier 
vermeidet es der Gesetzgeber wieder, be­
stimmte klare Normen aufzustellen. 

Aber gerade diese klare Sprache und diese 
klaren Normen im Gesetz fordern auf der 
anderen Seite wieder die Höchstgerichte von 
der Gesetzgebung. So sagt der Verfassungs ­

gerichtshof in einem Erkenntnis aus dem Jahre 
1967 : "Die Gesetze haben das verwaltungs­
behördliche Verhalten in einem solchen Maße 
zu determinieren, daß der Verwaltungs­
gerichtshof in der Lage ist, die Ubereinstim­
mung der individuellen Verwaltungsakte mit 
den Gesetzen zu prüfen." - Oder in einem 
Erkenntnis aus dem Jahre 1967 : "Eine Ge­
setzesbestimmung widerspricht aber dem 
Artikel 1 8  Bundes-Verfassungsgesetz, wenn 
sie einen Grad an Unbestimmtheit hat, der es 
ausschließt, die Regelung als Maßstab fül- das 
Verhalten der Behörde anzuwenden. "  

Meine Damen und Herren des Hohen Hau­
sesl Das trifft genau auf die Unbestimmtheit, 
mit der die Vergütung der von mir vorhin 
aufgezählten Nebengebühren geregelt ist, zu. 
Hier bestimmt nicht der Gesetzgeber die Ver­
gütung, er gibt ihr bestenfalls den Namen 
oder die Bezeichnung. Er überläßt aber alles 
andere den einzelnen ZentralstelIen und der 
Personalvertretung, die Höhe und das Aus-

1 86 
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maß der Vergütung festzusetzen. Ich darf aus 
der Erfahrung als Bundesbeamter sagen: Das 
ist der Weg und das ist eine Vorgangsweise, 
bei der die Gefahr besteht, daß dabei ganze 
Beamtengruppen irgendwie unter die Räder 
kommen und Nachteile erleiden. 

Meine Fraktion ist der Auffassung, daß es 
bei einer Reihe von Nebengebühren, die hier 
in diesem Entwurf aufgezählt sind, möglich 
gewesen wäre, durch nähere konkr�te Um­
schreibung der Leistungen, die hier vergütet 
werden sollen, Ausmaß und Höhe der Ver­
gütung im Gesetz festzulegen und so dem 
öffentlich Bediensteten, der einen Anspruch 
darauf hat, auch kundzutun, auf welche Ver­
gütung, in welmer Höhe und in welchem

. 
Aus­

maß er diesen Anspruch hat. So aber 1st es 
trotz der bestehenden Rechtsbestimmung wie­
der dem Ermessen, um nicht zu sagen, der 
Gnade gewisser personalführender Kollegen 
in den ZentralstelIen überlassen. Er ist ihnen 
geradezu ausgeliefert, und gerade den perso­
nalführenden Stellen, meine Damen und Her­
ren, auch das muß gesagt werden, die sehr 
wohl verstehen, dort, wo es etwa um eigene 
Zulagen geht, diese ganz eindeutig und genau 
zu bestimmen, festzulegen. Wenn ich mir zum 
Beispiel den § 30 a der Vorlage der 24. Ge­
haltsgesetz-Novelle ansehe mit der Bestim­
mung, daß eine ruhegenußfähige Verwen­
dungszulage im Ausmaß von vier Vorrük­
kungsbeträgen dann gewährt werden kann, 
wenn der Beamte - und jetzt heißt es - ein 
besonderes Maß an Verantwortung für die 
Führung der Geschäfte der allgemeinen Ver­
waltung zu tragen hat und diese Verantwor­
tung über dem Ausmaß an Verantwortung 
liegt, das Beamte in gleicher dienst- und be­
soldungsrechtlicher Stellung tragen, na j a, so 
sind die vier Vorrück.ungsbeträge den Herren 
der Dienstklasse IX - und auch hier ist eS 
j a  nur eine ganz kleine Gruppe, denn um solche 
Beamte handelt es sich j a  bei dieser Defini­
tion -, sicher, diese vier Vorrückungsbeträge, 
die am 1 .  Juli 1972 immerhin zusammen 5068 S 
brutto betragen, das ist immerhin der Gehalt 
eines C-Beamten in der Dienstklasse III/2, 
ruhegenußfähig natürlich ;  diese Zulage ist 
immerhin zu gönnen, wenn ich auch meine, 
daß vielleicht auch hier ein gewisses Maß­
halten am Platz gewesen wäre. Aber es bleibt 
doch bezeichnend, daß man hier ganz genau 
gewußt hat und ins Gesetz hineingeschrieben 
hat, was man will. Beim kleinen Beamten, 
der eine Journaldienstzulage, eine Bereit­
schaftsentschädigung oder eine Mehrleistungs­
zulage erhalten soll, muß das erst in Zukunft 
ausgehandelt werden, und kein Mensch weiß, 
wieviel das sein wird. Darin sehen wir einen 
großen Mangel dieser 24. Gehaltsgesetz­
Novelle. 

Und wenn ich gleich noch einen Mangel auf­
zeigen darf, der meines Erachtens besteht, so 
handelt es sich um die Verwaltungsdienst­
zulage des § 30 dieser Novelle. Für diese 
ruhegenußfähige Zulage wird keine beson­
dere Leistung neben der normalen Dienstlei­
stung des Beamten als Voraussetzung ver­
langt. Diese Zulage - das ist zugegeben -
ist erfreulicherweise klar ziffernmäßig be­
stimmt und abgestuft. Aber j eder weiß, was 
er bekommen kann und bekommen wird. Man 
geht daher nicht fehl und man kann es j a  
auch den Erläuternden Bemerkungen entneh­
men, daß eigentlich hier nichts anderes vor­
liegt als eine besoldungsmäßige Verbesse­
rung neben den Gehaltsansätzen des § 28. 
Wir begrüßen das. Aber so erfreulich das ist, 
nämlich diese besoldungsmäßige Verbesse­
rung, manche sagen auch, eine verschleierte 
Gehaltsanhebung, so erfreulich das für die 
aktiven Beamten sein wird, so wenig erfreu­
lim ist die Tatsache für einen Teil unserer 
Pensionisten. Und ich glaube, es war ein sehr 
starkes Bemühen in der Vergangenheit, den 
Beamten des Ruhestandes mit seiner Pension 
teilhaben zu lassen an sämtlichen Verbesse­
rungen, wann immer die Aktiven eine solche 
bei ihren Bezügen besoldungsmäßig erfahren. 

Man hat in der Vergangenheit die Bestim­
mungen des § 47, Absatz 2 des Gehaltsüber­
leitungsgesetzes geschaffen, und diese Bestim­
mung wurde dann ersetzt durch den § 41 des 
Pensionsgesetzes 1 965. Durch diese Bestim­
mung sollte der Gedanke der Pensionsauto­
matik realisiert und das Entstehen von Alt­
und Neupensionistengruppen verhindert wer­
den. Aber der Herr Abgeordnete Chaloupek 
der sozialistischen Fraktion war allerdings 
anläßlich der Verabschiedung des Pensions­
gesetzes 1 965 damals schon sehr skeptisch 
wegen der Formulierung des § 41 und meinte 
damals bei der Debatte schon anläßlich der 
Beschlußfassung, der § 41 müßte sobald als 
möglich novelliert werden. Es geschah nichts. 
Chaloupek sagte damals : Was verhindert wer­
den muß, ist, daß es abermals zur Bildung 
von Gruppen unter den Pensionisten kommt, 
vielleirot gar einmal zu Uraltpensionisten, zu 
Altaltpensionisten, zu Alt- und Neupensioni­
sten. 

Nun, der § 41 Absatz 2 lautet derzeit: Wird 
durch gesetzliche Vorschriften die Höhe des 
Gehaltes oder der ruhegenußfähigen Zulagen 
der Beamten des Dienststandes geändert, so 
ändert siro die Höhe des ruhegenußfähigen 
Monatsbezuges der Beamten des Ruhestandes 
entsprechend. 

Nun, meine Damen und Herren, wir be­
schließen heute eine de facto-Gehaltserhöhung 
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nicht nur durch Änderung der Gehaltsansätze 
des § 28, sondern auch durch Einführung einer 
allgemeinen Dienstzulage. Aber während die 
Erhöhung der Gehaltsansätze des § 28 bei den 
Pensionisten kraft Automatik eine Erhöhung 
ihrer Pensionen bewirkt, geschieht dies durch 
die Zulage nicht, weil dieser Fall in dem eben 
von mir zitierten Absatz 2 des § 41 nicht vor­
gesehen ist. Beispiel : Es wurde jemand am 
1 .  Jänner 1972 pensioniert. Er nimmt zwar teil 
an der heute zu beschließenden Erhöhung, er 
nimmt nicht teil an der Verwaltungsdienst­
zulage. Hingegen nimmt ein Pensionist, der 
erst am 1 .  Jänner 1973 in den Ruhestand 
versetzt wird, teil an der Erhöhung und Zu­
lage, weil diese Verwaltungsdienstzulage ja 
ruhegenußfähig ist. Es entsteht also wieder 
das, was man verhindern wollte : Alt- und 
Neupensionistengruppen. 

Nun kann man einen Einwand bringen, und 
der wurde, höre ich, im Ausschuß audl ge­
bracht : daß die derzeit in Pension stehen­
den Kollegen j a  keine Beiträge von dieser 
Verwaltungsdienstzulage, die j etzt erst ge-

Wir glauben, daß somit gewährleistet ist, 
wenn Sie diesen Antrag annehmen, worum ich 
bitte, daß dieses Problem der Schaffung von 
Alt- und Neupensionisten hintangehalten 
wird. 

Ich bitte daher um Annahme dieses Antra­
ges und darf abschließend sagen, daß meine 
Fraktion trotz aUer Bedenken und trotz aller 
Schwächen, die ich aufgezeigt habe, dem gan­
zen Paket der vorliegenden Vorlagen zustim­
men wird, weil wir ja doch darin im großen 
und ganzen eine Verbesserung in dienst- und 
besoldungsremtlicher Hinsicht für den öffent­
lich Bediensteten erblicken. (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Schmidt und 
Genossen ist genügend unterstützt und steht 
daher mit in Verhandlung. 

Da übersehen wurde, den Antrag zu ver­
lesen, bitte ich den Schriftführer, dies nachzu­
holen. Frau Abgeordnete Winkler, hier ist 
das Dokument. 

schaffen wird, gezahlt hätten und daher kei- Schriftführerin Herta Winkler: A b ä n d e-
nen Anspruch hätten. Ich glaube, dieser Ein- u a t a 
wan 1st m t s lUl a bg, enn le erzeIt d ·  'ch t · ...L.h·· I · d d' d 

. I
r n g s n r g 

in Pension Stehenden haben ja auch von den der Abgeordneten Dr. Schmidt und Genos-
Gehaltserhöhungen, die jetzt am 1 .  Juli 1972 sen zur Regierungsvorlage eines Bundes-
kommen, auch keine Beiträge gezahlt. Trotz- gesetzes, mit dem das Pensionsgesetz 1965 
dem kommen sie in den Genuß. Das ist eben geändert wird (3 . Pensionsgesetz-Novelle) . 
das Wesen einer Pensionsautomatik. 

Die Bestimmung des § 41 Absatz 2 erscheint 
also hier lückenhaft, mangelhaft. Die Bestim­
mung steht heute auch im Rahmen dieser 
Reihe von Entwürfen, die uns vorliegen, zur 
Debatte. Sie soll geändert werden, aus einem 
anderen Grunde allerdings. Sie soll geändert 
werden infolge der Änderung der Redltsstel­
lung des unehelichen Kindes. Was liegt näher, 
als diese Bestimmung gleich so zu verbessern, 
um die Pensions automatik auch auf diesen 
Fall der Gehaltserhöhung, wie er heute in 
Form der Gewährung bei der allgemeinen Zu­
lage zum Tragen kommt, audl auf diesen Fall 
auszudehnen, um zu verhindern, daß das Pro­
blem der Alt- und Neupensionisten im öffent­
lichen Dienst, das j a  noch nicht beseitigt ist, 
verstärkt wieder zum Vorschein kommt. Ich 
habe mir daher erlaubt, einen Antrag zu stel­
len, einen Abänderungsantrag zu § 41 Ab­
satz 2, der diesen Zustand beseitigen soll, 
und zwar dadurch hintanhalten soll, daß in 
dem in der Novelle vorgeschlagenen Absatz 2 
des § 41  Pensionsgesetz ein weiterer Satz 
angefügt wird, der da lautet: "Die Gewährung 
allgemeiner, an keine bestimmten Leistungen 
geknüpften ruhegenußfähigen Dienstzulagen 
steht der Änderung der Höhe des Gehaltes 
gleich." 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die im Titel bezeichnete Regierungsvor­
lage wird geändert wie folgt: 

4. Im § 41 haben die Absätze 2 und 3 zu 
lauten: 

, , (2) Wird durch gesetzliche Vorschriften 
die Höhe des Gehaltes oder der ruhegenuß­
fähigen Zulagen der Beamten des Dienst­
standes geändert, so ändert sich die Höhe 
des ruhegenußfähigen Monatsbezuges der 
Beamten des Ruhestandes entsprechend. 
Ebenso ändert sich die Bemessungsgrund­
lage der Ruhegenußzulage, wenn die Höhe 
der Aktivzulage geändert wird. Die Gewäh­
rung allgemeiner, an keine bestimmten Lei­
stungen geknüpften ruhegenußfähigen 
Dienstzulagen steht der Änderung der Höhe 
des Gehaltes gleich. 

(3) Beim Zutreffen der im Abs. 2 genann­
ten Voraussetzungen ändert sich das im 
§ 19  Abs. 4 vorgesehene Höchstmaß der 
Versorgungsleistung um denselben Hun­
dertsatz, um den sich bei einem Beamten 
des Dienststandes das Gehalt der Gehalts­
stufe 2 der Dienstklasse V ändert." 

Präsident Dr. Maleta: Wir fahren in der 
Debatte fort. Als nächster zum Wort gemel-
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Präsident Dr. Maleta 

det ist der Abgeordnete Neuhauser. Ich er­
teile es ihm. 

Abgeordneter Neuhauser (SPO) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! Das Verhandlungskomitee der Gebiets­
körperschaften unter dem Vorsitz des Bundes­
kanzlers und der Verhandlungsausschuß der 
vier Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
unter dem Vorsitz des Abgeordneten Robert 
Weisz haben am 2. September 1 97 1  eine Ver­
einbarung über die Gestaltung der Besoldung 
der öffentlich Bediensteten für die Jahre 1 972 
bis 1 915 abgeschlossen. In Erfüllung dieser 
Vereinbarung hat die Bundesregierung dem 
Hohen Haus eine Reihe von Gesetzesvorlagen 
zugeleitet, die heute zu behandeln sind. 

Zunächst wurde die 24. Gehaltsgesetz­
Novelle eingebracht, um die termingerechte 
Auszahlung der am 1 .  Juli 1 972 fälligen Be­
züge sicherzustellen. Einige Tage später war 
es auch gelungen, zwischen Regierung und 
den Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
Einvernehmen über jene Punkte zu erzielen, 
die als 26. Gehaltsgesetz-Novelle dem Natio­
nalrat zur Behandlung übergeben wurden. 

Die analoge Wirkung auf die Vertrags­
bediensteten wird durch die 20. bzw. 2 1 .  Ver­
tragsbedienstetengesetz-Novelle herbeige­
führt. Für jene Gruppen öffentlich Bedienste­
ter, die neben dem Gehaltsgesetz auch dem 
Vertragsbedienstetengesetz unterliegen, wer­
den die gleichen besoldungsrechtlichen Maß­
nahmen durch die Novellen zu den Spezial­
gesetzen getroffen. Der dienstrechtliche Teil 
des Ubereinkommens findet seinen Nieder­
schlag in der Novelle zur Dienstpragmatik. 
Wie bereits Kollege Dr. Schmidt ausgeführt 
hat - und ich bin Überzeugt, es werden die 
Redner der Osterreichismen Volkspartei dies 
fortsetzen -, daß die Einführung langfristiger 
Gehaltsabkommen für den seinerzeitigen 
Finanzminister Dr. Schmitz zu reklamieren sei, 
muß man, glaube ich, aber doch hervorheben 
und auf die Beweggründe zurückkommen, die 
seinerzeit den Anstoß zu diesen langfristigen 
Lösungen gaben. Erinnern wir uns doch ein­
mal daran, daß bei jeder früher gestellten 
berechtigten Gehaltsforderung der Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes immer wie­
der der Schilling in Gefahr war, immer wieder 
mußten gewerkschaftliche Streikdrohungen 
ausgesprochen werden, um den öffentlich Be­
diensteten zu ihrem Recht zu verhelfen. (Abg. 
o f e n b ö e  k: Der Schilling ist jetzt in Ge­
fahr! - Abg. F a  c h I  e u t n e  r: Den habt ihr 
schön hergerichtet, den Schilling!) Der Schil­
ling ist so in Gefahr, Herr Kollege, daß Sie 
beruhigt sein können. 

Feststeht jedenfalls eines: daß der Herr 
Finanzminister Schmitz seinerzeit wohl kaum 

aus reiner Nächstenliebe diese langfristigen 
Gehaltslösungen eingeführt hat, sondern ein­
zig und allein nach massivem Druck der Ge­
werkschaft einerseits und . . . (Abg. 0 f e n­
b ö e  k: Der Druck fehlt  jetzt!) Der ist nicht 
notwendig! (Heiterkeit bei der OVP.) Sie wer­
den dann hören, daß die Verhandlungen ein­
vernehmlich geführt wurden und zu einern 
positiven Abschluß gekommen sind. 

Ich darf aber, glaube ich, doch auch hervor­
heben, daß gerade Schmitz sich nur bereit 
erklärt hatte zuzustimmen, weil er ganz ein­
fach auch nicht mehr den ewigen Theater­
donner seiner Parteifreunde ausgehalten hat 
und weil er geglaubt hat, damit doch für eine 
gewisse Zeit in seinem Ressort Ruhe zu 
haben. Wie das Beispiel seiner Ablöse als 
Finanzminister allerdings dann gezeigt hat, 
konnte er sich nur kurze Zeit dieser Ruhe 
erfreuen. 

Ich möchte mich nun im besonderen mit 
der Gestaltung der Bezüge, den Fragen der 
Wertsicherung und der Dienstpragmatik­
Novelle auseinandersetzen. Zum Verständnis 
dieser Vorlagen gestatten Sie mir eine kurze 
Erläuterung der Besoldungsvereinbarung 197 1 .  

Die Gewerkschaften des öffentlichen Dien­
stes haben in mehreren Verhandlungen mit 
den Gebietskörperschaften wieder eine länger­
fristige Bezugsregelung angestrebt. Und im 
Mai des Vorjahres konnte zwischen den Ver­
handlungspartnern ein Einvernehmen erzielt 
werden, das den Inhalt hat, die zuständigen 
Organe der einzelnen Gewerkschaften dann 
aufzufordern, dies gutzuheißen. Dies ist auch 
geschehen. Auf Grund dieser Zustimmung ist 
es am 2. September 1 91 1  zur Unterfertigung 
dieser Vereinbarung gekommen. 

Ich darf hier auch den grundlegenden Unter­
schied zu den Gehaltsverhandlungen frühe­
rer Zeiten hervorheben. Hier wurden diese 
Verhandlungen in nüchterner und sachlicher 
Atmosphäre geführt, diskutiert. (Abg . S l o h s: 
Früher nicht?) Früher nicht immer, denn früher 
ist es ja immer wieder zu Situationen gekom­
men, daß erst fünf Minuten, bevor die Streik­
drohung zum Tragen gekommen ist, die sei­
nerzeitige Bundesregierung nachgegeben hat. 
(Abg. 0 f e  n b  ö c k :  Heule kommt es eben zu 
keiner Streikdrohung! Das ist der Unter­
schied!) Genau ! Weil das Verständnis der 
Bundesregierung ja vorhanden ist. (Abg. 
o f e n b ö e  k: Ein gutes Zusammenspiel!) 
Das brauchen wir ja nicht. 

Meine Damen und Herren! Die Verhand­
lungspartner waren sich einig in ihrem Be­
mühen, eine einvernehmliche Lösung zu fin­
den. In diesen Verhandlungen war nichts ent­
halten, was geeignet gewesen wäre, emotio-
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neUe Neidkomplexe künstlich hochzuspielen, 
wie das früher sehr häufig war. Vor allem 
stand auf der einen Seite die Leistung im 
Dienste der Allgemeinheit und auf der ande­
ren Seite die Bereitschaft, diese Leistung auch 
durch eine gerechte Entlohnung anzuerkennen. 

Nach der Besoldungsvereinbarung sollen 
nun die Bezüge der öffentlich Bediensteten 
ab 1. Juli 1972 in vier Jahresetappen zu je 
3 Prozent bis 1 .  Juli 1915 um insgesamt 
12 Prozent erhöht werden. 

Die vorliegenden Gesetzesnovellen enthal­
ten die vollen Ansätze des Jahres 1915 sowie 
die Bestimmung über die Etappenlösung. 

Einen weiteren Bestandteil des Uberein­
kommens bildet die Wertsicherungsverein­
barung. Der Vollzug der Wertsicherungsver­
einbarung erfolgt im Wege von Teuerungs­
zulagenverordnungell, die alljährlich zu 'erlas­
sen sind. 

Die erste im Juli 1972 fällige Etappe erhöht 
die Bezüge um 3 Prozent. Zu dieser um 3 Pro­
zent erhöhten Bezugsbasis kommt eine Teue­
rungszulage im Ausmaße von 3,5 Prozent. Dar­
aus ergibt sich eine effektive Erhöhung der 
Bezüge per 1 .  Juli 1972 im Ausmaße von 
6,5 Prozent. 

Die Wertsicherungsvereinbarung sieht vor, 
daß ab 1 .  Juli 1 913 zu den neuen um 3 Prozent 
erhöhten Bezügen eine Neufestsetzung der 
Teuerungszulage erfolgt. Dazu ist der Durch­
schnittswert der Verbraucherpreisindizes vom 
Oktober 1910 bis September 1 971 zum Durch­
schnittswert Oktober 1971 bis September 1972 
in Relation zu stellen. Der sich ergebende 
Prozentsatz ist um eine neuerliche Vorleistung 
von 2,5 Prozent zu erhöhen. Der so zustande­
gekommene Gesamtwert aus Indexverände­
rung und 2,5 Prozent Vorleistung ergibt die 
Höhe der durch die Bundesregierung festzu­
setzenden Teuerungszulage ab Juli 1973. 

Nach dem gleichen System wird zum Juli 
1914 und Juli 1975, jeweils Bezug nehmend 
auf den Basiswert der Verbraucherpreisindizes 
Oktober 1970 und September 1971 ,  verfahren. 

Die öffentlich Bediensteten teilen mit allen 
anderen Arbeitnehmern Osterreichs das 
Schicksal, daß ihre Bezüge selbstverständlich 
durch Preisbewegungen beeinflußt werden. Es 
wurde und wird jedoch als Vorteil empfun­
den, daß 'eine Abgeltung für steigende Preise 
durch Vorleistungen bereits während des 
Zeitraumes der Indexveränderungen erfolgt. 

zum Teil das immer wieder als ungerecht 
empfundene "Nachhinken" der Bezugsansätze 
hinter der allgemeinen Lohn- und Preisent­
wicklung bis 1 975 aus der Welt geschafft. 

Das Besoldungsübereinkommen enthält 
jedoch nicht nur die allgemeine Bezugs­
erhöhung und die Wertsicherungsverein­
barung, sondern eine Reihe weiterer unge­
mein wesentlicher Punkte. 

Diese Punkte, auf die ich noch zu sprechen 
kommen werde, müssen bei der Einschätzung 
des Besoldungsübereinkommens mit gewür­
digt werden. In Verknüpfung der laufenden 
Besoldungsvereinbarung der letzten vier Jahre 
und der mit der ersten Etappe des neuen Ober­
einkommens wurde der Vorleistungswert der 
Teuerungszulage für 1 .  Juli 1972 nicht mit 
2,5 Prozent, sondern mit 3,5 Prozent festge­
setzt. Die Anrechnung oder, besser gesagt, die 
Verknüpfung des alten und neuen Besoldungs­
übereinkommens muß im untrennbaren Zu­
sammenhang mit diesem 1 Prozent an erhöh­
ter Teuerungszulage 1972, aber auch mit fol­
genden weiteren Punkten gesehen werden : 

Hier ist vor allem die Einbeziehung der 
Nebengebühren in die Bemessung des Ruhe­
genusses, die von der Bundesregierung den 
Gewerkschaften zugestanden worden ist, her­
vorzuheben. Ein diesbezügliches Gesetz, das 
Nebengebührenzulagengesetz, ist ja bereits 
mit Wirkung vom 1 .  Jänner 1972 in Kraft 
getreten. 

Eine Neuregelung der Abgeltung von Mehr­
leistungen steht als 26. Gehaltsgesetz-Novelle 
heute unter einem in parlamentarischer Be­
handlung. 

Uber die Neuregelung der Besoldung der 
Dienstnehmer im Sinne des Krankenpflege­
gesetzes wurde vor kurzem auf der Ebene 
des Spitalerhalterverbandes ein Einvernehmen 
mit den betroffenen Gewerkschaften der Ge­
meindebediensteten und der öffentlichen Be-
diensteten erzielt. 

Die Einführung einer Verwaltungsdienst­
zulage erfolgt mit der eben erwähnten 26. Ge­
haltsgesetz-Novelle und der 2 1 .  Vertrags­
·bedienstetengesetz-Novelle. 

Es ist zu hoffen, daß mit der Besoldungs­
vereinbarung und mit den nun zu beschlie­
ßenden Gesetzen ein wichtiger Schritt in Rich­
tung auf eine leistungsgerechte Besoldung ge­
lungen ist. 

Diese Vorleistungen, meine Damen und Zur 24. Gehaltsgesetz-Novelle darf ich noch 
Herren, sind ein sehr entscheidendes Krite- bemerken, daß in einem eigenen Artikel eine 
rium bei der Gestaltung der Bezüge der wichtige Bestimmung für eine Stichtagsfest­
öffentlich Bediensteten. Damit ist zumindest setzung enthalten ist. 
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Die Beamten des Bundes werden seit lan­
gem nach wesentlich ungünstigeren Richtlinien 
befördert als die Beamten von Bundesländern 
und Gemeinden. Innerhalb des Bundes wieder 
erfolgen die Beförderungen bei den sogenann­
ten nachgeordneten Dienststellen ungünstiger 
als bei den ZentralstelIen. Die zuständigen 
Gewerkschaften bemühen sich schon seit ge­
raumer Zeit, diese Laufbahnverhältnisse beim 
Bund im allgemeinen und bei den nachgeord­
neten Dienststellen im besonderen zu verbes-

bereiche kann vor allem ein moderner Sozial­
staat seine engsten Mitarbeiter "nicht 'nur er­
kaufen". Sicherlich muß er sie anständig ent­
lohnen, aber er soll sie darüber hinaus - und 
das ist nicht überlebt - als Mitarbeiter eng 
an sich binden. 

Wir bekennen uns daher zum Beamtenrecht 
und möchten hier bei dieser Gelegenheit eine 
Lanze für ein modernes Dienstrecht brechen. 
In enger Bindung an den Staat und ohne 
falsch verstandene Vorrechte darf die Fortent-

sern. wicklung des Arbeitsrechtes am Beamten nicht 
Wenn hier auch nur mit einer Politik der spurlos vorübergehen. 

kleinen Schritte vorgegangen wird, soll doch 
hervorgehoben werden, daß es nach und nach 
gelungen ist, für alle Verwendungs gruppen, 
in denen Beförderungen vorgesehen sind, ge­
wisse Verbesserungen zu erzielen. 

Eine derartige Verbesserung der Richtlinien 
wirkt jedoch immer nur für jene Beamte, die 
ab dem vereinbarten Zeitpunkt der Verbesse­
rung zu einer Beförderung heranstehen. W'er 
bereits nach alten schlechteren Richtlinien be­
fördert wurde, hätte davon keinen Gewinn 
mehr gehabt. 

Artikel IU der 24. Gehaltsgesetz-Novelle 
bietet nun die Möglichkeit, einem nach alten 
Richtlinien beförderten Beamten seinen be­
soldungsrechtlichen Stichtag so zu verändern, 
als ob er bereits nach neuen Richtlinien be­
fördert worden wäre. 

Doch nun, meine Damen und Herren, möchte 
ich mich der Novelle zur Dienstpragmatik zu­
wenden, die wir gleichfalls heute zu behandeln 
haben. 

Zuvor einige grundsätzliche Bemerkungen 
zu dieser Rechtsvorschrift. Die Dienstpragma­
tik ist neben dem Gehaltsüberleitungsgesetz 
die gesetzliche Grundlage für das Dienstrecht 
des öffentlich-rechtlichen Bediensteten, also 
des Beamten. 

Diese Dienstpragmatik, wenn auch da und 
dort novelliert und von anderen Rechtsvor­
schriften derogiert, stammt aus dem Jahre 
1 9 1 4. Insbesondere die eigentlichen Dienst­
rechtsbestimmungen, in denen die Rechte, die 
Pflichten und die disziplinäre Verantwortlich­
keit des Beamten festgesetzt sind, gehen auf 
diesen Stammtext zurück.. 

Trotz verschiedener Änderungen der Dienst­
pragmatik ist unser Beamtenrecht noch immer 
dem Zeitgeist der Jahrhundertwende, dem 
Zeitgeist der Monarchie verhaftet und ent­
spricht nicht mehr der heutigen demokrati­
schen Gesellschaftsordnung. 

Auch in unserer Zeit des materiellen Den- · 
kens, der Kommerzialisierung aller Lebens-

Die öffentliche Verwaltung von heute stellt 
an ihre Beamten weitaus höhere Anforderun­
gen als je zuvor. In vielen Zweigen der Ver­
waltung hat heute modernes Management 
Platz gegriffen, welches einen ganz anderen 
Beamtentyp erfordert als den auf das Dienst­
recht der Dienstpragmatik zurechtgetrimm­
ten. Ein modernes Dienstrecht muß daher dazu 
beitragen, mit dem in der Offentlichkeit noch 
weit verbreiteten Erscheinungsbild des "amts­
kappeltragenden" und mit "Herndärmel­
schützern" ausgestatteten "Obrigkeitsdie­
ners", der nur darauf wartet, dereinst seine 
Pension zu kassieren, aufzuräumen. Mehr 
denn je bedarf es in der Verwaltung des Ein­
satzes des modernen Teamworks und somit 
auch - kraß ausgedrückt - des Abbaues 
der hierarchischen Rangordnung, was bedeu­
tet, daß sich eine Wandlung in der Stellung 
des Beamten vom bloßen Empfänger und Aus­
führer von Weisungen und Anordnungen zum 
selbständig denkenden Mitarbeiter der Füh­
rungskräfte vollziehen muß. Es ist mit eine 
Aufgabe 'eines modernen Dienstrechtes, diese 
Umfunktionierung in die Wege zu leiten und 
damit sowohl das Image der Verwaltung und 
ihrer Beamten zu verbessern und den Erfor­
dernissen der Gegenwart aber auch einer zu­
künftigen Entwicklung Rechnung zu tragen. 

Meine Damen und Herren! Damit, glaube 
lich, ist das StJidlwort zum Inhalt der vorlie­
genden Novelle gegeben. Den Erläuternden 
Bemerkungen kann entnommen werden, daß 
es gute Gründe gab, den öffentliichen Dienst 
von dem am 5. Jänner 1 970 in Kraft getretenen 
Arbeitszeitgesetz auszunehmen. Die 'im Dienst 
und :im Interesse der Offentlichkeit begründe­
ten Sonderverhältnisse lassen es nicht zu, daß 
der öffentHche Dienstnehmer den Rechtsvor­
schriften, die die Arbeitszeit für die Privat­
wirtschaft regeln, unterworfen wtird. Seien 
es di'e Sozialberufe, die Verkehrsunterneh­
mungen, seiien es viele andere Berufssparten 
im öffentlichen Dienst, die genannt werden 
könnten : ihre Aufgabenstellung und ihre zeit­
lidle Erfüllung orienbiert sich an den Bedürf-
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nissen unserer Gesellschaft. Andererseits Isoll 
aber auch der öffentliche Dienstnehmer an der 
allgemeinen Arbeitszeitverkürzung teiilhaben 
und Uberstunden und Mehrdienstleistungen 
abgegolten bekommen. Die Dienstpragmatik 
selbst umschreibt die Dienstpflicht des Beam­
ten mit den für das Jahr 1 9 1 4  !sicher passenden 
Worten, daß nämHch der Beamte seine Amts­
tätigkeit nach den Erfordernissen des Dienstes 
über die Amtsstunden hinaus auszudehnen hat 
und daß ihm die sonntägliche Ruhe insoweit 
zu ermöglkhen ist, als dies mit den unabweis­
baren ErforderniSISen des Dienstes vereinbart 
werden kann. 

Im Wege von Vereinbarungen zw,ischen 
dem Verhandlungs ausschuß der vier Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes und den Ge­
biietskörperschaften gelang die schrittweise 
Herabführung der Wochenarbeitszeit auf 
42 Stunden. Die für 1 975 vorgesehene Ver­
kürzung auf die 40-Stunden-Woche bedarf 
j edoch der gesetzlichen Regelung. Die Nicht­
anwendbarkeit des Arbeitszeitrechtes ver­
langt daher eine eigene gesetzliche Regelung, 
die uns heute mit der Dienstpragmatik-Novelle 
vorLiegt. Mit 'ihr wiDd dem Beamt'en die 
42-Stunden-Woche und ab dem Jahre 1 975 
die 40-Stunden-Woche gesetzlich zuerkannt. 
Diese Rechtsvorschrrift ist gleichzeitig die 
Grundlage für die im Gehaltsgesetz zu nor­
mierenden Vergütungsvorschriften in jenen 
Fällen, lin denen der Beamte künftighin zu 
Uberstunden herangezogen wird. 

§ 28 umschreibt die Dienstzeit und 'erwähnt 
im Abs. 3 auch die Möglichkeit der sogenann­
ten gleitenden Dienstzeit. Diese erst in jüng­
ster Zeit entstandene Form der Erfüllung des 
Dienstes wird von den Gewerkschaften dem 
Grunde nach gutgeheißen. Es wird im Bereich 
des öffentlichen Dienstes sicherlich nicht über­
all möglich sein, diese gleitende Dienstzeit ein­
zuführen. Wo jedoch die Möglichkeit gegeben 
ist, wird zwischen Dienstgeberseite und den 
Gewerkschaften beziehungsweise den Perso­
nalvertretungen einvernehmlich vorzugehen 
sein. Eine echte gleitende Dienstzeit liegt vor, 
wenn der Dienstnehmer innerhalb der soge­
nannten Gleitzeit, also beispielsweise zwi­
schen 7 und 9 Uhr und 15 und 1 7,30 Uhr, sein 
Kommen und Gehen selbst bestimmen kann. 
Daß im Interesse des Dienstnehmers eine Zeit­
erfassung nötig ist, versteht sich von selbst. 
Das individuelle Verfügungsrecht ist aber das 
entscheidende Kriterium der gleitenden 
Dienstzeit. In verschiedenen Zweigen der 
öffentlichen Verwaltung hat man bislang schon 
mit der gleitenden Dienstzeit experimentiert 
und dabei durdlwegs positive Ergebnisse er­
zielt. Ich sehe in der Möglichkeit der Einfüh-

rung einer gleitenden Dienstzeit eine echte 
Maßnahme zur Förderung des Leistungsprin­
zips im öffentlichen Dienst. Ein weiteres Kri­
terium, das für die Einführung der gleitenden 
Dienstzeit spricht, ist die damit verbundene 
Entlastung der öffentlichen Verkehrsmittel 
und der Verkehrsflächen in Ballungsräumen 
zu den Zeiten des Spitzenverkehrs. 

Meine Damen und Herren! Interessant 'ist 
weiters die Bestimmung in der vorHegenden 
Novelle, derzufolge für Beamte, in deren 
Dienstzeit auf Grund der Eigenart des Dien­
stes regelmäßig oder im erheblichen Umfang 
Wartezeiten fallen, durch Dienstplan eine län­
gere als die normalmäßige 42- bezliehungs­
weise ab 1975 40stündige Arbeitszeit vorge­
sehen werden kann. Ich möchte weder die 
Bundesregierung noch die Gewerkschaften 
durch die spezielle Hervorhebung bestimmter 
Bedienstetengruppen präjudizieren, da diese 
Bestimmung durch Verordnung zu vollziehen 
ist. Es wird also Bedienstetengruppen geben, 
für die selbst nach Erreichung der 40-Stunden­
Woche eine längere Wochendienstleistung zur 
Dienstpflicht gehören wird. § 1 6  a einer gleich­
zeitig in Behandlung stehenden Gehaltsgesetz­
Novelle sieht ergänzend dazu vor, daß dafür 
eine angemessene Pauschalentschädigung zu 
geben ist. 

Absatz 6 normiert die Verpflichtung des 
Beamten, auf Anordnung Uberstunden zu lei­
sten, deren angemessene und anspruchs­
gemäße Vergütung unter einem im Gehalts­
gesetz geregelt wird. Oft wurde über die Mög­
lichkeit einer Begrenzung von Uberstunden­
anordnungen und über die sogenannten Frei­
zeitausgleiche gesprochen. Auch hier ließen es 
schließlich die Bedürfnisse und die Besonder­
heiten des öffentlichen Dienstes nicht immer 
zu, eine Begrenzung der Uberstundenanord­
nung vorzunehmen. 

Abschließend darf ich zusammenfassend 
sagen : Der Regierung Kreisky blieb es vorbe­
halten, seit Jahren und Jahrzehnten anste­
hende Anliegen der öffentlich Bediensteten 
besoldungsrechtlicher und dienstrechtlicher 
Art in sinnvoller und leistungsgerec:hter 
Weise zu erfüllen. (Zwischenrufe bei der 
OVP.) Ich habe nicht gesagt "nichts" ,  aber 
die frühere Regierung hat sehr wenig von dem 
gemacht, was jetzt hier zur Behandlung steht 
und dann beschlossen werden wird. Denn 
diese Anliegen liegen jahrelang zurück. 
Fragen Sie Ihren Kollegen. (Ruf bei der OVP: 
Wen?) Den, der für diese Sache zuständig ist. 

Mit den vorliegenden Gehaltsgesetznovel­
len und der Novellierung der Dienstpragmatik 
wurde ein sehr wesentHcher Beitrag zur Er­
haltung des inneren Friedens, die einen sehr 
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bedeutsamen Schwerpunkt tim Regierungspro­
gramm blildet, geleistet. Mit den besoldungs­
redltlkhen Maßnahmen wird für die öffent­
lich Bediensteten 'in den kommenden Jahren 
die Grundlage einer leistungsgerechten Ent­
lohnung und eine Abgeltung der e'intretenden 
Teuerung gefunden werden. Die Dienstprag­
matik enthält mit der Novelle eine längst 
notwendig gewordene Ergänzung, was uns 
aber trotz allem keinesfalls der großen Auf­
gabe 'enthebt, künftighin der Schaffung e'ines 
modernen Dienstrechtes unser besonderes 
Augenmerk zuzuwenden. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Gasperschitz. Ich er­
teile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Gaspersdtitz (OVP) : Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wir besprechen jetzt im 
Hause Probleme des öffentlichen Dienstes, und 
das findet offensichtlich nicht das entspre­

den Kopf wie allen anderen Konsumenten. Dies 
vor allem deshalb, weil der die Berechnungs­
grundlage bildende Verbraucherpreisindex 
naturgemäß die Nettosteigerung der Lebens­
haltungskosten auswirft, hingegen alle Teue­
rungsabgeltungen in brutto berechnet werden. 
Je mehr die Teuerung und die damit verbun­
dene Steuerprogressionsverschärfung das Ge­
haltsabkommen wie eine Zange umfaßt, desto 
größer ist auch die Gefahr, daß die vereinbarte 
Real werterhöhung der Bezüge nicht erreicht 
wird. 

Die öffentlich Bediensteten sollen doch aus 
dem Abkommen jährlich eine Realwerterhö­
hung von 3 Prozent ihrer Bezugsansätze erhal­
ten. Das haben auch schon alle meine Vor­
redner gesagt. Mindestens eine 3prozentige 
Realwerterhöhung j ährlich für alle Gehalts­
und Lohnbezieher hat selbst der Präsident 
des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes 
gefordert und für angemessen erachtet. 

chende Interesse, das die öffentlich Bedienste- Am 1 .  Juli 1 972 erhalten nun die öffentlich 
ten erwarten würden: es ist weder der Herr Bediensteten eine Bezugssteigerung von 
Bundeskanzler anwesend noch der Herr 6,6 Prozent. Die letzte Bezugsregelung erfolgte 
Finanzminister. (Abg. Dr. T u  1 1: Der Herr am 1 .  Juli 1 911 . 
Staatssekretär ist da!) Die öffentlich Bedienste­
ten in Osterreich sind keine Revoluzzer. Das 
dürfte wahrscheinlich der Grund sein. (Zwi­
schenrufe.) Würden wir eine Situation haben 
wie in Italien oder in Frankreich, wo es 
Streiks der öffentlich Bediensteten gibt, würde 
alles dasitzen und zuhören, wenn ein Spitzen­
funktionär der Gewerkschaft spricht. (Zustim­
mung bei der OVP. - Zwischenrufe bei der 
SPO.) 

Mit den gegenständlichen Novellen zum 
Gehaltsgesetz und zum Vertragsbediensteten­
gesetz soll das zwischen der Regierung und 
den vier Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes am 1 1 .  Mai 1911  abgeschlossene 
Gehaltsübereinkommen auf gesetzliche Grund­
lage gestellt werden. Ich glaube, das ist all­
gemein bekannt: der wesentliche Inhalt 
besteht in der Anhebung der Bezüge der 
öffentlich Bediensteten um 1 2  Prozent, reali­
sierbar in vier Jahresetappen, Wertsicherung 
und j ährliche Vorleistung für die Teuerungs­
abgeltung in der Höhe von 2112 Prozent. 

Im System schließt sich das zweite lang­
fristige Gehaltsabkommen dem ersten soge­
nannten Schmitz-Abkommen an, wenngleich 
mit einigen Verschlechterungen, wie Verrin­
gerung des Leistungsumfanges und Verlänge­
rung der Etappenzeiträume. Und nun - der 
Herr Abgeordnete Dr. Schmidt von den Frei­
heitlichen hat das heute schon gesagt -, so 
paradox es klingt, den öffentlich Bediensteten 
fällt die massive Verteuerung der Lebenshal­
tungskosten trotz Wertsicherung genau so auf 

Ich muß, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, die Feststellung treffen, daß mit der 
Bruttobezugssteigerung von 6,6 Prozent am 
1 .  Juli 1 972 - und das kann niemand bestrei-
ten - nicht einmal die tatsächliche Steigerung 
der Lebenshaltungskosten seit Juli 1 91 1  abge­
golten wird, geschweige denn, daß von der be­
absichtigten Realwertsteigerung von 3 Prozent 
die Rede sein kann. Allerdings muß ich zuge­
ben, daß wir gegenüber dem Finanzminister 
bereit waren, mit einer 1 prozentigen Bezugs­
erhöhung auf die am 3 1 . Dezember 1 911  fäl­
lige Abrechnung aus dem ersten Gehaltsab­
kommen zu verzichten. Dies deshalb, weil wir 
uns damit das Nebengebührenzulagengesetz 
und die für rund 50.000 Beamte und Vertrags­
bedienstete wirkende Verwaltungsdienst­
zulage eingehandelt haben. Dieser 1 Prozent 
Bezugssteigerung wird am 1 .  Juli dieses Jah­
res wirksam und ist in dem angeführten Pro­
zentsatz von 6,6 bereits inbegriffen. Hätten 
wir diesen Handel nicht gemacht und hätten 
wir nicht auf die Abrechnung verzichtet, so 
würde die Bezugssteigerung per 1 .  Juli dieses 
Jahres um 2 , 1  Prozent höher sein, also 8,1 Pro­
zent betragen. Aber auch dann wäre die uns 
zugesicherte Realwerterhöhung von 3 Prozent 
nicht gesichert, weil mit dem Differenzprozent­
satz 8,7 Prozent minus 3 Prozent, also von 
brutto 5,1 Prozent, die tatsächliche Teuerung 
keinesfalls abgegolten wäre. Um gestiegene 
Lebenshaltungskosten in einem Ausmaß von 
6 Prozent abzugelten, muß man brutto rund 
1 0  Prozent erhalten. Das ist wohl unbestritten. 
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Sie könnten mich j etzt fragen : Warum waren 
Sie dann eigentlich mit dem Abkommen ein­
verstanden und haben Ihre Unterschrift darun­
tergesetzt? 

Diese Frage ist nur allzu berechtigt. Als 
wir voriges Jahr im Mai wegen eines zweiten 
Gehaltsübereinkommens die Verhandlungen 
mit der Regierung führten und die Frage der 
Vorleistungshöhe behandelt wurde, haben 
damals Regierungsmitglieder die Meinung 
vertreten, der Verbraucherpreisindex werde 
nicht viel über 4 Prozent steigen. Darauf 
haben wir uns verlassen. Wir haben uns 
damals auf eine 21/2prozentige jährliche Vor­
leistung geeinigt, die heute zweifellos zu 
gering ist, wenn man bedenkt, daß die nach­
träglich festgestellte Teuerung, nicht so wie 
in der Schweiz, rückwirkend abgegolten wird. 
Je größer die Differenz zwischen Vorleistung 
und festgestellter Teuerungsrate, j e  größer ist 
der finanzielle Nachteil, den der öffentlich Be­
dienstete selbst zu tragen hat. 

Da diese Entwicklung nicht vorhersehbar 
war, wäre es nur recht und billig, sich darüber 
Gedanken zu machen, in welcher Weise eine 
Anpassung an die geänderten Verhältnisse 
durchgeführt werden könnte, um dem Abkom­
men wieder jenen Sinn und Zweck. zu geben, 
worüber die Vertragsparteien übereingekom­
men waren, nämlich die Sicherung einer 
1 2prozentigen Realwerterhöhung der Bezugs­
ansätze in vier Jahren. (Beifall bei der OVP.) 
Aber mir einfach zu sagen, wie es der Herr 
Bundesminister für Finanzen getan hat, jede 
Forderung auf Aufnahme von Gesprächen 
bedeutet Kündigung des Abkommens, finde ich 
wohl brutal. (Zustimmung bei der OVP.) Geän­
derte Verhältnisse werden selbst im Vertrags­
recht des Allgemeinen bürgerlichen Gesetz­
buches durch die sogenannte Clausula rebus 
sic stantibus anerkannt. 

Sollten durch die Einführung der Mehrwert­
steuer nennenswerte Preissteigerungen erfol­
gen und sich damit die Lebenshaltungskosten 
wesentlich erhöhen, ist die Modifizierung des 
Abkommens, das sage ich Ihnen heute schon, 
unausbleiblic.l}, (Beifall bei der OVP.) Schon 
j etzt sind im ganzen Land Stimmen laut, die 
unser zweites Gehaltsübereinkommen im Zu­
sammenhang mit der Teuerung und der Pro­
gressionsverschärfung kritisieren. 

Und noch eine weitere Feststellung: Die 
Ärmsten der Armen sind dabei die Familien­
erhalter. Ich verstehe da folgendes nicht : Der 
Steigerungsbetrag der Haushaltszulage in der 
Höhe von 150 S ist seit 1 .  August 1 964 nicht 
mehr bewegt worden. Man fragt sich :  Warum 
will man denn eigentlich diese Zulage einfrie­
ren lassen? Man hört immer in diesem Zu­
sammenhang von Sonderrechten der öffent-

lich Bediensteten. Die Großbetriebe kennen 
doch auch solche Zuwendungen für Familien­
erhalter. 

Und nun zur Besoldung der öffentlich Be­
diensteten im allgemeinen. Die Besoldungs­
struktur im öffentlichen Dienst ist nicht mehr 
zeitgemäß i sie ist weder lebens- noch lei­
stungsgerecht. Die westeuropäischen Staaten 
haben dies längst erkannt und Umstellungen 
vorgenommen. Die Jugend ist mit den 
Anfangsbezügen im öffentlichen Dienst unzu­
frieden. 

Der Herr Bundeskanzler hat kürzlich Jung­
richter empfangen und war offensichtlich über 
die geringen Anfangsbezüge verwundert. Er 
hat auch der Verwaltung - in meiner Anwe­
senheit - sofort den Auftrag gegeben, eine 
signifikante Lösung für die Antangsbezugs­
regulierung der Richter zu finden. Ich habe 
mich sehr darüber gefreut, weil ich ja selbst 
von Beruf Richter bin, aber auch den Mut des 
Herrn Bundeskanzlers bewundert. Denn eine 
solche signifikante Lösung nur für eine ganz 
kleine Besoldungsgruppe zu machen, kann 
eine Lawine im öffentlichen Dienst auslösen. 
Das Relationsdenken innerhalb des öffent­
lichen Dienstes - in der Privatwirtschaft wird 
es ja nicht viel anders sein - ist so 
stark, daß eine an und tür sich zufrie­
dene Gruppe unzufrieden wird, wenn das 
bestehende Relationsverhältnis zu einer 
anderen Besoldungsgruppe verändert wird. 
Da ich deshalb bei solchen Forderungen 
wegen Beispielsfolgerungen bei Verwendungs­
zusagen sehr vorsichtig bin, kam ich bei 
meinen Standeskollegen in das Schußfeld der 
Kritik. Ein Richter , schrieb mir, Dr. Kreisky 
sei für sie der bessere Standesvertreter als 
ich. Ich werde mich in Zukunft als Gewerk­
schaftsfunktionär anstrengen müssen, beim 
Zuck.erlverteilen dem Bundeskanzler nicht 
nachzustehen. (Beifall bei der OVP.) Jeden­
falls kann ich aus den Äußerungen des Herrn 
Bundeskanzlers schließen, daß auch der Herr 
Bundeskanzler meine Meinung der Notwen­
digkeit der Verbesserung der Anfangsbezüge 
beim öffentlichen Dienst teilt. 

Wie sehen die Anfangsbezüge ab 1 .  Juli 
1 972, also unter Einbeziehung der ersten 
Etappe , aus ? Das ist auch ganz interessant zu 
wissen. Im Hilfsdienst : Anfangsbezug : 281 5  S.  
Jetzt ab 1.  Juli. Kanzleidienst: 30 1 3  S.  Fach­
dienst: 3329 S. Gehobener Fachdienst : 4057 S. 
Höherer Dienst: 5503 S. Alles brutto. Auch 
diesbezüglich wäre eine signifikante Lösung 
dringend notwendig. 

Die Älteren haben noch eine Beziehung zu 
früheren Zeiten, in der auch die öffentlich 
Bediensteten die Not verspürten. Das fällt bei 
der Jugend weg. Sie ist unzufrieden, weil sie 
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keine Beziehung zu schlechten Zeiten hat. Sie 
lebt in einer Wohlstandsgesellschaft, von der 
s'ie auch materiell bessere St.artbedingungen 
verlangt. Sie sieht nicht ein, daß der ältere 
Kollege auch dann noch durch Beförderungen 
und Vorrückungen in höhere Bezüge hinein­
wächst, wenn weder eine Leistungssteigerung 
eine solche Anerkennung rechtfertigt noch 
seine wirtschaftlichen Verhältnisse es erfor­
dern. 

Die Gewerkschaften der öffentlich Bedien­
steten werden sich mit der allseits geforderten 
Strukturveränderung der Besoldung befassen 
müssen, um den zeitgemäßen Erfordernissen 
Rechnung zu tragen. 

Folgende Grundsätze zeichnen sich ab : 

Erstens : Erhöhung der Anfangs- und Mittel­
bezüge. Gerade in diesen Lebensbereichen 
sind die finanziellen Anforderungen durch 
Familiengründung und Wohnraumbeschaffung 
am größten. Eine solche Gehaltspolitik geht 
auch im wesentlichen konform mit der Forde­
rung nach leistungsgerechter Entlohnung. Wir 
haben mit dieser Strukturänderung in d er Be­
soldung der öffentlich Bediensteten bereits 
beim Schmitz-Abkommen einen bescheidenen 
Anfang gemacht, leider wurde dieser Weg 
betim zweiten Gehaltsabkommen nicht fortge­
setzt. Ein solcher Umbau zwingt allerdings zu 
einer Verkürzung der Laufbahnen und Abfla­
chung in den Endbezügen. 

Zweitens : Aus einer solchen Umstruktuie­
rung dürfen ältere Bedienstete, die schließlich 
große Opfer für den Wiederaufbau unseres 
Landes gebracht haben, keinerlei Benachteili­
gung erfahren. Eine Ubergangsbestimmung 
müßte diesen älteren Bediensteten das Aus­
laufen nach dem alten System noch sichern. 
Die Lösung dieses Problems wird naturgemäß 
eine längere Zeit in Anspruch nehmen. So 
könnte der öffenUiche Dienst aber auch 
attraktiver für die Jugend werden, was 
sChließlich die negative Auslese verhindert. 

Ich möchte gleich ein Beispiel anführen. Mir 
selbst erzählte vor einigen Tagen eine Profes­
sorin, die in einer Handelsschule tätig ist, daß 
j etzt bereits V:ertreter von Unternehmen 
kommen, die den jungen Handelsschülern 
4000 bis 5000 S anbieten, wenn sie in ihr 
Unternehmen eintreten. 

Oder ein anderes Beispiel, auch von der 
gleichen Professorin, die 30 Jahre alt ist. Ein 
Schüler hat sie besucht, den sie unterrichtet 
hat, der j etzt 18 Jahre alt ist. Er hat ihr erklärt, 
daß er nur um 500 S weniger verdient als 
diese Professorin. Ich glaube, das sind schon 
Probleme, die doch irgendwie gelöst werden 
müssen. 

Solche Reformen verursaChen zweifellos 
auch Mehrkosten. In diesem Zusammenhang 
spricht man dann gerne von Personaleinspa­
rungen, von Verwaltungsreform, ein Wort, 
das mangels Effektivität fast ein Schlagwort 
geworden ist. 

In diesem Zusammenhang auch eine klare 
Feststellung: Die vier Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes haben sich bereits unter 
der Regierung Klaus im Jahre 1967 bereit 
erklärt, an der Erstellung von Verwaltungs­
reformvorschlägen mitzuarbeiten. Der Kontakt 
war damals mit dem Staatssekretär Doktor 
Gruber, der sich mit der Verwaltungsreform 
befaßte, als gut zu bezeichnen. Seit es aber 
eine sozialistische Regierung in Osterreich 
gibt, sind die Gewerkschaften nicht ein einzi­
ges Mal zu einer Mitarbeit eingeladen worden. 

Oder wird vorerst vielleicht auch da die 
sozialistische Fraktion eingeladen, bevor eine 
offizielle Einladung erfolgt? Auch diese Frage 
ist offen. Bei den Vorgängen um die Stahl­
lösung kann man eine solche Schlußfolgerung 
nicht ausschließen, denn am 1 2 . Juni hat der 
Herr Präsident des Osterreichischen Gewerk­
schaftsbundes folgendes gesagt: Wir wollen 
zuerst einmal in unserem Bereich die Dinge 
besprechen. Wir haben immerhin im Betrieb 
der VOEST als sozialistische Fraktion die 
Hauptverantwortung, weil das die stärkste 
Fraktion im Betrieb ist, und daher wollen wir 
mit dieser stärksten Fraktion zuerst einmal 
.diese Gespräche führen. (Abg. N e u  h a u­
s e  r: Na und?) Wenn das die unumstößliche 
Meinung des OGB-Präsidenten ist, werde ich 
diese Vorgangsweise auch im Rahmen meiner 
Gewerkschaft, der Gewerkschaft der öffentlich 
Bediensteten, einhalten, wo wir die Mehrheit 
haben. (Beifall bei der OVP.) Bis jetzt haben 
wir alles gemeinsam verhandelt und erörtert. 
(Abg. U 1 b r i c h: Sei vorsichtig!) 

Es hat lange Zeit gedauert, bis sich die Re­
gierung Kreisky einigermaßen um die Ver­
waltungsreform annahm. Der Bundeskanzler 
ist der Vorsitzende der Verwaltungs reform­
kommission, jedenfalls nach dem Amtskalen­
der 1 97 1 .  Bis auf die Vorbereitung des Bun­
desrechnung:szentrums, dessen Planung auf das 
Jahr 1 967 zurückgeht - der Baubeginn 
erfolgte 1969 -, hat man von Reformen nichts 
gehört. Allerdings : die Verwaltung hat eine 
neue Aufgabe bekommen, nämlich die Ver­
waltungsreform durchzuführen, wozu man 
Apparate braucht. 

Es gibt heute: ein Koordinationskomitee für 
EDV, ein Subkomitee, eine Geschäftsstelle, 
einen Regierungsbeauftragten, elf Arbeits­
kreise, von denen sich die ersten Unterarbeits­
kreise abzusplittern beginnen. Wenn es so 
weitergeht, brauchen wir Reformvorschläge 
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für die Reform und Vereinfadlung der Ver­
waltungsreformorganisationsgebilde, welche 
wie Schwammerl aus der Erde wachsen und 
keine Effizienz haben. (Beifall bei der OVP.) 

Verwaltungsreform hat sich mit der Verein­
fachung der Verwaltung, mit der Einführung 
moderner personalsparender Arbeitsmethoden 
zu befassen. Verwaltungsreform heißt Zurück­
drängen von neuen Aufgabengebieten, die 
man dem öffentlichen Dienst übertragen will, 
Verwaltungsreform heißt Behördenkonzentra­
tion, Rationalisierung der Arbeitsabläufe, Ab­
bau von Instanzenzügen und Uberprufung von 
Gesetzesinitiativen hinsichtlich der Mehrbela­
stung des öffentlichen Dienstes. 

Ein Bericht der Verwaltungsreformkommis­
sion vom Dezember 1 970 enthält ja bereits 
realisierbare Vorschläge, die selbst der Kanz­
ler als eine sehr wertvolle Unterlage bezeich­
net hat. Wo bleibt aber nur die Initiative? 

Wenn man vom öffentlichen Dienst spricht, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, denkt 
man unwillkürlich an einen Menschen, der 
hinter einem Schreibtisch sitzt. Es ist zur Klar­
stellung notwendig, die Entwicklung der 
Dienstpostenpläne des Bundes aufzuzeigen. 

Nur 1 4 , 1  Prozent der öffentlich Bediensteten 
sind in der Allgemeinen Bundesverwaltung 
tätig, davon 2,3 Prozent in den ZentralstelIen, 
also in den Ministerien. Hingegen sind 
50,9 Prozent in reinen Bundesbetrieben, die 
verstaatlichte Industrie ist nicht eingeschlos­
sen, 13,6 Prozent im Unterrichtswesen, Kultur 
und Forschung und 9,9 Prozent im Sicher­
heitswesen tätig. Die restlichen Anteile ent­
fallen dann auf das Heereswesen, auf die 
Gerichtsbarkeit und auf auswärtige Angele­
genheiten. Daraus ersieht man, daß vom 
Gesichtspunkt eines personaleinsparenden 
Effektes das Schwergewicht der Reform eigent­
lich bei den Bundesbetrieben liegen muß. In­
wieweit durch weitere Rationalisierung der 
Betriebe Personaleinsparungen erreicht wer­
den können, entzieht sich allerdings meiner 
Kenntnis. 

Abschließend zum Kapitel Verwaltungs­
reform nochmals die Feststellung: Die öffent­
lich Bediensteten sind zur Mitarbeit bereit. 
Die Initiative muß aber von der Regierung 
ausgehen. "Der Worte sind genug gewech­
selt, laß mich auch endlich Taten sehen", 
heißt es schon bei Goethe. (Beifall bei der 
OVP.) 

Da sich heute zehn Tagesordnungspunkte 
mit Problemen des öffentlichen Dienstes be­
schäftigen, will ich die Gelegenheit wahrneh­
men, auch eine Lanze für das Berufsbeamten­
turn zu brechen. Eine Beamtenzeitung schrieb 
vor einigen Tagen, daß es nicht zu übersehen 

sei, wie immer mehr die Berechtigung eines 
Berufsbeamtentums in Zweifel gezogen wird. 
Der dienst- und besoldungsrechtliche Sonder­
status sei überholt und die Beamten sollen in 
das allgemeine Arbeits- und Sozialrecht über­
geführt werden. Dies werde propagiert unter 
dem Schlagwort der Anpassung des öffent­
lichen Dienstes an neue gesellschaftliche 
Wirklichkeiten im Interesse einer leistungs­
fähigeren Verwaltung. 

Das Beamtentum, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, hat bereits eine Wand­
lung durchgemacht. Als vom ORF eine "Hori­
zonte"-Sendung über Verwaltungsreform ge­
macht wurde, suchte der Regisseur einen 
Kanzleirat mit Armelschonern, der hinter 
Aktenbergen sein Gabelfrühstück verzehrt. Er 
hat ihn nirgends gefunden. Das Original, das 
dieser Klismeevorstellung entsprach, war 
nicht aufzutreiben. 

Die gesellschaftspolitische Entwicklung hat 
auch vor dem Beamtenturn nicht Halt gemacht. 
Der Obrigkeitsstaat gehört der Vergangenheit 
an. Der Beamte ist heute Diener des Gemein­
weSens und somit Diener des Volkes 
geworden. 

Sonderrechte der Beamten, sofern sie nicht 
zur Sicherung der Ausübung der innehaben­
den Funktion notwendig sind, wurden selbst 
mit Zustimmung der Beamtenschaft beseitigt, 
so etwa der Sondertatbestand der Amtsehren­
beleidigung. An Sonderrechten aber, die not­
wendig sind, die obj ektive und korrekte Amts­
führung zu gewährleisten und zu sichern, etwa 
Pragmatisierung und Versetzungsschutz, muß 
die gesamte Bevölkerung ein eminentes Inter­
esse haben. 

Kein Beamter soll befürchten müssen, einen 
wirtschaftlichen Schaden zu erleiden, weil er 
seine beschworene Pflicht erfüllt. Kein Beam­
ter soll Schaden erleiden, weil er politisch 
p.nders orientiert ist als seine Machthaber, 
wenn er sich im Dienst korrekt und loyal 
verhält. 

Nur so ist eine einwandfreie Amtsführung 
gesichert. (Beifall bei der OVP.) Nur so bleibt 
das Beamtenturn der ruhende Pol im Staats­
wesen und garantiert eine kontinuierliche 
objektive Verwaltung trotz Verschiebung poli­
tischer Kräfteverhältnisse. 

Darum sei mir zum Abschluß folgende Fest­
stellung erlaubt: Das Berufsbeamtentum ist 
eine wesentliche Voraussetzung für das Beste­
hen des Rechtsstaates. Wer dagegen auftritt, 
will auch nicht den Rechtsstaat. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Robert Weisz. Idl erteile 
es ihm. 
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Abgeordneter Robert Weisz (SPO) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Meine sehr geehrten 
Damen und Herrenl Ich möchte vorerst auf 
einige Äußerungen meiner Vorredner ein­
gehen, und zwar insbesondere auf jene des 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt, der sich mit 
der Teuerungsabgeltung beschäftigt hat. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Schmidt ist selbst 
öffentlich Bediensteter. Man kann nämlich sol­
che Abschlüsse nicht nur vom Standpunkt 
eines Abschlusses sehen, sondern man muß 
die gesamte Entwicklung im öffentlichen 
Dienst sehen, all das, was außer diesen 
Gehaltsbewegungen sonst geschieht. 

Alle vier Gewerkschaften haben damals 
- ich möchte das auch gleich zum Kollegen 
Gasperschitz sagen - einstimmig diesem 
Ubereinkommen zugestimmt. Es hat also nicht 
nur eine Fraktion diesem Abkommen ihre 
Zustimmung gegeben, sondern alle vier 
Gewerkschaften und auch die Fraktionen 
haben dies getan. 

"Vir haben uns also damals zu diesem Ab­
schluß bekannt, auch zu den Auswirkungen 
dieses Abschlusses, haben aber gleichzeitig 
festgestellt, daß eine Weiterführung dieses 
Gehaltsübereinkommens durchgeführt werden 
soll, wie es die vier Jahre bestanden hat. 

Wir haben uns gleichzeitig mit der Abrech­
nungsmodalität einverstanden erklärt. Es 
wurden von seiten der Bundesregierung in 
Fragen der Strukturprobleme verschiedene Zu­
sagen gemacht. Ich darf hier sagen, daß wir 
j etzt eigentlich alles eingelöst haben : Es ist 
die Frage der Krankenschwestern erledigt 
worden, es ist die Frage der Nebengebühren 
erledigt worden, und es ist - ich glaube, jetzt 
dürfen wir das auch sagen - die für den 
öffentlichen Dienst und besonders für die Ge­
werkschaft der öffentlich Bediensteten so wich­
tige Frage der Verwaltungsdienstzulage eben­
falls realisiert worden. Alles, was damals in 
diesem Ubereinkommen zusätzlich verpackt 
war, ist also realisiert worden. Ich glaube, 
man kann sagen, daß die Regierung genau­
so zu diesem Ubereinkommen gestanden ist 
wie wir als Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes. 

Wir dürfen auch feststellen, daß bisher alle 
Abgeltungen für Arbeitnehmergruppen, egal, 
wo sie tätig sind, immer als eine Bruttoabgel­
tung gegolten haben und gelten. Daher glaube 
ich, daß sich, wenn hier neue Begriffe 
gebraucht werden, in Wirklichkeit doch alles 
anders abspielt. 

Wenn ich vorhin gesagt habe, daß man 
alles sehen soll, dann darf ich Sie, Herr Abge­
ordneter Dr. Schmidt, daran erinnern, daß 

gerade in der letzten Zeit auch die Stichtags­
festsetzung erledigt wurde, die einem großen 
Teil der öffentlich Bediensteten Verbesserun­
gen ihres Bezuges gebracht hat. Es würden 
ja sonst die Budgetsummen nur um 6,6 Pro­
zent ansteigen. Aber die Gehalts- und Lohn­
summen des öffentlichen Dienstes im Budget 
sind um fast 1 3  Prozent angestiegen. Das hat 
ja auch eine Ursache. Das ist auf Forderungen 
oder auf Wünsche zurückzuführen, die die 
Bediensteten gehabt haben und die im Ver­
handlungs wege gemeinsam mit den Gebiets­
körperschaften - mit der Bundesregierung 
und mit anderen Körperschaften - erledigt 
wurden. 

Wir haben die Verwaltungsdienstzulage 
durchgesetzt, wir haben die Anrechnung der 
Zulagen in die Pensionen durchgesetzt. 

Wenn man bei all dem sagt : Das ist über­
haupt nichts ! ,  dann frage ich mich nur, welche 
Tätigkeit die Gewerkschaften ausgeübt haben. 
Ich darf hier zumindest für meine Gewerk­
schaft sagen, daß die Arbeit, die wir leisten, 
von den Mitgliedern auch entsprechend aner­
kannt wird. (Beifall bei der SPO.) 

Zu dem Antrag, den der Herr Abgeordnete 
Dr. Schmidt eingebracht hat, möchte ich gleich 
feststellen - zumindest für meine Fraktion, 
und ich darf das auch nach einem Gespräch 
mit dem Kollegen Gasperschitz für ihn 
sagen -, daß wir nicht in der Lage sind, 
dem Antrag auf Ausweitung der Verwal­
tungsdienstzulage für die Pensionisten zuzu­
stimmen. Wir prüfen seit längerer Zeit die 
Frage, wieweit die Ausweitung dieser Zula­
gen für die Pensionisten erfolgen kann. Der 
Verhandlungs ausschuß beschäftigt sich mit 
diesem Problem. Ich darf daran erinnern, wie 
schwierig es war, die gesamte Pensionsauto­
matik im öffentlichen Dienst durchzusetzen. 
Gerade durch einen der letzten Beschlüsse, die 
wir hier im Hohen Haus gefaßt haben, wurde 
die Anrechnung der Nebengebühren auf die 
Pensionen und damit ihre Auswirkung für die 
Pensionisten gewährleistet. 

Wir haben also nicht auf den Antrag von 
Ihnen gewartet, sondern die vier Gewerkschaf­
ten des öffentlichen Dienstes beschäftigen sich 
intensiv mit diesen Problemen. Wir haben 
bisher immer wieder Wege gefunden, für alle 
öffentlich Bediensteten gleiche Erfolge zu er­
zielen. (Abg. Dr. S c  h m i  d t: Jetzt wird die 
Automatik durchJöchertf) 

Dazu kommt eines, und das soll man auch 
sehen: Im öffentlichen Dienst sind alle Lohn­
und Gehaltsfragen eine Frage der Bedeckung. 
Ich möchte hier nur feststellen, daß allein die 
Ausweitung der Verwaltungsdienstzulage auf 
die Pensionisten rund 300 bis 400 Millionen 
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Schilling erfordern wird. Das sind Beträge, men, und wir sollten, solange es geht, diese 
die natürlich auch eine Bedeckung im Budget Sonderstellung aufrechterhalten. Auch das ist 
finden sollen. notwendig festzustellen. 

Und nun möchte ich einiges zu meinem Kol­
legen Gasperschitz sagen, zu meinem Stell­
vertreter im Verhandlungs ausschuß. Er hat 
heute hier wieder sehr große Sprüche über 
ein neues Gehaltssystem und über neue Be­
soldungen gemacht. Ich glaube aber, daß er 
die Probleme selbst auch kennt. Er weiß, wie 
schwierig die Neuerstellung solcher gesetz­
licher Bestimmungen ist. Es ist leicht gesagt: 
ein neues System, Anhebung der Anfangs­
bezüge, Schaffung einer kürzeren Laufbahn, 
schnellere Erreichung der Endbezüge, gleich­
zeitig aber den älteren Bediensteten ihren 
Bezug zu wahren und ihnen außerdem weiter­
hin Steigerungsmöglichkeiten zu bieten. -
Daß das nicht einfach zu verarbeiten sein 
wird und es einer sehr langen Vorbereitungs­
zeit bedarf, dessen, glaube ich, ist

' 
er sich ja  

selbst bewußt, weil er  j a  auch einer der Ken­
ner der Personalprobleme so wie ich ist. Außer 
die Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten 
unter Führung des Kollegen Gasperschitz will 
in Zukunft den Weg allein gehen - bitte, 
das ist der Gewerkschaft dann selbst über­
lassen. Ich meine aber, daß bisher die Zusam­
menarbeit der vier Gewerkschaften eine 
erfolgreiche für alle vier Gewerkschaften war. 
Ich möchte da ein ehrliches Wort sagen: "Vahr­
scheinlich könnten wir und meine Freunde von 
der Eisenbahnergewerkschaft, wenn wir nicht 
in diesem gemeinsamen Konzert mit dabei 
wären, manchmal bessere Erfolge erreichen, 
als wir sie

' 
gemeinsam, die vier Gewerkschaf­

ten, durchsetzen können, weil die Solidarität 
sehr oft von uns großgeschrieben wird. Das 
möchte ich hier mit aller Deutlichkeit fest­
stellen. 

Weil aber immer wieder das Problem der 
Haushaltszulage angeschnitten wird, möchte 
ich hier im Hohen Haus einmal feststellen, 
daß die Gewerkschaften des öffentlichen Dien­
stes eine der wenigen Berufsgruppen sind, die 
außer der staatlichen Haushaltszulage noch 
zusätzlich eine Haushaltszulage erhalten. 
Daher soll man dieses Problem auch von die­
sem Standpunkt sehen. Es ist nicht immer sehr 
einfach, auch den anderen Arbeitnehmern 
unseres Staates begreiflich zu machen, daß 
auch manchmal die öffentlich Bediensteten . . .  
(Zwischenruf des Abg. H a  h n.) Sie können 
sich dann melden, Kollege Hahn, wenn Sie 
wollen. Sie sind nur eingestellt auf das Unido­
Zentrum, und daher verstehen Sie wahrschein­
lich doch zuwenig von diesem Personal­
geschäft. Ich glaube, daß man feststellen soll, 
daß die öffentlidJ. Bediensteten eine Sonder­
stellung auch in der Haushaltszulage einneh-

Er sagte auch, daß der Herr Finanzminister 
Androsch erklärt hat, das Ubereinkommen auf­
zukündigen. Er hat nur festgestellt, wenn ein 
Punkt, dann müßte neuerlich verhandelt wer­
den, denn man kann nicht aus einern gesamten 
Paket einen Punkt, der gerade einem Partner 
nicht paßt, herausgreifen, sondern dann müßte 
die Gesamtfrage aufgerollt werden, das heißt, 
eine neue Verhandlung über ein zukünftiges 
System unserer gesamten Gehalts- und Lohn­
bewegung durchgeführt werden. 

Weil der Kollege Glaser, zwar in einem 
anderen Zusammenhang, immer wieder von 
den 1 2  Prozent redet, möchte ich hier der 
Wahrheit die Ehre geben. Die Gewerkschaft 
der öffentlich Bediensteten hat in einer Län­
derkonferenz ausdrücklich festgestellt und 
beschlossen, daß 12 Prozent als Nachziehung 
unserer Bezüge durchzusetzen sind - ein­
stimmig beschlossen ! Diese 1 2  Prozent haben 
sich herauskristallisiert aus der Differenz zwi­
sd1en den Bezügen, die die öffentlich Bedien­
steten in diesen vier Jahren erhalten haben, 
und einern Vergleich mit den Bezügen der 
Privatwirtschaft. Auf diese Summe sind wir 
in gemeinsamer Arbeit gekommen - die vier 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes. Wir 
haben uns damals festgelegt, diese 12 Pro­
zent von der Bundesregierung zu verlangen 
mit der gleichzeitigen Forderung, daß die Fort­
setzung der Wertsicherung mit Vorleistung 
gewährleistet ist. Wir haben also hundertpro­
zentig die Forderungen, die wir gestellt haben, 
durchgesetzt. Heute so zu reden, als ob die 
12 Prozent nichts wären, daß das also über­
haupt nichts bedeutet, obwohl wir den Be­
schlüssen aller Gewerkschaften nachgekom­
men sind und das durchgesetzt haben, damit 
setzen wir ja selbst unsere Arbeit herab, die 
wir gemeinsam in diesem Verhandlungsaus­
schuß leisten. 

Zur Frage der Verwaltungsreform : Lieber 
Kollege Gasperschitz ! Ich darf hier feststel­
len - vielleicht seid ihr separat eingeladen 
worden -: Solange ich Vorsitzender des Ver­
handlungsausschusses bin, sind wir unter der 
Regierung Klaus ein einziges Mal zu einer, 
ich glaube, viertelstündigen Zusammenkunft 
geladen gewesen. Das war die ganze Mitwir­
kung. (Abg. Dr. G a s  p e  I s c  h i t Z: Ich war 
nicht Mitglied des Unterausschusses! Andere 
sind Mitglieder! Mindestens lünfmal waren 
wir dortl) Ich möchte nur feststellen, daß unter 
der OVP-Alleinregierung der Verhandlungs­
ausschuß offiziell ein einziges Mal geladen 
war. Ein einziges Mal l Und was in der Ver­
waltungsreform herausgekommen ist, das 
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haben wir hier im Hohen Haus oftmals fest­
gestellt. Denn die Verwaltungsreform so anzu­
fangen, wie es der Herr Staatssekretär Doktor 
Gruber gemacht hat, nämlich einfach zwei Pro­
zent Personal zu streichen, Ich weiß nicht, ob 
das die richtige Linie einer Verwaltungsreform 
ist. Aber es ist so geschehen. Wir können 
nur feststellen, daß wir jederzeit bereit sind, 
an der Verwaltungsreform mitzuwirken, wie 
wir das auch unter der OVP-Alleinregierung 
gemacht haben. Ich darf auch hier sagen, daß 
gerade in den letzten Tagen eine offizielle 
Einladung des Bundeskanzlers beziehungs­
weise der Verwaltungsreformkommission ein­
gelangt ist, sodaß wir in Zukunft, wie wir 
hoffen wollen, mehr mitwirken können an der 
Gestaltung der Verwaltung, weil auch wir 
Gewerkschafter manche Vorschläge zu erstel­
len haben, die auch realisierbar sind. 

Ich glaube, man soll feststellen, daß die 
Zusammenarbeit, die die vier Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes in den langen Jah­
ren gemeinsam geleistet haben, eine nutzbrin­
gende, eine gute war, sie hat, vor allem für 
die Kollegen, die wir zu vertreten haben, auch 
den entsprechenden Erfolg gebracht. Ich möchte 
hier noch eine Zahl sagen, die uns allen zu 
denken gibt: Durch die Entwicklung der 
Gehaltsbewegungen und des gesamten Perso­
nalaufwandes beträgt im öffentlichen Dienst, 
ohne Länder und Gemeinden, ein Prozent 
Gehaltsbewegung heute im Durchschnitt 
500 Millionen Schilling. Das sind die Beträge, 
mit denen sich der öffentliche Dienst jedesmal 
zu beschäftigen hat, um diese Summen geht 
es. Das heißt : Wenn jetzt am 1 .  Juli 1 972 eine 
Gehaltsbewegung von 6,6 Prozent fällig wird, 
so sind das im Jahresdurchschnitt 3,3 Mil­
liarden Schilling allein für die Bundesbedien­
steten, ohne Landes- und Gemeindebedien­
stete. Das sind die Beträge, um die es geht, 
davor soll man nicht die Augen verschlie­
ßen, um das Problem zu sehen, wie es wirk­
lich ist. 

Nun aber zu den heutigen Vorlagen, die ein 
sehr umfangreiches Paket darstellen, ein 
Paket, von dem wir glauben, daß viele dieser 
Bestimmungen wesentliche Verbesserungen 
für den öffentlich Bediensteten bringen. Ich 
möchte gleich am Anfang feststellen : Sie brin­
gen insbesondere eine jahrzehntelange Forde­
rung zur Erfüllung, nämlich die gesetzliche 
Normierung der Nebengebühren. Das ist ein 
Erfolg, den wir unter UVP-Bundeskanzlern 
und OVP-Finanzministern nicht erreicht haben, 
j etzt aber unter der Regierung Kreisky mit 
Finanzminister Androsdl. durchgesetzt haben. 
(Beifall bei der SPO.) 

Ein moderner Staat bedarf einer fortschritt­
lichen und leistungsfähigen Verwaltung. Diese 

kann aber nur bestehen, wenn ihre Träger, 
die öffentlich Bediensteten, nach gründlicher 
Ausbildung und bei ständiger Weiterbildung 
stets hohe Leistungen für unsere Gemeinschaft 
erbringen. Solche Leistungen können von den 
öffentlich Bediensteten wohl verlangt werden, 
aber eine der Voraussetzungen ist auch, daß 
ihnen eine leistungsgerechte Besoldung 
gew ährt wird. 

Mit den vorliegenden Gesetzentwürfen der 
24. Gehaltsgesetz-Novelle und der 20. Ver­
tragsbedienstetengesetz-Novelle soll nun auch 
das Nebengebührenrecht der Bundesbedien­
steten nach dem Grundsatz leistungsgerechter 
Besoldung neu geregelt werden. Durch die 
sogenannten Nebengebühren werden Leistun­
gen der öffentlich Bediensteten abgegolten, 
die über den Durchsdmittsrahmen, über das 
normale Ausmaß hinausgehen, Aufwendungen 
im Zusammenhang mit der Dienstverrichtung 
darstellen und sich ihrem Inhalt nach in vier 
Grundtypen ausprägen. 

Die eine Type stellt die quantitative Mehr­
leistung dar. Diese kann eine zeitliche Mehr­
arbeit sein, die sich daraus ergibt, daß über 
die Normalarbeitszeit hinaus gearbeitet wird, 
also Uberstunden erbracht werden. Quantita­
tiv kann aber auch dadurch mehr geleistet 
werden, daß während der Normalarbeitszeit 
mehr als die durchschnittliche Menge erarbei­
tet wird. 

Ursprünglich war auch die qualitative Mehr­
leistung durch eine Vergütung im Neben­
gebührenrecht verankert ; diese soll aber nach 
dem künftigen Recht in Form einer Verwen­
dungszulage abgegolten werden. Darauf werde 
ich bei der Erörterung der einzelnen Bestim­
mungen noch näher eingehen. 

Die zweite Grundtype an Leistungen liegt 
vor, wenn der Dienst unter besonderen kör­
perlichen Anstrengungen oder unter besonders 
erschwerten Umständen versehen werden muß. 

Die dritte Leistungstype besteht in der 
Dienstverrichtung unter besonderen Gefahren 
für Leben und Gesundheit des Bediensteten. 
Schließlich kommt es aber auch noch zu Lei­
stungen, die reinen Aufwandscharakter haben. 

Für alle diese Leistungen, die durch den 
Monatsbezug nicht abgegolten erscheinen, soll 
in Hinkunft bei Vorliegen der im Gesetz nor­
mierten Voraussetzungen eine Nebengebühr 
in Betracht kommen. Im Gegensatz zum gel­
tenden Recht - dies möchte ich ausdrücklich 
hervorheben - wird auf die Nebengebühren 
ein Anspruch bestehen. Lediglich die Zuerken­
nung von Belohnungen oder Jubiläumszuwen­
dungen wird auch künftighin im Ermessen der 
Dienstbehörde liegen. 
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Den vier Grundtypen entsprechen nun auch 

die Nebengebühren, die im künftigen § 1 5  des 
Gehaltsgesetzes aufgezählt werden. Zeitliche 
Mehrleistungen werden in Zukunft durch die 
Uberstundenvergütung nach § 16, die Pauschal­
vergütung für den verlängerten Dienstplan 
nach § 1 6  a, durch die Sonn- und Feiertagsver­
gütung nach § 1 7, ferner durch die Journal­
dienstzulage nach § 1 7  a und durch die Bereit­
schaftsentschädigung für Bereitschaftsdienste 
nach § 17 b abgegolten. 

Dauernde sonstige quantitative Mehrlei­
stungen finden ihre Abgeltung in der Mehr­
leistungszulage nach § 1 8. Für vereinzelte 
außergewöhnliche Dienstleistungen wird die 
Belohnung in Betracht kommen. Die beson­
dere Erschwernis in der Dienstverrichtung 
wird durch die Erschwerniszulage nach § 19 a 
honoriert werden. 

Das mit der Dienstausübung allenfalls ver­
bundene besondere Risiko für Leben und Ge­
sundheit wird seine Abgeltung durch die Ge­
fahrenzulage nach § 19 b finden. 

Bestimmte Mehraufwendungen werden 
durch die Aufwandsentschädigung nach § 20, 
die Fehlgeldentschädigung nach § 20 a und den 
Fahrtkostenzuschuß nach § 20 b ganz oder 
teilweise ersetzt werden. 

Eine besondere Form des Aufwandersatzes, 
nämlich der Ersatz von Reise- und Ubersied­
lungskosten, wird durch die vorliegenden Ge­
setzesnovellen nicht geregelt. Diese Regelung 
ist einem eigenen Reisegebühren- und Uber­
siedlungskostengesetz vorbehalten. 

Und nun zu den einzelnen Bestimmungen: 
Die Uberstundenvergütung nach § 16 sieht vor, 
daß künftighin dem Beamten für Uberstunden 
ein Rechtsanspruch auf eine angemessene Ver­
gütung erwächst. Dabei wird auf die gleich­
zeitig in Behandlung stehende Dienstpragma­
tik-Novelle Bezug genommen, mit der für den 
Beamten die 42-Stunden-Woche und ab 1 .  Jän­
ner 1 975 die 40-Stunden-Woche rechtlich ver­
ankert wird. 

Für j ede Stunde, die der Beamte darüber 
hinaus über Anordnung zur Dienstleistung 
herangezogen wird, gebührt, soweit nicht bin­
nen Monatsfrist ein Freizeitausgleich möglich 
ist, eine Uberstundenvergütung. Diese besteht 
aus der Grundvergütung in der Höhe des 
Stundenanteiles, dazu kommt ein Uberstun­
denzuschlag von 50 Prozent. Fällt eine Uber­
stunde in die Nachtzeit, also in die Zeit zwi­
schen 22 und 6 Uhr, beträgt der Zuschlag 
100 Prozent. 

Für Uberstunden an Sonn- und Feiertagen 
ist eine eigene Sonn- und Feiertagsvergütung 
vorgesehen. Auch diese besteht aus der 

Grundvergütung und einem Zuschlag, der für 
die erste bis achte Stunde 100 Prozent und ab 
der neunten Stunde 200 Prozent der Grund­
vergütung beträgt. 

Hat der Beamte turnusweise an Sonn- und 
Feiertagen Schicht- oder Wechseldienst zu 
versehen, ohne daß dadurch die gesetzliche 
Normalarbeitszeit überschritten wird, dann er­
hält er in Zukunft für jede Normalarbeits­
stunde an einem Sonn- oder Feiertag eine 
Sonn- und Feiertagszulage in der Höhe von 
1 ,5 vom Tausend des Gehaltes der Gehalts­
stufe 2 der Dienstklasse V einschließlich der 
Teuerungszulage. Bezogen auf den Wirksam­
keitsbeginn des Gesetzes, den 1 .  Dezember 
1 972 , beträgt diese Zulage sohin 1 1 ,24 S pro 
Stunde. 

Im Finanz- und Budgetausschuß waren wir 
auch der Meinung, daß eine quantitative 
Mehrdienstleistungsvergütung für Richter und 
Staatsanwälte sichergestellt sein muß. Diese 
Erwähnung erschien uns wichtig, weil der 
Richter nicht unter die Bestimmungen der 
Dienstpragmatik und die darin enthaltenen 
Arbeitszeitvorschriften fällt. Andererseits soll 
die bestehende Belastungs- oder Sprechzulage 
der Richter und Staatsanwälte natürlich auch 
im neuen Recht ihre vollinhaltliche Deckung 
finden. 

In einigen Dienstbereichen, insbesondere bei 
Wachekörpern, wird derzeit dauernd und 
regelmäßig länger Dienst verrichtet. Die Ein­
teilung zu dieser längeren Dienstverrichtung 
bedarf gemäß § 28 Abs. 5 der Dienstpragmatik 
eines besonderen Dienstplanes. 

Die zeitliche Mehrleistung, die im Rahmen 
dieses Dienstplanes über die Normalarbeits­
zeit hinaus zu erbringen ist, findet ihre Abgel­
tung durch die nach § 1 6  a vorgesehene Pau­
schal vergütung. 

Eine Journaldienstzulage nach § 17 a des 
Entwurfes wird dem Bediensteten gebühren, 
der außerhalb seiner Normalarbeitszeit Jour­
naldienst zu leisten hat. Ihre Höhe wird nach 
der Dauer des Journaldienstes und nach dem 
Verhältnis der darin enthaltenen Bereitschafts­
zeiten zu Zeiten der Dienstleistung bemessen 
werden. 

Neu ist auch die im § 17 b vorgesehene 
Bereitschaftsentschädigung. Sie gebührt dem 
Beamten, der sich außerhalb der Normal­
arbeitszeit dienstbereit zu halten hat oder er­
reichbar sein muß. 

Es sind drei Formen der Bereitschaft zu 
unterscheiden. Bei der einen Form hat sich 
der Bedienstete außerhalb der im Dienstplan 
vorgeschriebenen Dienststunden auf Anord­
nung in seiner Dienststelle oder an einem 
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bestimmten anderen Orte aufzuhalten. Dabei 
ist von wesentlicher Bedeutung, daß sein Auf­
enthalt so gewählt sein muß, daß die dienst­
liche Tätigkeit auf der Stelle aufgenommen 
werden kann. Der unmittelbare dienstliche 
Einsatz muß also ohne Verzug möglich sein. 

Das Ubereinkommen enthält aber noch die 
ganz wichtige Vereinbarung über die Verwal­
tungsdienstzulage. Diese ist im Gesetzentwurf 
im § 30 aufgenommen. 

Wir wissen, daß gerade in den letzten Tagen 
darum in den v'erschiedenen Gewerkschaften 
Diskussionen entbrannt sind. Man muß diese 

Die zweite Form der Bereitschaft liegt vor, 
wenn sich der Bedienstete außerhalb der im Zulage jedoch in einem großen gewerkschafts­

Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden in 
seiner Wohnung erreichbar zu halten hat, 
dabei aber auch von sich aus Umstände zu 
beobachten hat, auf Grund deren er seine 
dienstliche Tätigkeit aus eigener Initiative 
aufzunehmen hat. 

Die dritte und sidlerlich schwächste Form 
ist die sogenannte Rufbereitsdlaft. Bei dieser 
hat sich der Beamte für eine Abberufung zur 
Dienstleistung 'erreichbar zu halten. Zeiten der 
Rufbereitschaft gelten aber nicht als Dienst­
zeiten. 

politischen Zusammenhang sehen. 

Den Gewerkschaften des öffentlichen Dien­
stes ist es im Laufe der Jahre gelungen, nicht 
nur fühlbare allgemeine Bezugserhöhungen zu 
erkämpfen, sie konnten vielmehr auch bedeut­
same strukturelle Aufwertungen herbeiführen. 
Die Institution einer Dienstzulage, also einer 
globalen und nicht nach individuellen Merk­
malen zu bemessenden Gebühr, ist dem Besol­
dungsrecht nidtt fremd. Das Gehaltsüberlei­
tungsgesetz und das Gehaltsgesetz teilen die 
Beamten in acht Besoldungsgruppen ein. Durdt 
verschiedenste Anlässe kam es einmal in die-

Die Höhe der Bereitschaftsentschädigung ser, einmal in jener Besoldungsgruppe zu star­
wird nach der Dauer des Bereitschaftsdienstes ken besoldungsrechtlichen Umschichtungen. 
beziehungsweise der Rufbereitschaft festge- Analoges gilt für die Vertragsbediensteten. 
setzt werden. 

Der neue § 18 ist eine Bestimmung über die 
Mehrleistungszulage, Diese soll dem Beamten 
eine Leistung abgelten, die in mengenmäßiger 
Hinsicht erheblich über der Normalleistung 
liegt. Dieses Quasiprämiensystem, über das 
man gewerkschaftlich verschiedener Meinung 
sein kann, wird insbesondere in der Finanz­
verwaltung und in der Justiz praktiziert. Der 
neue § 1 8  deckt dieses System. 

Die Erschwerniszulage nach § 1 9  a, die Ge­
fahrenzulage nach § 19 b und die Aufwands­
entschädigungen nach § 20 werden für die 
in Frage kommenden Dienstbereiche auf ihre 
Anwendung zu prüfen sei�l. Ihre Pauschalie­
rung ist möglich. Das gleiche gilt für die Fehl­
geldentschädigung nach § 20 a. 

Die Bestimmungen über den Fahrtkosten­
zuschuß nach § 20 b und die Jubiläumszuwen­
dung nach § 20 c sind im wesentlichen schon 
geltendes Recht. 

Im Besoldungsübereinkommen, das am 
2, September 1 97 1  zwischen dem Verhand­
lungskomitee der Gebietskörperschaften einer­
seits und dem Verhandlungsausschuß der vier 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
andererseits abgeschlossen wurde, war die 
Neuregelung der Vergütung von Mehrdienst­
leistungen vereinbart. Wenn nun im vorlie­
genden Gesetzentwurf das gesamte Neben­
g'ebührenrecht eine Neuregelung erfährt, so 
geht dies über das erwähnte Ubereinkommen 
hinaus. 

Wie immer man die Dinge im formalen Zu­
sammenhang und in den Relationen sehen, 
bejahen oder kritisieren mag, für die Beamten 
der Allgemeinen Verwaltung und in hand­
werklicher Verwendung entstand im Laufe der 
Jahre der unleugbare Eindruck, daß sie mit 
Ausnahme der allgemeinen Bezugserhöhungen 
leer ausgingen und in den Gesamtrelationen 
ins Hintertreffen gelangten. 

Diese Situation wurde noch verschärft durch 
die Tatsache, daß in jedem Bundesland Oster­
reichs auch für die Verwaltungsbeamten glo­
bale Zulagen mit unterschiedlicher Bezeich­
nung und Höhe entstanden sind. Der Beamte 
eines Finanzamtes, eines Arbeitsamtes, der 
Verwaltungsbeamte in einem Polizeikommis­
sariat oder wo immer er sonst Dienst zu lei­
sten hat mußte feststellen, daß seine Kollegen 
im Landesdienst, ja sogar seine Kollegen im 
Bundesdienst in anderen Besoldungsgruppen 
für vergleichbare Dienste höhere Vergütun­
gen erhielten. 

Bei den Verhandlungen zum Besoldungs­
übereinkommen 1 97 1  wurde daher für Bedien­
stete der Besoldungsgruppe 1 ,  Allgemeine 
Verwaltung, der Besoldungsgruppe 2,  Beamte 
in handwerklicher Verwendung, sowie für die 
Vertragsbediensteten der Entlohnungs­
schemata I und II eine Verwaltungsdienst­
zulage v'ereinbart. Die vor uns liegende Kon­
struktion wurde von den Gewerkschaften 
bewußt in einer geringen Stufeneinteilung ge­
halten. Die unterste Stufe bezieht sich nur auf 
die Dienstklasse I und 11, di'e mittlere Stufe 
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auf die Dienstklassen UI bis V und die höchste Das Gesetz tritt mit 1 .  Dezember 1 972 in 
auf die Dienstklassen VI bis IX. Damit haben Wirksamkeit. Wenn auch die Gewerkschaften 
die unteren Bedienstetenkategorien etwa in 
der Verwendungsgruppe E oder im Arbeiter­
schema eine Vorrückung. Die Einbeziehung 
der Dienstklasse VI in die höchste Stufe 
kommt einem großen Teil der Bediensteten 
zugute. Das Spannungsverhältnis der drei Stu­
fen lautet 1 00 : 1 37,5 : 1 75, ist also sehr eng 
gehalten. (Präsident P r o  b s t übernimmt den 
Vorsitz.) 

Die Verwaltungsdienstzulage ist, wie schon 
erwähnt, keine Nebengebühr, somit 14mal 
jährlich auszahlbar und mit direkter Ruhe­
genußfähigkfeit versehen. Sie gebührt j edem 
Beamten, der am 1 .  Dezember 1972 oder später 
dem Aktivstand angehört und in diese Kate­
gorien fällt. 

§ 30 a der Vorlage kennt eine Verwendungs­
zulage. Damit erhält die bisher als Neben­
gebühr mögliche qualitative Mehrdienstlei­
stungsvergütung den Charakter einer Dienst­
zulage. Sie ist wohl zu unterscheiden von der 
vorher behandelten Verwaltungsdienstzulage, 
kommt sie doch nicht jedem Bediensteten zu, 
sondern ist an bestimmte Verwendungskrite­
rien gebunden. Damit sollen höhere V'erwen­
dungen nach Verwendungsgruppe oder Dienst­
klasse abgeltbar sein. 

Ziffer 3 bezieht sich auf Beamte, die Funk­
tionen ausüben, die mit besonderer Verant­
wortung verbunden sind. Für die erstgenann­
ten höheren V'erwendungen kommt eine Zu­
lage bis zu drei Vorrückungsbeträgen in 
Frage, für die zuletzt genannte Form der Ver­
gütung bestimmter verantwortlicher Funktio­
nen sind bis zu vier Biennien oder eine Zulage 
bis zum Ausmaß von 50 v. H. der Dienst­
klasse V Gehaltsstufe 2 vorgesehen. 

Kommt es zur Zuerkennung einer Zulage 
gemäß § 30 a Abs. 1 Ziffer 3, also einer Funk­
tionsabgeltung, ist gleichzeitig zu prüfen, ob 
mit der Ausübung auch zeitliche oder mengen­
mäßige Mehrdienstleistungen verbunden sind, 
und zutreffendenfalls bei der Bemessung 
darauf Bedacht zu nehmen. Die Verwendungs­
zulage ist gleichfalls 1 4mal auszahlbar und 
ruhegenußfähig. 

Die Verwendungszulage kommt sinngemäß 
auch für Beamte in handwerklicher Verwen­
dung, für Richter und Staatsanwälte, für 
Wachebeamte, für Berufsoffiziere und zeitver­
pflichtete Soldaten in Betracht. 

Im § 61 Abs. 2 wird die Vergütung für die 
Lehrerüberstunde von 6 auf 6,4 Prozent erhöht 
und damit der SOprozentige Uberstundenzu­
schlag ab der ersten Uberstunde gewährlei­
stet. 

für eine Reihe von Bestimmungen einen frü­
heren Wirksamkeits termin ang'estrebt hatten, 
gelang es andererseits in der Verhandlung mit 
Bundeskanzler Kreisky und Finanzminister 
Androsch, die Verwaltungsdienstzulage vom 
1 .  Jänner 1 973 auf 1 .  Dezember 1972 vorzu­
ziehen und die Sonn- und Feiertagsvergütung 
mit gleichem Wirksamkeitsterniin sicherzu­
stellen. So ges'ehen konnten die Gewerkschaf­
ten den Wirksamkeitstermin im Hinblick auf 
den Gesamtabschluß akzeptieren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Hohes Haus! Wenn Sie diesen Gesetzesnovel­
len Ihre Zustimmung erteilen, so ist ein wei­
terer wichtiger Schritt dn Richtung der lei­
stungsgerechten Besoldung der öffentlich Be­
diensteten getan. 

Zusammen mit den anderen Gesetzesvor­
lagen dienst- und besoldungsrechtIichen Inhal­
tes ist die etappenwe�se Realerhöhung der 
Bezüge einschließlich ihrer Wertsicherung, die 
gesetzliche FundJierung des Anspruches auf 
eine gerechte Abgeltung von Uberstunden und 
anderer Mehrle'istungen sichergestellt. Die 
Ruhegenußfähigke'it bestimmter Nebeng,ebüh­
ren ist seH 1 .  Jänner 1972 gesetzlich geregelt. 
Damlit hat die sOZJialistische Regierung wieder 
einen in der Regierungserklärung enthaltenen 
Punkt erfüllt und darüber Mn aus ein den 
öffentlich Bediensteten gegebenes Versprechen 
eingelöst. 

Als nächste große Aufgabe liegt die Neu­
kodifizierung und Modemisierung des gesam­
ten Dienstflechtes der Bundesbediensteten vor 
uns. Ich bin überzeugt, daß auch diese lin der 
Regierungserklärung enthaltene Verheißung 
lim Zusammenwirken mit den vier Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes in dieser 
Legislaturperiode ihre ReaLisierung erfahren 
wird. 

Die Sozialdstisme Partei gibt daher diesen 
Vorlagen gerne 'ihre ZustJimmung. (Bei/all bei 
der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Suppan. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Suppan (OVP) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Zu den Beamtenvorlagen 
haben nun zwei der Großen Vier gesprochen 
und diese Mateflie dem Hohen Haus in allen 
Einzelheiten erläutert. Die zweiten zwei der 
Großen Vier sind ja lim Hause hier nicht 
anwesend und können daher - einer ist wohl 
da, aber der vierte fehlt - von dieser Stelle 
aus zu diesen Vorlagen nicht Stellung neh­
men. 

187 

33. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 49 von 89

www.parlament.gv.at



2690 Nationalrat XIII. GP - 33. Sitzung - 14.  Juni 1972 

Suppan 
Ich habe nicht die Absicht, namens meiner 

Fraktion so detaiHiert, wie es d�re Kollegen 
Weisz und Neuhauser getan haben, zu die­
sen Vorlagen Stellung zu nehmen, denn mich 
wird dann in we,iterer Folge eine andere Vor­
lage mehr beschäft�gen. Ich möchte aber zu 
den Ausführungen des Abgeordneten Neuhau­
ser doch meinen: Es soll nicht der Eindruck 
entstehen, daß mit der sozialistischen Bundes­
regierung auf dem Sektor Beamtenrecht, auf 
dem Sektor Verbesserung der Bezüge der Be­
amten die Stunde Null begonnen hätte. 

Kollege Neuhauser! Regli'erung,en kommen 
und werden gehen. Das ist ein Gesetz. (Abg. 
N e u  h a u  s e r: Das müssen wir erst abwar­
ten!) Aber wir sollten besorgt sein, Kollege 
Neuhauser, daß starke Gewerkschaften in die·· 
sem Lande bleiben. Ich glaube, nur so wird 
sicherg'e1Stellt sein, daß für alle Dienstnehmer 
dieses �taates gerechte Forderungen immer 
wieder durchgesetzt werden. 

Herr Abgeordneter Neuhauser ! Nachdem 
Sie das erste Gehaltsüberelinkommen des Jah­
res 1967 etwas kritisch untersucht haben, 
möchte lich nun die ganze Ang'elegenheit ins 
richtige Lot bIiingen. Sicherlich werden die 
Vorsitzenden Ihnen das bestätigen; rich war 
nicht dabei. Aber es war nicht ISO, daß die 
Gewerkschaften sehr stark auf diese langfri­
stigen Gehaltsübereinkommen mit Wertsiche­
rung gedrängt haben, sondern der von Ihnen 
zitierte und hier nicht ganz gut weggekom­
mene Finanzminister Dr. Wolfgang Schmitz 
hat den vier Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes dieses langfristige Ubereinkommen 
angeboten. Und die Gewerkschaften des 
öffentlichen Diel1Jstes haben das zur Kenntnis 
genommen, allerdings mit Murren zur K'ennt­
nis genommen. Ich möchte nicht den Präsi­
denten des Gewerkschaftsbundes zitieren, der 
damals mit dieser Konstruktion der Wert­
sicherung nicht die allergrößte Freude gehabt 
hat. Und nun gehen Sie an das Rednerpult 
und gloI1ifizlieren das zweite Gehaltsabkom­
men. (Abg. Robert W e i s  z: Ihr hättet ja 
keine lange Wertsicherung gebraucht, wenn 
Finanzminister Schmitz damals die 30 Pro­
zent bezahlt hätte!) Bitte mich aussprechen zu 
lassen, ich habe ja auch sehr aufmerksam 
zugehört. 

Nun ist nach Ihrer Ansicht die Wende .in 
Ostern�lich gekommen. Kollege Weisz hat Mer 
zum Schluß gesagt: Diese soziraHstische Bun­
desregierung hat nun . . .  - ich will es nicht 
abwerten, aber was hat sie denn nun? Sie 
hat das tim Jahl1e 1 967 getroffene UbereilIlkom­
men abgelsdlI1ieben, verlängert! Bl1ingen wir 
die Dinge nicht von der polemJischen Seite 
her, sondern sagen wir es so, wie es war. 

Die Gewerkschaft hat damals gegen dieses 
Ubereinkommen gemurrt. ' Aber es ist allen 
zusammen, Bundesregierung und Gewerk­
schaft, anscheinend inzwischen nichts Besse­
res eingef,allen, obwohl die Wachablöse der 
Regierung vor sich gegangen ist. (Zustimmung 
bei der OVP.) 

Herr Abgeordneter Neuhauser l Sie haben 
auch die soziale Haltung dieser Regierung mit 
dem Gehaltsabkommen betont. Im möchte 
Ihnen wieder nüchtern entgegenhalten (Abg. 
N e u  h a u  s e r: Ganz nüchtern, Herr Kol­
lege?) - ganz nüchtern! -: Das erste Gehalts­
abkommen hat 5,5 Milliarden Schillring dem 
Staat gekostet und den Beamten gebr,acht. In 
den Erläuternden Bemerkungen zur 24. Ge­
haltsgesetz-Novelle steht drinnen, daß diese 
24. Gehaltsgesetz-Novelle in den nächsten vier 
Jahren dem Staat 'etwa 5 MiUianden SchiUing 
kosten und den Beamten etwa 5 Milliarden 
Schilling bringen wird. Also gar solche Er­
folge, gar solche Fortschrlitte srind schon allein 
vom Kostenfaktor her, Kollege Neuhauser 
(Abg. N e u  h a u  s e I: Wir sprechen ja auch 
von der 26. Gehaltsgesetz-Novelle, nicht nur 
von der 24. Novelle!), anschelinend nicht fest­
zU'stellen. 

Nun sagen Sie, was alles in der 26. Gehalts­
gesetz-Novelle dninnen ist, und' tun so, als 
ob diese Dinge vorgestern erfunden worden 
wären. Sie sind auch Gewerkschafter. Bei 
jedem Gewerkschaftskongreß beschließen wir 
ein Fonderungsprogramm. und dann wird ver­
sucht, sch:r1ittweisoe diese Forderungen zu er­
füllen. Ich könnte wahrscheinlich eine lange 
Liste vorlesen, was die Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes gegenüber der Bundes­
regierung Klaus durchgesetzt haben. Ich er­
spare mlir das, aber lich möchte nur auf einige 
wesentliche Dinge hinweisen. (Abg. N e u­
h a u  s e r: 0 je, die Liste ist kurz!) Kollege 
Neuhauser, das sind wesentliche Dingel 

Ich habe vom ersten Gehaltsübereinkom­
men schon gesprochen. Das können wir weg­
lassen. Aber eninnern Sie sich dar an, daß wir 
unter "dieser Regierung Klaus", wenn lich bei 
Ihrer Betonung bleibe, doch ein sehr moder· 
nes Pensionsgesetz für den öffentlichen Dienst 
einhellig schaffen konntenj ich betone limmer: 
einhellig ! Erinnern Sie sich, daß wir unter 
"dieser Reglierung Klaus" die Lehrerbesol­
dung befriedigend, glaube ich, neuordnen 
konnten. (Neuerlicher Zwischenruf des Abg. 
N e u  h a u  s e r.) Das war nicht sehr einfach. 
Erinnern Sie sich daran, daß Wlir in dieser 
ZeH erstmalig für die Beamten ein Unfall· 
gesetz geschaffen haben. Wir haben damals 
bier Stellung genommen - der Kollege ist 
nicht hier -. Das war ;in der Regierung Klaus. 
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Suppan 
Ich möchte auf noch etwas die Betonung 

legen: Wir haben aus gegebener Veranlas­
sung die sogenannten Beamtenschutzgesetze 
geschaffen. Wenn S�e Be,amter Slind, dann 
müssen Sie es begrüßen, daß diese Beamten­
schutzgesetze geschaffen wurden I (Beifall bei 
der OVP.) 

die Verwaltungsdienstzulage eingeführt wer­
den soll. 

Wir haben im Jahre 1 970 lim Zusammenhang 
mit einer Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 
hier im Hohen Haus einstimmig die Bundes­
regierung aufgefordert, das W 3-Problem zu 
lösen. Ich weiß : es gehört sicherlich nicht in 

Das zu den AUlSführungen des Kollegen die 24. und mcht in dtie 26. Gehaltsgesetz­
Neuhauser. Die Stunde Null hat also sicherEch Novelle, laber iCh möchte ,im Interesse der 
n'icht am 28. April 1 970 begonnen, die Stunde Wachebeamten Osterreichs heute hier anmer­
Null hat sicherlich nicht am 1 1 .  Oktober 197 1  ken, daß auch dieses Problem einer baldigen 
begonnen. Ich möchte noch ·einmal unterstrei- Regelung zugeführt werden soll!  (Beifall bei 
chen, was ich früher gesagt habe: Regierun- deI OVP.) 
goo kommen und werden gehen. (Abg. N e  u­
h a u  s e I: Wer hat die "Stunde Null" ge­
braucht? - Abg. DI. T u  1 1: Ihre Regierung ist 
gegangen und kommt nicht wieder!) Herr Dok� 
tor Tull l Der Zahn der Zeit nagt auch an 
dieser Ihrer Regierung I - Aber seien wir 
noch ·einmal darum besorgt, daß wir starke 
Gewerkschaften haben l 

Nun habe ich zur 24. beziehungsweise zur 
26. Gehaltsgesetz-Novelle doch noch e,inige 
Anmerkungen. Der Abgeordnete WeiJsz hat 
auf die Neuschaffung der Verwaltungsdienst­
zulage hingewiesen, die allgemein zu begrü­
ßen ist. SelbstverständNch. Es ist hi'er ein 
Nachziehen gegenüber den Landesbedienste­
ten, die schon seit vielen Jahren die soge­
nannte Personaldienstzulage haben. Aber mir 
scheint das Problem der Exekutive ungeklärt 
zu sein. 

Eis 'ist uns schon klar, daß die Masse der 
Exekutivbeamten vom Genuß der V,erwal­
tungsdienstzulage ausgeschlossen ist, aber 
nicht verständllich für mich ist es, daß der 
Beamte der Exekutlive, der in die Dienst­
klasse VI - spIlich Oberstleutnant - beför­
dert wird, von dieser Verwaltungsdienst­
zulage künftig oder überhaupt ausgeschlos­
sen bleiben soll, weil 'er j,a mit der Beförde­
rung in die Dienstklasse VI - sprich Oberst­
leutnant - die Dienstzulage verliert. Ich habe 
von dieser Stelle aus schon einmal die Bundes­
regierung aufgefordert, dieses Unrecht zu be­
seitigen. Dieses Unrecht best'eht danin, daß der 
Major der DiellJStklasse V einen Bezug von 
895 1 S monatlich hat; wenn er nun zum 
Oberstleutnant befördert wird - hören Sie, 
Hohes Haus l -, bekommt er um 3 S mehr! 

Ich kann nur die Verantwortlichen der Ge­
werkschaft des öffentlichen Dienstes ersuchen 
(Abg. N e u  11 a u s e r: Bitte dort hinüber 
schauen!) - ich habe schon hingeschaut! -, 
daß diese Diskrepanz ausgeräumt wlirdl Ich 
glaube, daß zumindest für diesen Bereich der 
Exekutivbeamten, die mit Erreichung der 
Dienstklasse VI die Dienstzulage verlieren, 

Hohes Haus ! Nun komme lich zum eigent­
lichen Grund meiner Wortmeldung. Ich be­
gruße es außerordentlich, daß der Herr Bun­
desminister für Landesverteidigung heute breI' 
die Stellung hält (Abg. F a  c h I  e u t n e  I: Er 
ist ein "Steher"!), daß wür be'i der Beratung 
von mil'itänischen Angelegenheiten keine 
Nachtübung durchzuführen haben wie bei 
anderen Gelegenheiten. Ich begrüße es nicht 
ganz, daß die Novelle zum Heeresgebühren­
gesetz lim Verein mit dem P,aket der gesamten 
Beamtenvorlagen verhandelt wird. Aber ich 
möchte niemanden kritisieren. Meiner Mei­
nung nach hätte diese Novelle nicht ganz in 
dieses Paket lrineingepaßt, weil es ja nicht 
überwiegend Beamtenforderungen sind, die 
mit dieser Heeresgebührengesetz-Novelle ge­
regelt werden sollen. 

Ich möchte zur Heeresgebührengesetz­
Novelle 1972 sagen, daß mit d�eser Novelle 
eine Fonderung der OsterreichJischen Volks­
partei in Erfüllung geht. Leider ist es mit die­
ser Bundesregierung so: Wenn die Opposi­
tionsparteien irgendwelche Forderungen er­
heben, wenn sie gute Vorschläge erstatten, 
dann stimmt diese Regierung ansch�inend aus 
Prestigegründen diese Anregungen nieder, 
kommt aber dann einige Wochen später sehr 
wohl mit demselben, und es ist dhr nichts 
Besseres e'ingetallen. 

So liJst es bei der Heeresge bührengesetz­
Novelle 1972. Schon bei den Dreiparteien-Ver­
handlungen wunde seitens unserer Vertreter 
auf dieses Problem hingewiesen. Anläßlich der 
Verabschiedung der Wehrgesetznovelle 197 1  
ist neuerlich darauf hingewiesen worden. Aber 
ich möchte konkI1et sagen, daß der Abg'eord­
nete Dr. Prader am 13 .  Dezember des Jahres 
1 971  hier im Hohen Haus den Entschl'ießungs­
antrag eingebracht hat: Die Bundesregierung 
soll aufgefondert werden, das TaggeLd für 
PräJSenzdiener zu erhöhen. Und wie es unse­
ren Vorschlägen immer wieder geht: die 
Mehrheit des Hauses hat diese Anregung am 
1 3. Dezember 1 97 1  niedergestimmt. Aber schon 
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am 1 1 .  Jänner des Jahres 1 972 meldet sich 
der Herr Bundeskanzler in einem ORF-Inter­
Vliew zu Wort und erklärt: Das Taggeld der 
Präsenzd�ener müssen wir von 12 S auf 20 S 
erhöhen! Also nicht ednmal einen Monat spä­
ter wird die FOIderung der Osterreichischen 
Volkispartei aufgegriffen und wird der Offent­
lichkeit mitgeteilt, was man wieder plant und 
was man wieder vorhat. 

Vom 1 1 .  Jänner 1 912 bis zum 1. Juli 1912 
- denn am 1 .  Jul1 soll diese Erhöhung in 
Kraft treten - sind 'immerhin sechs Monate 
verg·angen, wo man verschiedentl'ich angekün­
digt hat, und ich kann nicht darauf verzichten: 
ich muß doch auf di'ese Ankündigungen ein­
gehen. 

Einmal erklärt der Herr Verteidigungsmini­
ster in der "SozliaHstischen Korrespondenz" 
am 16.  Mai, daß die Taggelder von 12 S auf 
20 S erhöht werden und daß damit eine vier­
fache Erhöhung der se'inerzeitigen Sätze ein­
getreten ist. 

Herr Bundesminister! Wlieso haben Sie nicht 
das Gehaltsgesetz 1 921 zur Grundlage genom­
men? V,ielleüht hätten Sie dann der Offent­
lichkeit mitteilen können, !daß Sie fünftausend­
fach erhöht haben! 

Sie werden doch zugeben müssen, daß von 
1956 bis 1967 eine Regelung bestanden hat, 
daß Sie Il!ichts Neues erfunden haben. Ich 
empfinde das als einen - ich möchte fast 
sagen - "Propagandaschmäh". Ich hätte Ihnen 
eigentLich nicht zugetraut, daß Sie jetzt schon 
m'it Prozenten, mit einem Vielfachen zu arbei­
ten beginnen. Deshalb mein VOI1schlag: Neh­
men S'ie bei der nächsten der,artigen Ankündi­
gung das Gehaltsgesetz 1 921 zur Grundlag·e. 
Dann können Sie sagen: Wir haben. auf das 
5000fache erhöht. Die Offentlichkeit wird 
Ihnen das sehr, sehr gut abnehmen. 

Aber lich bin auf noch etwas gestoßen - die 
Zeitung ;ist ja unverdächtig -: Die "Arbeiter­
Ze'itung" schreibt am 1 1 .  Mai 1912 - :und das 
möchte ich Mer sagen -: "Mehr Geld für die 
Präsenzdiener." Im Untertitel heißt es dann 
- bitte schön, auf die Betonung zu achten -: 

"Mit 1 .  Juli 5011 das Entgelt für Wasch­
und Putzzeug der Präsenzdliener von gegen­
wärtig monatbich 10 S auf 20 S erhöht wer­
den . . .  " 

Ich weiß nicht, ob die Erhöhung des Pau­
schales für Putzzeug das Woichtigste 'ist, das 
die Soldaten berührt. Ich habe diese drei 
Presse ankündigungen deshalb benützt, um 
darzustellen, wie diese sozialistische Regie­
rung zu Heeresfragen verschiedenartig Stel­
lung nimmt. 

Der Herr Abgeordnete Mondl hat heute lei­
der das Pech, daß ler !da oben sitzt. (Der Red­
ner weist auf den Platz der Berichterstatter.) 
Er würde dazu sagen: Wegen einer solchen 
Nichtigkeit soll man nidlt wieder eine Heeres­
debatte vom Zaun brechen. (Abg. F a  c h-
1 e u t n e  r: Der ist froh, daß es keine gibt! -
Abg. T Ö d 1 i n g: Die Zei t wird schon kom­
men! - Abg. Dr. T u  1 1: Aber nicht heute!) 
Ich habe nicht diese Absicht, Herr Dr. Tull ! 
Ich habe nicht die Absicht, eine Heeresdebatte 
vom Zaun zu brechen. Ich möchte nur zu die­
ser Novelle doch nodl einig,e kritische An­
merkungen machen. 

Ich möchte diese kritischen Anmerkungen 
vlielleoicht mit der Uberschrift VIersehen : Die 
sozlialistische Regierung arbeitet lin Heeres­
fragen mit Ankündigungen; wenn es ,aber zur 
Verwirklichung kommt, dann sind so lange 
�erzögerungseffekte drlinnen, daß man zwi­
schen Ankündigung und Verwirklichung schon 
gar nicht mehr weiß, was die Regierung wirk­
lich will. (Abg. Dr. T u  1 1: Aber sie sind nicht 
im Prader-Teich verschwunden!) Ich habe auf 
diesen Zwischenruf gewartet, Herr Dr. Tull. 
(Abg. Dr. T u  1 1: Hellseherisch begabt!) Ich 
habe auf diesen Zwischenruf fast gewartet. 
Das sind nämlich immer die ErgÜlSse des Ab­
geordneten Mandl. 

Ich habe schon einmal festgestellt: Wenn 
d1e Sozoialistische P,artei den Abgeordneten 
Dr. Prader nicht hätte, dann hätte sie s1cher 
viel, Vliel weniger Gesprächsstoff. Aber neh­
men Sie, Herr Dr. Tull, eines zur Kenntnis : 
Ein Sprichwort sagt, daß es nicht die schlech­
testen Früchte sind, an denen die Wespen 
nagen. - Nehmen Sie das zur Kjenntnisl (Zu­
stimmung bei der OVP. - Abg. Dr. T u  1 1: 
Deswegen is t er noch lange nicht die beste 
Frucht, weil so lange an ihm genagt wurde!) 

Hohes Haus! Ich habe gesagt, daß ich mich 
mit der Novelle zum Heeresgebührengesetz 
doch etwas kritischer auseinandersetzen 
werde. Ich muß Ihnen, Herr Bundesminister 
für Landesverteidigung, sagen : Sie haben 
diese Novelle mit wenig Sorgfalt vorbereitet. 
Mit wenig Sorgfalt deshalb, weil die Arbeiter­
kammer, der Osterreichische Arbeiterkammer­
tag, in einer Stellungnahme zu Ihrem Entwurf 
darauf hingewiesen hat, daß di'e Bemessungs­
grundlage für den Famlilienunterhalt nicht 
mehr angemessen erscheint, Idaß das Durch·· 
schnittseinkommen lin Osterreich derzeit bei 
6600 S liegt uRd daß der OsteffreichiJsche Arbei­
terkammertag vorschlägt, diese Grundlagen 
von 1 800 S auf 2500 S bezoiehungsweise von 
5400 S auf 6200 S zu erhöhen. 

Sie als zuständiger Ressortchef haben die­
sen Vorschlag, der sicher der VViirkl'ichke'it 
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entspricht. negiert. Als der Abgeordnete Han­
mich !im Landesverteidigulllgsausschuß einen 
ähnlichen Antrag auf Abänderung gestellt hat. 
iist die Regierungsfraktion plötzlich sehr aktiv 
geworden und hat erklärt: Wir haben sowieso 
etwas AhnJliches. Wlir möchten die Sitzung 
unterbrechen. 

Ich möchte hier nicht ein hartes Wort sagen. 
aber es wild uns - wenn w.ir einen Antrag 
stellen - immer der Vorwurf gemacht: Die 
Osterreich:ische Volkspartei lizitiert. - Den 
Antrag der Regierungsfraktion in dlieser Frage 
könnte man V'ielleicht mit Dizlitieren über­
schreiben. Wlir werden diesem Antrag selbst­
verständlich beitreten. weil wir nicht wollen, 
daß sich dlie Bemessungsgrundlagen weiterhin 
in dieser nliedrigen Höhe bewegen. 

Hoh�s Haus ! Ich möchte heute hier zwei 
Abänderungsanträge einbringen. Ich hoffe. daß 
die Abgeordneten der Regierungspartei die­
sen Abänderungsanträgen beitreten werden. 

Der erste Abänderungsantrag soll mit ein­
schließen. daß Soldaten. die ,elinen verlänger­
ten ordentlichen Präsenzdienst leisten. über 
!ihren eigenen Antrag schon nach einem Monat 
die 1400-Schilling-Prämie erhalten sollen. Der 
Herr Bundesminister !ist ja in Iseiner Regie­
rungsvorlage sehr. sehr vorsorgliich. Er sagt 
nämlich auf Seite 2: W'enn sich jemand zu 
einem "Vielfachen von sechs Monaten ver­
pflichtet hat". 

Herr Bundesminister! Sie haben Slicher schon 
an das Jahr 2000 gedacht, denn im Jahre 1972 
gibt es meines Wissens nach nur wenige oder 
überhaupt keinen Präsen1ldiener. die sich auf 
ein "Vielfaches von sechs Monaten" zum ver­
längerten ordentlichen Präsen1ldienst verpflich­
tet haben. Aber Sie sorgen - Wlie ich schon 
gesagt habe - für das Jahr 2000 vor. 

Ich möchte aber bitten. daß man unserem 
Abänderungsantrag beitritt. Ich werde Ihnen 
auch sagen. warum: Wenn heute - ich 
schl1eße die Studenten aus - ein Geiselle. 
ganz gleich. welcher Fachrichtung, zum Prä­
senzdienst einberufen wird, dann können wir 
damit rechnen. daß er ein ungefähres Durch­
schnittseinkommen von 4000 S hat. Er fällt 
dann auf Grund der Neuregelung auf 20 S 
Taggeld herunter. Das Wenige, was er sich 
vlielleicht angespart hat. verbraucht ,er wäh­
rend seines Präsenzdienstes. Er bekommt 
dann, wenn er sich zu einem verlängerten 
Präsenzd1enst entschHeßt, sicher 60 S Taggeld. 
Aber man sollte !ihm doch schon nach Ablauf 
eines Monats - wenn er es begehrt - die 
1 400-Sch!illing-Prämie auszahlen. 

Herr Bundesminister! Dieser Soldat, der Slich 
für einen verlängerten ordentlichen Präsenz-

dienst entschließt, käme damit in den Genuß 
eines Monatsbezuges. V:ieIre1cht geht dann 
Ihre Rechnung auf. daß sich V'iele österreichi­
sche Männer zu einem "Vielfachen von sechs 
Monaten" verpfllichten. nämlich dann, wenn 
sichergestellt ist. daß sie ein Taggeld von 60 S 
plus 1400 S Prämie - das wären 3200 S zumin­
dest am Monatsende - erhalten würden. 

Ich kann daher die Frauen und Kollegen 
der Regierungsparte'i nur bitten. daß sie die­
sem Abänderungsantrag beitreten. 

Der zweite Abänderungsantrag list ,aus der 
Praxlils entstanden. Ich möchte hier nicht ZeJi­
tungsmeldungen zitieren. Wir alle wissen, daß 
im Zusammenhang mit der Hochwasserkata­
strophe in der Steiermark eline Teilmobil­
machung erfolgen mußte. Sie kennen die 
Uberschrliften 'in den Zeitungen : Die Soldaten 
murren! Sie bekommen nur 18  S Taggeld für 
diesen Einsatz im Katastrophengebiet! 

Der Herr Bundesminister hat im Erlaßweg 
zu einem Prämiensystem gegrdffen. Das ist 
gesetzlich sicher nicht ganz gedeckt. Er hat 
dielsen - !ich glaube. es waren 780 - mobil­
gemachten Männern tin Form etner Prämie 
doch zu einem Taggeld von 90 S verholfen. 

Unser Abälllderungsantrag. der schon im 
Verteidigungsausschuß gestellt wurde, zielt 
nun darauf hin. daß wir als Gesetzgeber Be­
stimmungen schaffen sollten, wonach alle 
Wehrpfl:ichtigen. die zu Katastropheneinsätzen 
herangezogen werden, eine glle'iche Entloh­
nung �m Sinne des § 27 Heeresgebührengesetz 
erhalten. 

Ich werde die beiden Anträge verlesen. um 
der Schriftführerin die Verlesung zu ersparen. 

Der erste 
lautet: 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

Im Artikel I Z. 7 der Regierungsvorlage 
ist im Absatz 4 des § 6 nach dem ersten 
Satz folgender zweiter Satz einzufügen: 

"Dber Antrag kann dem Wehrpflichtigen 
die ihm gemäß diesen Bestimmungen zu­
stehende Prämie auch in monatlichen Raten 
an jedem Monatsende während seines 
Präsenzdienstes ausbezahlt werden." 

Der zweite A b ä n d e r  u n g s a n  t r a g  
lautet: 

1. Die Ziffer 13 im Artikel I wird zu 
Ziffer 1 4. Die Ziffer 1 4  wird zu Ziffer 15. 

2. Die neue Ziffer 1 3  hat zu lauten: 

, , 13 .  Der § 27 Abs. 1 ist wie folgt abzu­
ändern: 

( 1 )  Wehrpflichtigen. die Truppenübungen. 
Kaderübungen oder außerordentliche Ubun-
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gen leisten oder an Inspektionen und In­
struktionen (§ 33 a des Wehrgesetzes in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBL NI. 272/ 
197 1 )  teilnehmen, sowie Wehrpflichtigen, 
die einen außerordentliChen Präsenzdienst 
im Sinne des § 2 ( 1 )  lit. c des Wehrgesetzes 
leisten, gebührt eine Entschädigung." 

Hohes Haus! Ich bitte, sich diese Anträge 
doch im Interesse unserer Wehrpflichtigen 
genau anzusehen und ihnen die Zustimmung 
zu geben. 

Unsere Fraktion wird der Heeresgebühren­
gesetz-Novelle 1 972 gerne ihre Zustimmung 
geben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Die beiden Abänderungs­
anträge, die der Herr Abgeordnete Suppan 
eben vorgetragen und eingebracht hat, sind 
genügend unterstützt und stehen ebenfalls zur 
Diskussion und in Verhandlung. 

Zum Wort gelangt nunmehr der Herr Abge­
ordnete Fachleutner. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Fadlleutner (OVP) : Herr 
Präsident I Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich habe mich aus zwei Gründen 
zum Wort gemeldet. Erstens möchte ich eine 
Betrachtung bezüglich der dienstrechtlichen 
finanziellen Verbesserungen des öffentlichen 
Dienstes im Hinblick auf die Landwirtschaft 
anstellen. Zweitens möchte ich die Wünsche 
der Landwirtschaft vorbringen, die trotz 
mehrerer Forderungen in der letzten Zeit un­
berücksichtigt geblieben sind. 

Wenn wir heute diese Gesetzesnovellen be­
schließen, dann dürfen wir von der Landwirt­
schaft - auch in Anspruch nehmen, daß die 
bäuerlichen Vertreter jederzeit bereit waren, 
wenn es um Wünsche der Unselbständigen 
nicht nur in der Gegenwart, sondern auch in 
der Vergangenheit gegangen ist, initiativ 
mitzuarbeiten, um den unselbständigen er­
werbstätigen Menschen, die sich in Notlage 
befinden, Verbesserungen zu bringen bezie­
hungsweise jenen Korrekturen die Zustim­
mung zu geben, die im Zeitalter unserer Ent­
wicklung notwendig sind. Wir hätten uns sehr 
gefreut, wenn es möglich gewesen wäre, die 
immer wieder gestellte Forderung, die Zu­
schuß renten in Pensionen umzuwandeln oder 
einzubauen, am heutigen Tag erfüllt zu be­
kommen. Leider ist der Herr Vizekanzler als 
zuständiger Minister nicht anwesend. Denn an 
ihm liegt es, daß es nach Aussagen- unserer 
Funktionäre bis zur Stunde nicht möglich war, 
diesem berechtigten Wunsch zum Durchbruch 
zu verhelfen. Wenn wir wissen, daß sich 
diese Menschen in einer Notlage befinden, 
weil sie nur mit einigen Schillingen ihren 
Lebensabend fristen, dann wäre es nach 

unserer Auffassung sicherlich berechtigt ge­
wesen, im Zusammenhang mit den gesamten 
Verbesserungen auch unseren bäuerlichen 
alten Menschen heute zu helfen. 

Meine beiden Vorredner haben bereits im 
Detail die Schwierigkeiten angeführt, die zu 
beseitigen wären, um den unselbständig 
tätigen Menschen zu helfen. Es ist sicherlich 
richtig, wenn gesagt wurde, daß wir uns in 
einer Zeit befinden, in der die Preisentwick­
lung sowie die Inflationsrate eine Grenze an­
genommen haben, daß den unselbständig 
Erwerbstätigen daraus große Erschwernisse 
erwachsen. Es ist sicherlich auch richtig, daß 
man die Belastungen teilweise durch 
Kollektivverhandlungen und sonstige Ver­
handlungen auf ein Minimum herabdrüCken 
kann. Es ist aber genauso richtig, daß man 
leider oft den Wünschen, die die Landwirt­
schaft in den letzten Monaten vorgetragen 
hat - siehe Preisanträge j wir betrachten 
diese Forderung als einen Arbeitslohn der 
österreichischen Bauern -, nicht im entschei­
denden Ausmaß entsprochen hat, um sie einer 
Lösung zuzuführen. Ich glaube, daß es daher 
ein berechtigter Wunsch ist - ich denke an 
Getreide, Zucker und Milch -, diesen Forde­
rungen zum Durchbruch zu verhelfen. 

In diesem Zusammenhang ist jedoch interes­
sant, daß der zuständige Minister, Landwirt­
schaftsminister Dr. Weihs, der heute auch nicht 
hier ist, den Interessenvertretungen bereits 
in der Vergangenheit Zugeständnisse gemacht 
hat, j a  selbst in einer Vollversammlung im 
Landhaus Niederösterreich den niederöster­
reichischen Rübenbauern im Frühjahr dieses 
Jahres erklärt hat, daß die Wünsche in Zu­
kunft einer Erledigung zugeführt werden. 
Auch den Getreidebauern gegenüber machte 
er die Aussage, daß er ihren Wünschen 
positiv gegenüberstehe. Soweit mir berichtet 
wurde, wurden auch mit den Vertretern der 
Präsidentenkonferenz interne Absprachen in 
der Richtung getroffen - es liegt ein Proto­
koll vor -, diese Anträge einer raschen Er­
ledigung zuzuführen. Das war die Aussage 
von Landwirtschaftsminister Weihs. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren 
vor allem der linken Reichshälfte dieses Par­
laments ! Es war daher für uns sehr ver­
wunderlich, daß der Bundeskanzler kürzlich 
in einer Pressekonferenz auf die Frage eines 
Journalisten, was mit den Preis anträgen ge­
schehe und wann sie einer positiven Erledi­
gung zugeführt werden, folgende Aussage ge­
tätigt hat : Es kann nicht stimmen, daß Mini­
ster Weihs eine Zusage gemacht hat. Er habe 
keinen Auftrag gehabt, solche Zusagen zu 
machen. Die Aussagen des Bundeskanzlers 
gingen in die Richtung, als wären überhaupt 
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keine Gespräche bezüglich der Fragen geführt 
worden, weil er darüber nicht informiert wor­
den sei. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn man die Politik so betrachtet, dann er­
hebt sich die Frage : Wie steht es mit der 
Ministerverantwortlichkeit, wenn der Land­
wirtschaftsminister gemeinsam mit dem Ge­
werkschaftspräsidenten bei den Verhandlun­
gen des öfteren erklärt hat, man werde die 
Wünsche so rasch wie möglich erledigen, und 
der Bundeskanzler ihn, der letzten Endes die 
Bauernschaft zu vertreten hat, dann öffentlich 
desavouiert? Ich persönlich kann mir vor­
stellen, daß sich der Landwirtschaftsminister 
auf Grund einer solchen Entwicklungsphase in 
seiner Partei, bedingt durch den Bundespartei­
obmann, in einer nicht sehr angenehmen Lage 
befindet. Man darf aber in einer solchen 
Situation nicht vergessen, daß das auf Kosten 
der österreichischen Bauern ausgehen könnte. 

Ich glaube daher, daß wir versuchen müs­
sen, diese Preisanträge - so wie alle anderen 
\Vünsche in diesem Lande - durch gemein­
same Lösungen zum Großteil einer positiven 
Entscheidung zuzuführen. 

Wenn man davon spricht, daß das Unbe­
hagen in der österreichischen Landwirtschaft 
größer geworden ist, dann ist das nicht die 
Aussage eines einzelnen Spitzenpolitikers der 
Osterreichischen Volkspartei. Für die enormen 
Preisbelastungen der letzten Jahre in der 
Landwirtschaft darf ich Ihnen ein Beispiel 
bringen: Im Jahre 1962 hatte ein österreichi­
scher Bauer 15 Liter Milch, 1 4  Kilogramm 
Weizen und 89 Kilogramm Zuckerrüben auf­
zubringen, um eine Maurerstunde zahlen zu 
können. Im Jahre 1972 mußte ein österreichi­
seher Bauer für die Bezahlung einer Maurer­
stunde 39 Liter Milch, 40 Kilogramm Weizen 
und 204 Kilogramm Zuckerrüben aufbringen. 

Ein weiteres Beispiel, das uns sehr beun­
ruhigt, ist, daß gerade die Erhöhung der 
Maschinenpreise - sie wurden kürzlich wie­
der um fast 9 Prozent erhöht - rund 40 Mil­
lionen Schilling an Mehrbelastungen für die 
österreichische Landwirtschaft im Jahre 1972 
ergibt. 

Meine sehr Verehrtenl Diese Beispiele zei­
gen, daß wir uns auf Grund dieses Unbe­
hagens sehr bemühen müßten, daß wir 
Initiativen entfalten müßten, und wenn wir 
weiter berücksichtigen, daß neue Belastungen 
entstehen - denken wir an die Mehrwert­
steuer, denken wir an die Anhebung der 
Grundsteuer, denken wir daran, daß die EWG­
Verhandlungen den Wünschen der Landwirt­
schaft nicht näherkommen, denken wir an die 
neuerliche Preisentwicklung bei Kunst­
dünger -, dann, glaube ich, ist die Forderung, 
so wie es bei den öffentlich Bediensteten zu 
Recht getan wurde, auch in der Landwirt­
schaft endlich zu Entscheidungen zu kommen, 
um dieses Unbehagen aus der Welt zu schaf­
fen, berechtigt. 

197 1  können wir leider den traurigen 
Rekord feststellen, daß rund 30.000 Menschen 
aus dem ländlichen Raum abgewandert sind. 
Halten Sie diese Entwicklung für richtig? Oder 
wäre es nicht richtiger, auf Grund dieser Ent­
wicklung zu prüfen, ob nicht gerade die Ein­
kommensseite unsere Bauern zur Abwande­
rung zwingt, während wir auf der anderen 
Seite auch durch Aussendungen immer wieder 
versuchen, Menschen zu finden, die im länd­
lichen Raum initiativ werden, um die Umwelt 
zu schützen, um auch in dem Zusammenhang 
eine Pflicht gegenüber den Staatsbürgern zu 
erfüllen? 

Meine sehr Verehrtenl Ich darf weiters kurz 
auf eines Bezug nehmen. Kürzlich hat zu den 
Steuererhöhungen, gerade zur Mehrwert­
steuer, beispielsweise die Freiheitliche Partei 
erklärt, sie habe 49,S Prozent vertreten. Ich 
kann mir vorstellen, daß der Parteiobmann 
der Freiheitlichen Partei von 5 Prozent spre­
chen könnte. Aber von 49,5 Prozent zu 
sprechen, glaube ich, steht auch der Freiheit­
lichen Partei nicht zu. Denn die österreichi­
sillen Bauern werden sich gerade auf Grund 
der gemeinsamen Entscheidung, die die FPO 
mit dieser roten Regierung getätigt hat, 
"freuen", welche Belastungen sie zu über­
nehmen haben. (Zwischenruf des Abg. M e 1-
t e  r.) Es ist uns wohl bis zur Stunde noch 
nicht der Preis bekannt, den eventuell die 
Freiheitliche Partei durch die Partnerschaft bei 

Ich bringe einen weiteren Vergleich: 1 966 der Mehrwertsteuer in der weiteren Folge 
kostete ein Traktor - ich spreche von einer bekommt. Aber von 49,S Prozent zu sprechen, 
mittleren Type mit 40 bis 50 PS - zwischen steht der Freiheitlichen Partei nicht zu, weil 
70.000 und 80.000 Sj 1972 dieselbe Type letzten Endes diese Mehrwertsteuer auch die 
100.000 bis 1 30.000 S. Eine gewaltige Mehr- österreichischen Bauern sehr schmerzlich trifft. 
belastung, die auf Grund dieser Preisentwick- Ich bin schon neugierig, wenn sie am 1 .  Jänner 
lung eingetreten ist. Eine ähnliche Situation 1973 wirksam wird, wie wieder die Kunst­
werden Sie bei Mähdreschern vorfinden. Darf düngerpreise steigen werden, wie durch 
ich nur noch ein sehr eklatantes Beispiel an- zweierlei Abgaben von 8 und 1 6  Prozent die 
führen: ein Pflugeisen für einen Traktor Wettbewerbsfähigkeit . . .  (Abg. Dr. T u  1 1: 
kostete 1970 1 30 S, 1972 230 S. Ich bin neugierig, wann Sie zum GehaItsgesetz 
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Fachleutner 
reden!) Das hat sehr viel damit zu tun, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, weil die 
österreicb.ische Bauernschaft jederzeit zum 
öffentlichen Dienst, zu den Arbeitnehmern 
eine positive Haltung eingenommen hat l (Bei� 
fall bei der OVP.) Wir sind daher der Mei� 
nung, daß das Unbehagen unserer Menschen 
- wir sind überzeugt, wenn schon Sie nicht 
begeistert werden können, so doch zumin� 
dest die Offentlichkeit, die Unselbständigen 
dieses Staates -, daß dieses Unbehagen, das 
in der Bauernschaft deutlich vorliegt, ausge� 
räumt werden muß. Das ist der Grund, warum 
ich mich zum Wort gemeldet habe. (Beifall 
bei der OVP. - Zwischenrufe bei SPO und 
FPO.) 

erzogen werden könnten, die letzten Endes 
sicher nicht in unsere Gesellschaftsordnung, 
in die Demokratie, die wir verteidigen, passen. 
Die Bauernbundführung und die Osterreichi­
srne Volkspartei - das sage ich Ihnen ganz 
offen - verfolgt in den nächsten Tagen und 
Wochen die Richtung, wenn es nicht möglich 
ist, unseren Preiswünschen, unseren Preis­
anträgen entgegenzukommen, daraus auch die 
Konsequenzen zu ziehen. Und das kann nicht 
im Interesse einer florierenden Demokratie in 
unserem Lande gelegen sein. Aus diesen 
Gründen bitte ich Sie, unseren Preisanträgen, 
unseren Wünschen gerechter entgegenzu­
kommen. 

Ich darf abschließend noch sagen, daß wir 
uns über die heutigen Verbesserungen, die 
der öffentliche Dienst erreicht hat, freuen, daß 
wir von bäuerlicher Seite uns auch in Zukunft 
mit in Notlage befindenden Unselbständigen 
solidarisch erklären werden. (Beifall bei der 
OVP.) 

Wenn Sie glauben, daß, wie der Herr 
Finanzminister auf dem Städtetag in Graz 
erklärt hat, aus der gesetzlichen Möglichkeit 
der Anhebung der Grundsteuer von 400 auf 
500 Prozent keine Belastungen für den Grund� 
besitzer entstehen werden, dann überlasse ich 
Ihnen das zur Uberprüfung. Präsident Probst: Der nächste Redner ist 

Wir sind der Meinung, daß wir uns auf der Herr Abgeordnete Stohs. 

Grund dieser Entwicklungsphase mit Recht in 
Sorge befinden. 

Der Bundeskanzler hat zweimal in Regie� 
rungserklärungen den Kampf gegen die Armut 
angesagt. Wir müssen leider feststellen, daß 
es nur bei einer Aussage geblieben ist, denn 
der Auslaugungsprozeß, unter dem heute die 
österreichischen Bauern leiden, ist nicht der 
Kampf gegen die Armut. Durch die Unter� 
lassung von Maßnahmen im Interesse armer 
Menschen und überhaupt im ländlichen Raum 
wird die Armut nicht vermindert, sondern 
noch vermehrt werden. Das hat, wie ich bereits 
gesagt habe, in der Flucht von 30.000 Men­
schen aus dem ländlichen Raum seinen Nieder­
schlag gefunden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich glaube, man kann nicht immer von Trans­
parenz und von mehr Demokratie sprechen 
und gerade in Kernfragen, die Teile der Be­
völkerung betreffen, letzten Endes Maßnah­
men oder Verbesserungsvorschläge oder Ge­
setze, die im Interesse dieser Menschen 
liegen würden, unterlassen. 

Wenn man sich nicht rasch mit diesen An­
liegen befaßt - ich appelliere daher von 
dieser Stelle aus auch an den öffentlichen 
Dienst, an die Unselbständigen dieses Landes ; 
ein Großteil davon ist sich j a  der Situation 
bewußt, in welcher sich die österreichische 
Landwirtschaft befindet -, dann könnte bei 
Nichterfüllung solcher Wünsche auch die 
Demokratie einer Gefährdung unterliegen, 
und zwar deshalb, weil die in Not geratenen 
Menschen zu Anarchisten, zu Revolutionären 

Abgeordneter Stohs (OVP) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Die vorliegenden sechs Gesetzes­
vorlagen sind für die öffentlich Bediensteten 
Osterreichs von größter Bedeutung, nicht nur 
für die Bundesbediensteten, sondern auch für 
die Bediensteten der Länder und Gemeinden, 
da ja nach bisheriger Ubung doch anzu­
nehmen ist, daß dort die Besserstellungen, 
die heute mit diesen Gesetzen beschlossen 
werden, ebenfalls zur Anwendung kommen 
werden. 

Darüber hinaus können wir feststellen, daß 
es in verschiedenen Ländern und Gemeinden 
Wegbereiter gegeben hat, denen es auch zu 
verdanken ist, daß diese Gesetzesvorlagen 
nun endlich zustandegekommen sind. Wir wis� 
sen, daß wir sehr lange verhandeln mußten 
und daß es sehr viel Arbeit bedurfte, bis es 
zu diesen Vorlagen gekommen ist. Verschie­
dene Vorredner aller drei Fraktionen haben 
darauf verwiesen ; ich möchte das nicht wieder­
holen. Ich möchte aber doch auf einige Dinge 
hinweisen ; einmal auf die Wertsidlerung. 

Es ist einige Male schon betont worden, 
welche Bedeutung die Wertsicherung für uns 
öffentlich Bedienstete hat. 

Ich möchte nicht überheblich sein, aber dank 
der Beziehungen, die ich zu Kollegen in der 
Schweiz habe, war ich immer wieder veran­
laßt, seit dem Jahre 1963 an den Finanz­
minister das Ersuchen zu stellen, er möge 
doch einmal überlegen, ob man nirnt für den 
öffentlichen Dienst dieselbe Regelung oder 
eine ähnliche Regelung treffen könnte, wie sie 
in der Schweiz durch die Wertsicherung ge-
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Stahs 
handhabt wird. Es war Finanzminister Doktor Fällen auch nur einen 1 3. Monatsbezug. Aber 
Schmitz, der bei den Gehaltsverhandlungen wenn wir diese Vergleiche ansehen, so können 
im Jahre 1966/61 dem Verhandlungsausschuß wir feststellen, daß die Bezüge noch einer 
der vier Gewerkschaften des öffentlichen sehr starken Nachhilfe bedürfen. 
Dienstes das Angebot gemacht hat, in Ver­
bindung mit einer längerjährigen Gehalts­
regelung. Ich kann sagen, daß wir damals 
Finanzminister Dr. Schmitz sehr dankbar 
waren, daß er endlich diesen Weg beschritten 
hat. Wir konnten feststellen, daß auch sein 
Nachfolger Finanzminister Professor Doktor 
Koren dieser Frage aufgeschlossen gegenüber­
gestanden ist. Als das Abkommen abgelaufen 
war und es zu neuen Verhandlungen mit 
der jetzigen Bundesregierung kam, mußten 
wir feststellen, daß Finanzminister Doktor 

Konkret: Eine weibliche Angestellte bei 
einer Schweizer Gemeinde mit 5000 Einwoh­
nern erhält beim Eintritt in den Gemeinde­
dienst einen Monatsbezug von 6550 S. So war 
es am 1 .  Jänner 1910, als ich das letzte Mal 
diese Feststellung getroffen habe. Ihr wurden 
gleich die Vorrückungen zugesichert. Sie er­
hält bis zum 1 .  Jänner 1911 Vorrückungen 
von 350 S pro Jahr. Das ergibt dann einen 
Monatsbezug von 9000 S, also ein Plus von 
2450 S. 

Androsch mit dieser Wertsicherung und mit Und nun ein Vergleich mit einer österreichi­
dieser langjährigen Gehaltsregelung keine schen Gemeindebediensteten oder Bundes­
Freude hatte, ja daß er diese Wertsicherung bediensteten in diesem Lebensalter. Wenn sie 
als problematisch bezeichnete. Aber dank der bei uns eintritt, so erhält sie jetzt ab 1 .  Juli 
Geschlossenheit aller Fraktionen, die im Ver- 1 972, also bereits unter Berücksichtigung 
handlungsausschuß vertreten sind, konnten dieser Bezugserhöhung, 3 1 64 S. Sie erhält am 
wir doch erreichen, daß auch der Finanz- 1 .  Jänner 1917 3689 S - eine Steigerung von 
minister und die jetzige Bundesregierung eine 525 S gegenüber der Schweizer Kollegin, die 
Gehaltsregelung im ähnlichen Ausmaß billig- 2450 S mehr erhält. 
ten, wie es vorher der Fall war. 

Als wir bei der letzten Verhandlung mit 
den Vertretern der Bundesregierung meinten, 
ob es nicht möglich wäre, die Vorleistung 
etwas besserzustellen, als sie derzeit mit 
2,5 Prozent festgelegt ist - nur in diesem 
Jahr wird sie uns ausnahmsweise im Juli 
mit 3,5 Prozent zugute kommen, erhöht auf 
Grund der enormen Teuerung, die wir zu 
verzeichnen haben -, mußten wir bedauer­
licherweise vorn Herrn Finanzminister und 
vorn Herrn Bundeskanzler hören, daß wir eine 
Änderung haben könnten, daß wir dann aber 
das Abkommen als aufgekündigt betrachten 
müßten. Ich möchte die Kollegen der sozialisti­
schen Fraktion fragen, was sie gesagt hätten, 
wenn ihnen seinerzeit Bundeskanzler Doktor 
Klaus oder Finanzminister Dr. Koren diese 
Antwort gegeben hätten. 

Wir können feststellen, daß die Bezüge mit 
dieser Gehaltsregelung eine Verbesserung er­
fahren, daß insbesondere die Nebenbezüge 
eine wesentliche Verbesserung erfahren und 
daß es notwendig ist, daß es zu dieser Ver­
besserung kommt. 

Ein anderer Vergleich: Ein qualifizierter 
Gemeindeangestellter, der in dieser Gemeinde 
Grundbuchsführer ist, also mit einem Maturan­
ten bei uns ungefähr gleichzuhalten ist, und 
eine Dienstprüfung abgelegt haben muß, er­
hält in der Schweiz am 1 .  Jänner 1970 einen 
Anfangsbezug von 1 2.300 S. Für 1 .  Jänner 
1 914 sind ihm bereits 1 4.500 S zugesichert, 
also eine Steigerung von 2200 S. Der Matu­
rant bei uns erhält jetzt mit 1 .  Juli 1912 einen 
Anfangsbezug von 4260 S. In vier Jahren hat 
er 4720 S, also ein Plus von 460 S. 

Ich möchte das nur deshalb gesagt haben, 
damit alle, die gesamte Bevölkerung einsieht, 
wie notwendig es ist, daß bei uns im öffent­
lichen Dienst diesbezüglich Verbesserungen 
eintreten, wenn wir ein Interesse daran 
haben, daß wir eine geordnete Verwaltung 
in Bund, Ländern und Gemeinden haben. 

Wenn wir den Vergleich mit der Privat­
wirtschaft in unserem Land anstellen, so kön­
nen wir auch feststellen, daß wir hier noch 
sehr stark nachhinken. Nehmen wir einen 
Facharbeiter in Vorarlberg, so können wir 

Ich möchte nur einen ganz kurzen Vergleich feststellen, daß er heute einen Stundenlohn 
anstellen mit den Bezügen, die die Beamten, von 32 bis 55 S hat. Das ergibt einen Monats­
Angestellten und Arbeiter im öffentlichen bezug von 5100 S bis 9900 S. Wenn wir das 
Dienst in der benachbarten Schweiz oder in mit unseren Bezügen vergleichen, die ich vor­
Deutschland haben. Wir können feststellen, hin angeführt habe, so werden Sie sehen, 
daß in der Schweiz die Bezüge im öffentlichen daß wir im öffentlichen Dienst trotz dieser 
Dienst heute noch um 280 bis 300 Prozent Verbesserungen noch sehr stark nachhinken. 
höher sind als bei uns. Allerdings müssen Wir wissen aber, daß es nicht möglich ist, 
wir zugeben, daß es in der Schweiz keinen von heute auf morgen diese Verbesserungen 
1 4. Monatsbezug gibt, j a  in den seltensten durchzuführen, sondern daß es nur sukzessive 
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durchgeführt werden kann. Wir wissen, daß 
wir in den vergangenen zehn Jahren sehr 
viele Verbesserungen durchgesetzt haben. 

Wenn mein Kollege Robert Weisz hier auf 
den heutigen Finanzminister und auf die der­
zeitige Regierung ein besonderes Lob gesun­
gen hat, so erlaube ich mir doch auch auf 
etwas hinzuweisen, was nicht so des beson­
deren Lobes würdig ist, nämlich auf die Ein­
stellung der Bundesregierung zu dem verab­
schiedeten Vorarlberger Landes- und Ge­
meindebedienstetengesetz. Dieses Gesetz 
wurde am 27. Oktober 1 97 1  mit den Stimmen 
. aller Abgeordneten im Vorarlberger Landtag 
verabschiedet und sah vor, daß die Landes­
regierung die Möglichkeit hat, den Landes­
und Gemeindebediensteten im Verordnungs­
wege Angleichungszulagen zu gewähren, da­
mit es eben sowohl dem Land als auch den 
Gemeinden möglich ist, auch Nachwuchs­
personal zu bekommen. Gegen diese Bestim­
mung hat die Bundesregierung Einspruch er­
hoben und uns als Christkind diesen Ein­
spruch zukommen lassen. 

Am 18 .  Februar 1 972 fand dann bei der 
Bundesregierung die Beratung und Verhand­
lung statt, bei der auch die Vertreter des 
Verhandlungsausschusses der vier Gewerk­

Un nun möchte ich zum Abschluß nur hoffen, 
daß diese einsichtsvolle Haltung sowohl bei 
der Bundesregierung und insbesondere beim 
Finanzminister auch in Zukunft besteht, damit 
wir weitere Verbesserungen erreichen können, 
die wir dringendst brauchen im Interesse einer 
funktionierenden Verwaltung im öffentlichen 
Dienst. 

Bezüglich der Verwaltungsreform, die ja  
hier auch angeschnitten wurde, möchte ich 
noch einmal mit ganz besonderer Betonung 
darauf verweisen, daß sich die Bundesregie­
rung ernsthaft mit dem Gedanken befassen 
möge, die Beamten des Rechnungshofes damit 
zu betrauen, diese Verwaltungsreform erfolg� 
reicher durchzuführen, als es bisher durch die 
Kommission geschieht. Denn nur dann, wenn 
auch eine entsprechende Verwaltungsreform 
positive Erfolge zeitigt, wird es im Interesse 
der öffentlich Bediensteten möglich sein, 
unsere Bezüge und die dienstrechtlichen Be­
stimmungen weiterhin zu verbessern. 

In diesem Sinn begrüßen wir die Vorlagen, 
die heute zur Verabschiedung kommen - im 
Interesse der Bediensteten des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden und zum Wohle 
unseres Vaterlandes Osterreich. (Beifall bei 
der OVP.) 

schaften des öffentlichen Dienstes anwesend Präsident Probst: Der nächste Redner ist 

waren und uns die Unterstützung zuteil wer- der Herr Abgeordnete Dr. Kaufmann. Er hat 

den ließen, sodaß dieser Streit erfolgreich zu- das Wort. 

gunsten der Gemeindebediensteten und Abgeordneter Dr. Kaufmann (OVP) : Herr 
Landesbediensteten beendet werden konnte. Präsident ! Hohes Haus ! Wir werden heute 
Die "Angleichungszulage" wurde in eine "be­
sondere Zulage" umgewandelt, sodaß nun­
mehr die Möglichkeit besteht, diese Zulage 
zu gewähren. 

Ich freue mich, daß sich der Herr Finanz­
minister so rasch. in seiner Einstellung ge­
wandelt hat, indem wir heute doch sagen 
können, daß wir bei der Verwaltungsdienst­
zulage so etwas Ähnliches haben, wie diese 
Angleichungszulage vorgesehen hat. Diese 
Verwaltungsdienstzulage bringt den Beamten, 
die darauf Anspruch erheben können, eine 
wesentliche Verbesserung. Aber nicht schön 
war es jedenfalls vom Herrn Finanzminister 
damals bei diesen Beratungen, daß er den 
Vertretern der Vorarlberger Landesregierung, 
die uns in dieser Forderung tatkräftigst unter­
stützt haben, gedroht hat, er werde sich diese 
Dinge merken bei den Beratungen über den 
Finanzausgleich. So kann es auch aussehen 
bei einer sozialistischen Bundesregierung! Ich 
glaube, die sozialistischen Kollegen hätten es 
mit Sturm und Entrüstung zur Kenntnis ge­
nommen, wenn dies ein Bundeskanzler oder 
ein Finanzminister der OVP gesagt hätte. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

die 1 .  Novelle zur Kunsthochschul-Dienst­
ordnung beschließen, eine Novelle, die die 
Angleichung der Bezüge von Vertragslehrern 
und Lehrbeauftragten an den Kunsthoch­
schulen mit 1 .  Juli bringt. Die Vorlage war 
somit dringlich. Vlir begrüßen die in ihr ent­
haltenen Regelungen, und meine Fraktion 
wird daher auch dieser Vorlage die Zustim­
mung geben. Ich möchte die Gelegenheit aber 
doch dazu benützen, hier einige Anmerkungen 
zu machen, die mir wesentlich erscheinen. 

Die Vorgänge um die Kunsthochschul­
Dienstordnung entsprechen nicht unseren 
Vorstellungen, wie man Gesetze vorbereiten 
und machen soll. Erst vor wenigen Monaten, 
am 15. Februar, haben wir eine Dienstordnung 
für Vertragslehrer und Lehrbeauftragte an den 
Kunsthochschulen beschlossen. Die Vorlage 
hat aber nicht den Beifall der Rektoren der 
vier Kunsthochschulen gefunden. Die Begrün­
dung der Rektoren dafür : Die Vorlage sei 
ohne entsprechende Vorberatung mit den 
Hochschulen dem Hohen Haus vorgelegt wor­
den. Es habe auch kein Begutachtungsver­
fahren gegeben. Die Formulierungen dieser 
Vorlagen werden von den Rektoren wörtlich 
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als weitgehend unzureichend bezeichnet. Zu- Gesetz kommen und daß nicht Stückwerk 
mindest würden dadurch die organisatorischen bleibt, was eigentlich heute schon nicht mehr 
Verwaltungen statt erleichtert erschwert wer- Stückwerk sein dürfte. (Beifall bei der tJVP.) 
den. ' 

Aber selbst diese Vorlage war verspätet 
zustande gekommen, wie meine Kollegin 
Johanna Bayer in der Debatte am 15. Februar 
in diesem Hohen Haus ausgeführt hat; ich 
darf das wiederholen. Obwohl seit dem 
21 . Jänner 1 970 bekannt war, daß für die 
Dienstordnung der Vertragslehrer und Lehr­
beauftragten an den Kunsthochschulen mit 
1 .  August 1 970 ein gesetzloser Zustand ein­
treten würde, hat man sich fast zwei Jahre 
Zeit gelassen, diesen Zustand zu ändern, um 
dann eine unvollkommene Vorlage vorzu­
legen. Dafür sollte dieses Gesetz dann rück­
wirkend mit 1 .  August 1970 in Kraft treten. -
Wie gesagt : Das Ergebnis war für die Kunst­
hochschulen noch dazu unbefriedigend. Und 
jetzt , meine sehr geehrten Damen und Herren, 
halten wir wenige Monate später bereits bei 
der 1 .  Novelle. Die Wünsche der Kunsthoch­
schulen sind noch immer nicht erfüllt - schön ! 

Da die Vorlage eine Neuregelung der Be­
züge vornimmt und noch dazu dringlich war, 
konnten und wollten wir diese Vorlage nicht 
durch die Behandlung des gesamten Problem­
kreises blockieren. Es steht aber außer 
Zweifel -- das wäre hier neuerlich zu 
urgieren -, daß möglichst bald eine weitere 
Novelle dem Hohen Hause vorgelegt wird, 
die alle übrigen und alle offenen Fragen end­
gültig regelt. Die Frau Bundesminister hat 
im Ausschuß dankenswerterweise die mög­
lichst baldige Vorlage einer solchen Novelle 
zugesagt. Ich habe das zur Kenntnis genom­
men. Es wäre aber weiters noch die Forde­
rung anzumelden, daß diese Novelle gemein­
sam mit den Kunsthochschulen erarbeitet und 
den Kunsthochschulen zur Begutachtung vor­
gelegt wird. 

Ich erinnere hier nur an 'einige Forderungen 
der Kunsthochschulen, so zum Beispiel, daß 
auch für Vertragslehrer an den Kunsthoch­
schulen normale Vertragsbedienstetenverhält­
nisse geIten sollen. Oder eine weitere Forde­
rung: Die Lehraufträge sollen bezüglich der 
Remunerationen den wissenschaftlichen Hoch­
schulen analog gestellt werden, wie das be­
reits an der Akademie der bildenden Künste 
der Fall ist. 

Idl hoffe also - damit bin idl schon am 
Schluß -, daß dieser ersten Novelle bald 
eine zweite folg,en wird, die dann den gesam­
ten Fragenkomplex bereinigt und zur Zufrie­
denheit aller Betroffenen löst. Ich hoffe auch, 
daß wir dann nach einer so langen Zeit zu 
einem wirklich durchdachten und umfassenden 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
\Nünsdü einer der Herren Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung, 
die ich über jeden deT 10 Gesetzentwürfe 
getrennt vornehme. 

Wir gelangen vorerst zur A b s t i m  m u n g 
über den Gesetzentwurf der Dienstpragmatik­
Novelle 1 972. 

Ich biltte jene Damen und Herren, die dem 
vorLiegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang lihre Zust1immung erteilen, s�ch von 
den Sitzen zu erheben. - Ich danke, das ist 
einstimmig. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand 
wird nicht erhoben. Ich bitte jene Damen und 
Herren, die dem vodiegenden Gesetzentwurf 
auch 'in dflitter Lesung lihre Zustimmung er­
teilen, s,ich von den Sitzen zu erheben. 
Danke, das ist ebenfalls e i n s t ,i m m i g in 
dritter Lesung a n  g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen zur A b  s t i m  m u n  g über 
den Entwurf der 24. und 26. Gehaltsgesetz­
Novelle. 

Ich bitte jene Damen und Herflen, die dem 
vodiegenden Gesetzentwurf samt 1iitel und 
Eingang 'ihre ZustJimmung erteilen, Isich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke, das ist ein­
stimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand 
wird IlJicht erhoben. Ich bitte jene Damen und 
Herren, düe dem vorliegenden Gesetzentwurf 
auch 'in dflitter Lesung lihre Zustimmung er­
teilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke, das ist ebenfalls e i n  s t i m  m i g 
a n g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur A b  s t i m­
m u n g über den Entwurf der 20. und 2 1 .  Ver­
trags bedienstetengesetz-Novelle. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang 'ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu 'erheben. - Danke, einstimmig 
erfolgt. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vomahme der dritten Lesung. - Einwand 
wiId nicht erhoben. Ich hitte jene Damen und 
Herren, die dem vorliegenden Gesetzentwurf 
auch in dritter Lesung lihre Zustimmung er-
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Präsident Probst 
teilen, sich von den Sitzen zu erheben. - mung geben, sich von den Sitzen zu erheben. 
Danke. Der Gesetzentwurf ist auch lin dritter - Danke. Das 'ist e'instimmig angenommen. 
Lesung e i n s t i m  m i 9 a n g e n  0 m m e n .  

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i  m­
m u n g über den Gesetzentwurf der 4. No­
velle zur Bundesforste-Dienstordnung. 

Ich bitte jene Damen und Herrern, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zust:immung erteilen, sich von 
den S'itzen zu erheben. - Danke, �st ein­
stimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofort1ige 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand wird 
nicht erhoben. Ich bitte jene Damen und 
Herren, die dem Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke, list auch 
in dritter Lesung e ii n s t i m  m i g a n  g e-
n o  m m e  n. 

Ich lasse nunmehr über Artikel I Ziffer 4 
in der Fassung des Abänderungsantrages der 
Abgeordneten Dr. SchmLdt und Genossen ab­
stimmen und sodann, falls sich h'iefür keine 
Mehrhe'it findet, über Artikel I Ziffer 4 sowie 
die restl:ichen Teile des Gesetzentwurfes in 
der Fassung der Regierungsvorlage. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Artikel I Zäffer 4 in der Fassung des Abände­
rungsantrages des Abgeordneten Dr. Schmidt 
und Genossen zustimmen, S'ich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Ich lasse nunmehr über Artikel I Ziffer 4 
sowie die restlichen Teile des Gesetzentwurfes 
samt T'itel und Eingang in der Fassung der 
The91ierungsvorlage abstimmen und bitte jene 

Wir kommen zur A b s t li m m u n g über Damen und Herren, die hiezu ihre Zustim­
den Entwurf, mit dem das Dorotheums- mung erteilen, slich von den Sitzen zu er-
Bedienstetengesetz geändert wird. heben. - Das ist einstimmig erfolgt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Der Berüchterstatter beantragt die sofortige 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Tiitel und Vornahme der dritten Lesung. - Binwand 
Bingang ,ihre Zustimmung erteilen, sich von wrird nicht erhoben. 
den Sitzen zu erheben. - Danke, ist e�n-
stimmig angenommen. Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 

vorliegenden Gesetzentwurf auch lin dritter 
Der BeI1ichterstatter beantragt die sofortige Lesung ihre Zust1immung erteilen, sich von 

Vornahme der dritten Lesung. - Einwand den Sitzen zu erheben. - Danke. Auch in 
sehe ich keinen. Ich bitte Sie, s'ich von den dritter Lesung ist der Gesetzentwurf e i  n­
Sitzen zu erheben, wenn Sie auch 'in dritter s t Ii m m 'i g a n  g e n  0 m m e n. 
Lesung Ihre Zustlimmung erteilen wollen. -
Danke, ist auch in dritter Lesung e i n  s t i m- Wlir kommen zur A b s t i m  m u n g über 
m Ii g a n g e n  0 m m e n. den Gesetzentwurf der 1 .  Novelle zur Kunst-

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g über 
hochschul-Dienstordnung. 

den Entwurf der 9. Novelle zum Hochschul- Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
asS'istentengelsetz, und ich bitte Sie, sich von vorliegenden Gesetzentwurf samt 1iitel und 
den Sitzen zu erheben, wenn Sie dem Gesetz- Eingang ihre Zustimmung ertelilen, sich von 
entwurf samt THel und Hingang Ihre Zu- den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
stimmung erteiilen wollen. - Danke, einstim- einstimmig. 
mig arngenommen. 

Der Bellichterstatter beantragt die sofortige 
Der Berichterstatter beantragt die sofortige Vornahme der dritten Lesung. - Einwand wird 

Vornahme der dritten Lesung. - Einwand wird nicht erhoben. 
nicht erhoben. Ich bitte Sie, wenn S1e :in 
d:rl.itter Lesung e'insNmmig dafür sind, sich 
von den Sitzen zu 'erheben (Heiterkeit). Sie 
sind e i n  s t d m  m i g dafür. - Bine kleine 
Abwechslung muß ich e,intreten lassen. 

Wir gelangen zur A b is t li m m u n g über 
den Entwurf der 3. Pensionsgesetz-Novelle. 

Zu Artikel I Ziffer 4 l'iegt e!in Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Schmidt vor. 
Ich lasse daher getrennt abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Artikel I bis einschließlich Ziffer 3 in der 
Fassung der Regierungsvorlage lihre Zustim-

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch lin dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Ebenfalls 
in dritter Lesung e i n !s t li m m 'i g a n g  e-
n o m m e n. 

Wir kommen zur A b s t ,i m m u n g über 
den Entwurf, mit dem das Landeslehrer­
Dienstgesetz geändert wird. Ich biUe jene 
Damen und Herren, die dem vortiegenden 
Gesetzentwurf samt Titel und Eingang unter 
Berücksichtigung der im Ausschußbericht an­
geführten DruckfehlerbeI1icht!igung ihre Zu-
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Präsident Probst 

stimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Danke. Das jst ednstimmdg ange­
nommen. 

Der BeI1ichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand sehe 
ich keinen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die auch 
lin dritter Lesung lihre Zustimmung erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Der Gesetzentwurf ist auch lin dritter Lesung 
e li n s t i m  m � g a n g e n  0 m m e n. 

Wir kommen nunmehr zur A b  s t i m­
m u n g über den Entwurf, mit dem das 
Heeresgebührengesetz geändert wird. Es lie­
gen zwei Zusatzanträge der Abgeordneten 
Suppan und Genossen vor. Ich werde daher 
getrennt abstimmen lassen. 

Zu Artikel I bus ·einschHeßIrich Ziffer 6 § 6 
Abs. 4 erster Satz liegt kein Zusatzantrag 
vor. Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die diesem Teil des Gesetzentwurfes in der 
Fassung der Regierungsvorlage ihre Zustim­
mung erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. 
- Danke. Das ist einstimmig erfolgt. 

Es liegt nunmehr ein Zusatzantrag der Ab­
geordneten Suppan und Genossen auf Ein­
fügung eines Satzes nach dem ersten Satz 
des § 6 Abs. 4 im Artikel I Ziffer 7 vor. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Einwand wird 
nicht erhoben. Ich bitte j ene Damen und 
Herren, die dem vorliegenden Gesetzentwurf 
auch in dritter Lesung ihre Zustimmung er­
teilen, sich von den Sitzen zu ,erheben. -
Danke. Der Gesetzentwurf ist auch in dritter 
Lesung e i n  s t i m  m i g a n  g e n  0 m m e n. 

15. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Antrag 36/ A (11-801 der 
Beilagen) der Abgeordneten Erich Hofstetter 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz 
über die Ermäßigung der Einkommensteuer 
(Lohnsteuer) für das Kalenderjahr 1972 und 

über den Antrag 40/A (11-829 der Beilagen) 
der Abgeordneten Dr. Koren und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz zur teiIweisen 
Abgeltung der durch die Geldwertverdünnung 
hervorgerufenen Progressionsverschärfung bei 
der Einkommensteuer (Lohnsteuer) (374 der 

Beilagen) 

16. Punkt : Berimt des Finanz- und Budget­
aussmusses über den Antrag 24/ A (11-524 der 
Beilagen) der Abgeordneten Dr. Scrinzi und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Einkommensteuergesetz 1967 neuer-

lich abgeändert wird (375 der Beilagen) 
Ich bitte j ene Damen und Herren, die dieser .. . . 

Einfügung ihre Zustimmung geben, sich von i Prasident Probst: WIr gelan�en n�me�r 

den Sitzen zu erheben. _ Danke. Das ist zu den Punkten 15 un� 1 6, ube�. 
dIe 

.
dle 

die Minderheit. Abgelehnt. Debatte ebenfalls unter emem abgefuhrt wIrd. 

Wir kommen zur Abstimmung über die 
restlichen Teile der Ziffer 7 des Artikels I 
sowie die Ziffern 8 bis einschließlich 12. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Teil des G esetzentwurfes in der Fassung der 
Regierungsvorlage ihre Zustimmung erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Das ist einstimmig. 

Es liegt nun ein Zusatzantrag der Abge­
ordneten Suppan und Genossen vor auf Ein­
fügung einer neuen Ziffer 1 3  im Artikel 1. 

Es sind dies: 

Bericht des Finanz- und Budgetaussmusses 
über den Antrag 361 A der Abgeordneten Erich 
Hofstetter und Genossen betreffend ein Bun­
desgesetz über die Ermäßigung der Einkom­
mensteuer (Lohnsteuer) für das Kalenderjahr 
1972 und 

über den Antrag 40/ A der Abgeordneten 
Dr. Koren und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz zur teilweisen Abgeltung der 
durch die Geldwertverdünnung hervorgerufe­
nen Progressionsverschärfung bei der Ein-

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem kommensteuer (Lohnsteuer) und 
Zusat:antrag ihre Zustimmung geben, si� v�n Bericht des Finanz- und Budgetausschuss,es 
de

.
n SItze� zu erheben. - Danke. Das 1st dIe I über den Antrag 24/ A der Abgeordneten 

MmderheIt. Abgelehnt. Dr. Serinzi und Genossen betreffend ein 
Wir kommen nunmehr zur Abstimmung Bundesgesetz, mit dem das Einkommensteuer­

über Artikel I Ziffer 13 in der Fassung des gesetz 1967 neuerlich abgeändert wird. 
Ausschußberichtes sowie über die restlichen 
Teile des Gesetzentwurfes, und ich bitte jene 
Damen und Herren, die diesem T�il des 
Gesetzentwurfes samt Titel und Eingang in 

Berichterstatter zu Punkt 1 5  ist der Herr 
Abgeordnete Jungwirth. Ich bitte ihn um 
seinen Bericht. 

der Fassung des Ausschußberichtes ihre Zu- Berichterstatter Jungwirth: Herr Präsident I 
stimmung erteilen, sich von den Sitzen zu Hohes Haus ! Im Namen des Finanzauschusses 
erheben. - Dan�e. Das ist einstimmig erfolgt. I berichte ich über den Antrag oder Abgeord-
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Jungwirth 

neten Eriich Hofstetter und Genossen betref- I Berichterstatter Dr. Tull: Hohes Haus ! Da 
fend ein Bundesgesetz über die Ermäßigung I Herr Abgeordneter Hietl, der im Finanz� und 
der Einkommensteuer (Lohnsteuer) für das Budgetausschuß freiwillig die Berichterstat� 
Kalenderjahr 1 972 (36/A) und 

I 
tung übernommen hat (Ruf bei der OVP: 

über den Antrag der Abgeordneten Doktor �eil Sie e� �bgelehn.t hab.ent), �unmehr nicht 
Koren und Genossen betreffend ein Bundes- 1m Hause liS t,  muß ,Ich ehe Berlchterstattung 
gesetz zur teilweilsen Abgeltung der durch an Stelle des Herrn Abgeordneten Hietl über-

nehmen. Der Wortlaut des Bel1ichtes ist fol-die Geldwertverdünnung hervorgerufenen 
Progressionsverschärfung bei der E'inkommen- gender:  
steuer (Lohnsteuer) (40/A). Am 14. März 1 972 haben die Abgeordneten 

Die gegenständlichen Initiativanträge, die 
beide eine Ermäßigung der Einkommensteuer 
beziehungsweise Lohnsteuer für das Kalender­
j ahr 1 972 zum Inhalt haben, wurden am 10. Mai 
1972 im Nationalrat eingebracht und dem 
Finanz- und Budgetausschuß zur Vorberatung 
zugewiesen. 

Der Finanz� und Budgetausschuß hat diese 
Anträge in seiner Sitzung am 7. Juni 1 972 in 
Verhandlung genommen. Als Berichterstatter 
über den Initiativantrag 36/ A fungierte Abge­
ordneter Jungwirth und über den Initiativ­
antrag 40/ A Abgeordneter Suppan. Auf Antrag 
des Abgeordneten Lanc wurde der Spezial� 
debatte der Initiativantrag 36/ A der Abgeord­
neten Erich Hofstetter und Genossen zugrunde 
gelegt. 

An der ausführlichen Debatte beteiligten 
sich die Abgeordneten Dr. Koren, Sandmeier, 
Dr. Broesigke, Erich Hofstetter, Dipl.-Ing. Dok­
tor Zittmayr, DDr. Neuner, Dr. Keimei, Doktor 
Marga Hubinek, Lanc und Suppan sowie der 
Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch. 
Vom Abgeordneten Dr. Koren wurde ein Ab­
änderungsantrag eingebracht. 

Bei der Abstimmung wurde der im Initiativ­
antrag 36/ A enthaltene Gesetzentwurf einstim� 
mig angenommen. Hingegen fand der weiter­
gehende Antrag des Abgeordneten Dr. Koren 
keine Mehrheit. 

Dr. Scrinzi, Dr. Broes'igke, MeißI, Dr. Stix 
und Genossen den gegenständlichen InitJiativ� 
antrag, der sodann dem F'inanz� und Budget­
ausschuß zur Vorberatung zugewiesen wurde, 
lim Nat,ionalrat eingebracht und im wesent· 
lichen wie folgt begründet: 

"Durch den vorlliegenden Antrag sollen die 
Zuschläge für Sonn�, Feiertags- und Nacht­
arbeit bei den in der Krankenversicherung 
tätigen freiberuflichen Ärzten j ener Regelung 
angepaßt werden, die für die lin den Spitälern 
unselbständig tätigen Ärzte g:ilt ; mithin 
steuerfrei gestellt werden. "  

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Antrag in seiner Sitzung am 7. Juni 1972 
der Vorberatung unterzogen. 

An der Debatte beteHigten sich die Abge­
ordneten Dr. Broesigke, Dr. Ha!ider, DDr. Neu­
ner und Mühlbacher sowie der Bundesminister 
für Flinanzen Dr. Androsch. 

Bei der AbsHmmung fand der im InitJiativ� 
antrag 24/ A enthaltene Gesetzentwurf nicht 
die Mehrheit des Ausschusses.  

Zum Berichterstatter für das Haus wurde 
der Abgeordnete Hietl gewählt. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit den A n­
t r a g, der Nationalrat wolle diesen Bericht 
zur Kenntnis nehmen. 

Präsident Probst: Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 
Ein Einwand wird nicht erhoben. Wir be­
ginnen mit der Debatte. 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Herr 
Gleichzeitig wurde ich ermächtigt, zu er- Abgeordnete Sandmeier. Er hat das Wort. 

suchen, falls Wortmeldungen vorliegen, 
General- und Spezialdebatte unter einem ab� Abgeordneter Sandmeier (OVP) : Herr Präsi-

Als Ergebnis seiner B eratung stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit den A n� 
t r a g, der Nationalrat wolle dem dem Aus­
schußbericht angeschlossenen Gesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

dent! Hohes Haus ! Zur Diskussion Isteht heute 
ein Antrag der soziallistIischen Abgeordneten zuführen. 

Präsident Probst: Berichterstatter zu Hofstetter und Genossen, der die Ermäßtigung 
Punkt 1 6  ist der Herr Abgeordnete Hietl. Ich der Einkommensteuer für 1972 betrifft. Sie 
bitte um seinen Bericht. (Abg. S u p p a n: Der haben soeben aus der Berichterstattung gehört, 
ist nicht anwesend!) Dann muß ich den Aus- daß auch die Osterreichisme Volkspartei einen 
schuß obmann, Herrn Abgeordneten Tull, e r- Antrag eingebracht hat, der sich ebenfaUs mit 
suchen : bitte den Bericht zu erstatten für den einer Steuersenkung für 1 972 befaßt hat. Die­
nicht anwesenden Abgeordneten Hietl. ser Antrag wurde ebenfalls lim Finanz- und 
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Budgetausschuß beraten, er wurde dort von 
der Mehrheit niedergestimmt. 

Mit dem gen auen Inhalt dieser Anträge 
werde ich mich im Laufe meiner Ausführun­
gen noch eingehend auseinandersetzen. Um 
die Problematik besser verstehen zu können, 
erscheint es mir notwendig, vorher e'inen kur­
zen Rückblick zu geben. 

Durch die Wirtschaftspollitik dieser Regie­
rung oder, be.sser gesagt, durch die Absenz 
dieser Regierung 'in der Wirtschaftspolitik 
haben slich 'in Osterreich Preis€ntwoicklungen 

ergeben, wie sie seit 20 Jahren nicht mehr 
festgestellt werden konnten. Setit 1 970 hat 
Osterreich eline sozialistische Regierung. Zu 
BegilIln der Regierungstätigkeit der Soz'iaHsten 
lagen die Preisst·eigerungen im Durchschnitt 
bei 3 Prozent im Jahr. Zwei Jahre Isozialistische 
WütschaftspolitJik haben genügt, um die Preis­
steigerungsrate um das Doppelte zu erhöhen, 
das Wirtschaftswachstum zurückgehen zu 
lassen und die weitere wirtschaftliche Ent­
wicklung mit großer Unsicherheit zu belasten. 

War halten heute bei 6 Prozent Preissteige­
rung und darüber. Besonders Leidtragende 
dieser Entwicklung waren und lSind unter 
anderem die alten Menschen. Ihr Preisindex 
war höher als der normale Durchschnittspreis­
index, und es ergab stich vielfach, daß diese 
alten Menschen trotz eliner nomilIlellen Erhö­
hung der Pension oder Rente am Jahresan­
{.ang wegen der Kaufkraftverdünnung des 
Schillings und wegen des limmer stärker wer­
denden Steuerdrucks ketine einz1ige Semmel 
m e h r  kaufen konnten als vorher. Ein realer 
Einkommenszuwachs ergab sich für die alt€n 
Menschen überhaupt nicht, und diese Regie­
rung, die 'immer behauptet, die Armut bekämp­
fen zu wollen, ,ist schuld dar an, daß unsere 
alten MHbürger am allgemeinen Wohlstand 
nicht teilhaben können. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Leidtragende dieser Entwicklung slind auch 
die vielen Hunderttausende kleinen Sparer, die 
ihre mühsam ersparten SchiUinge auf ein Spar­
buch eingelegt haben und dafür weit weniger 
Zinsen bekommen, als die Geldentwertung 
ausmacht. Der echte Verlust der Sparer auf 
Grund dieser Entwlicklung betrug lim Vorjahr 
mehr als 3 MiUiarden Schilling. 

Leidtragende der PreilSlentwicklung während 
der letzten zwei Jahre sind aber insbesondere 
auch die Familien. Sie spüren ja die Preis­
steigerung sooftmal, wie es Köpfe in der 
Familie gibt. 

steigerungsrate noch höher werden wird. Auf 
jeden Fall wird allein das morgen zu be­
schließende Gesetz über die Mehrwertsteuer 
einen PreisanstJieg in einer Höhe und Breite 
auslösen, der sicherlich zu 'e'inem Großteil ver­
me!idbar wäre, wenn wenigstens ein Teil der 
Vorschläge der Osterreichischen Volkspartei 
zu diesem Mehrwertsteuergesetz realisiert 

würde. 

Was früher allenthalben nur vermutet 
wurde, nämllich daß der soziaNls1Jischen Regi,e­
rung e1ine Preissteigerung gar IlIicht ungelegen 
käme, ist heute bereits zu einer Sicherheit ge­
worden. Die enorme Beschleunigung des Preis­
auftriebes begann also eindeutig mit InstaUie­
rung der sozialistischen Regierung. (Erneute 
Zustimmung bei der OVP.) 

Durch diese Prelisentwicklung wurde es not­
wendig, bei den Lohnverhandlungen eine 
immer größer werdende Quote zur Abdeckung 
der Preissteigerungen und der Geldwertver­
dünnung zu verlangen. Diese Preisentwicklung 
hat aber nicht nur di'e Kaufkraft vermindert, 
sondern auch noch e'inen zweiten, sehr unan­
genehmen Effekt mJit sich gebracht, nämlich 
den, daß der Telil der Lohnerhöhungen, der 
nur zur Abgeltung der Teuerungen gegeben 
wurde, ebenfalls voll und ganz der steuer­
lichen Progresslion unterworfen wurde, was 
sicherlich dem FlinanzID'inister viele zusätzliche 
Einnahmen gebracht hat. 

Besonders kraß war diese Entwicklung im 
Jahre 1 97 1 .  Es stellte sich gleich in der ersten 
Hälfte des Jahres 197 1  heraus, daß die am 
1 .  Jänner 1 97 1  beschlossene Lohn- und Ein­
kommensteuerreform völliig unzurelichend war. 
Wir haben damals bei der Behandlung dieser 
Gesetzesmaterie die Schwächen und Unzuläng­
l.iChkeiten aufgezeigt und an Hand von Bei­
spielen bewiesen. Wir haben aufgezeigt, daß 
trotz der Steuerreform zum 1 .  Jänner 197 1  
ein lediger Arbe'Ünehmer mJi t  einem Brutto­
monatsgehalt von 3500 S beli nur zehnprozen­
tiger Lohnerhöhung um 35,4 Prozent mehr 
Lohnsteuer bezahlen muß. Wir haben nach­
gewiesen, daß ein verheirateter Arbeitnehmer, 
der ein Kind hat und Alleinverdiener ,ist, bei 
einem Bruttomonatsgehalt von 5000 S bei einer 
zehnprozentJigen Lohnsteigerung um 38,6 Pro­
zent mehr Lohilisteuer bezahlen muß, trotz 
der St·euerreform zum 1 .  Jä'nner 197 1 .  Hat der­
selbe Arbeitnehmer mit demselben Bruttoge­
halt aber zwei Kinder, dann erhöht sich bei 
zehnprozentiger Lohnsteigerung die Lohn­
steuer sogar um 63,9 Prozent. 

Durch die Untätigkeit, Konzeptlosigkeit und Meine Damen und Herren ! Diese Beiispiel1e 
Hilflosigkeit dieser Regierung in Wlirtschaft- waren doch ein untrüglliches Zeichen dafür, 
lichen Fragen ist zu befürchten, daß dJie Preis- daß etwas bei dieser Steuerreform nicht 
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stimmt. Man konnte ddes auch an den enormen 
Steuereingängen, insbesondere bei der Lohn­
steuer 1 971 , bestätigt finden. 

VolklSpartei auf Steuersenkung eingebracht. 
Dieser Antrag wurde von der sozialistischen 
Parlamentsmehrheit nliedergestimmt. VöHig 
unbegreiflich f,anden Hunderttausende Arbeit­
nehmer, daß damals auch die 39 sozialiistischen 
Spitzengewerkschafter bier in diesem HaUise 
gegen die Steuersenkung stimmten, obwohl 
der Osterreichlische Gewerkschaftsbund vor 

Die Einnahmen aus der Lohnsteuer st'iegen 
trotz der Steuerreform zum 1 .  Jänner - 1 97 1  im 
Jahre 1 97 1  um 17 , 1  Prozent, die Effektivver­
'dienste erhöhten sich lin der Gesamtwirtschaft 
jedoch nur um 12 Prozent. 

den Wahlen vehement für eine Milderung 
Für 1 972 ergibt sich ein noch krasseres Mliß- der Einkommensteuerprogression mit Begiinn 

verhältnlis . Es werden nämlich heuer die Ein- des Jahres 1972 eingetreten war. 
nahmen aus der Lohnsteuer um mehr als 
25 Prozent, das sind etwas mehr als 4 M�lliar­
den Schilling, die Löhne und Gehälter jedoch 
nur um 1 1  Prozent Isteligen. 

Diese Zahlen bewelisen sehr anschaul>ich die 
Notwendigkeit einer M'ilderung des Progres­
sionsverlaufes der Lohn- und Einkommen­
steuer, da die durch die hohen Preissteligerun­
gen verursachten Lohnerhöhungen die Lohn­
steuerpflichtigen in Progress1ionsstufen hinein­
treliben, für die diese Progression niemals ge­
dacht war. 

Aus diesem Grunde hat die Osterre�chische 
Volksparte!i bereits im Jahre 197 1 sehr heft�g 
e:ine Steuerentlastung gefordert. Es sei gerech­
terweise erwähnt, daß damals auch der Ge­
werkschaftJsbund eine Progressionsmilderung 
verlangt hat, aber eben leider nur verlangt 
hat , sich 'in der Folge völlig in das Schlepptau 
des Finanzministers und der Regierung 
Kreisky nehmen Iließ und die Verzögerungs­
takbik des Finanzministers letztlich zur Kennt­
nis nahm. 

WÜ erinnern uns noch ganz genau an diese 
Zeit, in der wir sonst nichts hörten, als daß 
der Gewerkschaftsbund halt wieder einmal ein 
Gespräch mit dem Finanzminister gehabt hat, 
und das Ergebnis war immer wieder das 
gleime : Man hat einen neuen Termin für 
weitere Gespräche vereinbart. Sonst kam da­
mals aus diesen Gesprächen nichts heraus. 

Wohl hat der OGB auf seinem Kongreß 
im Oktober 1 97 1  beschlossen, eine Milderung 
der Lohnsteuerprogression zu fordern, weil 
wegen der linflatJionsbedingten Lohnsteigerung 
nur ein bescheidener Teil der jeweiligen Lohn­
erhöhung den Lohnbe�iehern zugute kommt. 
Die Reglilerung hat jedoch lim Herbst noch jede 
Änderung der Steuerprogression abgelehnt. 

Früher, meine Damen und Herren, nannte 
man die inflationsbedingten Mehreinnahmen 
aus der Lolmerhöhung die Ausbeutung des 
arbeitenden Volkes durch den Finanzminister. 
Aber die Zeiten und der Jargon haben stich 
geändert. 

Durch die Abstimmung im Parlament ist 
offenkundig geworden, daß dlie sozialiistJischen 
Gewerkschafter, nur um den Standpunkt der 
Regierung zu untenstützen, gegen die Inter­
essen der österl1e1ichischen Arbe1itnehmer ge­
handelt haben. (Abg. W i l l  e: Kollege Sand­
meier! Keine Unterstellungen!) 

Der Finanzminister . und die Regierung 
Kreiisky haben es immer wieder meisterhaft 
verstanden, das Problem einer Steuersenkung 
hinauszuzögern, und 'es list lihnen dies auch 
bis zum heutigen Tag gelungen. 

Die Taktik war offenslichtlich die, daß in 
Etappen Regierung und Gewerkschaft Ge­
Ispräche führten, um den Anschein zu erwecken, 
daß man ohnedies bemüht sei, lin dieser Frage 
etwas zu tun. 

Wenn seitens der OpposHlion eine Milde­
rung des Steuerdruckes V1erlangt wurde, dann 
brachte damals der Fiinanzminister immer zwei 
Argumente vor, warum an eine Steuersenkung 
nicht gedacht werden könnte : es wären erstens 
fiskalische, also budgelpoltitische Gründe, und 
zweitens wäre e�ne Änderung kurzfristig nicht 
aJdmlinistrierbar. Eine solche Änderung müßte 
von langer Hand vorbereitet werden. 

Nun zum ersten: Fiskalische Gründe. Auf 
gut deutsch, es sei kein Geld für Steuersen­
kungen im Budget vorhanden. Und hier list 
im Laufe des Jahres 1971 der Regierung tat­
sächlich eine Täuschung gelungen. Der Rech­
nungsabschluß 1971 beweist nämllich das 
Gegenteil. 

Meine Damen und Herren! Trotz der Ein­
kommen- und Lohnsteuerreform zum 1 .  Jänner 
197 1  wurde lim Jahre 197 1  nicht weniger an 
Lohn- und Einkommensteuer eingenommen 
� was unter Umständen zu erwarten gewesen 
wäre, wenn man Steuern nachläßt -, sondern 
die Eingänge an Lohn- und Einkommensteuer 
lim Jahre 197 1  waren um mehr als 3 Milliarden 
Schilling höher prälliminJiert. Das Geld für eine 
Steuersenkung wäre also tatsächlich vorhan­
den gewesen. 

Im Herbst des Jahres 1 91 1  wurde dann ein Zum zweiten, zum Argument, eine Reform 
ganz konkreter Antrag der OsterreU.chischen müsse von langer Hand vorbereitet werden: 
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Die Lösung, die heute hier angeboben wird, 
braucht vom System her überhaupt keine Vor­
bereitung. Dazu ist weder eine Änderung des 
Steuertarifs noch eine Änderung der Steuer­
tabellern notwendig. 

Für den UIl.lS vormegenden Lösungsvorschlag , 
der allerdings vom Standpunkt meiner Partei 
aus als unzulänglich und unsozial bezelichnet 
werden muß, list kaum eine administrative 
Vorbereritung notwendig. Eine Lösung ähn­
Picher Art hätten Sie schon 1 97 1  anbieten 
können. Allerdings hätte dies zur Vorausset­
zung gehabt, daß Ihnen und Ihrer Regierung 
tatsächlim daran gelegen wäre, die Steuerlast 
der Arbeitnehmer zu erleichtern, daß Sie nicht 
nur fiskalism, sondern auch sozial gedacht 
hätten. 

Ihnen standen 1971 tatsächlich große Mehr­
einnahmen zur Verfügung. Nun die Frage : 
vVas haben Sie mit d/iesen Mehreinnahmen 
gemacht? Sie haben sie zum Teil für iirgend­
welche Dinge ausgegeben, die Ihnen halt ge­
rade edngefallen sind, und Sie haben sie zum 
Teil - das sei zugegeben - zur Verringerung 
des Defizits verwendet. 

. 

Herr Bundesministerl Wü müssen Ihnen 
vorhalten und können Ihnen und Ihrer Regie­
rung den Vorwurf IlIicht ersparen: Das, was Sie 
mehr eingenommen haben, war Inflations­
steuer aus Scheingehältern und Scheingewin­
nen. Die zuviel eingenommenen Gelder an 
Lohn- Ulnd Einkommensteuer hätten Sie zurück­
geben müssen. Sie aber haben sich und Ihre 
Regierung mit einem Gloriensmelin umgeben, 
weil es Ihnen, wie es in der "Arbeiter-Zeitung" 
gleheißen hat, "gelungen" - hier muß man 
"gelungen" wohl unter Anführungszeichen 
setzen - sei, das Defizit zu senken. Das ge­
schah allerdings auf dem Buckel Hunderttau­
sender Arbeitnehmer. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Sie, Herr Bundesminister, haben ja bis heute 
in dieser Frage selbst nJicht gehandelt. 

Der vorliegende sozialJistische Antrag sieht 
also vor, daß jedem Einkommensbezieher 
360 S gegeben werden. Der vorliegende An­
trag muß aber für Sie, Herr Bundesminister, 
als BingeständnJis bewertet wenden, Idaß Sie 
selbst säumig geworden Isind. Der Anstoß 
mußte erst vom Parlament kommen. 

Was sim allerdings die Abgeordneten Hof­
stetter und Genossen und damit alle soziali­
stischen Abgeordneten beim Einbringen dieses 
Antrages gedacht haben, kann wohl niemand 
verstehen, am allerwenigsten die Familien. Der 
Antr:ag Sieht nämlich vor, daß aLs Abgeltung 
für die vom Finanzminister auf Grund der 
inflationistischen Entwicklung zuviel einge-

nommene Lohn- und Einkommensteuer jeder 
EinkommensbeZiieher 360 S bekommen soll. Sie 
nennen diese 360 S eine Vorleistung oder so 
ähnlich. 

Aber gerade diese Vorleistung �st es, die 
dn dieser Form neues Unremt schafft, ohnp. 
das Versäumnisunrecht der zu späten Progres­
sionsmilderung auch nur halbwegs gutzu­
machen. 

Es soll demnam jeder Steuerpflichtige 360 S 
bekommen. Das kllingt gut, list aber unsozial, 
denn: Bin Zweipersonenhaushalt, dessen Mit­
glieder dn Arbeit stehen, erhält nach Ihrer 
Version 720 S, obwohl er doppeltes Einkom­
men bezieht. Bin Fünfpersonenhaushalt hin­
gegen, bei dem es nicht möglidl 'ist, daß auch 
(he Mutter dazuverdient, erhält nur 360 S, ob­
wohl ihm nur ein einfaches Einkommen mög­
lich ist. 

Der Finanzminister zahlt den Mitgliedern 
dieses Haushaltes also nur je 72 S, ein läp­
pisches Fünftel dessen, was die anderen be­
kommen. 

Daß diese Regierung für Famlilienpohtik 
wenig übrig hat, haben wir und hat dJie Bevöl­
kerung in der Zwischenzeit bemerkt. Aber daß 
d1ese Regierung obendrein noch unsozial ist, 
getrauen wir uns doch nicht anzunehmen. Der 
LösungsvoI1schlag fand Ihre Blilliigung, Herr 
Bundesminister, er ist aber unsozial. Sie geben 
also als Abdeckung für den inflationistischen 
Steuerdruck der letzten zwei Jahre - 1 971  und 
1 972 - ganze 360 S,  das sind umgerechnet auf 
den Monat 15 S. 

Mit der BestellU!llg eines Staatssekretärs für 
FamiliienpolJitJik allein ist noch nilemandem ge­
holfen. Es scheint sich immer mehr heraus­
zustellen, daß dieses Staatssekretariat nur 
ein Aushängeschild des Kabinetts Kreisky 
sein sollte. Die Frau Staatssekretär ist leider 
nicht da. Ich ersuche den Herrn BundesmJiruister, 
ihr daJS mitzuteilen. Man vermißt nämllich hier 
ein Aktivwerden der Frau Staatssekretär zu-
gunsten der Famili,en gerade in bezug auf den 
vorliegenden Antrag der sozialiistlischen Abge­
ordneten. Offensimtliich ist auch die Frau 
Staatssekretär für Familienpolitik der Me'i­
nung, daß Ledige und Familien mit oder ohne 
Kinder gleich zu behandeln sind. Jeder be­
kommt 360 S: der Ledige, der Verheiratete 
ohne Kinder, der Verheliratete mit drei, vier 
oder fünf Kindern. Aber ein Ehepaar ohne 
Kinder, wo beide berufstätig sind, erhält 
720 S. 

Hohes Haus 1 Leider ist die Frau Staats­
sekretär nicht im Saal. Sie schaut nur durm 
die Glastür hereiin. Sie ist leider nur am Schal-

1 88 
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ter. (Zwischenrufe bei deI OVP. - Gegenrufe 
bei der SPO.) 

Es würde mich wirklich interessieren, ob die 
Frau Staatssekretär .in dieser Frage aktiv ge­
worden ist, ob sie im Abgeordnetenklub wo­
mögliich Vorhalte gemacht hat, daß man hier 
eine Lösung präsentiert, die absolut familien­
felindllich list. Es würde mich interessieren, ob 
die Frau Staatssekretär hier wirklich aktJiv ge­
worden [st. Wenn ja, ob sie sich vielleicht 
nicht hat durmsetzen können. Denn !das sind 
doch Fragen, die man sich stellt, wenn man 
viel Geld ausgibt für dlie InstallJierung eines 
Staatssekretariats für Familienpolitik. (Der 
P I  ä s j d e n t übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Um nun diese eklatanten Ungerechtigkeiten 
auszugLeichen, hat dlie Ost·errelicbJische Volks­
parteri. einen Antrag eingebracht, der zwar lim 
Finanz- und Budgetausschuß abgelehnt wurde, 
weshalb ich heute einen A b ä n d e r  u n g s­
a n t r a g  zum vorl�egenden Antrag einbringe : 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

1 .  § 1 hat wie folgt zu lauten: 

, ,§  1 ( I )  Bei unbeschränkt steuerpflichtigen 
Personen wird die Einkommensteuer (Lohn­
steuer) für das zweite Halbjahr des Kalen­
derjahres 1972 nach Maßgabe der folgenden 
Absätze ermäßigt. 

(2) Wird die Einkommensteuer veranlagt, 
ist die im Einkommensteuerbescheid für das 
Kalenderjahr 1 972 festzusetzende Einkom­
mensteuer samt Beiträgen und Sonderabgabe 
vom Einkommen zu ermäßigen. Dies gilt 
nicht, wenn Arbeitnehmer gemäß § 93 
Abs.  5 EStG. 1 967, BGBl. Nr. 268, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBt. NI. 370/ 
1 970 veranlagt werden. 

Die Ermäßigung beträgt: 

a) Für Abgabenpflichtige, die gemäß § 32 
Abs.  2 EStG. 1967 in die Steuergruppe A 
fallen, 360 S i  

b) für Abgabenpflichtige. denen der Allein­
verdienerfreibetrag gemäß § 32 Abs. 3 Z. 2 
EStG. 1 967 zusteht, 720 S i  in Fällen, in denen 
jeder der nach § 26 Abs.  1 EStG. 1 967 zu­
sammen zu veranlagenden Ehegatten Ein­
künfte aus einer oder mehreren Einkunfts­
arten des § 2 Abs. 3 EStG. 1 967 bezieht. 
720 S i  

c) in allen anderen Fällen 360 Si  

d) der Betrag erhöht sich um 1 20 S für 
jedes Kind, für das ein Kinderfreibetrag im 
Sinne des § 32 Abs. 4 EStG. 1 967 gewährt 
wird. 

(3) Wird die Einkommensteuer durch 
Steuerabzug vom Arbeitslohn erhoben, hat 
der Arbeitgeber die für den Arbeitnehmer 
von den laufenden Bezügen einzubehaltende 
Lohnsteuer samt Beiträgen und der Sonder­
abgabe vom Einkommen die für den ersten 
nach dem 30. Juni 1 972 endenden Lohn­
zahlungszeitraum erhoben wird, zu kürzen. 
Die Ermäßigung beträgt: 

a) Für Arbeitnehmer. die in die Steuer­
gruppe A im Sinne des § 46 Abs. 1 EStG. 
1 967 fallen, 360 S i  

b) für Arbeitnehmer, die in die Steuer­
gruppe B im Sinne des § 46 Abs. 2 EStG. 
1 967 fallen und auf deren Lohnsteuerkarte 
kein Alleinverdienerfreibetrag im Sinne des 
§ 46 Abs. 2 Z. 2 EStG. 1967 eingetragen ist, 
360 Si dieser Betrag erhöht sich um 60 S für 
jedes Kind, für das ein Kinderfreibetrag im 
Sinne des § 46 Abs.  3 EStG. 1967 auf der 
Lohnsteuerkarte eingetragen ist; 

c) für Arbeitnehmer. in deren Lohnsteuer­
karte ein Alleinverdienerfreibetrag im Sinne 
des § 46 Abs. 2 Z. 2 EStG. 1 967 eingetragen 
ist, 720 Si dieser Betrag erhöht sich um 
1 20 S für j edes Kind, für das ein Kinderfrei­
betrag im Sinne des § 46 Abs. 3 EStG. 1967 
eingetragen ist. 

(4) Ist die vom Arbeitgeber einzubehal­
tende Lohnsteuer ni'edriger als der Ermäßi­
gungsbetrag, dann hat der Arbeitgeber den 
Restbetrag in den unmittelbar folgenden 
Lohnzahlungszeiträumen des Kalenderjahres 
1 972 durch Kürzung der Lohnsteuer für die 
laufenden Bezüge des Arbeitnehmers zu be­
rücksichtigen. 

(5) Der Ermäßigungsbetrag darf nur bei 
Vorliegen der ersten Lohnsteuerkarte be­
rücksichtigt werden. 

(6) Bei Lösung des Dienstverhältnisses 
nach dem 30. Juni 1 972 ist dem Arbeitneh­
mer auf der Lohnsteuerkarte zu bescheini­
gen, in welchem Ausmaß der Ermäßigungs­
betrag gewährt- wurde. 

(7) Erreicht die nach Abs. 3 vorg·enommene 
Kürzung der Lohnsteuer nicht den Ermäßi­
gungsbetrag, dann kann der Arbeitnehmer 
aus diesem Grunde unter sinngemäßer An­
wendung des § 76 Abs. 1 und 2 EStG. 1967 
die Durchführung eines Jahresausgleiches 
beantragen. Bei Durchführung eines bean­
tragten Jahresausgleiches gemäß dem ersten 
Satz oder gemäß § 76 Abs. 1 EStG. 1967 i�t 
der sich auf Grund des Jahresausgleiches 
gemäß § 77 Abs. 3 EStG. 1 967 ergebende 
Erstattungsbetrag um den Ermäßigungsbe­
trag zu erhöhen. 
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(8) Wird ein Jahresausgleich gemäß § 76 
Abs. 1 EStG. 1967 durchgeführt, ist der ge­
mäß § 77 Abs. 3 EStG. 1 967 vorzuschreibende 
Nachforderungsbetrag um den Ermäßigungs­
betrag zu kürzen. 

(9) Der Ermäßigungsbetrag gemäß 
Abs. 3 bis 8 darf jedoch nicht die für das 
Kalenderj ahr 1972 entrichtete, auf laufende 
Bezüge entfallende Lohnsteuer übersteigen. "  

Meine Damen und Herren ! Dieser OVP-An-
trag sieht also die Zahlung von 360 S für 
jeden Steuerpfllichtligen iallgemein vor. Dieser 
Betrag erhöht sich aber - und damit unter­
scheiden wir uns von Ihrem Antrag - für 
den Alleinverdiener auf 720 S. Außerdem, um 
die Famtiltienlasten einigermaßen auszu­
gledchen, soll nach unserem Antrag pro Kind 
ein weiterer Betrag von 1 20 S g·egeben werden. 

Durch unseren Antrag werden also niicht alle 
über e!inen Kamm geschoren, sondern es wird 
Rücksicht genommen auf den Alleinveroiener 
und auf die Familie mit Klindern. Denn gerade 
die Familien waren es, die am meisten unter 
di·e Räder gekommen Slind. Sie haben am 
metisten unter der Teuerung zu leiiden gehabt. 

Der vorliegende Antrag der soziallistiJSchen 
Abgeordneten steht eigentlich im Widerspruch 
zu den bisher bekannten Vorschlägen zur 
großen Steuerreform, denn dort wunde zumin­
dest der Versuch unternommen, bei den 
Kinderabsetzbeträgen den AlleinverdJiener mit 
den beiderseits erwerbstätigen Ehegatten 
gleichzustellen; also eine ganz andere Vor­
gangsweise, als Sie sie heute hier präsentie­
ren. Das ist wieder ein Beispiel des Durchein­
anders bei Ihnen, der mangelnden Planung. 

Der Famillienpoltitische Beirat im Bundes­
kanzleliamt hat in seiIl!er Sitzung vom 6. Juni 
1 972 beschlossen, an die AbgeoIdneten des 
Nattionalrates zu appellieren, AlleinveI1diener 
und K'inder bei der Bemessung der Lohnsteuer­
vorleistung entsprechend zu berücksdchtigen. 

Meline Damen und Herren! Genau diese 
Wünsche sind im Abänderungsantrag der 
Osterreichischen Volkspartei berücksichtigt. 

Dieser vom sozialtistlischen Abgeordneten­
klub eingebrachte Antrag auf ·einen !im Juli 
dieses Jahres auszubezahlenden Steuernachlaß 
von 360 S je Steuerzahler zeigt die tatsächliche 
Einstellung der SPO gegenüber den arbeiten­
den Osterreichern : Mit diesem Antrag, den 
slich der F�nanzminister offensichtmch nicht als 
Regli-erungsvorlage e!inzubringen getraute, will 
dJie SPO-Regierung die Steuerzahler mit einem 
Trinkgeld abfertigen. 

lien, als Ausgleich für das betrachtet werden, 
was ihn dtie SPO-Regierung an höherer Steuer, 
Tartiferhöhungen und allgemeinen Preis steige­
rungen gekostet hat. Dberdies ist dieses 
System ungerecht, weil es Alleinverdtiener und 
kinderreiche Familien benachteiligt. 

Wenn Sie antworten sollten, Herr Finanz­
minister, werden Säe sicherlich, so wie Sie es 
im Vorjahr gemacht haben, für die Ablehnung 
unseres Vorschlages fiska�iJsche Gründe gel­
tend machen. Deshalb möchte ich doch auf die 
bisherige Eiinnahmenentwkklung der ersten 
vier Monate dieses Jahres hinweisen: 

Allein die Lohnsteuereinnahmen im März 
d�eses Jahres waren um 1 9,3 Prozent höher 
als im März des vOI1igen Jahres, und im April 
dieses Jahres waren sie sogar um 34,7 Prozent 
höher als im April des vorigen Jahres ! Und 
das Gesamtaufkommen der öffentlichen Ab­
gaben !in den Monaten Jänner bis April 1 972 
war um 1 6 , 1  Prozent höher als die Eiinnahmen 
Jänner bis Aprtil 1 97 1 .  

Herr Bundesminister! Sie haben auch im 
Vorjahr timmer wieder gesagt, es wären fiska­
lische Gründe, die es nicht erlauben, sofort 
eine Steuersenkung durchzuführen. Und viele 
haben Ihnen das gegl,aubt. Der Redmungsab­
Ischluß 1 97 1  hat aber dann gezeigt, daß diese 
Ihre Aussage um1ichtig war. 

Abschlließend, meine Damen und Herren, 
fasse ich zusammen: Es stehen hJier zwei Mei­
nungen gegenüber, wlie etine steuerliche Ent­
lastung durchgeführt wenden soll : ein Vor­
schlag der Sozialisten und ein Vorschlag der 
Volksparteä. 

Bei objlektiver Beurteilung muß festgestellt 
werden: Der soZlialJistische VOI1Schlag ist un­
sozlial, weil er Alleinverdtiener und Familien­
erhalter nicht berücksichtigt. Fliskaliische Erwä­
gungen können auf Grund der bisher festge­
stellten Einnahmenentwicklung der Lohn­
steuer und sämtlicher übniger Abgaben Il!icht 
anerkannt werden. Der Vorschlag der Volks­
partei nimmt dagegen auf dJiJe Alleinverdiener 
und auf die FamiLLien Rücksicht. 

Ich darf Sie, meine Damen und Herren von 
der sozialistischen Fraktion, elinladen, diesem 
Abänderungsantrag Ihre ZUIStimmung zu 
geben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Der Abänderungsantrag der Ab­
geordneten Sandmei,er, Dr. Neuner, Suppan 
und Genossen ist genügend unterstützt und 
steht mit zur Behandlung. 

Diese ' Rückzahlung Wlird wohl von keinem Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
einZ1igen Steuerzahler, !insbesondere den Fami- Sekanina. Bitte. 
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Abgeordneter Sekanina (SPO) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Einer Ihrer Kollegen von der Osterreichiischen 
Volksparte� hat es für Slinnvoll gehalten, ui je 
zu sagen, als ich an das Rednerpult getreten 
bin, und enn anderer hat gemeint, ich sollte 
mich eig,entlich mH dem Problem der VOEST 
beschäftigen, wie ,ich es so leise in den frühe­
ren Nachmittagssturuden hören konnte. Darf 
lich dazu folgendes bemerken, es gehört ja nlicht 
zum Tagetsordnungspunkt und ich bitte um 
EntschuldJigung, daß lich das jetzt sage : Uber 
das Problem der österreirn:ischen Stahlindu­
strie werden wir uns in dieser Sitzungspel1iode 
noch ausführlichst detamiert und mit der not­
wendigen Intensität beschäftigen können. 

Ich habe !in diesem Zusammenhang lIloch hin­
zuzufügen, daß es, meine Damen und Herren 
von der Osterreichiischen Volkspartei, aIlJschei · 
nend der Kernpunkt Ihrer Politik list, daß Sie 
sich ausschließlkh nach tagespolitischen Z;ielen 
orientderen und keineswegs die Zusammen­
hänge gern sehen wollen. Sicherltich tut es 
Ihnen vom Standpunkt der OppositJionsparteli, 
die Sie ja sind, sehr gut, wenn es da und dort 
Schwierigkeiten gibt (Abg. DI. K 0 I e n: Gibt 
es die?), weil Slie meinen, Herr Professor 
Koren, daß Slie damit Ihre polJitJische Suppe 
kochen können. EntscheideIlJd bei der Behand­
lung dieser Fragen wird aber letztlich sein, 
was am Ende dieser Auseinandersetzung 
steht und nicht, was jetzt im derzelitigen 
Augenblick von Ihnen linterpretiert wird. 

Aber nun zum Problem, das wü eligenHich 
hi.er zu behandeln hätten. 

Der Herr Kollege Sandmeier hat sich in 
seinen Ausführungen - er !ist j a, wie lieh 
annehmen darf, Fachmann, denn er ist Finanz­
beamter - mit diesem Problem sehr einge­
hend beschäftigt und iSich mit Vliel Aufwand 
bemüht, den Nachweis zu erbringen, er hat 
dies auch in eIinem Rückblick. dargestellt, daß 
die sozialistischJe Regierung eine außerordent­
lich schlechte WlirtschaftspoVitik betrieben 
habe. Nach seiner und der Auffassung der 
Osterreichischen Volksparteli wird es in Oster­
reiich !immer schlechter, die Bevölkerung geht 
fürchterlichen Zeiten entgegen - so oder ,sinn­
gemäß so ähnlich hat der Herr Sandmeier die 
Dinge darg1est·ellt. Unter anderem hat er ge­
meint, daß sich das Wirtschaftswachstum redu­
ziere. 

Nun, Herr Kollege Sandmelier, bei �allem 
Respekt vor Ihren fachlichen Kenntnissen als 
Rinanzbeamter, und lich darf W1irklich anneh­
men, daß Sie diese Kenntnisse als Finanz­
beamter jederzmt in der Praxis verwenden 
können, aber wenn Sie dieser soziallistilschen 

Bundesregierung mit e1indl1ingllichen Worten 
und an die Offentlichkeiit gerichtet vorwerfen, 
daß das reduzierte Wirtschaftswachstum, das 
sich auch in Osterrelich bemerkbar macht, weil 
1 970 eine Wachstumsrate in der Größenord­
nung VOlIl 7,8 Prozent festzustellen war und 'im 
Jahre 197 1  e1ine solche Wachstumsrate nJicht 
mehr vorhanden war, sondern nur mehr eine 
in einer Größenordnung von 5,2 oder 5,5 Pro­
zent - wegen der Zehntel werden wlir keine 
Differenzen haben -, dannn bitte ich, Herr 
Kollege Sandmeier, wäre es doch zweckmäßig 
gewesen und hätte vor allem den Realitäten 
entsprochen, wenn SiJe darauf hingewiesen 
hätten, daß das ja niicht nur e1ine österre'i­
cbische Erscheinung ist. (Zwischenrufe bei der 
OVP.) Natürlich reden wir von Osterreich, 
aber die österreichische Wirtschaft ist j a  IlIicht 
so lisohiert, daß slie auf Grund der Handelsver­
flechtungen, die s!ie hat, nicht auch von inter­
nationalen Ereignissen beeinflußt Wlird. Wir 
werden j a, lieber Kollege Stau dinger, davon 
beeinflußt, und elS nützt Ihnen nücbts, dlie aU­
gerneline linternationale Wirtschaftsentwick­
lung hat lin den letzten Jahren rückläufige 
Tendenzen. Das dürfte auch Ihnen, Kollege 
Sandmeier, bekannt seJin. 

Daher sind wir der Meinung, daß diese 
sozialistJische Bundesregierung alles daran 
gesletzt hat, um gerade diese Erscheinungen, 
die auch internatIional und lin manchen Ländern 
besonders gravtierend aufgetreten slind, nicht 
in dem Maße UIlJd dem Umfang in Osterreich 
wirksam werden. Und lieh wage wohl zu be­
haupten, daß es dank der Aktlivität und der 
Initiative der BundeISregierung mögbich ge­
wesen ist, diese negativen Auswlirkungen zu 
verhiindern. (Abg. Dr. M u s  s i  1:  Zählen Sie 
uns diese Initiativen auf!) Herr Dr. Mussiil, 
�mmer wenn lin den Haussitzungen diese Zeit 
antnitt, entwickeln Sie eine unwahrscheinliche 
AktliV'ität, soweit es die Zwischenrufe betrifft. 
(Abg. Dr. W i t h a l m: Das gilt auch für Sie!) 
Aber vlielleticht sind Sie eher ein Nachtmensch, 
daß Sie erst in den späteren Stunden des 
Tages aktiv werden. 

Meine Damen und Herren! Zu dem vor­
Hegenden Gesetzentwurf hat der Herr Abge­
ordnete Sandmeier gemeint, daß diese Rege­
lung kedlIleswegs den Erfordernissen ent­
spreche und daß diese Steuerreform, die lam 
1 .  Jänner 1971 wirksam geworden ist, unge­
nügend sei. Ich muß mich mit Ihren Argumen­
tationen und Meinungsäußerungen auselin­
andersetzen. Sie haben den Hauptstoß Ihres 
Angriffes vor allem gegen die sogenannten 
sozialiistischen Splitzengewerkschafter gerichtet 
(Ruf bei deI OVP: Sogenannte sind es?), die 
nach Ihrer Auffassung jene sind, die die Inter-

33. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)68 von 89

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 33. Sitzung - 14.  Juni 1972 2709 

Sekanina 

essen der Arbelitnehmer nicht vertreten und im 
Zusammenhang mit dieser Regelung :ihren 
Verpflichtungen, wie Sie meinten, nicht nach­
gekommen sind. Sie haben auch gesagt, daß 
die soziallistJische Reg�erung und daß die sozia­
NstJischen Abgeordneten kein Interesse an 
einer gerechten Steuerregelung haben, und Sie 
haben unter anderem gemeint, daß diese 
360 S, die als Regelung, als Vorleistung vorge­
schlagen sind, gut klängen, aber unzureichend 
und ungenügend und unsozial Slind. Ich habe 
das wohl vermerkt, Herr KoHege Sandmelier, 
ich habe das nicht vergessen. 

Darf ich aber bei der Gelegenhelit und in 
der Kürze der Zeit noch eine andere Fest­
stellung treffen. Man kann nicht an das Red­
nerpult gehen und diese 360 S - natürlich, 
das ist das Problem -, die als Vorleistung 
bezahlt werden ,sollen oder gegeben werden 
sollen, bier In den Mittelpunkt stellen und 
die ganzen anderen Zusammenhänge, die es 
im HiinbHck. auf die gesamte Steuerreform 
gibt, vollkommen außer acht lassen. Ich halte 
eine derartige Vorgangsweise, meine Damen 
und Heuen der OsterreichJischen VolksparteI 
und auch an Ihre Adresse, Heu Abgeordneter 
Sandmelier, gerichtet, durchaus nicht als den 
Verhältnissen entsprechend. 

Ich möchte auf folgendes hinweiJsen : Die 
Bundesreglierung hat in lihrer Regierungser­
klärung, Herr Abgeordneter Sandmeier, vom 
5, November 197 1  folgendes festgehalten: 
"Unser gegenwärtiges, historisch gewachsenes 
Steuersystem entspricht keineswegs mehr den 
heutigen AnfOI1derungen." Und diese BUindes­
reglierung sagt in dieser Regi�rungserklärung : 
"Daher soll es zu ,einer schrittweisen Neuord­
nung uns,eres Steuersystems kommen." 

Das hat diese Bundesregierung im R:ahmen 
ihrer Regierungserklärung ausgesprochen. Ich 
bitte das zu registI1ieren. Gerade Sie als Finanz­
beamter, alls Fachmann, der Sie ja viieie Jahre 
mit dieser Materie vertraut sind, werden doch 
bitte, vielleicht nicht hier, aber doch im stillen 
Kämmerlein, zugeben: Ganz e!infach war es ja 
für Sie nicht, hlier den iaggressiven Opposi­
tJionspobitiker zu splielen, weil Sie eben aus 
fachlicher Sicht die Materie kennen. Und Sie 
wissen ganz genau, Herr Kollege Sandmeier, 
daß es wohl eine Relihe finanzieller Probleme 
des Staates gibt, die uns daran hindern, groß­
zügiger in dieser Frage zu senn. Ihre Flinanz­
politik zur Zeit der Osterreichischen VolkJs­
partei und Ihrer Regierung war durchaus niidlt 
so geartet, daß wir uns in den folgenden 
Jahren besonders große Sprünge leisten kön­
nen. Das, bitte Kollege Sandmetier, auch nlicht 
außer acht zu lassen. (Beifall bei der SPO. -
Abg. S t a u  d i n g e r: Kollege Sekanina! Hat 

er die Steuerre/orm mit 1 .  Jänner 1 912 ver­
sprochen oder nicht?) 

Darf ich Sie also, Kollege Staudinger, wenn 
Sie die Freundlichkeit besitzen und Ihre hef­
tigen Zwischenrufattack.en etwas reduzieren, 
wieder zurückführen auf das, was die soziali­
stische Regierung damals ausgesagt hat. (Abg. 
S t a u  d i n g e r: Darauf geht er nicht ein!) 
Wenn Sie sagen, ich gehe darauf nicht ein, 
dann bitte ich nicht so voreilig zu sein. Ich bin 
ja nicht am Ende meiner Ausführungen. Viel­
leicht ist es möglich, das noch zu registrieren. 

Darf ich bitte dann folgendes zum Ausdruck 
bringen. Die Regierungserklärung sagte da­
mals : "Wir sind uns der damit verbundenen 
Sdlwierigkeiten durchaus bewußt, dennoch 
aber an diese Aufgabe herangetreten und 
haben mit der Fertigstellung des sogenannten 
Mehrwertsteuergesetzes, eines modernen 
Systems der Umsatzbesteuerung, einen ersten 
großen Schritt getan." 

Die Regierungserklärung sagt dann: "Wir 
haben uns niCht gesCheut," - und ich bitte 
dies auch zu registrieren - "mit aller Deut­
lichkeit, im Bewußtsein unserer Verantwor­
tung, vor dem 1 0. Oktober auszusprechen, daß 
an eine Verminderung oder den Wegfall von 
Steuern, will man sich nicht grober Täuschung 
schuldig machen, nicht zu denken ist." 

Und gleichzeitig haben wir gesagt . . . (Abg. 
Dr. M u s  s i 1: Halten Sie eine zweite Regie­
rungser klärung-Verlesung? - Abg. S a n d­
m e  i e r: Sie haben entsprechend hohe Ein­
nahmen gehabtJ) Es ist manchmal notwendig, 
Herr Abgeordneter Dr. Mussil, Sie an die 
Gegebenheiten zu erinnern, deswegen habe ich 
das gemacht, wenn ich das sagen darf. Sie 
reißen das Problem aus dem Zusammenhang, 
Ihnen ist es unangenehm, wenn man Sie auf 
die Tatsachen hinführt. Sie meinen, mit hefti­
gen Zwischenrufen kann man das Problem 
erledigen, Ihnen geht es um tagespolitische 
Erfolge. Wir sind der Meinung, daß wir inso­
fern der Bevölkerung und ihren Bedürfnissen 
Rechnung tragen, indern wir eine längerfristig 
wirksame und vor allem auch für die Bevölke­
rung befriedigende Lösung bringen. 

Wir sagten in dieser Regierungserklärung, 
meine Damen und Herren der Osterreichischen 
Volkspartei :  "Das schließt natürlich nicht aus, 
daß es von Zeit zu Zeit zu einer Milderung 
der Lohn- und Einkommensteuerprogression 
kommt." 

Wir haben gesagt, daß diese Steuerreform 
mit dem 1 .  Jänner 1 973 wirksam werden soll, 
und wir werden uns ja in der parlamenta­
rischen Diskussion noch darüber auseinander­
setzen. (Abg. S t a u  d i n g e r: Wieder eine 
Kreisky-Prophezeiung nicht erfüllt!) Ich darf 
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Ihnen sagen, Herr Kollege Staudinger, wenn 
Sie meinen "eine Kreisky-Prophezeiung" ,  dann 
weiß ich nicht, ob diese Ausführungen ident 
sind mit den Auffassungen des Herrn Bundes­
kanzlers. Wenn Sie die Freundlichkeit haben 
und ihn fragen, ob das der Fall ist. 

Aber, Kollege Staudinger, darf ich zu diesem 
Problem noch folgendes sagen, vor allem in 
Hinblick auf die Ausführungen des Herrn 
Kolleg�n Sandmeier. Sie haben in einer hefti­
gen Attacke an die Adresse des Herrn Finanz­
ministers versucht, die Unzulänglichkeit dieser 
Regelung besonders hervorzuheben. Darf ich 
Sie daran erinnern, was der Herr Bundesmini­
ster für Finanzen im Zusammenhang mit dieser 
zu erwartenden Steuerreform gesagt hat. 
"Eine Steuerreform, die wir Sozialisten vor­
nehmen wollen, kann nicht die abgetragenen 
Elemente konservativer Steuerpolitik enthal­
ten." Des weiteren hat er gesagt : "Sie muß 
viel mehr den Anforderungen der Gegenwart 
gerecht werden und den Weg für künftige 
Entwicklungen freimachen." 

Daher meine ich :  Man soll auch diese Rege­
lung der 360 S nicht aus dem Zusammenhang 
reißen, sondern im Gesamtkonzept der zu er­
wartenden Steuerreform sehen. Dabei wurde 
von Finanzminister Androsch ausgesprochen 
- das kann nicht übersehen werden -, daß 
das gesamte Steuerrecht Ausdruck von Inter­
essen und als solches Gegenstand der Politik 
ist. Die Neuordnung des Steuerwesens ist da­
her Ausdruck unseres politischen Wollens, ist 
Ausdruck unserer gesellschaftspolitischen 
Wertvorstellung. Daher strebt das steuerpoli­
tische Konzept dieser Bundesregierung eine 
Reform an, die leistungsfördernd und sozial 
gerecht ist und - registrieren Sie, Herr Abge­
ordneter Sandmeier, gerade Sie als Fach­
mann -, die einfach zu verwalten und fiska­
lisch zu verantworten ist. 

Ich kann mir vorstellen, meine Damen und 
Herren, daß es natürlich für Sie schwierig ist, 
das zur Kenntnis zu nehmen. Was tut eine 
Partei, die nicht nur hier in Schwierigkeiten, 
sondern überhaupt ein bisserl in Schwierigkei­
ten ist? Was tut eine Partei? Sie versucht in 
Zwischenrufen von den tatsächlichen Verhält­
nissen abzulenken, diese Steuerreform zu 
bagatellisieren. (Zwischenruf des Abg. Doktor 
G r u  b e  r.) Ich bin der Meinung, Herr Doktor 
Gruber, daß diese von uns vorgeschlagene 
Vorleistung tatsächlich das Maximum der 
Möglichkeiten darstellt. (Abg. Dr. S c  h w i m­
m e r: Sie machen nie Zwischenrufe, Kollege 
Sekanina!) 

Ich darf bei der Gelegenheit, meine Damen 
und Herren, aber noch auf etwas hinweisen. 
Wir haben wohl großen Wert darauf gelegt, 

daß es im Zusammenhang mit der Gesamt­
reform ein Mehr an sozialer Gerechtigkeit 
geben soll. Und wenn heute der Herr Kollege 
Sandmeier gemeint hat, daß sich eigentlich 
die Formulierungen, die Aussprüche unserer 
Zeit so geändert haben, dann Herr Abgeord­
neter Sandmeier, darf ich Sie erinnern an die 
Formulierungen, die Ihr ehemaliger Finanz­
minister, der Herr Professor Dr. Koren, uns 
gegeben hat, wenn wir uns in gleicher Materie 
mit ihm auseinandergesetzt haben. Er hat j a  
damals auch von der großen Verantwortung 
gesprochen, die zu tragen ist. Er hat von den 
fiskalischen Problemen gesprochen, er hat uns 
j a  auch immer wieder gesagt, daß diese und 
jene Möglichkeiten aus budget ären Gründen 
nicht gegeben sind. 

Aber wie Sie sich geändert haben, Sie als 
Osterreichische Volkspartei! Sie meinen -
und das darf Ihnen doch heute im gegebenen 
Augenblick wieder gesagt werden -, Sie 
glauben, das Sinnvollste, was Sie in Ihrer Poli­
tik als Oppositionspartei tun können, wäre, 
möglichst viel zu lizitieren, grenzenlose Lizi­
tationspolitik zu betreiben. Das, meinen Sie, 
meine Damen und Herren von der Osterreichi­
schen Volkspartei, sei das Sinnvollste in Ihrer 
Politik. (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
S c h w i m m e r: Kollege Sekanina! Ihre Par­
tei hat am 15. Juni 1966 Antrüge eingebracht 
- an einem einzigen Tag -, die insgesamt 
mehr als 10 Milliarden Schilling gekostet 
hätten! Und da werfen Sie anderen Lizita­
tionspoJitik vor!) Herr Abgeordneter Doktor 
Schwimmer! Ich habe fairerweise - auch als 
politischer Gegner kann man j a  fair sein -
Ihnen zugehört. Erstens ist es notwendig ge­
wesen, daß Sie nach dem Hinweis, daß Sie 
Lizitationspolitik betreiben, Ihrem Klub eine 
kleine Atempause verschafft haben. Sie haben 
also mit Ihrem Zwischenruf Ihren Parteifreun­
den eine Hilfestellung geleistet. Nicht verall­
gemeinern, Herr Dr. Schwimmer I 

Auf die Realität zurückgeführt, darf ich fest­
halten, daß wir als sozialistische Parlaments­
fraktion und daß diese Bundesregierung -
weil Sie uns den Vorwurf gemacht haben, 
wir seien bei dieser Steuerregelung nicht 
sozial gerecht - großen Wert darauf legen, 
daß eine soziale Gerechtigkeit herbeigeführt 
wird. (Abg. Dr. G r u b e l: Haben Sie damals 
so viele Anträge gestellt oder nicht?) Wir 
haben natürlich Anträge gestellt. Haben Sie 
diese Anträge abgelehnt, Herr Dr. Gruber? 
Wurden sie damals von Ihnen abgelehnt: ja  
oder nein? Sie wurden abgelehnt! (Abg. Doktor 
G r u b e r: Und da reden Sie von lizitieren!) 
Natürlich, Herr Dr. Gruber. Diese Lizitations­
politik wird ja von Ihrer Partei nicht nur in 
diesem Bereich betrieben, sondern es gibt eine 
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Reihe von Bereichen, wo Sie diese LizitatiOns- j mit der Lautstärke argumentiert. (Rufe bei der 
politik betreiben. (Zustimmung bei der SPO.) OVP: Jawohl!) Kollege Staudinger, Kollege 

Aber der Herr Kollege Sandmeier hat ge­
meint, wir sind nicht sozial gerecht. Darf ich 
Ihnen folgendes sagen: In der von uns vorge­
schlagenen Reform sind diese Grundsätze, 
sozial gerecht vorzugehen, nach unserer Auf­
fassung verwirklicht. Wir sind der Meinung, 
daß diese Reform leistungsfördernd ist, weil 
sie die leistungsfeindliche Haushaltsbesteue­
rung beseitigt. Wir sind deswegen der Mei­
nung, daß sie sozial gerecht ist, weil die Pro­
gression in allen Bereichen gemildert wird. 
(Abg. Dr. G r u b e  r: Reden wir von den 
360 S, von der Vorleistung!) Wir sind deshalb 
der Meinung, daß sie sozial gerecht ist, weil 
die Differenz zwischen dem Tarif für Ledige 
und dem für Verheiratete verringert wird. 
Unter anderem. (Abg. K e r n: Darüber reden 
wir heute noch! Aber reden wir jetzt von den 
360 SI) 

Natürlich, Herr Abgeordneter Kern, wollen 
Sie darüber nicht reden. Sie wollen ein 
Einzelproblem aus der Gesamtmaterie 
herausgemssen haben, wollen damit Ihre 
tagespolHische Agitation betreiben und der 
Offentlichkeit weismachen, daß diese Politik, 
die wir betreiben, schlecht i:st. Herr 
Abgeordneter Kern, Sie und Ihre Parteifreunde 
hätten Gelegenheit gehabt, in den vier Jahren 
Ihrer Alleinregierung alles das zu verwirk­
lichen, was Sie heute von uns verlangen! (Zu­
stimmung bei der SPO.) Ihre Argumentation, 
Herr Abgeordneter Kern, ist doch irreal, sie 
entspricht doch nicht der Realität! (Abg. Dok­
tor S c  h w i m m e  r: Nach zwei Jahren SPO-
Regierung sind diese Ausreden zu billig!) Herr 
Dr. Schwimmer, Sie waren zu dem Zeitpunkt 
noch nicht da; das ist kein Vorwurf, ich stelle 
es nur fest. 

Aber zu den Zwischenrufen des Herrn Abge­
ordneten Kern möchte ich feststellen: Mit Laut-
stärke, Herr Abgeordneter Kern, werden Sie 
die Probleme nicht lösen, mit Ihrer Lautstärke 
werden Sie die Probleme nicht beseitigen 
können I Sie haben vier Jahre versäumt, diese 
Probleme zu lösen ! (Zustimmung bei der SPO.) 
Eine sozialistische Bundesregierung wird im 
Interesse der Bevölkerung diese Fragen zur 
Lösung bringen! (Abg. Dr. S c  h w i m  m e  r : 
Aber wie! - Abg. S k r i t e  k: Sehr gutf) Das 
ist unser Ziel, und das ist Ihr Nachteil, weil 
Sie bei der Lösung dieser Fragen nicht dabei­
sein können! (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. G r u  b e  r: Herr Abgeordneter Sekanina! 
Sie haben jetzt auch nur Lautstärke als Argu­
ment gehabt! Wie steht es jetzt mit der 
360-S-Lösung?) Zum ersten Te'il Ihres 
Zwischenrufes, Herr Abgeordneter Dr. Gruber: 
Sie haben wörtlich gesagt - wieder fair von 
mir, damit es jeder hört -, ich habe jetzt mehr 

Sandmeier und Sie, meine Damen und Herren, 
zählen Sie zusammen, wie viele Sie sind, und 
hier werden Sie feststellen können, daß hier 
einer steht. Sie werden mir gestatten, daß ich 
an diesem Rednerpult eben die Lautstärke zu 
Hilfe nehmen muß. (Zwischenrufe.) 

Darf ich nun, meine Damen und Herren, auf 
einige Hauptpunkte hinweisen, die auch im 
Zusammenhang mit dieser Steuerreform zu 
sehen sind. Mit dem 1 .  Jänner 1913 wird dann 
die große Reform der Lohn- und Einkommen­
steuer - so ist es unsere Absicht - Wirklich­
keit werden. Ich komme noch auf diese 360 S, 
seien Sie nicht so nervös, meine Damen und 
Herren von der Volkspartei. Ich weiß ja , daß 
das Ihre Taktik ist :  Sie bemühen sich krampf­
haft, diese große Leistung einer sozialistischen 
Bundesregierung zu bagatellisieren. (Ironische 
Heiterkeit bei der OVP.) Kollege Hahn, wenn 
Sie mich noch so wild anschauen, ich fürchte 
mich nicht. - Das ist eine große Leistung, die 
Sie in Ihrer Regierungszeit versäumt haben; 
deswegen müssen wir sie nachholen! (Beifall 
bei der SPO. - Abg. Dr. S c  h w i m m e r: 
Die Inflation ist die große Leistung!) 

Herr Kollege Hahn, Sie haben derartige 
Aktivitäten schon im Wiener Gemeinderat 
lautstärkemäßig produziert. Wenn Sie sach­
liche Argumente haben: Das Rednerpult steht 
Ihnen dann jederzeit zur Verfügung! Mit wil­
dem Schauen und lautem Schreien werden Sie 
die Probleme nicht lösen. Sie, Kollege Hahn, 
und Ihre Partei haben vier Jahre lang ver­
säumt, die Probleme zu lösen. Vier Jahre lang 
haben Sie auf dem Preissektor nichts getan. 
Wir müssen die Probleme heute lösen, die Sie 
verursacht haben! Das ist der Unterschied 
zwischen Ihrer und unserer Politik ! (Abg. 
Dr. S c  h w i m m e  r:  Das darf doch nicht wahr 
sein! Das ist die Märchenstunde, Kollege Seka­
ninaf) Herr Dr. Schwimmer, Sie sind nicht mehr 
in einem Alter, wo man Ihnen mit Märchen 
kommen kann. Das möchte ich für Sie sagen. 
Ich darf wohl annehmen, daß Sie nicht mehr in 
dem Alter sind. 

Aber wenn Sie heute von der Preispolitik 
reden - bitte, ich muß ja auf Ihre Zwischen­
rufe doch einigermaßen eingehen, machen Sie 
mir nicht den Vorwurf, wenn ich nicht von den 
360 S rede, aber ich komme darauf. (Abg. 
Dr. M u s  s i 1: Sie schämen sich wegen der 
360 S!) Kollege Mussil, wir zwei werden gleich 
zusammenkommen, einen Augenblick. noch. 

Sie haben, Herr Kollege Sandmeier, von der 
Preisentwick.lung gesprochen, von der enor­
men Belastung der ärmeren Bevölkerungsteile. 

Ich mache Ihnen einen Vorsmlag, Herr Ab­
geordneter Dr. Mussil : Sie sind Generalsekre-
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tär der Bundeskammer der gewerblichen Wirt­
schaft. Sie haben heute kritisiert, daß dieser 
oder j ener Abgeordnete von uns nicht da ist. 
Nicht Sie, Herr Abgeordneter Dr. Mussil, son­
dern Ihre Parteifreunde. Ich hätte also gerne 
auch den Herrn Präsidenten Sallinger ange­
sprochen. Er ist sicher entschuldigt weg. 

Aber wenn Sie, meine Damen und Herren, 
als Abgeordnete der Osterreichischen Volks­
partei die Preisentwicrlung so hart kritisieren 
und wenn der Herr Kollege Sandmeier das als 
den Kernpunkt seiner Ausführungen darge­
stellt hat, dann mache ich Ihnen einen Vor­
schlag, Herr Abgeordneter Dr. Mussil : Wech­
seln Sie nicht immer den Hutl (Abg. Doktor 
M u s  s i 1:  Ich kann nicht imin er den gleichen 
Hut tragen! Ich bin ein moderner Mensch! Ich 
wechsle täglich meinen Hut! - Heiterkei t bei 
der OVP.) Sie sind ein feiner Mensch. - Herr 
Abgeordneter Dr. Mussill Einmal stehen Sie 
hier auf dem Rednerpult und kritisieren sehr 
heftig. (Hei terkeit bei der OVP. - Abg. 
Dr. G r u b e r: A m  Rednerpu1t!) Sie stehen 
an diesem Rednerpult und kritisieren die Preis­
entwicrlung in Osterreich, Sie werfen der Bun­
desregierung vor, daß sie in der Preispolitik 
hilflos ist - um die Worte Ihres Kollegen 
Sandmeier zu gebrauchen -, konzeptlos und 
ähnliche Dinge mehr. (Abg. K e r n: Bahntarife 
erhöhen!) Wenn wir Ihnen dann, aber auch 
die Interessenvertretung der Arbeitnehmer, 
konkrete Vorschläge machen und Sie auffor­
dern, mit uns gemeinsam im Interesse dieses 
Staates und seiner Bevölkerung, Herr Abge­
ordneter Kern, wenn Sie das registrieren 
wollen, zu einer entsprechenden Preisdisziplin 
zu kommen, dann sind Sie, Herr Mussil, der 
größte Gegner einer derartigen Vorgangs­
weise. (Beifall bei der SPO.) Das ist der Unter­
schied zwischen unserer und Ihrer Politik, 
meine Damen und Herren. (Abg. S t a u  d i n­
g e r: Fragen Sie den Herrn Dr. Staribacher!) 
Ich weiß, Kollege Staudinger, daß es Ihnen 
außerordentlich weh tut, ich weiß aber, daß 
das die Bevölkerung interessiert, und das ist 
die Darstellung der Realität. 

Herr Dr. Mussil, ich habe gesagt : Nicht 
immer den Hut wechseln, bleiben Sie bei einer 
Auffassung, nicht einmal so und einmal so. 
Wir werden ja noch Gelegenheit haben, mit 
Ihnen darüber zu reden, wie man am zweck­
mäßigsten die Preissituation in Osterreich be­
einflussen kann. 

Meine Damen und Herrenl Ich darf zu dem 
Problem der 360 S als Vorleistung folgendes 
sagen: Wir haben uns - auch die Interessen­
vertretung der Arbeitnehmer - wohl über­
legt, welche Möglichkeiten wir haben und 
welchen Weg wir gehen können. Uns ist es  
nicht darauf angekommen, Herr Abgeordneter 

Dr. Neuner, Augenblickserfolge zu erzielen. 
Sie brauchen ja täglich einen Erfolg, bei Ihrer 
ramponierten Situation innerhalb der Organi­
sation ist es verständlich, daß Sie das brauchen. 
(Zwischenruie bei der ,OVP.) Sie brauchen täg­
lich einen Gag, Sie schicken Ihren Berichter­
statter hinaus, damit unserer berichten muß. 
Das sind Ihre Praktiken, die Sie der Offentlich­
keit, die das j a  nicht so registriert, vorführen. 

Wir haben uns das auch als Arbeitnehmer­
organisation und Interessenvertretung wohl 
überlegt und sind der Meinung, daß diese 
360 S als Vorleistung im Rahmen der Möglich­
keiten eben das Erreichbare sind. (Abg. Doktor 
G r u b e r: . . .  genug sind!) 

Ich habe nicht gesagt "genug", Herr Doktor 
Gruber, damit zwischen Ihrer Auffassung und 
meiner ein deutlicher Trennungsstrich gezogen 
wird. Sie haben im Zwischenruf gesagt, wir 
seien der Auffassung, daß sie genug sind; das 
sind wir nicht. Im Rahmen des Möglichen ist 
das jene Größenordnung, die wir vertreten 
können. Wir haben die Verantwortung nicht 
nur für den Augenblick, sondern auch für die 
kommenden Zeiträume zu tragen, deswegen 
haben wir diese Vorgangsweise gewählt. 

Sie haben uns vorgeworfen, daß wir nicht 
Rücksid1t nehmen auf Familienstand, auf Kin­
derzahl und ähnliches, was Sie in Ihrer Bemer­
kung, Herr Abgeordneter Sandmeier, hier dem 
Hohen Haus vorgetragen haben. Wir sind der 
Auffassung, daß bei dieser Vorleistung ein­
heitlich vorgegangen werden kann und soll ,  
weil diese sozial gerecht'en Lösungen, die an­
gestrebt werden, im Rahmen der Gesamt­
reform, die dann auch Rücksicht nimmt auf den 
Familienstand, auf die Kinderzahl (Abg. Dok­
tor S c  h w i m m e r: Alle die gleiche Kragen­
weite!), bewerkstelligt werden können. 

Aus diesem Grund, meine Damen und Her­
ren, scheuen wir uns nicht, in aller Offentlich­
keit diese unsere Vorschläge zu vertreten, und 
wir glauben aus Verantwortungsbewußtsein 
im Interesse dieses Staates und auch seiner 
Bevölkerung sagen zu müssen, daß wir Lizita­
tionsvorschlägen Ihrerseits nicht die Zustim­
mung geben können. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident : Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Broesigke. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, daß Rückblicke auf die Zeit zwischen 
1 966 bis 1 970 und eine Vorschau auf eine 
Steuerreform, die künftig einmal kommen soll, 
nicht darüber hinwegtäuschen können, daß der 
Initiativantrag, der hier zur Behandlung vor­
liegt, mit schweren Mängeln behaftet ist. Es 
ist nicht zu übersehen, daß auch im Rahmen 
der Möglichkeiten, wie sich der Kollege Herr 
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Sekanina ausgedrückt hat, von denen wir gar 
nicht bestreiten, daß es begrenzte Möglich­
keiten sind, immerhin der Weg bestand, etwas 
vorzunehmen, was gar nichts kostet, nämlich 
eine gerechte Differenzierung. 

Wenn hier von den abgetragenen Elementen 
konservativer Steuerpolitik gesprochen wurde, 
die durch eine moderne Steuerreform zu 
ersetzen wären, so ist das grundsätzlich durch­
aus zu bej ahen. Wenn man aber zu dem 
System übergeht, daß man allen verschieden 
wegnimmt, aber jedem gleich zurückgibt, so 
ist das weder modern noch fortschrittlich noch 
gerecht. Während es in alten Zeiten die Kopf­
steuer gegeben hat, haben Sie jetzt etwas 
Neues eingeführt, das ist das Kopfgeld bei der 
RÜckerstattung. Dieses Kopfgeld beträgt 
360 S für jeden, ohne Rücksicht darauf, wieviel 
ihm der Staat vorher abgenommen hat. Das 
ist eine schwere Ungerechtigkeit gegenüber 
der ganzen Bevölkerung, das ist leistungs­
feindlich, und wenn das ein a conto auf das 
kommende Steuersystem sein soll, so kann 
man sich leicht vorstellen, daß es ein Steuer­
system der Nivellierungsgesinnung 
katexochen werden wird. 

Wenn man sich diesen Antrag ansieht, diese 
schöne Vereinfachung, so wird man an das 
geflügelte Wort von Jakob Burckhardt 
erinnert, von den terrible simplificateurs, von 
den furchtbaren Vereinfachern, die unter uns 
sind, wie man sieht. Das sind jene Leute, 
die glauben, wenn es darum geht, von den 
Steuerpflichtigen eine Leistung zu verlangen, 
dann muß man genau rechnen, dann muß 
man komplizierte Tarife haben und versuchen, 
je mehr einer leistet, ihm umsomehr weg­
zunehmen. Wenn es aber darum geht, die 
Folgen einer zweifellos bestehenden Inflation 
und die Nachteile der Progression auszu­
gleichen, dann sagt man : Wir geben jedem 
360 S, andere Möglichkeiten bestehen nicht. 

Ich kann Ihnen nur sagen: Wenn das die 
Grundlage einer Steuerreform und einer 
Steuerpolitik ist, dann wird das österreichische 
Steuerrecht in der Zukunft für die Bevöl­
kerung hart sein. Es wird dann darin bestehen, 
daß wie bei dem berühmten Prokrustesbett 
alle schön gleichgemacht werden, und dann 
wird es dazu kommen, was ja jetzt schon im 
Gange ist, daß unsere Jugend noch in 
größerem Ausmaß ins Ausland geht, weil sie 
sagt : Bei dieser Form der Besteuerung bleiben 
wir nicht da. Und es sind nicht die Schlech­
testen, die uns auf diese Weise verloren­
gehen. 

Darum bitte ich doch das Hohe Haus, nach­
zudenken, ob das nicht ein Weg ist, der uns 
alle einmal in eine sehr schwierige Lage 
bringen kann. Wenn wir es als ungerecht 
empfinden - und das liegt auch diesem 
Initiativantrag zugrunde -, daß für eine 
Gehaltserhöhung, die nur durch den Verlust 
der Kaufkraft des Schillings herbeigeführt 
und notwendig geworden ist, durch die Ein­
richtung der Progression eine höhere Steuer 
gezahlt werden muß, dann müssen wir Mittel 
und Wege finden, als Gegenstück zur Pro­
gression Abhilfe zu schaffen, aber nicht in 
dieser Primitivform. 

Daß hier noch in diesem Antrag ein Fehler 
enthalten ist, daß es den Antragstellern nicht 
gelungen ist, ihre Auffassungen in einwand­
freier Formulierung zum Ausdruck zu bringen, 
haben wir im Ausschuß schon besprochen. 

Im § Abs. lit. b wird das Wort 
"Ermäßigungsbetrag" gebraucht. Es bedeutet 
etwas anderes als das Wort "Ermäßigungs­
betrag" vorher. Später heißt es wieder : die 
Berücksichtigung des Ermäßigungsbetrages. 
Damit ist wieder etwas anderes gemeint. Also 
es wäre vielleicht gut gewesen, wenn man 
es schon so ungeheuer einfach machen will, 
es zumindest auch so genau zu formulieren, 

Ich darf Ihnen sagen, daß diese Behauptung daß der Wille des Gesetzgebers eindeutig zum 

einfach nicht wahr ist. Es wäre ohneweiters Ausdruck kommt. 

und genau so leicht technisch möglich gewesen, Wir sind zu diesem Antrag der Meinung, 
in diesem zweiten Halbjahr 1 972 sämtliche daß er eine gerechte Steuerentlastung für die 
Lohn- und Einkommensteuern um einen österreichische Bevölkerung nicht bringt und 
b�stimmten Prozentsatz zu kürzen. Das hätte nach der ganzen Systematik, die ihm zugrunde 
mcht mehr Verwaltungsaufwand gemacht und r t eh '  ht b . k 
wäre ein gerechtes System gewesen. An Stelle ! leg , au mc nngen anno 

dieses Systems wird aber nun ein ungerechtes Wir sind auch nicht der Meinung, daß der 
gesetzt, was man noch irgendwie entschul- Antrag der Osterreichischen Volkspartei die 
digen könnte, wenn Sie zumindest den Ver- Notwendigkeit einer Berücksichtigung der 
such unternommen hätten, den Familienstand Verhältnisse des Steuerpflichtigen hinreichend 
des Steuerpflichtigen zu berücksichtigen. zum Ausdruck bringt, aber immerhin enthält 
(Beifall bei der FPO.) Aber nicht einmal das, er zumindest eine gewisse Differenzierung 
nicht einmal den Familienstand, nicht einmal nach den Familienverhältnissen des Steuer­
die Frage, ob einer für eine Frau und fünf pflichtigen. Er versucht zumindest auf diesem 
Kinder oder für niemand zu sorgen hat, jeder Gebiet, der Idee der Steuergerechtigkeit 
kriegt seine 360 Schilling I näherzukomme.n. 
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Wenn auch der Herr Kollege Sandmeier nur 
die Sozialisten eingeladen hat, für diesen 
Antrag zu stimmen, so darf ich doch namens 
meiner Fraktion sagen, daß wir in diesem 
Antrag, wenn wir ihn auch nicht als voll 
befriedigend ansehen, immerhin einen Fort­
schritt gegenüber dem Initiativantrag der 
Abgeordneten Hofstetter und Sekanina sehen 
und daher für diesen Antrag stimmen werden. 
Eine bescheidene Erleichterung bringt es 
natürlich für alle, wir werden daher ebenso 
wie im Ausschuß zustimmen. 

Ich darf aber noch einmal sagen : wenn das 
der Weg sein soll, auf dem künftig die steuer­
lichen Probleme Osterreichs behandelt werden 
sollen, dann wird das künftige Steuerrecht 
weder modern noCh gerecht sein. (Beifall bei 
der FPO.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
. ist der Herr Abgeordnete S�rinzi. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren! Es ist 
schon nachgerade etwas peinlich, wenn man 
sich in diesem Hohen Hause für eine Minder­
heit einsetzen muß. (Zwischenruf des Abg. 
L u  k a s.) 

Ich werde Sie als Kronzeugen dafür an­
führen, Herr Lukas - bitte etwas vorsichtiger 
zu sein -, daß ich mit meiner Behauptung 
reCht habe. Sie waren in der gleichen Ange­
legenheit auch einmal Minderheitenvertreter, 
ganz in meinem Sinn. Nur haben sich 
inzwischen die Mehrheitsverhältnisse geän­
dert. (Abg. L u  k a s; Warum ist das peinlich?) 
Sie regen sich viel zu früh auf. Sie geben mir 
nur nicht Gelegenheit, das zu begründen. 

Ich folge übrigens auch der Meinung eines 
Parteifreundes von Ihnen, der das an der 
gleichen Stelle vor einigen Jahren gesagt hat. 
Es ist der heutige Justizminister Dr. Broda, 
der genau dasselbe gemeint hat, nämlich daß 
es schwierig sei, die Ansprüche einer Minder­
heit in Osterreich durchzusetzen, weil man 
offensichtlich nur ein Ohr hat für Gruppen, die 
eine Mindeststärke in diesem Land über­
schreiten. Die Interessen und die Anliegen 
der übrigen spielen nur eine untergeordnete 
Rolle. Das war die Auffassung des damaligen 
Abgeordneten Dr. Broda, und iCh teile sie. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren l 
Ich rede von dem Initiativantrag, den meine 
Fraktion eingebracht hat, um ein grobes Un­
recht, das einer Gruppe von Menschen in 
diesem Land in bezug auf ihre steuerliche 
Behandlung widerfährt, zu beseitigen, und der 
leider der Ablehnung durch die Mehrheits­
fraktion dieses Hauses verfallen ist. Seit 
vielen Jahren bemühen wir uns, die steuer­
liche Behandlung der Uberstunden-, Sonn- und 

Feiertagsleistungen der Kassenärzte in diesem 
Lande zu beseitigen und eine Behandlung zu 
erreichen, die sie etwa mit den unter ähnlichen 
Bedingungen tätigen Kollegen in den 
Krankenanstalten oder auch in den Einrich­
tungen der Krankenkassen gleichstellen 
würde. 

Das wäre eine Maßnahme, von der ich 
erwartet hätte, daß ihr gerade die sozialistische 
Regierung, der die Verhältnisse auf diesem 
Gebiet sehr gut bekannt sind, und auch die 
sozialistische Fraktion, die sich ganz im Sinne 
meines Antrages durch einen Anfragesteller 
namens Lukas (Heiterkeit) vor fünf Jahren 
in der gleichen Sache eingesetzt hat, folgen 
würde. Sie, Herr Kollege Lukas, haben genau 
das Anliegen vertreten, das ich heute vertrete 
und das der Ablehnung durch Ihre Partei und 
durch Ihren Finanzminister verfallen wird. 
Genau in dem gleichen Sinn sind Sie hier 
im Jahr 1 967 als Anfragesteller initiativ 
gewesen. Sie haben es nur vergessen! (Abg. 
L u  k a S: War Ihre Partei nie in der Minder­
hei t?  - Abg. 0 f e n b ö c k: Das ist kein 
Minderheitsproblem! Das ist nur eine 
schizophrene SPOt) Das ist ein anderes 
Thema. Aber Lukas hat sich viel zu früh 
aufgeregt, sonst hätte er sich die Aufregung 
wahrscheinlich erspart. 

Meine Damen und Herren! Es geht hier 
um etwas sehr Grundsätzliches. Die Situation, 
der wir uns in Osterreich in bezug auf die 
Versorgung der Bevölkerung mit frei prak­
tizierenden Ärzten und hier insbesondere mit 
Landärzten gegenübersehen, ist besorgnis­
erregend. Das wissen wir. 

Eine Umfrage, die über das Institut für 
Allgemeinmedizin vor eInIgen Jahren in 
Osterreich gestartet wurde, hat Ergebnisse 
gebracht, die gleichfalls Anlaß zur Sorge sind. 
Nur mehr 5 Prozent der Promoventen an den 
österreichischen Hochschulen wollen sich dem 
Beruf des praktischen Arztes zuwenden. Das 
heißt, wir werden in der nächsten Zeit mit 
einem jährlichen Fehlbestand von 350 bis 
400 praktischen Ärzten zu rechnen haben. Das 
derzeitige Defizit nähert sich etwa 300. (Abg. 
W i e  1 a n  d n e r: Der Herr Präsident Daume 
sagt etwas anderes!) 

Wir hatten nach dem Krieg eine vorüber­
gehende Ärzteschwemme, das ist richtig. Das 
war bedingt durch die außergewöhnlichen 
Verhältnisse, durch die außergewöhnliche Zu­
nahme der Studierendenzahlen im Krieg, 
infolge der damit verbundenen gewissen 
Begünstigungen und dann durch die Rückkehr 
und das Einströmen einer ganz großen Anzahl 
von Ärzten aus nunmehr besetzten Gebieten 
oder aus Gebieten, die unter politischen 
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Systemen zu leiden hatten, denen sich gerade oder mit der Ausklammerung der praktizie­
der Freiberufler so wenig gerne unterwirft. renden Ärzteschaft aus der Präventivmedizin. 

Aber seit Jahren ist die Entwicklung eine 
andere. Sie ändert sich jetzt wieder. Aber die 
Umfrage haben wir ja an die jetzt studie­
renden Ärzte gerichtet. Es ist also kein Trost, 
wenn die Zahl der Studierenden der Medizin 
zunimmt, aber immer weniger den Beruf des 
Landarztes ergreifen wollen. 

Die Altersstruktur der Ärzte ist gleichfalls 
sehr ungünstig, im besonderen die der prak­
tizierenden Ärzte, und sie wird von Jahr zu 
Jahr ungünstiger. So etwa hat bei den 
praktischen Ärzten der Anteil jener, die unter 
50 Jahre alt sind, in den letzten zehn Jahren 
um 1 Prozent abgenommen, der Anteil der 
60- bis 70jährigen um 4 Prozent und der Anteil 
der über 70j ährigen um fast 2 Prozent zuge­
nommen. Das Durchschnittsalter der prak­
tischen Ärzte ist in den letzten zehn Jahren 
um zehn Jahre höher geworden. Zugleich aber 
ist der Anteil dieser stark überalteten Gruppe 
in den letzten zwanzig Jahren von 60 auf 
48 Prozent der praktizierenden Ärzte zurück­
gegangen. 

Es wäre doch notwendig, daß wir schon 
allein aus diesen UberIegungen - und früher 
habe ich etwas davon gehört, daß Sie sich 
dem Leistungsprinzip auch in der Steuer­
politik verschreiben; übrigens eine ganz neue 
Entdeckung - dieser Situation durch ent­
sprechende Maßnahmen begegnen. 

Eine der Maßnahmen, die die Ärzteschaft 
zu Recht seit vielen Jahren fordert, ist jene 
nach einer steuerlichen Sonderbehandlung der 
den Ärzten auferlegten Uberstunden, Nacht­
dienst- und Sonntagsverpflichtungen. Hier 
kann man sich nicht auf formale Kriterien 
beziehen, wie es bisher alle Finanzminister 
getan haben, daß dem verfassungsmäßige 
Bedenken gegenüberstünden und daß auch in 
anderen Freiberuflergruppen Dberstunden­
leistungen erbracht und steuerlich nicht anders 
behandelt werden. Denn hier handelt es sich 
ja  um Pflichtleistungen. Kein Arzt kann sich 
der Sonntagsdienstverpflichtung, kein Arzt 
kann sich dem Ruf des Kassenpatienten oder 
eines anderen Patienten in der Nacht ent­
ziehen, er machte sich strafbar und würde 
auch gegen die abgeschlossenen kassenärzt­
lichen Verträge verstoßen. 

In dieser Situation trifft die Ärzteschaft nicht 
nur die Herausforderung der 29. Novelle des 
ASVG, welche die Situation der freiprak­
tizierenden Ärzte zweifellos verschlechtern 
will, sei es in der Frage der unbegrenzten 
Zulassung von Ambulatorien und damit der 
Verzerrung der Wettbewerbsverhältnisse, sei 
es mit der Lockerung des Kündigungsschutzes 

In dieser Situation, in der so viel und in der 
auch Ihre Frau Gesundheitsminister in ihrem 
Gesundheitsplan von der Notwendigkeit 
spricht, insbesondere den Beruf des Land­
arztes attraktiver als bisher zu machen, lehnen 
Sie einen Antrag ab, der auf einem kleinen, 
aber doch bedeutenden Sektor tatsachlich 
dieser Berufsgruppe helfen könnte. Hier folgen 
Sie der Linie aller bisherigen Finanzminister. 

Wenn vor kurzem Herr Finanzminister 
Dr. Androsch in einer Anfragebeantwortung 
gemeint hat, das Äquivalent seien die in der 
Einkommensteuernovelle 1 910 im übrigen 
dank des sehr starken Einsatzes der freiheit­
lichen Fraktion erreichten Absätzbeträge 
beziehungsweise die Freibeträge, die hier 
eingeräumt wurden, so ist das nicht richtig. 
Daß diese Freibeträge für die Freiberufler 
gekommen sind, war eine zweifellos begrü­
ßenswerte Maßnahme, um die harte Steuer­
progression gerade dieser Berufsgruppen ein 
wenig zu mildern, aber sie stellt kein 
Aquivalent für j ene Pflichtleistungen dar, die 
Sie durdl die steuerliche Behandlung 
bestrafen. 

Damals hat der Abgeordnete Lukas von 
der SPO von Herrn Finanzminister Schmitz 
eben das hören müssen, was ich von Herrn 
Minister Androsch hören mußte. Als Sie in 
diesem Haus noch mit uns in Opposition 
waren, haben Sie auch, etwa durch den Abge­
ordneten Broda, in dieser Frage eine ganz 
andere Haltung eingenommen. Ich will das 
nicht im einzelnen zitieren, ich will nur darauf 
verweisen: Als der gleiche Antrag - aller­
dings als Abänderungsantrag zur Ein­
kommensteuergesetznovelle 1 967 - der Ab­
lehnung durch die Mehrheit des Hauses ver­
fallen ist, hat sich Ihr Sprecher, Abgeordneter 
Broda, mit der Zielsetzung dieser Anträge 
identifiziert und sich unter anderem für einen 
gleichfalls der Ablehnung verfallenen Antrag 
eingesetzt, der von uns unterstützt wurde, die 
Freibeträge gerade unter Hinweis auf diese 
besonders erschwerten Arbeitsbedingungen 
der Ärzte auf 30.000 S anzusetzen. 

Wir haben vorn damaligen Finanzminister 
nichts bekommen. Aber damals , 1967, war 
Broda der Meinung, daß dieser Freibetrag 
30.000 S zu sein habe. Vier Jahre später haben 
wir mit Hängen und Würgen - denn damals 
war die Minderheitsregierung und diese 
mußte auf Vorschläge der Opposition ein­
gehen - 20.000 S durchgesetzt und werden 
auf Grund der jüngst mit der Bundesregierung 
geführten Verhandlungen diese Freibeträge 
um 5000 S erhöhen können. Aber wollte ich 
der Auffassung des Herrn Dr. Broda von 
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damals folgen, dann hätten Sie, wenn Sie 
diese Beträge valorisiert hätten, sich tür eine 
wesentlich größere Erhöhung einsetzen 
müssen. Aber so ändern sich eben die Dinge, 
wenn man von der Oppositionsbank auf die 
Regierungsbank übersiedelt. 

Meine Damen und Herren! Die Situation 
auf dem Sektor der Versorgung unserer 
Bevölkerung durch die praktischen Ärzte ist 
ernst und schwierig und sie wird es von Tag 
zu Tag mehr. Trotzdem hat sich zum Beispiel 
bislang die Frau Gesundheitsminister zu 
keiner einzigen konkreten Maßnahme auf 
diesem Gebiet, außer zu einer Deklamation 
aufgerafft und hat es auch in diesem Zu­
sammenhang offensichtlich versäumt, sich für 
konkrete Maßnahmen und zielführende Maß­
nahmen einzusetzen. Oder sie ist bei diesem 
Versuch untergegangen; das kann ich nicht 
ganz eindeutig entscheiden. 

Die Ärzte sind eine Gruppe, die zwar ent­
scheidend dazu beigetragen hat, daß die 
Lebenserwartungen auch in unserem Lande 
in den letzten Jahren und Jahrzehnten ent­
scheidend gestiegen sind. Sie selber aber sind 
firn Zuge des Einsatzes für dieses Ziel eine 
Gruppe in diesem Land mit einer erheblich 
niedrigeren Lebenserwartung geworden. 
Nicht zuletzt wegen des Dauerstreß, dem 
gerade der praktizierende Arzt und der 
Krankenkassenarzt auf dem Lande ausgesetzt 
sind. 

wollen, und daß sie die Arbeit und Tätigkeit 
dieser Gruppe von Menschen in Osterreich 
steuerlich diskriminiert. (Beifall bei deI FPO). 

Präsident: Der nächste Redner ist Herr 
Abgeordneter Dr. Mussil. Bitte. (Abg. G I  a f: 
Wo ist der Herr Sekanina? Warum hört er 
dem Herrn Mussil nicht zu? - Abg. L i  b a 1 :  
Ich werde ihn holen! - Abg. G r a f: Er hat 
beanstandet die Abwesenheit von Sallingerl) 

Abgeordneter Dr. Mussil (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Auch mir tut es leid, daß 
Kollege Sekanina nicht im Hause ist. Ich habe 
wirklich den Eindruck, er geniert sich wegen 
der Höhe dieser Sonderzahlung, und ich muß 
sagen: Da muß ich ihm recht geben. Ich finde , 
es ist eigentlidl gerechtfertigt, daß er den 
Saal verlassen hat. (Abg. S e k a n  i n a, den 
Saal betretend: Kollege Mussil, ich geniere 
mich nichtf) 

Sekanina hat zu der Frage der Preis­
steigerungen die sogenannte alte Relativüäts­
theorie wiederum aufgewärmt und hat 
gemeint, es wäre ein unabwendbares Schick­
sal, das auf Osterreich vom Ausland zukommt, 
und wir können gegen diese Entwicklung wie 
gegen ein Fatum, das gegen uns anrennt, 
nichts unternehmen. 

Herr Kollege ! Die allgemeine Auffassung 
und auch die Auffassung einer Reihe von 
Vertretern aus Ihren Reihen ist der Meinung, 
daß etwa zwei Drittel der Inflation haus� 

Dieser Dauerstreß wird von Ihnen und wird gemacht sind, und dafür ist einzig und allein 

auch von der sozialistischen Regierung mit 
einer ungerechten Besteuerung bestraft. Es ist 
außerordentlich bedauerlich, daß Sie sich hier 
einer Möglichkeit begeben haben, über 
Lippenbekenntnisse hinaus tatsächlich dieser 
Ärzte gruppe in einem nicht unwesentlichen 
Punkt zu helfen. Aber vielleicht liegt das 
und liegt diese Abstinenz auf der Linie einer 
Politik, die ja so entscheidend aus der 
29. ASVG-Novelle herauszuhören ist, nämlich 
auf jener Linie, die letzten Endes zur Beseiti­
gung der freiberuflichen Ärzteschaft und zur 
Einführung des staatlichen Gesundheits­
dienstes führen soll. 

Ich bedauere es, daß auch die sozialistische 
Regierung ganz anders als zur Zeit, in der 
sie als Opposition diese Forderung mit uns 
hier im Hause vertreten und sich zu ihr 
bekannt hat, den freiheitlichen Initiativantrag 
abgelehnt hat und damit den Einsatz der 
Ärzte, der für die Gesunderhaltung und für 
die Gesundheit der gesamten Bevölkerung so 
entscheidend ist, der aber auch unabdingbar 
sein wird, wenn wir präventive Maßnahmen, 
wenn wir Maßnahmen im Sinne einer vor­
beugenden Gesundheitspolitik durchführen 

die Regierung verantwortlich. (Zustimmung 
bei deI avp.) 

Ich darf ein zweites sagen : Die moderne 
Relativitätstheorie heißt :also, wir müssen nur 
trachten, mit unserer Inflationsrate nicht 
schlechter zu liegen als die anderen. Eine 
Zeitlang waren wir im unteren Feld, jetzt 
bewegen wir uns ungefähr im Mittelfeld, und 
wenn die Regierung Kreisky noch lang am 
Ruder ist, werden wir in der Inflationsrate 
bald das europäische Spitzenfeld erreicht 
haben. (Zwischenruf des Abg. Dr. F i s  e h e  r.) 

Meine Damen und Herren ! Ich darf dazu 
noch eines sagen, ganz abgesehen von diesen 
Erwägungen: Der österreichischen Hausfrau 
und dem österreichischen Konsumenten ist es 
völlig gleJich.gültig - ich habe das schon 
einmal betont -, ob man in England 1 0  Pro­
zent Inflationsrate hat oder in Schweden 
8 Prozent; die wollen in Osterreich billig ein­
kaufen und einen stabilen Schilling haben, 
und das kann die Regierung Kreisky nicht 
garantieren! (Beifall bei der OVP. - Abg. 
S e k a n i n a: Sie haben oft von Schweden 
und oft von England gesprochen!) Aber immer 
im nachteiligen Sinn, Herr Kollege I (Abg. 
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S e  k a n i n a: Weil es Ihnen in das Tages­
problem gepaßt hat!) Ich möchte nicht sagen 
"im nachteiligen Sinn" : im richtigen Sinn, das 
ist vielleicht besser ausgedrückt. 

Ich möchte auch zur Frage der Verteilung 
der Inflationslast etwas sagen. Alle Länder 
versuchen, das Inflationsleiden irgendwie 
gerecht zu verteilen. Durch die Inflation am 
meisten getroffen sind die Sparer, dann die 
Bezieher fixer Einkommen, die Geschäftsleute 
mit fixen Preisen und in erster Linie die Land­
wirtschaft, die seit Jahren feste Preise hat 
(Zwischenruf des Abg. Erich H o f  s t e t t e r), 
bei der die Betriebsausgaben ununterbrochen 

wir auch zu einer gesetzlichen Regelung bereit 
sind. Ich möchte aber eines mit allem Nach­
druck sagen : Ein Instrumentarium für einen 
totalen Preisstopp, wie Sie es sich vorstellen, 
selbstverständlich nach Ihrem Dafürhalten 
ohne Lohnstopp, ohne Tarifstopp, das schlagen 
Sie sich gefälligst aus dem Sinn! Zu diesem 
Gesetz brauchen Sie unsere Zustimmung, und 
die Zustimmung werden wir nur zu einem 
vernünftigen Gesetz geben und nicht zu so 
einem Gesetz, wie Sie es vorhaben ! (Beifall 
bei der OVP. - Abg. S e  k a n  i n a: Daher 
tragen Sie auch die Verantwortung, wenn 
nichts geschiehtl) 

im Steigen begriffen sind und die sich daher Idl darf dazu noch folgendes sagen : Ganz 
in einer Schere zwischen diesen Entwicklungen abgesehen von allem anderen würde diese 
befindet. Aber hier scheint es so zu sein, Regelung, die Minister Rösch vorgeschlagen 
daß das, was der Regierung politisch nicht hat, die Paritätische Kommission de facto 
gelingt, nämlich die Bauernschaft politisch in außer Funktion setzen. Es würde einen 
die Knie zu zwingen, auf wirtschaftlichem I Systemwechsel vom gegenwärtigen Markt­
Wege durchzusetzen versucht wird durch ein preissystem zu einem System der Polizei­
Aushungern der Bauernschaft ! (Zustimmung I preise bedeuten, und über Polizeipreise hat 
bei der OVP.) Das muß mit allem Nachdruck Minister Androsch bei dem Fernsehgespräch 
verhindert werden. selbst gesagt, daß Polizeimaßnahmen für die 

Kollege Sekanina hat darauf hingewiesen, 
daß in Osterreich eine schrittweise Erneu­
erung des Steuersystems vor sich gehen soll. 
Herr Kollege ! Wenn uns das so passiert wie 

Beeinflussung des Preisniveaus das Ungeeig­
netste sind, das man sich überhaupt denken 
kann. (Abg. Dr. W i t h a I  m: Das hat el 
gesagt! - Abg. G I  a f: Das hat er gesagt!) 

bei der Mehrwertsteuer, werden wir uns in Meine sehr geehrten ' Damen und Herren1 
einem Dauerkrampf befinden, der nicht enden Der Herr Finanzminister hat in der letzten 
wird. Denn das, was wir bei der Mehrwert- Nummer von "Arbeit und Wirtschaft" einen 
steuer erlebt haben, war eine KramPf- , Artikel über die Einkommensteuer veröffent­
entwicklung, die überhaupt nicht zu über- licht, und da schreibt er folgendes : 
treiben ist ! (Abg. Ing. S c  h e i b e n g r a f: . " 

Ihre eigenen Krämpfe!) I "DIe Steuersenkung zum 1 .  Janner 1973 und 
die Vorleistung" - das ist also das, was wir 

Minister Androsch hat in seinem Budget- I heute beraten -, "die darauf bereits im 
bericht - das hat der Kollege Sekanina Jahre 1972 erbracht werden wird, wird es den 
zitiert - dann hervorgehoben : Die Steuer- Arbeitnehmervertretungeu" - da hören Sie 
gesetzgebung muß leistungsfördernd, sozial gut zu, Herr Sekanina ! - "ermöglichen, bei 
gerecht sein, und die Steuern müssen einfach gleichem realem Lohngewinn geringere Lohn­
zu verwalten sein. Wie schaut es wirklich und Gehaltsforderungen zu stellen." 
aus, meine Damen und Herren? - Es ist 
schon durch Kollegen Broesigke gesagt 
worden: Die Steuergesetzgebung, die Sie vor­
haben, ist ausgesprochen nivellierend, sie ist 
sozial ungerecht, weil sie zum Teil die 
Ärmsten trifft. Und einfach zu verwalten? -
Was Sie uns jetzt bei der Mehrwertsteuer 
bescheren wollen, ohne Erleichterungen für die 
kleinen Handels- und Gewerbetreibenden, das 
ist in seiner Kompliziertheit überhaupt nicht 
zu übertreiben. 

Ich möchte dann auf eine Bemerkung 
zurückkommen, die das Preisregelungsgesetz, 
also den sogenannten Rösch-Plan, betrifft. Wir 
haben uns immer wieder zu entsprechenden 
Maßnahmen auf Sozialpartnerebene bekannt, 
um die Preisentwick.lung im Griff zu behalten. 
Unser Parteiobmann hat gestern erklärt, daß 

Wenn man das liest, so hat man den Ein­
druck: das hat mit einer kollektivvertrags­
politischen Realität überhaupt nichts mehr zu 
tun. Meine Damen und Herren! Die Lohnwelle 
ist im Februar angelaufen und ist jetzt schon 
zum großen Teil vorbei. - Ich weiß schon, 
Herr Kollege Skritek, die Handelsangestellten 
kommen noch, aber die meisten sind schon 
passe. - Und auf einen Zukunftsscheck, der 
darüber hinaus gar nicht gedeckt ist und der 
einen derart kümmerlichen Betrag yrie diese 
360 S beinhaltet, kann sich keine Gewerkschaft 
bereit erklären, um auch nur einen Groschen 
bei den Lohnforderungen herunterzugehen. 
Was wir bei der Lohnwelle erlebt haben, war 
genau das Gegenteil von dem, was der Herr 
Finanzminister aus dieser Vorleistung erwar­
tet hat : wir sind heuer um zirka 2 Prozent im 
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Durchschnitt sowohl bei den Kollektiv­
vertragslöhnen als auch bei den Ist-Löhnen 
höher als im vergangenen Jahr. Das ist der 
Effekt Ihrer Maßnahme I 

Ich möchte dazu eines sagen : daß nicht nur 
wir von der Osterreichischen Volkspartei eine 
Vorziehung verlangt haben, und zwar eine 
substantielle Vorziehung einer entsprechenden 
Ermäßigung der Progression, sondern das 
gleiche hat auch der Gewerkschaftsbund ver­
langt, und zwar zum 1 .  Jänner 1 972. (Abg. 
Brich H o f  s t e t t e l: Das stimmt aber nicht! 
Wo sind die Beschlüsse? Nirgends ist das 
beschlossen worden!) Auch in der Pari­
tätischen Kommission, Herr Collega ! (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Bei den Verhandlungen in der Sozia-
. listischen Partei ist man plötzlich vom 
1. Jänner und von einer substantiellen Vor­
leistung überhaupt abgekommen. Heraus­
gekommen ist das, worüber wir jetzt ver­
handeln. Diese 360 S haben sich lohnpolitisch 
und kostenpolitisch überhaupt nicht ausge­
wirkt. Die LohnsWckkosten sind im ersten 
Halbjahr 1 972 um 8 Prozent und im Jahre 197 1  
um 7 , 1  Prozent gestiegen. 

Meine Herren ! Unter diesen Voraus­
setzungen eine derartig massive Lohnwelle 
loszutreten und dann haben zu wollen, daß 
mit einem Preisstopp die Betriebe ausge­
hungert werden, das ist eine Methode, bei der 
wir nicht mitgehen werden. Das können Sie 
zur Kenntnis nehmen. (Neuerlicher Zwischen­
ruf des Abg. Brich H o f  s t e  t t e r.) Ich rede 
nicht gegen besseres Wissen, sondern das 
bildet die Grundlage für solche Maßnahmen. 

Meine Damen und Herren! Ich darf noch 
eines zur Preisentwicklung erwähnen : Der 
Herr Finanzminister hat es zweifellos in der 
Beziehung nicht leicht. Im Budget 1972 ist 
eine Inflationsrate von 5 Prozent eingeplant. 
Wenn diese . Rate nicht eingehalten wird, dann 
wird das Budget notleidend. Der Finanz­
minister ist also an dieser Inflationsrate inter-

. essiert. Oder wenn man das anders ausdrücken 
will : Die Regierung braucht die Inflation von 
5 Prozent, damit ein Inflationsgewinn von 
etwa 3 oder 4 Milliarden Schilling entstehen 
kann. 

Das sind also die Zusammenhänge, die hier 
richtig gesehen werden , müssen. (Abg. 
Dr. F i s  c h e l: Müßten! Konjunktiv!) Herr 
Collega ! Zweifellos : müssen ! (Abg. Doktor 
F i s  c h e l: Müßten!) 

Der Herr Finanzminister hat in den 
Punktationen für die Lohn- und Einkommen­
steuergesetznovelle 1972 verschiedene Ver­
änderungen vorgesehen. Inwieweit das durch­
geht, wird man in der Zukunft sehen. Ich 

darf aber eines sagen - es ist das auch schon 
angeklungen -: Die bisherigen Freibeträge, 
die eine Progressionsmilderung beinhaltet 
haben, sind in fixe Beträge umgewandelt 
worden. Diese fixen Beträge, Herr Collega, 
unterliegen genauso der Inflation wie alles 
andere auch. 

Wenn heute diese 360 S beschlossen werden 
und wenn dann am 1. Jänner die Novelle zum 
Lohn- und Einkommensteuergesetz, die nach 
Angabe des Herrn Finanzministers 5,3 Mil­
liarden Schilling bringen soll, in Kraft treten 
wird, dann wird diese progressionsbremsende 
Wirkung der Freibeträge wegfallen. Oder 
anders ausgedrückt : Es wird die Bremse für 
den Inflationsgewinn des Finanzministers 
wegfallen. Es wird also wesentlich radikaler 
wieder bei der nächsten oder spätestens bei 
der übernächsten Lohnerhöhung notwendig 
sein, zu ähnlichen Maßnahmen zu greifen wie 
heute. Das ist nicht der Sinn des Erfinders. 
Diese Dinge sollen grundsätzlich behandelt 
werden, aber nicht in der Form, wie es hier 
geschieht. 

Der Herr Finanzminister hat dann bei den 
Besprechungen erklärt - er hat das auch bei 
Erklärungen im Fernsehen unterstrichen -, 
daß jeder Osterreicher durch die große 
Steuergesetznovelle, also von diesen 
5,3 Milliarden Schilling Einnahmen, die durch 
diese Steuergesetznovelle ab 1 .  Jänner nicht 
mehr erzielt werden sollen, etwas bekommen 
soll. 

Meine Damen und Herren! Ich darf dazu 
folgendes sagen : Das stimmt unter der Vor­
aussetzung, daß man von der Situation am 
1 .  Jänner ausgeht. Aber wenn man von der 
gegenwärtigen rechtlichen Situation ausgeht, 
dann heißt das, daß die Zuschläge zur Lohn­
und Einkommensteuer Ende dieses Jahres aus­
zulaufen haben. Wenn man das abzieht und 
wenn man noch das berücksichtigt, was die 
Länder und Gemeinden von dieser Steuer­
gesetznovelle zu tragen haben, dann ist es 
so, daß der Finanzminister kaum etwas für 
diese Steuerreform auf den Tisch legt. 

Meine Damen und Herren! Eines wundert 
mich - und das geht an die Adresse der 
Freiheitlichen Sie haben in Ihrem 
damaligen Pakt betreffend das Budget 1 97 1  
vereinbart, daß die Zuschläge zur Lohn- und 
Einkommensteuer auslaufen würden. Das ist 
nun nicht geschehen. Nach den ganzen An­
kündigungen wird es auch nicht gesChehen; 
nach dem neuen Pakt wird es also auch nicht 
geschehen. (Zwischenruf des Abg. M e  1 t e r.) 
Herr Kollege Melter! Ich halte das für eine 
übertriebene Nibelungentreue, die Sie Ihrem 
damaligen Paktpartner entgegengebracht 
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haben. So weit hätten Sie mit Ihrer Treue nicht 
gehen brauchen. (Abg. M e  i ß 1: Sie sind ein 
guter Rechner, Herr Dr. MussilJ) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich möchte zum Schluß kommen und eines 
sagen: Der Entwurf oder diese Anträge, die 
heute hier eingebracht worden sind, sind 
durdlaus unbefriedigend. - Sekanina ist 
wiederum hinausgegangen. Er geniert sich 
schon wieder wegen der geringen Höhe dieser 
Beträge. - Es ist wirklich eine Zumutung an 
die Bevölkerung, glaube ich, mit diesen 
Ziffern hinauszukommen. Dann noch als 
Finanzminister zu glauben, daß damit eine 
echte Lohndämpfung erzielt werden kann -
so etwas habe ich noch nicht erlebt! 

Wir können daher Ihrem Antrag nicht bei­
treten. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident : Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Haider. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Haider (OVP) : Herr 
Präsident ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich spreche zum Antrag 24/A der 
Abgeordneten Dr. Scrinzi und Genossen 
betreffend eine Änderung des § 3 Abs. 1 Z. 1 8  
des Einkommensteuergesetzes. E s  handelt sich 
in unseren Augen um eine begründete Ver­
besserung für unsere praktischen Ärzte, in 
Sonderheit für unsere Landärzte. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Scrinzi hat 
bereits die Gelegenheit wahrgenommen, auf 
die Verhältnisse gerade im Bereich der Land­
ärzte hinzuweisen, besonders aber auch auf 
die Verpflichtung, in allen öffentlichen Berei­
chen, wo immer es möglich ist, dieser Situation 
Rechnung zu tragen und bei einer Ver­
besserung der Situation unserer Landärzte, 
einem Grundpfeiler der ärztlichen Versorgung 
auf dem Lande, wirklich mitzuhelfen. 

Im Finanz- und Budgetausschuß, wo wir 
auch alle diese Dinge erörtert haben, hat der 
Herr Finanzminister zweimal erklärt: Nun gut, 
alles schön und recht, was hier die Landärzte 
betreffend gesagt wird, was über die Not­
wendigkeiten, auch diesem Berufsstand ent­
sprechend seinen großen Aufgaben und Ver­
pflichtungen Erleichterung und Förderung zu­
kommen zu lassen, gesagt wird. Aber mehr 
oder weniger sei das nicht seine Angelegen­
heit, sondern das sei in anderen Bereichen 

siehe Gesundheit und soziale Ver­
wa1tung - unterzubringen. 

Ich darf dem entgegnen, daß es wohl auch 
Sache des Herrn Bundesministers für Finanzen 
ist, in diesem Bereich im Rahmen seiner Mög­
lichkeiten das zu tun, was erforderlich ist. Wir 
hören j a  immer von großen Raumordnungs­
programmen der Bundesregierung und des 

Bundeskanzlers. Wir hören immer von 
Koordinierungsversuchen und -bestrebungen 
und so weiter. Wir sehen aber, daß offenbar 
in diesem wichtigen Bereich überhaupt keine 
Koordinierung besteht oder überhaupt kein 
Wille dazu vorhanden ist. 

Wir wissen ganz genau, daß wir, was die 
Situation der Landärzte betrifft - ein Pfeiler 
unserer Gesundheitsversorgung auf dem 
Lande, wie gesagt -, auf vielerlei Gebieten 
mit vielerlei Komponenten tätig werden 
können. Es bedarf vor allem koordinierter 
Maßnahmen, die wir in diesem Punkte im 
Bereich unserer Bundesregierung total ver­
missen. Es ist Aufgabe der Bundesregierung 
und Aufgabe aller Bundesminister, in ihrem 
Bereiche dafür einzutreten, daß die Situation 
unserer Landärzte die entsprechende 
Sicherung und Förderung erfährt. 

Es ist aber nicht nur Angelegenheit der 
Bundesregierung, nicht nur Angel1egenheit 
aller Bundesminister, sondern selbstverständ­
lich auch Angelegenheit der Länder, der 
Gemeinden, der Sozialversicherungsträger und 
der gesetzlichen Interessenvertretungen, hier 
zusammenzuarbeiten, um auf diesem wich­
tigen gesellschaftspolitischen Gebiete das Not­
wendige zu tun. 

Nun ist aber gerade die Novelle zum Ein­
kommensteuergesetz wiederum eine Gelegen­
heit, auch in bescheidener Weise der Situation 
unserer praktischen Ärzte und im besonderen 
der Landärzte gerecht zu werden. Es ist bean­
tragt, die Zuschläge für Nachtarbeit und für 
Sonn- und Feiertagsarbeit steuerfrei zu 
stellen, wie das im Bereiche der Arbeit­
nehmerschaft selbstverständlich ist. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß die Situa­
Non der Landärzte hier eine noch besonders 
ausgeprägte ist - das ist schon vom Herrn 
Abgeordneten Dr. Scrinzi erwähnt worden -, 
weil sie die Verpflichtung zur Leistung dieser 
Arbeit trifft. Der Landarzt kann nicht sagen : 
Mir gefällt es nicht I Heute nacht möchte lich 
meine Ruhe haben! - Wir wissen ganz genau, 
daß es beim Ärztestand dieser Verpflichtung 
nicht bedürfte und daß die Hilfsbereitschaft 
gerade auf dem Lande draußen timmer wieder 
unter Beweis gelstellt Wlird. Aber formell hat 
der Landarzt nun einmal die Verpflichtung, 
diese Arbeit zu leisten, die immer wieder 
auch persönliche Opfer verlangt und die be1i 
anderen unserer Mitbürger selbstverständlich 
steuerfreJ gestellt tist. 

Wlir wissen auch, daß bei unseren Ärzten 
hinsichtlich ihrer Leistungen ein striktes 
Tar1ifsystem und Honorarordnungen beistehen 
und daß sie diese besondere Situation, in 
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der S!i'e sich befinden, nicht durch ent- gehobener Berufsstand list. Nur dann wird es 
sprechende TaI1ife eventuell selbst neutrali- uns mögLich sein, dem freiberuflichen Arzt 
sieren können. das Leben am Lande angenehmer zu gestalten. 

Wlir müssen noch hinzufügen, daß fast alle 
anderen Arbeitnehmer oder Berufsgruppen, 
denen diese Steuerbegünstigung bereits heute 
zuteli.l wird, meist genau wissen, daß sie an 
einen bestimmten Sonn- und Feiertag Dienst 
zu verI1ichten haben, daß sie in der kom­
menden Nacht Dienst zu verrichten haben, 
während der Landarzt gar nicht weiß, ob er 
heute in seiner Nachtruhe gestört wird. Er 
kann auch seine gesellschaftllichen Verpflich­
tungen nicht danach I1ichten, weil er nie weiß, 
ob nicht lin der Nacht oder an Sonn- und 
Fe'iertagen seine Hilfe dI1ingend benötigt wird. 
Ich muß sagen, daß gerade unser Landärzte­
stand seine Nachtarbeit und sedne Leistungen 
an Sonn- und Feiertagen 'in ausgeprägter 
Weise unter außerordentlichen ganz anderen 
Verhältnitssen zu erbringen hat als di,e derzeit 
schon durch diese Steuerfredheit Begünstigten. 

Daher wäre es uns wirkHch sehr am Herzen 
gelegen - Wlir wissen ganz genau, daß es 
nur eine Komponente ist; der Herr Finanz­
minister hat da recht -, wo immer wü im 
öffenUichen Bereiich eine Komponente, erine 
Möglichkeit, 'eine konkrete Gelegenheit vor­
finden, zunächst einmal vor dem Landärzte­
stand als solchem eine kleine, sachNch durch­
aus begründete Verbeugung zu machen, ihm 
für seine Arbeit zu danken und seine Opfer­
beI1eitschaft anzuerkennen. Wo rimmer eine 
isolche Gelegenheit auf uns zukommt, sollen 
WJir das s'elbstverständlich wie wir 
glauben - tun, vor allem, wenn hier eine 
derart sachliche Berechtigung vorliegt. Das 
konnte ich bereits dartun. 

Dazu sollten wir auf 'allen Gebieten des öffent-
lichen Lebens bedtrag,en, wo immer sich die 
Möglichkeit dazu �rgibt. 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Scrinz!i !in 
lSeinem Antrag nicht nur die Zuschläge für 
NachtarbeJit und für Leistungen an Sonn- und 
Feiertagen der freiberuflich tätigen Ärzte 
begünstigt haben will, die auf Grund ,eines 
EinzelvertragsverhältIllisses mit einem Sozial­
versicherunsgträger dhre Leistungen erbI1ingen, 
sondern auch die Zuschläge für j ene Arbeiten 
beli Nacht und an Sonn- und Feiertagen, die 
auf Grund des Empfehlungstarifes der Ärzte­
kammern für Versicherte einer gesetzlichen 
Kr,ankenversicherung erfolgen, so freut mich 
das sehr, daß eine derartige Anregung gerade 
aus Krelisen der Ärzte kommt. Es freut mJi.ch 
deswegen besonders, weil gerade der derzeit 
geltende, mit viel Einfühlungsvermögen, mit 
gegenseitigem Verständnis und unter Zurück­
setzung mancher berechtigter Anliegen 
zustandegekommene Empfehlungstarif, den 
die Osterre'ichJische Ärztekammer und die 
Landesärztekammern für die Versicherten der 
Osterrelichischen BauernkrankenkaiSse und 
ihre Angehörigen erlassen haben, ausdrücklich 
die Leistungen an Sonn- und Federtagen und 
bei Nacht ausnimmt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Scrinzli hat offen­
bar mit selinem Antrag einen schönen Korb 
geflochten, lin dem derzeit noch der Inhalt 
fehlt. Es würde uns sehr freuen, wenn es 
bald möglich wäre, ihn aufzufüllen, als we�­
te ren Schritt zu einem endgültigen kordialen 
Vertrag. Hier steht das vom Herrn Abgeor,d­
neten Dr. Scrinzi, €linern Kenner der Verhält­
nisse und iIllSbesondere der Stimmung inner­
halb der Ärztekammer, zu.rechtgerichtete 
Körbchen, das derzeit noch leer list, weil es 
derzeit keine Empfehlungstarife bei ärztlichen 
Leistungen an Sonn- und Feiertagen und bei 
Nacht gibt. Möge hier seitens der Oster­
reichJischen Ärztekammern demnächst die 
Bereitschaft vorhanden sein, auch für diese 
Leistungen die entsprechenden Uberein­
kommen im Sinne dieses Antrages zu erzlielen. 

Ich darf abschldeßend sagen, daß nach An­
sicht der Osterreichischen Volkspartei beson­

tige Maßnahmen zu setzen, dort, wo sie derart ders tim Hinbldck auf die Situation im länd­
sacMich begründet und berechtiigt sind. 

Wir wüssen, daß es ein ganzes Fächerwerk 
von Mög�ichkeiten giibt und daß ddese Mög­
lichkeit eline von vlielen ist. Wir wissen, daß 
wir daran mitwirkien müssen, daß es Woh­
nungsmöglichketi.ten, EinIlichtungen und Ord,i­
nationen für Ärzte gibt. Wir wislsen, daß auf 
dem Gebiet der Altersversorgung viele 
Probleme offen sdnd. Wir wissen, daß auch 
für den Landarzt die ganze Infrastruktur, die 
er in sednem Gebiet vorfindet, wichtig ist. 
Selbstverständlich ist auch die Frage der 
Honorare und Tarife von großer Wlichtigkeit. 
Aber auch auf steUJerlichem Gebiete sind wich-

Wdr werden unseren Landärztestand und 
damit die gesundheitliche Betreuung unserer 
Landbevölkerung nur dann gewährleisten 
können, wenn wir auch dafür sorgen, daß ,er 
weiterhin elin wirtschaftlich geflestJigter Berufs­
stand, ein gesellschaftlich geachteter und 

lichen Raum - wo wti.r von seiten der Bundes­
regierung leider dmmer wieder nur Lippen­
bekenntnisse hören, W1ie sehr sie sich dieses 
Anliegens a,nnehmen wolle - elin wesent­
licher Beiitrag auf dem Gebiete des Steuer­
rechtes für unsere Landärzte geleliJstet werden 
soll und daß besonders jene Erleichterung zu 
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bringen ist, die diese Praktiker auf dem 
Lande - wie ich ausführen durfte - tat­
sächlich verdIienen. 

Wir haben es daher sehr bedauert, daß dIie 
sozialistische Fraktion dieser bescheidenen 
Verbesserung, dieser sichedich gerechten Ver­
besserung für unsere praktischen Ärzte, im 
besonderen für die Landärzte, nicht zustimmen 
konnte. 

Ich möchte Sie wlirklich herzlich ersumen, 
sich die Dinge nochmals zu überlegen und sich 
,in die Situation der Ärzte auf dem Lande 
hineinzudenken, es list ungeheuer wichtig, von 
seiten der Gesetzgebung auch dafür Sorge 
zu tragen, daß wir, wo iimmer es möglich ist, 
den Landärzteberuf interessanter gestalten 
und daß wir Vlielleicht dadurch, daß Sie gleich 
uns den Bericht des Finanz- und Budget­
ausschuslSes nieb.t zur Kenntnis nehmen, 
geschäftsordnungsmäßig erreichen, daß dieser 
Antrag nochmals in den Finanz- und Budget­
ausschuß zurückverwiesen mrd, damit W1ir uns 
dort nochmals mdt diesen Problemen ausführ­
lich befassen können. leb. darf nochmals ver­
sichern, daß es mir peI1sönlich und allen 
melinen Freunden sehr, sehr am Herzen 
gelegen wäre, diese bescheidene Anerkennung 
und die gerechte Angleichung an die Begün­
stigung ander,er Berufsstände gerade für 
unseren Landärztestand zu errelichen. 

Ich darf nochmals sagen, daß wir von der 
Osterrelichischen Volkspartei DJicht in der Lage 
sind, den Bericht des Fina!Ilz- u!Ild Budget­
ausschulSses zur KenntDlis zu nehmen. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident: Der nämste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Leitner. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner (OVP) : 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen 
und Herrenl Dieses Einkommen- und Lohn­
steuergesetz 1912 soll eine Ermäßligung der 
stark steigenden Lohn- und Einkommensteuer 
bringen. Es wurde hier schon gesagt, daß das 
eine Vorleistung auf die angekündigte große 
Reform sein soll. Gerade der Herr Kollege 
Sekanina hat �mmer von der Vorleistung 
gesprochen. Ich glaube, der Begriff "Vor­
leistung" , den der Herr Finanzminister 
gebraucht, ist einfach falsch. Was heißt denn 
"Vorlcistung"?  Die so:zJia�istische Fraktion hat 
die große Steuerreform um ein Jahr ver­
schoben, vom 1 .  Jänner 1912 auf den 1 .  Jänner 
1 913. Und diese Verschiebung und die Ab­
lehnung der Anträge meiner Fraktion, der 
OVP, hat dazu geführt, daß der Herr Finanz­
minister beachtliche Mehreinnahmen bei der 
Lohnsteuer einkassliert. Diese Mehrleistungen 

Slind dem Steuerzahler zugute zu schreiben 
und sind keine gerechten Steuerabgaben, weil 
sie vor allem - wenn. sie aueb. g,esetzlich 
gedeckt sind - auf die stark steigenden 
Preise, ,auf die dadurch auch steigenden Löhne 
und vor allem auf die SteuerprogresSlion und 
die stark steigenden Steuerleistungen zurück­
zuführen sind. Also eine Bremse für den 
höheren Lebensstandard. Da spricht man nun 
von Vorleistung. 

Ich glaube, das :ist keine Vorleistung des 
Finanzminlisters, sondern eine kleine Telil­
rückzahlung an die durch Inflattion und Pro­
gresslion stark gerupften Steuerzahler. Der 
Osterrericher ist ja ein gerupfter Steuerzahler. 
Der Finanzminister rupft fleißrig, und es 3.st 
die Frage, wie lang er noch ein paar Federn 
dem Osterreicher zugesteht oder wie bald 
ddeser auch die letzten Federn verl!iert. Viel­
leimt muß einmal enn Redner h1ier mit einem 
gerupften Hendl auftreten und sagen: Schaut's, 
das ist der österreichische Steuerzahler! Der 
Finanzmri.nister hat !ihm die letzten Federn 
ausgerissen, er hat lihn also gerupft. 

Die Familie, maine sehr geehrten Damen 
und Herren, ist ein zw.eifaeb.es Opfer der 
sozialistischen Reglierungspolitik. Einmal 
treffen doch die Preis erhöhungen die Familie 
besonders stark, und SJie hält für diese Preis­
erhöhungen eligentHch keine Abgeltung, die 
ins GeWlicht fällt. Zweitens wiro gerade in 
dieser Novelle dtie Familie wieder nicht 
berücksichtigt. Ich glaube, es war der SPO 
vorbehalten, durCh diese vorliegende Novelle 
die Familie zu brüskieren. Es war der 
SOZJiallistischen Partei vorbehalten, bei einer 
EinkommeIlJsteuergesetz-Novelle die Familiie 
überhaupt niebt zu berucksimtigen. Was hätte 
diese Partei lin den vergangenen Jahren 
gesagt, wenn die OVP ein solmes Gesetz 
eingebracht hätte? Dann spricht man von einer 
konstruktliv·en Po�itlik für die FamJilie. 

Ich glaube, eine konstrukbive Politik für 
die Familie muß dieser auch in der modernen 
Gesellschaft den notwendigen Lebensraum 
sichern. Denn nur dann kann die Familie 'ihre 
Aufgabe erfüllen, die .ihr von der Natur her, 
von der Natur des Menschen her zugedacht 
list, die dde Familie zur Weiterentwicklung 
der Gesellschaft befähigt. DieiSe Aufgabe ist, 
den KlilIldern das Leben zu schenken, den 
Kindern dlie psychologisch so notwendige Ge­
borgenheit - dIie Nestwärme zu geben, die 
Kinder gemeinsam mit der Schule heranzu­
bilden und r'eifen zu lassen, dde Voraus­
setzungen zu sichern, daß sich die jungen 
Menschen zur vollen PersönNchkeit entfalten 
können. 

1 89 
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Dabei, meline sehr geehrten Damen und 
Herren, ist die mateI1felle Sicherheit für die 
Famillie eine notwendlige Voraussetzung zu 
ihrer Entfaltung. Die sozialistische Regierung 
verstößt gegen die Erhaltung dieser 
materiellen Sicherheit der Familie ; von einer 
Verbesserung ist j a  überhaupt keline Spur 
mehr zu sehen. Es haben schon die alten 
Lateiner gewußt: PI1imum vivere, deinde 
philosoph are ! - Also zuerst leben und dann 
philosophieren. Die Sozdalistische Parteli macht 
es jetzt gerade umgekehrt. 

Man sp:nicht dann !Sehr groß von den Lei­
stungen der Sozlialisten für die Familie, für 
die Klinder. Wir werden das j a  Anfang Juli 
wieder zu hören bekommen. Schülerfreifahrt 
- slicher ein Erfolg, aber ein Erfolg, den nicht 
der Herr Finanzmlinister zahlt, sondern den 
sich die Famillien selber zu zahlen haben, weil 
die Müttel aus dem FamJilienlastenausgleich 
kommen. (Abg. W e i s  z: Was habt denn ihr 
mit dem Geld die ganze Zei t gemacht?) Wenn 
Sie wollen, kann ich vorlesen, was W1ir mit 
dem Geld gemacht haben, Herr Kollege ! 
(Abg. M o n  d 1: Im FamilienJastenausgJeich?) 
Ja, FamiHenlastenausgleich. Wenn lich auf­
gefordert werde, wende ich daJs sagen. Der 
Herr Finanzminister hat hier (Abg. 
S k r i t e  k:  Was ist denn Ihnen in den vier 
Jahren bei dem FamiJienlastenausgleich ein­
gefallen? Gar nichts!) Wir haben beachtliche 
Verbesserungen durchgeführt. (Abg. 
S k r i t e  k: Inkameriert haben Sie das Geld! 
Sie haben es den Familien praktisch unter­
schlagen!) Der Herr Flinanzminlister hat 'am 
1 6. März 1 912 erklärt (Abg. S k r  i t e  k: Unter­
schlagen haben Sie den Familien das Geld!) 
- lassen Sie mich vorlesen; das 'ist eine 
Anfragebeantwortung de,s Herrn Finanz­
ministers -; 

"Dadurch sind dem Familienlastenaus­
gleichsfonds Mittel lin der Höhe von rund 
3,5 Millliarden Schilling entzogen worden, die 
für die familienpolitlischen Zwecke hätten ver­
wemlet werden können." Und oben schreibt 
er: Das war "die Politik der frÜheren Bundes­
regierung". - Da spricht er lin der Einzahl. 

Herr Kollege ! Ich glaube, einem Abgeord­
neten eine solche Antwort zu geben, �st ein 
starkes Stück, denn lin diesen dreieinhalb M;il­
liarden Schilling, von denen der Finanz­
minister spricht, sind einmal 799 MillIionen 
Schill�ng Ubenschuß des Jahres 1 970 enthalten. 
Wer war denn zum Jahresende 1 970 Finanz-
minister? 

SchJilling Uberschuß hat. Diese Milliarde 
Schilling ist sogar vorhanden, Slie liegt beim 
Postsparkassenamt, und zwar deshalb, weil 
man Isie nicht gebraucht hat und weil ein 
OVP-Gesetz dafür gesorgt hat, daß der Finanz­
lIl!inister diese Mittel nicht mehr falsch ver­
wenden kann. (Beifall bei der OVP.) Aber der 
Herr Finanzminister zählt alles schön zusam­
men und schreibt vorne hin: die Bundesregie­
rung, so quasi di,e Vorgängerin. 

Sticher sind diese dreieinhalb MilLiarden 
Schilling zusammengekommen und stehen 
heute als Forderung des Fonds an das Budget 
zu Buche. Aber (ich habe schon gesagt : 800 Mil­
llionen Schilling - gen au 799 - hat schon 
der F'inanzmiIllister Androsch zu dieser For­
derung dazugelegt. 

In der OVP-Alleinregierung sind 1966 
318  Millionen Schlilling Ubersdmß zu ver­
zeichnen gewesen, 1 967 3 1 0  Millionen. 1968 
hat das Budget 28 Millionen zulegen müssen, 
weH eben die Leistungen der OVP für die 
Famillie größer waren als die Eingänge im 
Fonds. 1969 hat es 296 Millionen Schilling 
UberschÜlsse gegeben. Das ist die Wahrheit, 
und ich gLaube, das soll doch auch das Haus 
erfahren, das soll auch die Bevölkerung 
erfahren, gerade wenn diese Regierung so viel 
von Transparenz spridlt. (Beifall bei der 
OVP.) 

Dann sagt man: Aber das kostenlose Schul­
buch, dieser Erfolg für die FamJilie ! - (Abg. 
S k r i t e  k: No na net!) Auch das zahlt Slich 
die Familie selber. Herr Kollege ! Wo kommt 
denn das Geld her ? - Aus dem Familien­
lastenausgle!ich! Die Familienverbände haben 
ja bereits angekündigt, daß sie den Ver­
fassungsgerichtshof anrufen werden, um fest­
zusteHen, ob diese Gesetze nicht verfassungs­
wlidrig sind. Wir werden ja dann auf den 
Spruch des Verfassungsgerichtshofes warten 
können. 

Ich habe schon gesagt, daß der Fonds im 
vergangenen Jahr eine Mmiarde Schdlldng 
Uberschuß hatte. Als wir den Herrn Minister 
gefragt haben, wlie das für 1912 ausschaut, 
hat er auf das Budget Vlerwliesen. Wir können 
im Budget selber nachschauen. Hier stehen 
3 1 5  MiUionen Schilling dI1innen. Aber 1971 
war im Budget überhaupt kelin Uberschuß 
präliminiert. 1 000 Schilling stehen da dI1innen. 
Und aus jedem SchJming iJst eine Mdllion 
geworden, denn es wurden dann 1000 Mil­
lionen Schilling. Das list doch eine andere 

Dann hat der Rinanzminister erst kürzlich Sache. Und wenn man heute frägt, dann 
festgestellt, daß der Famil:ienlastenausgleichs- bekommt man die Antwort: 315  Millionen 
fonds im Jahr 1971  eine weitere Milliarde Schilling sind lim Budg'et präliminiert. 
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Die Famime wlird von der soZlialistlischen 
Regierung immer überfahren. Das zeigt das 
Familtienlastenausgleichsgesetz, das wir An­
fang Juli behandeln werden, und das zeigt 
diese Elinkommensteuergesetz-Novelle. 

Die soZliaHlstlische Regierung ersucht Abge­
ordnete der Sozialistischen Partei, einen 
Initiativantrag einzubringen, weil sie selber 
scheinbar säumig list, weil sie nicht recht­
zeitig diese Beschlüsse herbeiführen kann. 
Das wlird ja momentan sehr modem: ohne 
Begutachtungsverf,ahren. Dann lJiegen keine 
Stellungnahmen vor. Das ist doch eine Scheu 
vor der Kritik, die jene Stellen, die zur Begut­
achtung verpflichtet S/ind, der Regierung 
gegenüber allenfalls anbringen können. Aber 
ich weiß ISchon, geschäftsordnungs gemäß ist 
dagegen mchts zu sagen. Selbstverständlich 
kann man Initiativanträge einbringen, und 
laut Geschäftsordnung sind Initiativanträge 
keinem Begutachtungsverfahren zu unter­
werfen. Aber wenn die Regierung solche 
Probleme lösen will, dann wäre es eigentlich 
schon die Aufgabe der Regierung, ein Begut­
achtungsverfahren durchzuführen. 

Und dann müssen wir feststellen, daß die 
Abgeordneten der Sozialistischen Partei im 
AUSlSdlUß keinerlei Verhandlungsspi'elraum 
haben und daß dann eben die Sozialistische 
Partei ID!i.t ihrer Mehrheit im Haus schlechte 
Gesetze erzwingt. 

Der Herr Minister Sinowatz hat auf eine 
Anfrage von mir gesagt, daß keine Begut­
achtung notwendig wäre - es hat das das 
freie Schulbuch betroffen -, weil dies doch 
eine Gesetzesmaßnahme ist, dlie der FaIIllilie 
dient, und daher ist keine Begutachtung 
erforderlich. Meine sehr geehrten Herren von 
der Regierung l Wenn das der neue Stil werden 
sollte, dann Mahlzeit, Osterreicher! Dann 
braucht der Herr SozialminilSter überhaupt 
keine Gesetze mehr begutachten zu lassen. 
Dann kann er sagen, daß selbst die 29. ASVG­
Novelle dem Osterreicher dient, dlie heute 
schon den Namen "Räuber-Novelle" hat. 
(Beifall bei der tJVP.) 

Es ist nur die Frage, ob die Betroffenen 
mit den von der Sozialistischelll Partei und 
Regierung getroffenen Maßnahmen einver­
standen sind oder ob es llIicht auch andere, 
bessere, brauchbarere Regelungen geben 
k.önnte, die nicht mehr kosten müßten, die 
vielleicht nur gerechter sein könnten. 

Daher ist es sehr bedauerlich, wenn heute 
dieser vorliegende Initiativantrag Gesetz wird, 
ohne daß Verbesserungsvorschläge der OVP 
berücksichtigt werden. 

Ich bin der Meinung, daß die Vertreter des 
Gewerkschaftsbundes, dJie Kollegen Hofstetter 
und Sekanlina, die diese Vorlage eingebracht 
haben, bei �hrem Antrag die Familie nicht 
vergessen haben. Sie sind nur gegenüber dem 
Herrn FinanzmriniJster nicht durchgekommen. 
Wenn nämlich der Gewerkschaftsbund die 
Familien vergessen hätte oder vergessen 
würde, dann wäre das ein sehr trauriger 
Gewerkschaftsbund. Dann ist schon die Frage, 
was die Familienväter dort noch verloren 
haben. Aber lich glaube, daß die Herren das 
nicht vergessen haben, daß sie nur gegenüber 
der Regierung nicht durchgekommen sind, daß 
sie bei den Verhandlungen den kürzeren 
gezogen haben. Und dann list jetzt die Frage, 
wer famlilienfeindlich eingestellt ist: die 
Gewerkschaft oder dlie Regierung mit ihrem 
Finanzminister. (Abg. K a m  m e r h o  f e r: 
Oder beide!) 

Es ist ja sehr bezeichnend, daß im Famil1en­
politischen Beirat ,am 6. JUDi, also vor einer 
Woche, lein Antrag des Katholischen Familien­
verbandes zur Verhandlung stand. Es hat auch 
der Osterreichische Famimenbund hier mit · 
getan. Man hat lim Familienpo�itischen Beirat 
gefordert, daß der alleinverdienende Familien­
erhalter und die Kinder entsprechend berück.­
sichtigt werden. Dieser Antrag wurde mehr­
stimmig beschlossen. Es hat sich gezeigt, daß 
Slich die Vertreter der Gewerkschaft der 
Stimme enthalten haben. Also waren sie nicht 
gerade sehr begeistert von dem Antrag und 
davon. daß hier keine Verbesserungen für die 
FamilJie eingebaut werden konnten. Nur die 
Kinderfreunde haben dagegengestimmt. Die 
sozialistisdten Kinderfreunde sind also schein­
bar ndcht sehr kinderfr;eundlich, wenn sie ab­
lehnen, daß für Kinder auch ein Steuerabzug, 
das heißt eine VorleiJstung, erbJ.'lacht wird. Es 
ist doch so : Ein Ehepaar, bei dem beide ver­
dienen, bekommt 720 S Steuernachlaß. Nicht 
sehr viel. Im Gegenteil, sehr wenig, es sei 
ihnen sehr vergönnt. Aber ,ein Familienvater 
mit 2, 3, 4, 5 oder mehr unversorgten Klindem 
bekommt 360 S, denn dessen Frau, die Mutter 
dieser Kiinder, wird wahrscheinlich zu Hause 
bleiben müssen. Das nennt man dann sozial. 
Ich habe hier eine etwas andeJ.'le Vorstellung, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Utnd wo sind denn die Zeiten, wo die Abge­
ordneten der SOZliallistJischen Partei - genannt 
sei hier die Frau Abgeordnete Rosa Weber ­
mit den OVP-Abgeoroneten - und genannt 
sei bier die Frau Abgeordnete Grete Rehor -
debattiert, gestritten haben, wer das größere 
Verständntis für die Familien aufbringt, wer 
mehr für die finanzielle Sicherung der FamiHen 
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getan hat. Für mich als jungem Abgeordneten 
war das immer sehr intellessant, diesen Dis­
kussionen zuzuhören. Heute: keine Spur von 
einer solmen Diskussion. Heute hat die 
Familie festzustellen, daß der Rinanzmißlister 
�nfolge der Steuerprogression viel mehr Geld 
kassiert, als im eigenen Geldsäckel, im 
eigenen Geldtaschel Kaufkraft vorhanden list. 
Das heißt also, die eigene Bnieftasme rist 
/immer, wenn es gut geht, gleidl schmal, aber 
der Flinanzminister kassiert immer mehr 
Mittel. Aber der Herr Finanzminrister hat kein 
Geld für drie Familie. Bei dieser Steuernovelle 
wird srie lIlidlt berücksichtigt. Sie erhält nichts 
zurück von ihren Steuerleti.stungen. Und dann 
spmdlt man davon, daß das eine Vorleistung 
für die Steuerreform ist. Sie hat aber von den 
Vorleistungen, die srie erbracht hat und die 
sie wedter in diesem Jahr erbringt, nichts 
zurückbekommen. 

Die Katholischen FamHienverbände in den 
Bundesländern haben nach der Sitzung des 
FamilienpoHtrirschen Beirates dJie Abgeordneten 
aller Parteien aufgefordert, den allerin­
verdienenden Familienvater zu berück­
sichtigen und auch für das unversorgte Kind 
�n der Novelle Vorsorge zu treffen. 
350.000 Mitglieder des Katho�ischen Familien­
verbandes, meine sehr geehrten Damen und 
Herreu, warten auf eine Antwort. Die OVP­
Abgeordneten haben den Antrag eingebracht, 
wieder eingebracht, wonach der alleti.nverdie­
nende Familienerhalter 720 S Steuernachlaß 
erhalten soll und wonach für jedes unv'er­
sorgte Kind ein Steuernachlaß von 120 S 
gegeben werden soll. Wir warten jetzt auf 
die Antwort der SOZlialistrischen Parteri und 
dieser Regierung. 

Wenn dliese Forderungen neuerlidl abge­
lehnt werden, dann, glaube lich, bleibt nur 
der Weg der Erhöhung der FamilienbeihJilfen. 
Ich habe ja schon ausgeführt, daß sich der Herr 
FinanzIIllinrister 1 97 1  1 Milliarde Schilling 
erspart hat. Es waren also die Einnahmen 
des Fonds um 1 Milliarde SdlJillJing größer 
'aIs die Ausgaben. Aber natürlich hat der Herr 
Finanzminister erklärt: Kein SdlJilhlng wird 
der Familie vorenthalten! Das haben auch 
sozialistische Abgeordnete erklärt. Es hat s!idl 
sdlon herumgespromen, daß kein SChilling 
vorenthalten wird, hat die Frau Abgeordnete 
Metzker einmal gesagt. Aber Sie haben den 
Familien ISmon 1 ,8 Millianden Schilliing vor­
enthalten. Das list Welit mehr, Herr Minister, 
als die OVP-Regtierung hier Schuldkonto hat. 
Sie hat auch eines, das sei zugegeben, aber 
Sie haben lin dien zwei Jahren schon das 
Doppelte von dem erreidlt, was die OVP in 
vier Jahren nicht zusammengebracht hat. 

Und dann wird also gesagt: Aber dJie Schuld 
hat die OVP. Und was hat sie getan? Idl 
habe Ihnen das bereits am Anfang auf Grund 
dieser Zw�schenrufe gesagt, WalS ich erst hier 
einfügen wollte. Im Ausschuß gab es elin 
Nein. Ich glaube, daß die Sozialistische Partei 
noch Gelegenhedt hätte, bis Anfang Juli zu 
überlegen, ob slie dann nicht doch wenigstens 
einer Erhöhung der Fam!ilienbelihilfe zustimmt 
und wir gemeinsam hier entsprechende Ab­
änderungsanträge zum FamiLienlastenaus . 
gleichsgesetz beschließen oder elinbringen 
können, weril es j a  tim Ausschuß berleits ver­
abschiedet list und unsere Fonderungen abge­
lehnt wurden. 

Ich möchte die soZlialistischen Abgeordneten 
ersuchen, sim gegenüber ihrer Regierung 
besser durchzusetzen, damit die finan:nelle 
Sicherung der Familie nicht auf der Strecke 
bleäbt, damit die sOZliaHstische Regierung die 
Familie nicht abräumt Wlie edIlJen Christbaum, 
den man wegwtirft. 

Denn Osterreich braucht gesunde Familien, 
und Osterreidl darf nicht zulassen, daß die 
Familien wdeder somal deklassiert werden 
und zu den Armen gehören, obwohl sie dem 
Staat sehr große Leistungen erbringen. 

Ich hoffe, daß sich bei rden sozialistischen 
Abgeordneten ein Umdenken anbahnt, sollte 
diese Meinung nicht vorhanden sein. Und 
sollte slie vorhanden Is�in, so hoffe ich, daß sie 
sich gegenüber ihrer Regtilerung rdurchsetzen. 
Dann können wir vielleimt braumbare 
Gesetze machen. (Beifall bei der öVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Neuner. 

Abgeordneter DDr. Neuner (OVP) : Hohes 
Haus ! Ich spreme hier zu dem Antrag Doktor 
Scrinzi, l[lIicht weil ich glaube, daß die 
sozrialiistJische Fraktion doch noch driesem An­
trag �n der geschäftsordnungsmäßig richtigen 
Form die Zustimmung geben wird, sondern 
weil ich es für notwendig halte, daß man die 
Stellungnahme, die die sozialJistische Fraktion 
den freien Berufen gegenüber einnimmt, 
Wlieder einmal klar und deutlich vor Augen 
führt. 

Es war der 1 .  Ju�i 1967, und es war die 
Behandlung eines Steuergesetzes im Hohen 
Hause. Damals sagte Herr Dr. Broda, den ich 
nicht lim Hause sehe, obwohl er sehr viel 
von der "Fraktion der freien Berufe" spricht; 
aber wenn man dann eine freiberufliche Ange­
legenheit hier verhandelt, dst weder der Abge­
ordnete Mühlbacher noch der Rechtsanwalt 
Broda da . . , (Zwischenruf) Herr Kollege 
Mühlbacher list hier, danke VJielmals. 
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DDr. Neuner 
Damals sagte Herr Dr. Broda: "Die For­

derungen der Freien Berufe, aurn die For­
derungen der Ärzteschaft, werden lin einem 
vertretbaren Ausmaß von der gesamten Oppo­
s:ition des Hauses, also von der sozialistismen 
Opposlition und von der freiheitlkhen Oppo­
siHon, unterstützt." (Zwischenruf des Abg. 
Dr. F i s  e h e  r.) 

Noch V1iel deutlicher sagte dann Herr 
Dr. Broda - das paßt Ihnen nicht, Herr 
Dr. Fischer (Abg. Dr. H. F i s  c h e r: Was mir 
nicht paßt, ist, daß Sie Zensuren austeilen, 
daß ein Abgeordneter nicht da ist, während 
bei Ihnen genauso wenige da sind!), aber 
er hat es gesagt, ,ich zitiere wörtlii.ch -: "Ich 
verkenne gar nicht, daß wir auch noch etwas 
anderes wollen : daß d�e Gemeinschaft erklärt, 
daß sie dn diesem Rahmen die Forderung der 
Ärzteschaft im Interesse der Volksgesundheit 
anerkennt und respektiert. " - Sowerit Herr 
Dr. Broda am 1. Juli 1967. 

Am 1 6. Februar 1970 war Herr Dr. Broda 
bei eliner DiskusSIion in der Bundeskonferenz 
der Kammern der freien Berufe und unter­
stützte dort neuerlich das Fonderungs­
programm der Kammern der freien Berufe. 
Am 19. November 1970 war Dr. Broda wieder 
vor demselben Forum der Bundeskonferenz 
der Kammern der freien Berufe ; er hat damals 
wörtlich davon gesprochen, daß sich die kleine 
Fraktion der freien Berufe /im Parlament 
zusammenschließen möge, dann würde sie 
schon die Forderungen der freien Berufe 
durchsetzen. Das war am 1 9. November 1970. 

Nur elf Tage später, am 30. November 1970, 
hatte Herr Dr. Broda in di'esem Hause 
Gelegenheit, zu den Steuerforderungen der 
freien Berufe, wlie ISlie im IIlIitiativantrag der 
Osterredchischen Volkspartei enthalten waren, 
Stellung zu nehmen. Er hat slie glatt nieder­
gestimmt, elf Tage später, nachdem er ver­
sprochen hatte, sie anzuerkennen. 

Aber nehmen wir ein Belispiel aus jüngerer 
Zeit; Herr Kollege Mühlbacher, jetzt kommen 
Säe dran. Am 1 8. März 1 972 hat sich die 
offizielle Vertretung unseres Berufsstandes in 
der Kammer der Wirts chaftstreuhände r im 
Kammertag veranlaßt gesehen, über einen 
Antrag abzustimmen, daß man alle Schritte 
unternehmen solle, die Wertpapderbegünsti­
gung für die freien Berufe wieder einzuführen. 
Dieser Antrag ist II1Iit zwei St1mmenthaltungen 
- das ist möglich !im Kammertag der Wirt­
schaftstreuhänder - durchgegangen. Die zwei 
Stimmenthaltungen waren von der sozialisti­
schen Fraktion, der auch der Herr Abgeordnete 
Mühlbacher ang,ehört. Ich nehme Ihnen noch 
nicht übel, Herr Kollege Mühlbacher, daß S:ie 

sich damals der Stimme enthalten haben. Daß 
Sie aber vtier Tage später tim Rahmen des 
Freien Wirtschaftsverbandes vor der Fach­
vereinigung der Architekten und Zivil­
technikJer lim Freien Wiirtschaftsverband am 
22. März 1 972 sprechen, daß die Forderung 
nach begünsbigter Wertpapierailischaffung für 
die fretien Berufe wiederum durchgesetzt 
werden soll, das, Herr Kollege Mühlbacher, 
das ist eine Sache, die nur Sie zuwege bringen. 
(Abg. M ü h I b a c h  e I: Um Ihre Sünden gut­
zumachen!) Ich habe gesehen, wi1e man das 
Forderungsprogramm der freien Berufe bier 
im Hohen Hause von soZtialistlischer Seite 
behandelt, und es war ein Test , als der Antrag 
des Herrn Abgeordneten Dr. ScrinZli !im Aus­
schuß behandelt worden ist. Zu der berech­
tigten Forderung der ÄrztelSmaft hat auch der 
Herr Finanzmiinister, der ja auch ein Frei­
berufler ist, ein soZtialistJisches Nein gesagt. 

Meine Damen und Herren! Wie die 
Sozialisten gedenken, die EHten in diesem 
Staate auf steuer1ichem Gebiet zu behandeln, 
das haben sie hJier wieder ednmal bewiesen. 
Sie haben uns ein Rezept mit drei Ingre­
dienzien vorgelegt, das !ihnen niemand streitig 
machen wird, e'in sozialistisches Rezept, auf 
daJS sie ein Patent anmelden können: Man 
nehme erstens eine ganz gewaltige Inflation, 
in die man die Osterreicher hineintreiben läßt, 
man lasse diese hohen Einkommen, die durch 
dJiJese Inflation nur limmer nominell höher 
weIden, in eine ganz gewaltige Steuer­
progression als zweiten Bestandteil hinein­
tanzen und speise dann mit 360 S ab ! (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (der inzwischen den 
Vorsitz übernommen hat) : Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Schwimmer. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (OVP) : Hohes 
Haus ! In seinem Bemühen, von den unzu­
reichenden 360 S abzulenken, hat der Herr 
Abgeordnete Sekanina in typisch sozialisti­
scher Ablenkungsmanier sich in Ausreden 
über die Zeit von 1966 bis 1 970 geflüchtet 
und von angeblim großen Leistungen der zwei 
Jahre SPO-Regierung gesprochen. Ich nehme 
an, er hat in erster Linie an die bewußte 
Inflationspolitik gedacht; mit solch großen 
Leistungen konnten wir zwischen 1 966 und 
1970 nicht aufwarten. (Beifall bei der OVP.) 
Wir verzichten darauf, uns solche Leistungen 
als Erfolge zu buchen, wie durch Tarif­
erhöhungen, Preiserhöhungen bei Zigaretten 
und Dieselöl sowie eine verfehlte Steuer­
politik die Inflation bewußt anzuheizen. Das 
blieb den zwei Jahren SPO-Regierung vor­
behalten. (Beifall bei der OVP.) Aber jetzt 
zur angeblichen Vorleistung. 
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Dr. Schwimmer 
Kollege Leitner hat bereits einiges zur Ent- es ohnehin schon gesagt - nur in einem 

wirrung der Begriffsverwirrung beigetragen. betrachtet werden dürfen, dann muß auch die 
Die angebliche Vorleistung ist eine Nach- sogenannte Vorleistung hinsichtlich der Not­
leistung, denn der Inflationsgewinn des wendigkeiten der Steuerreform differenziert 
Finanzministers aus der erhöhten Steuer- werden, aber - wie gesagt - nur der OVP­
leistung fast jedes Osterreichers im ersten Antrag ist geeignet, die steuerliche Diskri­
Halbjahr 1 972 ist bereits größer als die 360 S. minierung der Alleinverdiener zu beseitigen 
Schon als Nachleistung sind die 360 S zu- und auch für die Familienerhalter eine kinder­
wenig, eine Vorleistung ist überhaupt nicht gerechte Vorleistung auf die Steuerreform zu 
existent. bringen. 

Darüber hinaus kann man überhaupt nicht 
von einer Vorleistung sprechen, wenn kein 
sachlicher Zusammenhang mit der angeblich 
großen Steuerreform vom 1 .  Jänner 1 973 fest­
zustellen ist. Dieser sachliche Zusammenhang 
wäre nur dann festzustellen, wenn auch die 
Vorleistung gewisse Merkmale der großen 
Steuerreform aufzuweisen hätte. 

Diesen Zusammenhang hat auch der Ge­
werkschaftsbund verlangt. Im "Pressedienst 
des OGB" vom 1 .  Februar 1972 heißt es über 
eine Aussprache mit dem Finanzminister: 

"Bei den heutigen Gesprächen im Finanz­
ministerium wurde von den Vertretern der 
Arbeitnehmerorganisationen betont, daß die 
beabsichtigten Steuertarifveränderungen in 
ihrem Gesamtausmaß, die geforderte Vor­
schußzahlung für das Jahr 1972 und auch die 
Mehrwertsteuer zusammen mit der Auswir­
kung auf die Preise nur in einem gesehen 
werden können." - Also dieser sachliche 
Zusammenhang ist ganz eindeutig vom OGB 
verlangt worden. 

Zu den Notwendigkeiten einer großen 
Steuerreform gehört auch ohne Zweifel die 
steuerliche Entlastung von Familienerhaltern, 
besonders der Alleinverdiener und j ener 
Steuerpflichtigen, die Kinder zu erhalten 
haben. Im Steuerkonzept des OGB kommen 
auch diese Notwendigkeiten zum Ausdruck. 
Der S�O-Antrag, der heute zur Abstimmung 
steht, nimmt auf die Notwendigkeiten in 
keiner Weise Rücksicht. Ausschließlich der 
OVP-Antrag trägt diesen Notwendigkeiten 
Rechnung. Vielleicht waren die sozialistischen 
Gewerkschafter nicht mit vollem lierzen dabei, 
als diese Notwendigkeiten ins OGB-Steuer­
konzept gekommen sind. Aber sie sind hinein­
gekommen, vielleicht nur auf Grund des 
massiven Auftretens der Fraktion Christlicher 
Gewerkschafter in ihrem Steuerkonzept für 
die Steuerreform, die die Beseitigung der Dis­
kriminierung der Alleinverdiener und die 
stärkere steuerliche Entlastung der Eltern von 
Kindern verlangt hat. 

Das schlechte Gewissen der sozialistischen 
Gewerkschafter, das heute auch durch den 
Abgeordneten Sekanina hier personifiziert 
worden ist, kommt ganz besonders . . . (Abg. 
S e k a n i n a: Euch habe ich eine schöne Arbeit 
verschafft, Kollege Schwimmer, ununter­
brochen müßt ihr von mir reden!) Wenn Sie 
so ein schlechtes Gewissen haben, kann ich 
nichts dafür. (Zustimmung bei der avp.) 

Das schlechte Gewissen der sozialistischen 
Gewerkschafter kommt auch schwarz auf weiß 
zum Ausdruck. (Ruf bei der SPt): Schwarz!) 
Warten Sie, wo das schwarz auf weiß zum 
Ausdruck kommt. Ich habe da eine Nummer 
des "Lebensmittelarbeiters" , des Organs der 
Gewerkschaft der Lebens- und GenußmitteI­
arbeiter vom 9. Juni 1972, die offizielle Zeit­
schrift einer überparteilichen Organisation. 
Was hat diese Zeitschrift, die überparteilich 
sein sollte, zur steuerlichen Vorleistung zu 
berichten? Nichts als Lobhudelei auf den 
SPO-Antrag und Polemik gegen die OVP. 

Damit möchte ich mich etwas näher aus­
einandersetzen. Laut SPO-Antrag sollen jedem 
Steuerpflichtigen 360 S gezahlt werden. Es 
steht hier im "Lebensmittelarbeiter" : " . . .  am 
1 .  Juli 1972 in der Höhe von 360 S pro Steuer­
zahler wirksam werden wird. " "Damit wird 
die Forderung des OGB, daß es sdlon ab 
Mitte 1 972 zu einer Steuerentlastung kommen 
soll, erfüllt." 

Man könnte annehmen, daß eine objektive 
Berichterstattung, wie es einer überpartei­
lichen Gewerkschaftszeitung zukommt. auch 
sachlich über den Inhalt des OVP-Antrages 
berichten würde. Aber hier heißt es: "Schlein­
zers Trick." Es kommt überhaupt keine sach­
liche Information. Man mokiert sich nur über 
den Bundesparteiobmann Dr. Schleinzer, der 
360 S als Trinkgeld bezeichnet hat. Allerdings, 
wie soll man 360 S anders bezeichnen als als 
Trinkgeld, wenn man daran denkt, was 30 S 
pro Monat für einen Familienerhalter bedeu­
ten. 360 S durch 1 2  ist 30 S pro Monat für 
1 972. Das bedeutet für einen Familienerhalter 

Wenn der OGB - und auch der Abge- mit zwei Kindern, der Alleinverdiener ist, pro 

ordnete Sekanina hat das heute getan - ver- Person in seinem Haushalt 7,50 S pro Monat, 

langt, daß Steuerreform und sogenannte Vor- ein Trinkgeld und nichts anderes. Das ist 

leistung - es ist eine Nachleistung, ich habe darüber zu sagen. 
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Dr. Schwimmer 

Parteipolitische Polemik ist das einzige, was 
die überparteiliche Gewerkschaftszeitung zum 
OVP-Antrag zu berichten hatte. Kein Wort 
davon, daß Alleinverdiener 360 S dazubekom­
men sollen, kein Wort davon, daß für Kin­
der 1 20 S gegeben werden sollen. All das 
finden Sie hier nicht. Der Redakteur des 
"Lebensmittelarbeiters" hat offensichtlich 
Angst gehabt, daß die Gewerkschaftsmitglie­
der bei einer objektiven Berichterstattung 
einen Vergleich zwisdlen dem SPO-Antrag 
und dem OVP-Antrag ziehen und dann fest­
stellen könnten, welcher Antrag den gewerk­
schaftlichen Forderungen entspricht, nämlich 
der OVP-Antrag. 

hilfen abgelehnt. Eine Teuerungsabgeltung 
wird von der SPO abgelehnt. 

Was das Sdlulbuch betrifft, wird allen öster­
reichischen Eltern Mißtrauen ausgesprochen. 
Die Schulkostenbeihilfe von 1 000 S, die die 
OVP verlangt hat, wird von der SPO als 
mißtrauenswürdig angesehen und abgelehnt. 
Statt dessen kommt die Bezugscheinbürokratie. 
(Abg. Anion S c h I  a g e r: Kriegsregelung!) 

Bei der Steuerreform vom 1 .  Jänner 1973 
soll nach den Vorstellungen des Finanzmini­
sters eine Form der Berücksichtigung der 
Kinder eintreten, die für die Familien pro­
gressionsverschärfend wirkt und die Kinder­
begünstigung bei der von der teuersten Regie­
rung, die es je gab, verschuldeten Inflation zu 
einer rasanten Entwertung der steuerlichen 
Kinderermäßigung führen wird. 

Im SPO-Antrag zur steuerlichen Vorleistung 
ist nicht die geringste Berücksichtigung des 

ein schlechtes Gewissen haben, dann sollen Familienstandes zu finden. Die SPO betreibt 
sie dem Antrag Sandmeier zustimmen, aber 

Aber weil die SPO gerade bei den Fragen 
der Steuerreform allen Grund hat, der Be­
völkerung Sand in die Augen zu streuen, 
wird auch die Presse des überparteilirnen 
aGB zu diesem Zweck mißbraucht. Wenn die 
SPO und die sozialistischen Gewerkschafter 

nicht die Uberparteilichkeit des OGB in Ge­
fahr bringen. (Zustimmung bei der OVP.) 

Aber nicht nur aus den gewerkschaftlirnen 
Forderungen ist eine Notwendigkeit der fami­
liengerechten Gestaltung der Vorleistung zu 
erkennen. Erst in jüngster Zeit, am 6. Juni 
1 972, hat der Familienpolitisrne Beirat im Bun­
deskanzleramt einen Beschluß gefaßt. Er ver­
langte in diesem Beschluß eine familien­
gerechte Gestaltung der Steuervorleistung, 
gleiche Behandlung von Alleinverdienern und 
erwerbstätigen Ehegatten und Berücksichti­
gung der Kinderzahl. In welchem Gewissens­
konflikt sich die Vertreter der sozialistischen 
Gewerkschafter befinden, zeigt die Tatsarne, 
daß die sozialistischen Vertreter von OGB 
und Arbeiterkammertag im Familienpoliti­
srnen Beirat sich dabei der Stimme enthalten 
haben. Ich nehme also nicht an, daß Ver­
treter von Arbeitnehmerorganisationen im 
Familienpolitischen Beitat an einer familien­
gerernten Gestaltung der Steuervorleistung 
desinteressiert sind. Die St:immenthaltung 
kann kh nur als ReS'ignation auslegen, als 
Resignation darüber, daß der Finanzminister 
für familienfreundliche Politik nidlts übrig hat. 
(Bei/all bei der OVP.) 

Dafür gibt es eine Reihe von Beispielen. 
Zur Zeit der Minderheitsregierung konnten 
wir der SPO noch zweimal 20 S Erhöhung 
der Familienbeihilfen abringen, obwohl die 
SPO sich dann im Wahlkampf damit groß 
getan hat. Einmal wollte der Finanzminister 
10 S anbieten. Zweimal 20 S konnten wir ihm 
damals abringen. Aber seit die SPO die 
absolute Mehrheit hat, werden beharrlich alle 
Anträge auf Verbesserung der Familienbei-

seit längerer Zeit einen Mißbrauch mit dem 
Slogan "Alle Kinder sind gleich" . Mit dem 
Antrag Hofstetter-Sekanina hat sie diesen 
Slogan "Alle Kinder sind gleich" zum ersten­
mal echt erfüllt, allerdings negativ. Alle Kin­
der bekommen gleich viel, nämlich nichts. 
(Zustimmung bei der ·OVP.) 

Wenn man sidl dagegen zur Wehr setzt, 
wagt es der Herr Abgeordnete Sekanina, der 
OVP Lizitationspolitik vorzuwerfen. Ich habe 
schon in einem Zwischenruf den Herrn Abge­
ordneten Sekanina an die sozialistischen An­
träge vom 15. Juni 1 966 erinnert, Anträge 
eines einzigen Tages, die mehr als 10 Mil­
liarden Schilling gekostet hätten. Wenn je­
mand zum derzeitigen Zeitpunkt Lizitations­
politik betreibt, dann die SPO-Regierung, die 
die Inflation weiter hinauflizitiert! (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge­
schlossen. Der Herr BeriChterstatter bittet um 
das Schlußwort. 

Berichterstatter Jungwirth (Schlußwort): 
Hohes Haus ! Dem Antrag der Abgeordneten 
Sandmeier und Genossen kann ich als Bericht­
erstatter nicht beitreten. 

Präsident Dr. Maleta: Wir kommen nunmehr 
zur A b s t i m  m u n g, die ich über beide 
Vorlagen getrennt vornehmen werde. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den 
dem Ausschußbericht angeschlossenen Gesetz­
entwurf betreffend die Ermäßigung der Ein­
kommensteuer (Lohnsteuer) für das Kalender­
jahr 1 972. 
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Präsident Dr. Maleta 
Es liegt ein Abänderungsantrag der Abge­

ordneten Sandmeier und Genossen zu § 1 des 
Gesetzentwurfes vor. 

Ich lasse zunächst über § 1 in der Fassung 
des Abänderungsantrages abstimmen und, 
falls sich hiefür keine Mehrheit findet, über 
§ 1 in der Fassung des Ausschußberichtes und 
sodann über die restlichen Teile des Gesetz-
entwurfes. 

mit "Nein" stimmten die Abgeordneten 
Albrecht, Androsch, Babanitz, Benya, Blecha, 
Brauneis, Broda, Czernetz, Dobesberger, Egg, 
Firnberg, Fischer Heinz, Fleischmann, Gratz, 
Haas, Haberl, Hager, Häuser, Heinz, Hell­
wagner, Hobl, Ho/stetter Erich, Horejs, Horr, 
Jungwirth, Kerstnig, Ki tO, Kostelecky, 
Kreisky, Kriz, Kunstätter, Lanc, Lehr, Liba], 
Lukas, Luptowits, Maderthaner, Maier, 
Marsch, Mayr, Metzker, Mondl, Moser Josef, 

Es ist namentliche Abstimmung über den Mühlbacher, Müller, Murowatz, Neuhauser, 
Antrag Sandmeier begehrt worden. Die Nittel, Ortner, Pansi, Pay, Pfeifer, Pichler, 
namentliche Abstimmung ist von 25 Mitglie- Pölz, Probst, Radinger, Reinhart, Rösch, 
dem �es Nationalrates .. verlangt worden; ich I Samwald, Scheibengra/, Schieder, Schlager 
habe SIe daher durchzufuhren. Josel, Schnell, Schranz, Seda, Sekanina, 

Die Stimmzettel, die zu benützen sind, Sinowatz, Skritek, Staribacher, Steininger, 

tragen den Namen des Abgeordneten und die Stögner, Ströer, Teschl, Thalhammer, Tonn, 

Bezeichnung "Ja" oder "Nein" . Treichl, Troll, Tull, Ulbrich, Veselsky, Weihs 

Ich bitte jene Abgeordneten, die für den 
Antrag der Abgeordneten Sandmeier und Ge­
nossen stimmen, "Ja"-Stimmzettel, jene, die 
gegen den Antrag stimmen, "Nein"-Stimm­
zettel abzugeben. 

Ich bitte die Abgeordneten, ihre Plätze ein­
zunehmen. Die Beamten des Hauses ersuche 
ich, die Stimmzettel in den ihnen zugewiese­
nen Bankreihen einzusammeln. 

(Nach Einsammeln der Stimmzettel:) 

Die Abstimmung ist beendet. Ich ersuche 
die Beamten des Hauses , jeder für sich die 
Stimmenzählung vorzunehmen und mir das Er­
gebnis mitzuteilen. 

(Nach Auszählen der Stimmen:) 

Ich gebe das Abstimmungsergebnis bekannt : 

Oskar, Weisz Robert, Wielandner, Wille, 
Willinger, Winkler, Wodica, Wuganigg, 
Zingler. 

Präsident Dr. Maleta: Ich lasse nunmehr 
über § 1 in der Fassung des Ausschußberichtes 
abstimmen und bitte jene Damen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sdtzen zu erheben. - E i n  s t i m  m (i g 
a n  g e n  0 m m e n. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die restlichen Teile des Gesetzentwurfes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Teilen des Gesetzentwurfes sowie Titel und 
Eingang in der Fassung des Aussmußberichtes 
zustimmen, sich von den Sitzen zu erheben. -
E i n  s t i m  m 'i g a n g e n  0 m m e n. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 
Abgegebene Stimmen 1 75, Ja-Stimmen 86, 
Nein-Stimmen 89. Der Herr Berichterstatter beantragt die so­

fortige Vornahme der dritten Lesung. - Kein 
Der Antrag der Abgeordneten Sandmeier Einwand. 

und Genossen 'ist somit a b g e l  e h n t. 

Mit IIJa" stimmten die Abgeordneten 
Bauer, Bayer, Blenk, Brandstätter, Breiten­
eder, Broesigke, Brunn er, Burger, Deutsch­
mann, Ermacora, Fachleutner, Fiedler, Fischer 
Rudoli Heinz, Frauscher, Frodl, Gasperschitz, 
Glaser, Gorton, Gradinger, Gra/, Gruber, Hag­
;spiel, Hahn, Haider, Halder, Hanreich, Har­
waJik, Hauser, Helbich, Hietl, Ho/stetter Karl, 
Huber, Hubinek, Josseck, Kammerhafer, Kara­
sek, Kau/mann, Keimel, Kern, Kinzl, Kohl­
mai er, Koller, König, Koren, Kotzina, Kraft, 
Lanner, Leitner, Letmaier, Linsbauer, Marwan­
Schlosser, MeißI, Melter, Minkowitsch, Mit­
terer, Mock, Maser Eduard, Mussil, Neumann, 
Neuner, Ofenböck, Pelikan, Peter, Prader, 
Regensburger, Sallinger, Sandmeier, Scheuer, 
Schlager Anton, Schmidt, Schmitz er, Schrotter, 
Schwimmer, Scrinzi, Staudinger, Steiner, Stix, 
Stohs, Suppan, Tödling, Tschida, Vetter, West­
reicher, Wieser, Withalm, Zeillinger; 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. Ich stelle die 
E i n  s t i m  m i g k e i t fest. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Antrag 24/ A der Abgeord­
neten Dr. Scrinzi und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Einkommen­
steuergesetz 1961 neuerlich abgeändert wird. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, den 
vorliegenden Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses (315 der Beilagen) zur Kenntnis 
zu nehmen, sich von den Sitzen zu erheben. 
- Das ist die M e h r  h e i t. A n  g e n  0 m­
m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 
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Präsident Dr. Maleta 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für dem Königreich Swaziland betreffend die 
morgen, Donnerstag, den 15. Juni 1972, um Weiteranwendung des österreidrisch-briti-
1 0  Uhr mit folgender Tagesordnung ein : schen Rechtshilfeabkommens vom 3 1 .  März 

1 .  Beridlt des Finanz· und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (145 der 
Beilagen) : Bundesgesetz über die Besteuerung 
der Umsätze (Umsatzsteuergesetz 1972) (382 
der Beilagen) 

2. Bericht des Finanz- und BUdgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (227 der 
Beilagen) : Bundesgesetz über die Einführung 
des Umsatzsteuergesetzes 1 972 (383 der Bei­
lagen) 

1931 ,  BGBI. Nr. 45/1932 (357 der Beilagen) 

5. Beridlt des Justizausschusses über die 
Regierungsvorlage (223 der Beilagen) : Ver­
trag zwischen der Republik Osterreich und 
der Bundesrepublik Deutschland über die Er­
gänzung des Europäischen Auslieferungsüber­
einkommens vorn 13 .  Dezember 1 951 und die 
Erleichterung seiner Anwendung (358 der Bei­
lagen) 

6. Bericht des Justizausschusses über die 
Regierungsvorlage (224 der Beilagen) : Ver­
trag zwischen der Republik Osterreich und 
der Bundesrepublik Deutschland über die Er­
gänzung des Europäischen Ubereinkommens 
über die Remtshilfe in Strafsachen vom 
20. Ap�il 1959 und die Erle'ichterung seiner 
Anwendung (359 der Beilagen). 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
4. Bericht des Justizausschusses über die eingeleitet. 

Regierungsvorlage (21 2  der Beilagen) : Noten­
wechsel zwischen der Republik Osterreich und 

3. Bericht des Justizausschusses über die 
Regierungsvorlage ( 180 der Beilagen) : Noten­
wechsel gemäß Artikel 2 Absatz 1 lit. b des 
Auslieferungsvertrages zwischen der Republik 
Osterreich und dem Vereinigten Königreich 
von Großbritannien und Nordirland vom 
9. Jänner 1963 in der Fassung des Protokolls 
vorn 15. Jänner 1969 (356 der Beilagen) 

Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n. 

SchIu' der Sitzung: 18 Uhr 30 Minuten 

Osterreichische Staatsdrueke.rei L61 10332 
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